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121. Sitzung 

Bonn, den 29. Juni 1960 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.04 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, 

(die Abgeordneten erheben sich) 

der Tod hat wieder eine schmerzliche Lücke in 
unsere Reihen gerissen Am 97 Juni verstarb nach 

einer langen und schweren Krankheit unser Kollege 
Otto Köhler. 

Otto Köhler wurde am 10. März 1897 in Bühns-
dorf im Holsteinischen geboren. Er war Landwirt. 
Er hat eine Reihe Ämter im landwirtschaftlichen 
Verbandswesen bekleidet und war in der bäuer-
lichen Selbstverwaltung tätig. Von 1929 bis 1933 

g war er Provinzialvorsitzender des Schleswig-Hol-
steinischen Land- und Bauernbundes; nach 1933 war 
er Leiter des Verbandes der Schleswig-Holsteini-
schen Genossenschaften. 

Im ersten Weltkrieg war Otto Köhler Soldat. Er 
schloß sich der Deutschen Volkspartei an und war 
seit 1924 Mitglied ihres Landesvorstandes. Im Jahre 
1955 trat der Verstorbene der Freien Demokrati-
schen Partei bei. Er war Mitglied des Landesvor-
standes Schleswig-Holstein und Mitglied des Bun-
desvorstandes der FDP. Dem Deutschen Bundestag 
gehörte der Verstorbene über die Landesliste 
Schleswig-Holstein seit 1957 an. Er war Mitglied 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Ich spreche den Hinterbliebenen und der betrof-
fenen Fraktion der FDP die herzliche Anteilnahme 
des Hauses aus. — 

Sie haben sich zum Gedächtnis des Verstorbenen 
von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Ich habe noch mitzuteilen, daß mit Wirkung vom 
27. Juni für den ausgeschiedenen Abgeordneten Dr. 
Ratzel der Abgeordnete Rimmelspacher in den Bun-
destag eingetreten ist. Ich begrüße den neuen 
Kollegen in unserer Mitte und wünsche ihm eine 
gute Zusammenarbeit mit uns. 

(Beifall.) 

Weiterhin habe ich noch einige Glückwünsche 
auszusprechen. Frau Dr. Brökelschen feierte am 
25. Juni ihren 70. Geburtstag. Frau Dr. Dr. h. c. 

Lüders beging am selben Tag ihren 82. Geburtstag. 
Das Haus drückt Ihnen beiden herzliche Glück-
wünsche aus. Ad multos annos! 

(Beifall.) 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
unter Bezug auf den Beschluß des Bundestages vom 8. April 1959 
eine Übersicht über die Beschäftigung Schwerbeschädigter bei den 
Bundesdienststellen nach dem Stand vom 1. April 1960 übersandt, 
die als Drucksache 1963 verteilt wird. 

Die Fraktion der FDP hat am 14. Juni 198u ihren (Gesetzent-
wurf zur Änderung des Gesetzes über den Ladenschluß — Druck-
sache 1192 — zurückgezogen. 

Der Herr Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauf-
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung hat unter dem 

8. Juni 1960 die nachstehenden Gutachten übersandt: Gutachten 
über die Suchdiensteinrichtungen des Deutschen Roten Kreuzes 
und der kirchlichen Wohlfahrtsverbände, Gutachten über die 
Wirtschaftlichkeit vollständiger Überdachung der Abstellflächen 
fur Kraftfahrzeuge der Bundeswehr, Gutachten über die Organi-
sation und Wirtschaftlichkeit des Luftfahrt-Bundesamtes. Sie lie-
gen im Archiv zur Einsichtnahme aus. 

Der Herr Präsident der Versammlung der Westeuropäischen 
Union hat die Empfehlungen Nr. 44, 45, 47, 48, 49 und die Be-
richte der Ausschüsse übersandt. Sie werden an die Mitglieder 
des Hauses als Drucksache 1967 verteilt. 

Der Herr Stellvertreter des Bundeskanzlers hat unter dem 
28. Juni 1960 gemäß § 20 Abs. 5 des Milch- und Fettgesetzes in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 die 

Verordnung M Nr. 1/60 über Preise für inländischen Raps 
und Rübsen 

zur Kenntnis übersandt. Sie liegt im Archiv zur Einsichtnahme 
aus. 

Der Herr Stellvertreter des Bundeskanzlers hat unter dem 
28. Juni 1960 gemäß § 19 Abs. 2 des Milch- und Fettgesetzes in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 die 

Vierte Verordnung zur Verlängerung der Verordnung über 
die Beimischung inländischen Rüböls und Feintalges 

zur Kenntnis übersandt. Sie liegt im Archiv zur Einsichtnahme 
aus. 

Der Herr Stellvertreter des Bundeskanzlers hat unter dem 
28. Juni 1960 gemäß § 2 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über die 
Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte vom 
7. August 1953 den Geschäftsbericht der Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte über das Rechnungsjahr 1958 übersandt, 
der als Drucksache 1968 verteilt wird. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sollen 
unter Punkt 29 der Tagesordnung außer der ersten 
Beratung auch die zweite und die dritte Beratung 
des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
DP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Rechtsverordnungen im Bereich der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit — Drucksache 1965 — durchgeführt 
werden. Ist das Haus mit dieser Erweiterung ein-
verstanden? — Das ist der Fall; dann ist so be-
schlossen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe auf 
Punkt 1: 

Fragestunde (Drucksache 1957). 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
Die erste Frage hat Herr Abgeordneter Dr. Kohut 

gestellt. Sie betrifft Auskünfte über Leistungen aus 
Tit. 300, also den Geschäftsbereich des Bundes-
kanzleramtes: 

Auf welche gesetzliche Bestimmung gründet die Bundesregie-
rung die bei der Beantwortung meiner Anfrage in der 114. Sit-
zung des Bundestages (Drucksache 1846, Frage VIII/ 2) erteilte 
Auskunft, haushaltsrechtliche Vorschriften ließen es nicht zu, 
über Leistungen aus Titel 300 Auskünfte zu erteilen? 

Ist es nicht vielmehr so, daß die Erteilung von Auskünften 
über Leistungen aus diesem Titel in das Ermessen der Bundes-
regierung gestellt ist, das sich an der politischen Verantwort-
lichkeit der Bundesregierung, insbesondere aber an ihrer Pflicht 
zu orientieren hat, Klarheit dort zu schaffen, wo durch Meldun-
gen über angebliche Leistungen aus dem Titel 300 das Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland gefährdet wird? 

Das Wort hat Herr Staatssekretär von Eckardt. 

von Eckardt, Staatssekretär, Bundespressechef: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Durch 
den Haushaltsvermerk zu Kap. 04 03 Tit. 300 wird 
bestimmt, daß die Jahresrechnung über die Aus-
gaben aus diesem Titel nur der Prüfung durch den 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt. 
Es ist der Sinn dieser Bestimmung des Haushalts-
gesetzes, zum Schutze wichtiger Interessen des 
Bundes, unter Umständen aber auch zum Schutze 
der Empfänger dieser Mittel Erörterungen über 
einzelne Ausgaben zu verhindern. Insbesondere im 
Hinblick auf den Schutz der Empfänger ist die 
Bundesregierung keinesfalls in der Lage, nach 
freiem Ermessen zu entscheiden. Sie ist vielmehr 
grundsätzlich verpflichtet, Auskünfte gegenüber 
allen Stellen - mit Ausnahme des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes zu verweigern. Sie kann da-
her Angaben über angebliche Ausgaben aus diesem 

(B) Titel von begründeten Ausnahmefällen abgesehen 
weder bestätigen noch dementieren. 

(Abg. Wittrock: Das scheinen ja seltsame 
Empfänger zu sein, die Sie dadurch 
schützen müssen, daß Sie sich nicht über 

ihre Person äußern!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Sie haben das Recht, 
Fragen zu stellen, aber nicht das Recht, ein Gespräch 
anzuknüpfen. 

(Abg. Wittrock: Ich kann doch Zwischenrufe 
machen!) 

Eine Zusatzfrage? — Nein, die Frage ist erledigt. 

Die zweite Frage bezieht sich auf den Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts. Fragestellerin ist 
Frau Abgeordnete Dr. Diemer-Nicolaus. Die Frage 
betrifft ein deutsch-türkisches Finanzabkommen: 

Ist es richtig, daß der Herr Bundeskanzler durch ein Finanz-
abkommen Mitte April 1960 mit der damaligen türkischen Regie-
rung Menderes einen Kredit von 35 Millionen Dollar und eine 
Hermes-Garantie über weitere 15 Millionen Dollar zusagte und 
daß dieser Staatsvertrag in Bonn als „Geheime Verschlußsache" 
deklariert wurde? 

Das Wort hat Herr Staatssekretär van Scherpen-
berg. 

Dr. van Scherpenberg, Staatssekretär des Aus-
wärtigen Amts: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu der Frage ist folgendes zu sagen. Am 
19. April dieses Jahres wurde zwischen der Bundes-
regierung und der damaligen türkischen Regierung 
Menderes ein Rahmenabkommen abgeschlossen, 

durch welches die Kreditanstalt für Wiederaufbau  
in die Lage versetzt wurde, der Zentralbank der 
Türkischen Republik ein bankenübliches Darlehen 
in Höhe von 147 Millionen DM zu gewähren. Das 
Darlehen dient dem Zweck der Verstärkung der 
Kassenreverse der Türkischen Zentralbank in aus-
ländischer Währung. Es wurde gegeben in Anrech-
nung auf etwaige spätere multilaterale Hilfeleistun-
gen für die Türkei. 

In diesem Abkommen erklärte sich die Bundesre-
gierung bereit, gegenüber deutschen Ausführern 
Bundesbürgschaften und -garantien für Ausfuhrge-
schäfte nach der Türkei bis zur Höhe von 63 Mil-
lionen DM über die bisher gewährten oder zuge-
sagten Bürgschaften und Garantien hinaus nach 
Maßgabe ihrer allgemeinen Grundsätze zu überneh-
men. Das Abkommen ist nicht etwa als geheime 
Verschlußsache behandelt worden, sondern völlig 
offen im normalen Geschäftsgang gelaufen. Es ist 
lediglich wegen seines Charakters als Rahmenab-
kommen und wegen der Tatsache, daß für die Kre-
ditgewährung als solche lediglich der zwischen den 
Banken, nämlich der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
und der Türkischen Zentralbank, abgeschlossene 
Vertrag maßgeblich ist, nicht veröffentlicht worden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage? 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Ja, ich habe 
folgende Frage zu stellen: Ist der Bundesregierung 
die Veröffentlichung über dieses Abkommen in der 
Mitteilung des Deutschen Industrieinstituts vom 
31. Mai 1960 bekannt, in der es — es handelt sich 
um einen Auszug aus dem „Handelsblatt", also 
einer seriösen Zeitung — wie folgt heißt: 

Riskanter Türkenkredit. — Ungeachtet der sich 
deutlich zuspitzenden politischen Entwicklung 
in der Türkei veranlaßte die Bundesregierung, 
daß dem türkischen Staat ein Kredit von 35 Mil-
lionen Dollar oder rund 150 Millionen DM in 
bar zur Verfügung gestellt wurde. Von sach-
kundigen Bonner Ministerialbeamten war dazu 
fast einhellig die Ansicht zu hören, daß der 
ohne Rücksicht auf ein schweres politisches Ri-
siko ausgezahlte mittelfristige Kredit mit einer 
an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit 
als langfristig nicht einbringbare Forderung an-
gesehen werden müsse. Entgegen den dringen-
den Vorstellungen des Bundeswirtschaftsmini-
steriums und des Auswärtigen Amtes, der 
Türkei allenfalls nur eine Kreditzusage im Rah-
men eines multilateralen Abkommens zu ge-
ben, schloß der Bundeskanzler Mitte April mit 
der türkischen Regierung Menderes ein zwei-
seitiges Finanzabkommen, das den erwähnten 
Barkredit . . . 

Vizepräsident Dr. Schmid: Frau Abgeordnete, 
Sie können hier nicht ganze Zeitungsartikel ver-
lesen. 

(Heiterkeit.) 
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Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Nein; ich bin 
auch gleich fertig. Aber es ist in eine Frageform ge-
kleidet, Herr Präsident! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Aber das Verlesen 
von Zeitungsartikel in eine Frageform zu kleiden 
ist im Hause nicht üblich. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Ich habe 
dazu folgendes zu fragen: Ist Ihnen bekannt, daß 
dann noch der Hinweis auf „geheime Verschluß-
sache" kommt? Und was hat die Bundesregierung 
unternommen, um diese Dinge richtigzustellen? 

Dr. van Scherpenberg, Staatssekretär des Aus-
wärtigen Amts: Der Zeitungsartikel ist mir natür-
lich bekannt. Aber wir können nicht auf jeden Zei-
tungsartikel, der wirklich voller Unrichtigkeiten ist, 
ein ebenso ausführliches Dementi geben. 

(Lachen bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Dafür haben wir 
die Fragestunde gehabt. 

Die Frage aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft Abgeordneter Wilhelm —
betrifft Förderungsmaßnahmen zur Ansiedlung von 
Industriebetrieben im Saarland: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammenhang mit der 
Einschränkung bzw. Stillegung von Schachtanlagen der Saar-
bergwerke im Saarland die gleichen Forderungsmaßnahmen zur 
Ansiedlung von Industriebetrieben zu erwägen, wie sie für den 
Raum Bochum zugesagt wurden? 

Herr Wirtschaftsminister! 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Zur Förderung der Ansiedlung von Ersatz-
industrien in dem von Zechenstillegungen größeren 
Ausmaßes betroffenen Steinkohlenrevier stehen zur 
Zeit 15 Millionen DM Kreditmittel zur Verfügung, 
die die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, Nürnberg, auf meine An-
regung bereitgestellt hat. Mittel aus der Heizöl-
steuer stehen nach dem Beschluß des Bundestages 
hierfür nicht zur Verfügung. Die Bundesregierung 
beobachtet die Auswirkungen von Betriebsein-
schränkungen im Saarland ebenso wie in anderen 
Steinkohlenbezirken mit besonderer Aufmerksam-
keit. Sofern im Saarland Betriebsstillegungen grö-
ßeren Umfangs notwendig werden sollten und eine 
Ansiedlung von Ersatzindustrien zweckmäßig er-
scheint, wird das Bundesministerium für Wirtschaft 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung vorschlagen, diese Mittel 
auch im Saarland einzusetzen. Die Bundesregierung 
setzt dabei voraus, daß die etwa vordringliche An-
siedlung von Ersatzbetrieben primär von der Lan-
desregierung und den betroffenen Gemeinden ge-
fördert wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage? — 

Die  Frage ist erledigt. 

Die nächste Frage — des Abgeordneten Kram-
mig — betrifft den Export von Roggen: 

Wie viele Tonnen Roggen wurden 
a) im Jahre 1957 
b) im Jahre 1958 
c) im ,Jahre 1959 

in das Ausland ausgeführt? 

Wie hoch war der Preis, der auf dem Binnenmarkt je Tonne 
Roggen gezahlt wurde? 

Wie hoch waren die Einlagerungskosten je Tonne Roggen bei 
der Einfuhr- und Vorratsstelle? 

Zu welchem Preis wurde der Roggen je Tonne exportiert? 

Wie hoch ist die Gesamthöhe des Bundeszuschusses, der je 
Tonne Roggen beim Export gezahlt wurde? 

Warum wurde dieser Roggen nicht denjenigen Landwirten zu 
Futterzwecken zum Kauf angeboten, die ihre Eigenerzeugung an 
Roggen verfütterten, somit keinen Roggen auf den Markt brach-
ten und noch Bedarf hatten? 

Ist Herr Abgeordneter Krammig im Hause? — Ich 
bitte, die Frage zu beantworten, Herr Minister. 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich darf die gestellte Frage 
wie folgt beantworten, 

Im Wirtschaftsjahr 1957/58 wurden rund 100 000 t 
Roggen ausgeführt, im Jahre 1958/59 rund 140 000 t 
Roggen. Im Jahre 1959/60 wurden bis jetzt rund 
40 000 t Roggen zur Ausfuhr freigegeben. 

Die zweite Frage: 380 bis 400 DM je t ist der Ein-
standspreis für die Einfuhr- und Vorratsstelle. 

Dritte Frage: Die Lagerkosten der Einfuhr- und 
Vorratsstelle betrugen je Jahr und t 80 bis 85 DM 
einschließlich Einlagerungs- und sonstiger Vor-
kosten im ersten Jahr und in jedem weiteren Jahr 
45 bis 50 DM. Bei der Wiederabgabe aus der Ein-
fuhr- und Vorratsstelle entstehen noch Zusatzkosten 
von 4 DM je t. 

Vierte Frage: Der von der Einfuhr- und Vorrats-
stelle erzielte Exportpreis schwankte je nach der 
Weltmarktlage zwischen 190 und 227 DM je t., so 
daß die durchschnittlichen Verluste gegenüber dem 
Einstandspreis 195 DM betrugen. 

Die letzte Frage: Warum wurde dieser Roggen 
nicht an die Bauern direkt abgegeben? Eine ge-
zielte Abgabe an diejenigen Landwirte, die nach-
weislich ihre eigene Erzeugung an Roggen verfüt-
tert und noch weiteren Bedarf haben, ist verwal-
tungsmäßig nicht möglich. Es besteht keine Mög-
lichkeit, Feststellungen zu treffen, wer seinen Rog-
gen wirklich selbst verfüttert hat und in welcher 
Menge. Außerdem besteht die Gefahr, daß der ver-
billigte Roggen im Hinblick auf den genannten 
Preisunterschied nicht im eigenen Betrieb verfüttert 
wird, sondern wieder auf den Markt gebracht oder 
gar der Einfuhr- und Vorratsstelle wiederum zum 
Kauf angeboten wird. Auch eine Ionisierung des 
Roggens würde das nicht verhindern können, weil 
dann wieder andere Mengen in Bewegung gesetzt 
werden könnten, die ihrerseits zum Angebot bei 
der Einfuhr- und Vorratsstelle auftauchen würden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Haben Sie eine Zu-
satzfrage? 

Krammig (CDU/CSU) : Nein, ich danke dem 
Herrn Bundesminister. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-

ledigt. 
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Die nächste Frage — des Abgeordneten Vogt — 

betrifft Deutsche, die in der sowjetisch besetzten 
Zone aus politischen Gründen inhaftiert sind: 

Verfügt die Bundesregierung über ausreichende Informationen 
über die in der Sowjetischen Besatzungszone aus politischen 
Gründen inhaftierten Deutschen, gegebenenfalls auch über deren 
Deportation in die Sowjetunion? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nunmehr nach 
Bekanntgabe des Todes von Dr. Linse durch das Sowjetische 
Rote Kreuz es an der Zeit ist, der ganzen Welt eine zusammen-
gefaßte Dokumentation über das Ausmaß dieses kommunisti-
schen Terrors — über die Anzahl der Inhaftierten, über die 
angeblichen Gründe, die zur Verhaftung und zur Verurteilung 
geführt haben, über die Strafen, über die Fälle von Menschen-
raub und über das Einzelschicksal - vorzulegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine solche Dokumentation in 
Form eines Rotbuches herauszugeben? 

Herr Minister Lemmer zur Beantwortung. 

Lemmer, Bundesminister für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung ist ständig be-
müht, auf jede nur mögliche Weise die notwendi-
gen Informationen über die Verhältnisse der poli-
tischen Gefangenen in der Sowjetzone beizubrin-
gen. Dennoch dürfte es kaum möglich sein, exakte 
und korrekte Zahlen über den Umfang und die 
Lage dieses Personenkreises zu geben. Dies ergibt 
sich aus verschiedenen Gründen. 

Zunächst ist zu berücksichtigen, daß der Kreis 
derjenigen Personen, die im freiheitlichen Sinne 
als politische Gefangene in der Sowjetzone anzu-
sehen sind, infolge der Eingruppierung durch die 
dortige Justiz verschleiert wird. Dazu dient vor 
allem die Vermischung von eindeutig politischen 

I) Sachverhalten mit angeblich kriminellen Tatbe-
ständen, wie dies besonders deutlich bei den soge-
nannten Wirtschaftsverbrechen in Erscheinung tritt. 
Hinzu kommt die relativ starke Fluktuation, die 
durch politisch bedingte Verhaftungs- und Verur-
teilungswellen und entsprechende Entlassungs-
aktionen aus Opportunitätsgesichtspunkten ent-
steht. Zahl, Lage und Umfang der teilweise peri-
odisch belegten zahlreichen Haftarbeitslager 
schwanken zudem stark. Schließlich steht der ge-
nauen Erfassung der politischen Häftlinge die ab-
sichtliche Vermischung von Untersuchungs- und 
Strafhäftlingen entgegen. 

Im Ergebnis können daher nur Schätzungen der 
Gesamtzahl der politischen Häftlinge in  der So-
wjetzone gegeben werden. Es wird sich — immer-
hin einigermaßen zuverlässig geschätzt — etwa um 
eine Zahl von 10 000 handeln. Über die Einzel-
heiten der damit in Zusammenhang stehenden Fra-
gen habe ich mich in meinem Schreiben vom 
28. April dieses Jahres an den Herrn Vorsitzenden 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
des Deutschen Bundestages zur Drucksache 269 aus-
führlich geäußert. Ich bin gern bereit, als Informa-
tion dieses Schreiben Ihnen, Herr Kollege, gleich-
falls zuzuleiten. 

Zu Ihrer zweiten Frage bezüglich einer Doku-
mentation über die politischen Häftlinge in der 
Sowjetzone weise ich darauf hin, daß eine von 
meinem Hause geförderte ausführliche Schrift unter 
dem Titel „Die politischen Häftlinge in der So-
wjetzone" von Gerhard Finn vor wenigen Monaten  

veröffentlicht worden ist. Eine eingehende weitere  
Publikation ist in Vorbereitung. Sie wird insbeson-
dere auch dokumentarische Unterlagen bringen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage? 

(Abg. Vogt: Ich danke sehr!) 

— Die Frage ist erledigt. 

Nächste Frage: Frage der Abgeordneten Frau 
Dr. Lüders — wird übernommen von dem Abge-
ordneten Spitzmüller — betreffend den Strontium

-

gehalt im Knochenmark von Säuglingen und Klein-
kindern: 

Trifft es zu, daß sich in Großbritannien der Gehalt an Stron-
tium 90 im Knochenmark von Säuglingen und Kleinkindern in 
den letzten Jahren verdoppelt hat, und wie war die Entwick-
lung bei den Säuglingen und Kleinkindern im Bundesgebiet? 

Zur Beantwortung der Herr Minister! 

Dr.-Ing. Balke, Bundesminister für Atomkern-
energie und Wasserwirtschaft: Die durch die Presse 
und von englischen Autoren bekanntgegebenen 
Werte über den Strontium-90-Gehalt in Knochen von 
Säuglingen und Kleinkindern in Großbritannien 
können von der Bundesregierung nicht nachgeprüft 
werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden seit 
1958 Untersuchungen über den Gehalt an Strontium-
90 in menschlichen Knochen durchgeführt, und zwar 
vom Institut für gerichtliche und soziale Medizin 
der Universität Kiel und vom Max-Planck-Institut 
für Biophysik in Frankfurt am Main. Die Meßergeb-
nisse, die aus Knochenproben von Personen ver-
schiedenen Alters stammen, lassen 1959 einen An-
stieg gegenüber 1958 erkennen. Sie stellen Mittel-
werte aus einer noch verhältnismäßig kleinen Zahl 
von Untersuchungsproben dar. Die Untersuchungen 
werden an umfangreicherem Material fortgesetzt, 
wobei dieses im Verhältnis zur Bevölkerungszahl 
statistisch immer geringfügig sein wird. 

Die Werte, ausgedrückt in Strontium-Einheiten 
— eine Strontium-Einheit ist 10 -12  % Kalzium —, 
sind von 1958 auf 1959 in folgender Weise ange-
stiegen: bei Totgeburten von 1,20 auf 1,89, bei 0 bis 
5-Jährigen von 1,35 auf 2,19 bei 5- bis 20-Jährigen 
von 0,50 auf 0,78, bei über 20-Jährigen von 0,12 
auf 0,15. Das heißt also, daß sich die Werte bei 
Säuglingen und Kleinkindern nicht ganz verdoppelt 
haben. Sie liegen nach den bisher gültigen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen unter den für Erwach-
sene oder Kinder innerhalb einer Bevölkerung zu-
lässigen Werten. 

Die Ergebnisse der Untersuchungen in der Bun-
desrepublik werden regelmäßig in den von mir 
herausgegebenen Vierteljahresberichten über „Um-
weltradioaktivität und Strahlenbelastung" der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. Herr Abgeordneter, 
ich habe zwei Exemplare der letzten Berichte mitge-
bracht; ich darf sie Ihnen überreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage? 
— Die Frage ist erledigt. 
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Nächste Frage: Frage des Abgeordneten Killat 

betreffend  Mängel in der Rentenabteilung der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte:  

ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der Bundesver-
sicherungsanstalt für Angestellte in einem nicht vertretbaren 

Ausmaß erhebliche Mängel in der Rentenabteilung festgestellt 
wurden, die 

a) eine bedenkliche Häufung fehlerhaft berechneter Renten er-
gaben und  

h) auch die Möglichkeit aufzeigten, daß an den Rentenberech-
nungs-Unterlagen verhältnismäßig leicht unbefugte Ände-
rungen vorgenommen werden können? 

Was gedenkt bejahendenfalls die Bundesregierung zu tun, um 
die Versicherten wie auch die Versichertengemeinschaft vor 
Schäden aus solchen anscheinend in der Verwaltungsführung 
liegenden Mängeln zu bewahren? 

Dr. Claussen, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf 'die Frage wie 
folgt beantworten: 

Die in jüngster Zeit vorgenommenen Überprüfun-
gen ,der Rentenabteilung der Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte haben nicht ergeben, daß 
erhebliche Mängel der Bearbeitung in einem un-
vertretbaren Ausmaß bestehen. Die schwierige Ver

-

waltungslage der.,,- Anstalt  	bedingt durch über-

großen Arbeitsanfall und auch idurch ,den Mangel 
an geschulten Arbeitskräften — hat ,die Bundes-
regierung schon vor längerer Zeit veranlaßt, ,den 
Herrn Bundesbeauftragten für die Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung mit einer Prüfung der Organi-
sation der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte zu beauftragen. Das Ergebnis liegt noch nicht 
vor. 

Zu den einzelnen Teilen Ihrer Frage, Herr Abge-
ordneter, darf ich sagen: 

Es ist nicht festgestellt worden, daß die Zahl 
er fehlerhaft berechneten Renten sich bedenklich 

gehäuft hat. Es ,sind infolge des außergewöhnlichen 
Arbeitsanfalls Fehler zuungunsten, aber auch zu-
gunsten der Rentner vorgekommen; die Zahl dieser 
Fehler hat aber ein vertretbares Ausmaß nicht 
überschritten. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage darf ich sagen: 
Durch eine Verwaltungsanordnung der Geschäfts-
führung der Bundesanstalt ist dafür gesorgt worden, 
daß Rentenberechnungsunterlagen nicht nachträglich 
geändert werden. Es handelt sich dabei um Unter-
lagen wie z. B. Beitragsübersichten und iandere 
Dinge, die der Rentenrechner selber herstellt, um 
die maschinelle Berechnung der Renten vorzuberei-
ten. Hierbei ist es vorgekommen, daß die Unter-
lagen, wenn sie offensichtlich Fehler enthielten, 
von sachkundigen Personen sofort berichtigt wur-
den, ohne daß der Sachbearbeiter dazu noch gehört 
worden ist. Die Bundesanstalt hat dieses Verfahren 
abgestellt. Durch diese Methode sind aber weder 
die Rentenempfänger noch ,die Bundesanstalt in 
irgendeiner Weise geschädigt worden. 

Ich ,darf besonders betonen, daß eine Veränderung 
an den Versicherungsunterlagen (Versicherungs-
karten, Aufrechnungsbescheinigungen usw.) — eine 
Änderung dieser Unterlagen, die ja Urkunden sind, 
wäre strafbar — nicht bekanntgeworden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage?  

Killat (Unterbach) (SPD) : Eine Zusatzfrage, Herr 
Staatssekretär. Mich überrascht diese Antwort inso-
fern, als mir bekanntgeworden ist, daß in einzelnen 
Referaten der Rentenabteilung der BfA Fehler-
quellen aufgedeckt wurden, die bis zu 50 % der  

bearbeiteten Renten betreffen, im Durchschnitt etwa  

30%. Das heißt also: Nach dem Gesetz der Serie ist  
es in einzelnen Referaten dem Zufall überlassen,  
ob die Renten richtig oder fehlerhaft berechnet  

werden.  

Vizepräsident Dr. Schmid: Welche Frage stel-
len Sie, Herr Abgeordneter?  

Killat (Unterbach) (SPD) : Ich darf dazu an den  

Herrn Staatssekretär die Frage richten: Welche  

Möglichkeit besitzt nach Auffassung .der Bundes-
regierung die ehrenamtliche Selbstverwaltung  

— die ja unter Umständen für Schäden haftet  —, 

Kenntnis von solchen Mängeln aus Prüfungsergeb-
nissen, die unter Umständen nur der  Geschäfts-
führung zugänglich sind zu erlangen und welche  
Möglichkeiten besitzen die Organe, von sich aus  

solche Fehlerquellen und Mängel der Verwaltung  
abzustellen?  

Dr. Claussen, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung: Dazu darf ich  

sagen, Herr Abgeordneter: sie haben alle diejenigen  
Möglichkeiten der Selbstverwaltung, die im Gesetz  

vorgesehen sind, und darüber hinaus alle diejeni-
gen, die sie aus eigener persönlicher Initiative ent-
wickeln. Ich bin selber jahrelang in der Selbstver-
waltung der Bundesanstalt tätig gewesen und habe  

mir große Mühe gegeben, durch die Selbstverwal-
tung dafür zu sorgen, daß die Organisation verbes-
sert wird. Außerdem werden ihnen die Gutachten  

zur Kenntnis gegeben werden, die der Bundesbeauf-
tragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung er-
stellt, und ich glaube, daß das eine gute Handhabe  

dafür sein wird, allen Mitgliedern der Selbstver-
waltung die Möglichkeit zu geben, in Zukunft  
etwaige Fehler in der Organisation zu beseitigen.  
Fehler sind natürlich nicht absolut vermeidbar; aber  

ich glaube doch, daß sich Geschäftsführung und  
Selbstverwaltung die größte Mühe geben, Fehler  
zu vermeiden.  

Vizepräsident Dr. Schmid: Die nächste Frage 
— des Herrn Abgeordneten Simpfendörfer — betrifft 
das Kapital der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung  
und Arbeitslosenfürsorge.  

Wie hoch ist die Kapitaldecke bei der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenfürsorge angewachsen? 

1st die Bundesregierung nicht der Ansicht, daß es angebracht 
ware, die Beitragssätze zu senken, weil ja allein durch den 
Zinsendienst eine weitere Aufstockung des Kapitals erfolgt? 

Dr. Claussen, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung: Ich darf die 
Frage wie folgt beantworten: 

Die Rücklagen der Bundesanstalt für Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenfürsorge betrugen Ende 
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April 1960 3751 Millionen DM. Die Bundesregie-
rung prüft zur Zeit, ob eine Möglichkeit zur Bei-
tragssenkung besteht. Ich darf darauf hinweisen, 
daß schon in früheren Jahren die Beiträge in einem 
erheblichen Ausmaß gesenkt worden sind: 1949 von 
6 1 /2 % auf 4% 1955 von 4 auf 3 % und 1957, das 
letzte Mal, von 3 auf 2 %. Daraus ergibt sich auch, 
daß für eine mögliche weitere Beitragssenkung kein 
besonderer Raum ist. Wahrscheinlich würde es sich 
empfehlen, den Einzug des Beitrags für einige Mo-
nate auszusetzen. Diese Frage wird anläßlich der 
Beratung des AVAVG nach den Sommerferien in 
diesem Hohen Hause noch eine besondere Bedeu-
tung haben. 

Herr Abgeordneter, Sie haben auch nach den Zin-
sen aus der Rücklage gefragt. Diese führen nicht 
automatisch zu einer Aufstockung der Rücklage, 
sondern fließen zunächst den Gesamteinnahmen der 
Bundesanstalt zu. Erst ein Überschuß der Einnah-
men über die Ausgaben am Schluß des Rechnungs-
jahres kann zur Verstärkung der Rücklage führen. 

Simpfendörfer (CDU/CSU) : Danke schön. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Der Abgeordnete 
Schmitt-Vockenhausen stellt eine Frage betreffend 
die automatische Gebührenabrechnung der Deut-
schen Bundespost. 

In welchem Umfange sind bisher Fehler bei den automatischen 
Gebührenabrechnungen der Deutschen Bundespost aufgetreten? 

Herr Minister, bitte. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Präsident! Die Fernsprech-
abrechnung erfolgt auch nach der Umstellung auf 
das Lochkartensystem noch zum Teil manuell. Die-
ser manuelle Teil ist durch die automatische Zäh-
lung und durch die Verarbeitung der Zählergeb-
nisse im Lochkartensystem wesentlich zurückge-
drängt worden. Bei diesen beiden geteilten Aufga-
ben werden ungefähr 0,02 pro mille Fehlerquellen 
festgestellt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Die Fehlerquel-
len sind also bei der Lochkartenabrechnung nicht 
größer als bei der manuellen Abrechnung? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Nein, Herr Abgeordneter, das 
kann man so nicht sagen. Früher, bei der rein ma-
nuellen Arbeit, waren die Fehlerquellen größer. 
Durch die automatische Zählung und die Verrech-
nung und Bearbeitung durch das Lochkartensystem 
sind diese Fehlerquellen reduziert worden auf 0,02 
pro mille. 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Danke schön. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Der Abgeordnete 
Schmitt-Vockenhausen stellt auch die nächste Frage  

betreffend Überweisungsvordrucke der Deutschen (1 
 Bundespost. 

Is? der Herr Bundespostminister bereit, darauf hinzuwirken, 
daß die Überweisungsvordrucke der Deutschen Bundespost mit 
denen der Kreditinstitute abgestimmt werden, damit eine Brücke 
zwischen beiden Überweisungsverfahren in der maschinellen Ab-
wicklung gefunden wird? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Die Deutsche Bundespost beab-
sichtigt, das Postscheckwesen zu automatisieren. Die 
Vorarbeiten sind sehr weit fortgeschritten. Wir sind 
in der Lage, noch in diesem Jahr die erste Ver-
suchsanlage aufzustellen. Diese automatische Verar-
beitung der Originalbelege ist natürlich von be-
stimmten Voraussetzungen abhängig. Diese Voraus-
setzungen sind im Augenblick noch so, daß wir, um 
die Originalbelege im automatischen Verfahren ver-
arbeiten zu können, einen zweigeteilten Original-
beleg haben müßten. Wir sind aber im Augenblick 
dabei, den einen Teil dieses Originalbelegs auf Mi-
krofilm aufzunehmen, so daß dieser Teil wegfallen 
würde. Damit kämen wir im Postscheckdienst zu 
einer sehr einfachen Lösung mit nur einem Teil 
eines Originalbelegs. Dagegen bearbeiten die Giro-
verbände und die anderen Überweisungsinstitute 
den Überweisungsscheck nach wie vor noch mit 
dem sogenannten Originalbeleg plus Durchschreibe-
verfahren. Das Durchschreibeverfahren ist aber bei 
der Automatisierung des Postscheckdienstes nicht 
verwendbar. Aus diesem Grunde sind wir bisher 
nicht zu einer Übereinstimmung gekommen. Sollten 
wir aber diese Lösung — Originalbeleg plus Mikro-
film — perfekt haben, dann bin ich sehr gern bereit, 
mich mit allen in Frage kommenden Instituten zu-
sammenzusetzen, um einen gemeinsamen Beleg zu 
erarbeiten, denn dieser gemeinsame Beleg wäre 
auch für den Postscheckdienst von großem Vorteil, 
wenn er, auch sofern er von anderen Kassen stammt, 
•die Voraussetzungen zur Verarbeitung in unseren 
Maschinen erfüllen würde. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Ich danke. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-
ledigt. 

Die Frage des Abgeordneten Dr. Bechert betrifft 
die Verlegung des Schießplatzes in der Gemarkung 
Bruchhausen, Kreis Brilon. 

Ist es richtig, daß auf einer Schülerwanderung in der Gemar-
kung Bruchhausen, Kreis Brilon, eine Schülerin getötet wurde, 
als die Klasse sich auf einem gekennzeichneten Wanderweg be-
fand und dabei in das Scharfschießen einer belgischen Einheit 
geriet? 

Ist es richtig, daß auf diesem gekennzeichneten Wanderweg 
keine Warnschilder aufgestellt waren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, (laß der Schießplatz sich 
nur etwa 2 km  von der Grenze des waldeckischen Uplandes 
befindet, das ein stark besuchtes Fremdenverkehrsgebiet ist? 

Wird die Bundesregierung zusammen mit der Landesregierung 
sich energisch darum bemühen, daß der Schießplatz verlegt wird, 
was die Gemeinde Bruchhausen schon vor einem Jahr beantragt 
hatte? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Ich be-
antworte die Frage des Kollegen Bechert folgender-
maßen: Am 14. Juni 1960 um 15.10 Uhr wurde eine 
deutsche Schülerin, die sich auf einem Schulausflug 
befand, beim Scharfschießen einer belgischen Ein-
heit auf dem Schieß- und Übungsplatz Bruchhausen, 
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Bundesverteidigungsminister Strauß 
Kreis Brilon, tödlich verletzt. Nach Mitteilung des 
belgischen Verbindungsstabes überprüft das I. bel-
gische Korps in Verbindung mit der deutschen Poli-
zei zur Zeit den Unglücksfall. Bis zum Abschluß der 
Ermittlungen ist der Schießbetrieb eingestellt. Der 
Unfall hat sich innerhalb des Gefahrenbereiches er-
eignet. 

Die Frage, ob sich der Unfall auf einem gekenn-
zeichneten Wanderweg ereignet hat, kann erst nach 
Vorliegen des Ergebnisses der Ermittlungen beant-
wortet werden. Die belgischen Streitkräfte wurden 
vom Bundesverteidigungsministerium gebeten, das 
Ergebnis ihrer Untersuchungen bekanntzugeben. 

Der Schieß- und Übungsplatz Bruchhausen wurde 
im Jahre 1947 von den belgischen Truppen be-
schlagnahmt und seitdem ständig von ihnen als 
Schieß- und Übungsplatz benutzt. Er liegt in der 
Nähe des waldeckischen Fremdenverkehrsgebietes 
des Hochsauerlandes. Das Bundesverteidigungs-
ministerium ist, als ihm die Wünsche der Gemeinde 
Bruchhausen auf Freimachung des betreffenden Ge-
ländes bekannt wurden, sowohl der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen wie auch den belgi-
schen Stationierungsstreitkräften gegenüber für eine 
Ersatzlösung eingetreten. Am 14. Juni 1960 hat die 
Landesregierung der Verlegung des Schieß- und 

Übungsbetriebes in ein anderes geeignetes Gelände 
zugestimmt. Die Belgier haben sich mit dem vorge-
schlagenen Ersatzgelände ebenfalls einverstanden 
erklärt, so daß nunmehr die Freigabe des Geländes 
in Bruchhausen in absehbarer Zeit zu erwarten ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage? 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Minister, war es nicht 
möglich, über den Antrag der Gemeinde, der ja 
schon ein Jahr zurückliegt, früher zu entscheiden, 
so daß der Unglücksfall hätte vermieden werden 
können? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Zur Be-
reitstellung des Ersatzgeländes mußte neben an-
deren Stellen auch die Landesregierung nach dem 
Landbeschaffungsgesetz gehört werden, da von 
Landesseite entsprechende Vorschläge zu erfolgen 
haben. Hierbei ergaben sich erhebliche Schwierig-
keiten, da ein größeres Gelände benötigt wird, ge-
rade um den Sicherheitsbestimmungen für Scharf-
schießen zu entsprechen. Da es sich um ein Übungs-  
und Schießgelände der belgischen Truppen handelt, 
mußte außerdem die Zustimmung der belgischen 
Truppen eingeholt werden. Die Zustimmung der 
Bundeswehr oder des Bundesverteidigungsministe-
riums ist hierbei nicht von ausschlaggebender Be-
deutung. Die gesamte Prozedur war mit einem Zeit-
verlust verbunden, weil mehrere Geländevorschläge 
zu überprüfen waren. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage? 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Minister, darf ich damit 
rechnen, daß ich nach Abschluß der Untersuchun-
gen über das Ergebnis dieser Untersuchungen über 

den Unglücksfall in schriftlicher Form Nachricht be-
komme? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Darf 
ich Sie bitten, Herr Abgeordneter, mir einen Brief 
zu schreiben, der dann dafür zum Anlaß genom-
men wird, Ihnen das Ergebnis der Ermittlungen be-
kanntzugeben? 

(Abg. Dr. Bechert: Ich danke!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-
ledigt. 

Die nächste Frage — Frage des Abgeordneten 
Merten — betrifft Piloten für Düsenjäger vom Typ 
F 84: 

Ich frage die Bundesregierung, ob die Behauptungen in der 
Reuter-Meldung vom 10. Juni 1960 zutreffen, wonach für die an 
die Bundeswehr gelieferten Düsenjäger vom Typ F 84 keine 
ausreichende Zahl von Piloten zur Verfügung steht. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Ich be-
antworte die Frage des Kollegen Merten folgender-
maßen: Die erwähnte Reuter-Meldung trifft nicht 
zu. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Trifft nicht zu?  — 

Danke schön. Da der Abgeordnete nicht im Saal ist, 
kann er keine Zusatzfrage stellen. 

Die Frage des Abgeordneten Schneider (Bremer-
haven) betreffend Auskunft des DGB-Vorsitzenden 
zu dem Beschluß der Delegierten des Gewerk-
schaftsjugendtages der IG-Bergbau in Gelsenkir-
chen bezüglich Kontakte mit der Bundeswehr: 

Welche Auskunft hat der Herr Bundesverteidigungsminister 
von dem DGB-Vorsitzenden Richter in bezug auf den Beschluß 
der Delogierten des Gewerkschaftsjugendtages der IG Bergbau 
in Gelsenkirchen erhalten, die einen „Wehrbeitrag" abgelehnt 
und sich für einseitige Kontakte mit der Bundeswehr ausgespro-
chen hatten, wonach zwar Gewerkschaftsvertreter bei der Bun-
deswehr, nicht aber Offiziere der Bundeswehr in Gewerkschafts-
veranstaltungen sprechen dürfen? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Ich be-
antworte die Frage folgendermaßen: Bis jetzt ist 
keine Antwort eingetroffen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-
ledigt. 

Nächste Frage — Herr Abgeordneter Dr. Rutschke 
— betreffend Prüfung der Immissionen in der Um-
gebung des Portlandzementwerkes Wössingen, 
Landkreis Karlsruhe: 

Ist es richtig, daß das Bundesgesundheitsamt (Institut für 
Wasser-, Boden- und Lufthygiene) am 14. Januar 1960 ein Gut-
achten über die Immission in der Umgebung des Portland-
zementwerkes Wössingen, Landkreis Karlsruhe, erstellt hat, 
obwohl die zur Grundlage dieses Gutachtens dienenden Staub-
messungen ganz oder teilweise durch Fremdbeeinflussung oder 
durch böswillige Verunreinigungen unbrauchbar waren? 

Entspricht es den Tatsachen, daß das Meßgerät, das am Ort 
des stärksten Staubbefalls aufgestellt war, von dritter Hand 
verunreinigt worden war? 

Ist es richtig, daß die Meßgeräte von Angehörigen des 
Zementwerkes Wössingen mit einem werkseigenen Kraftfahr-
zeug abgeholt und mit Plomben des Zementwerkes verschlossen 
wurden? 

Entspricht es den Tatsachen, daß zur weiteren Grundlage des 
Gutachtens eine Prozentzahl auf Grund von Messungen des Ver-
eins deutscher Zementwerke unterstellt wurde, obwohl diese 
Zahl vom Bundesgesundheitsamt nicht überprüft wurde? 



6956 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juni 1960 

Vizepräsident Dr. Schmid 
Ist das Bundesgesundheitsamt bereit, eine nochmalige Immis-

sionsprüfung für einen längeren Zeitraum durchzuführen, wobei 
die Gewähr dafür gegeben ist, daß die Meßgeräte nicht von 
dritter Hand beeinträchtigt werden können und daß sie von 
amtlichen Stellen eingesammelt und mit amtlichen Plomben ver-
sehen werden? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Die Antwort auf die fünf Fragen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rutschke lautet: 

Erste Frage. Das Bundesgesundheitsamt — Insti-
tut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene — hat auf 
Antrag des Landratsamtes Karlsruhe am 14. Januar 
1960 ein Gutachten über die Immissionen in der 
Umgebung des Portlandzementwerkes Wössingen, 
Landkreis Karlsruhe, erstellt. Dem Bericht des Bun-
desgesundheitsamtes haben 28 Ergebnisse völlig 
einwandfreier Proben zugrunde gelegen, die für 
eine wissenschaftliche Beurteilung des Staubbefalls 
im Raume Wössingen und damit zur Klärung des 
Sachverhalts ausreichend waren. Durch Fremdbeein-
flussung oder böswillige Verunreinigung unbrauch-
bar  gewordene Proben haben nicht als Grundlage 
des Gutachtens gedient. 

Zweite Frage. Auf Wunsch der „Notgemeinschaft 
der Geschädigten" ist in dem angeblich am stärksten 
vom Staubbefall betroffenen Gebiet ein halbes Jahr 
nach Beginn der Untersuchung eine Meßstelle ein-
gerichtet worden. Es entspricht den Tatsachen, daß 
bei den Mai- und Juni-Werten 1959 das Meßgerät 
durch Dritte verunreinigt worden ist; diese Werte 
wurden jedoch bei der Begutachtung nicht berück

-

sichtigt. Entgegen der Meinung der Beschwerde-
führer war der Staubbefall hier nicht höher als an 
irgendeiner anderen Meßstelle. 

Dritte Frage. Es ist richtig, daß die Probeflaschen 
der Meßgeräte am Monatsende mit einem werks-
eigenen Kraftfahrzeug des Zementwerkes Wössin-
gen abgeholt und mit Plomben des Zementwerkes 
versehen wurden. Da sowohl die Plombierung als 
auch der Austausch und Transport der Flaschen je-
weils durch Angehörige des Landratsamtes in An-
wesenheit eines Vertreters der „Notgemeinschaft" 
vorgenommen wurden, ist eine Beeinflussung der 
Proben durch Angehörige des Zementwerkes aus-
geschlossen. 

Vierte Frage. Der stündliche Staubauswurf des 
Zementwerkes ist vom Institut auf Grund genauer 
Einzelangaben über Abgasanalysen des Vereins 
deutscher Zementwerke errechnet und überprüft 
worden. Es bestand keine Veranlassung, die Rich-
tigkeit dieser Abgasanalysen anzuzweifeln, da sie 
dem Institut von den beteiligten Behörden zur Ver-
fügung gestellt und vom zuständigen Gewerbeauf-
sichtsamt als Aufsichtsbehörde geprüft und als 
richtig anerkannt waren. 

Letzte Frage. Das Bundesgesundheitsamt ist zu 
weiteren Messungen bereit. Es wird zu prüfen sein, 
ob die Aufstellung der Meßgeräte in bezug auf die 
Möglichkeit der Fremdbeeinflussung verbessert 
werden kann. Wie bereits bemerkt, sind die Probe-
flaschen der Meßgeräte schon bisher unter amtlicher 

Aufsicht eingesammelt worden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-
ledigt. Ich rufe auf die Frage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Bechert. Die Frage betrifft Zulassung von 
Lebensmittelzusatzstoffen: 

Warum sind die in der Essenzenverordnung und in der Kau-
gummiverordnung genannten Lebensmittelzusatzstoffe in der 
Lebensmittelverordnung vom 19. Dezember 1959 zugelassen wor-
den, obwohl der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft be-
nannte Sachverständige, Prof. Druckrey, ausdrücklich erklärt hat, 
über die Gefährlichkeit oder Ungefährlichkeit dieser Stoffe sei 
der Wissenschaft nichts bekannt, und obwohl Prof. Druckrey 
aus diesem Grund vor der Zulassung solcher wissenschaftlich 
nicht untersuchter Stoffe gewarnt hatte? 

Das Wort hat der Herr Staatssekretär. 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Die Antwort lautet: Die in der 
Essenzen-Verordnung und in der Kaugummi-Ver-
ordnung aufgeführten fremden Stoffe konnten zu-
gelassen werden, da der Zusatz dieser Stoffe zu 
Lebensmitteln nach dem heutigen Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse mit dem Schutz des 
Verbrauchers vereinbar ist. Zwar hatte Professor 
Druckrey als ein von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft benannter Sachkenner gegen die Zu-

lassung dieser Stoffe Bedenken geäußert; er ging 
dabei davon aus, daß die Eigenschaften dieser 
Stoffe noch nicht ausreichend wissenschaftlich über-
prüft worden seien. 

Beide Verordnungen sind nach gründlicher Be-
ratung mit Wissenschaftlern des Bundesgesundheits-
amtes, das die Bedenken Druckreys nicht teilte, 
erarbeitet worden. Der Bundesrat hat den Verord-
nungen in voller Kenntnis der Sachlage zugestimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage! 

Dr. Bechert (SPD) : Darf ich fragen, ob die andere 
Meinung gegenüber der des Sachverständigen, den 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft benannt hatte, 
wesentlich dadurch zustande gekommen ist, daß der 
von der deutschen Industrie, die nachweislich an der 
Produktion solcher Lebensmittelzusatzstoffe Geld 
verdient, benannte Sachverständige Professor Oet-
tel, mit seiner Meinung durchgedrungen ist? 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Das ist mir nicht bekannt; ich 
weise aber nochmals darauf hin, daß die Sachver-
ständigen des Bundesgesundheitsamtes anderer 
Meinung waren als Professor Druckrey. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Bechert betref-
fend Röntgen-Reihenuntersuchungen: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Strahlenschutzverordnung 
vorzulegen, in der untersagt wird, daß Röntgen-Reihenunter-
suchungen zu Pflichtuntersuchungen gemacht werden, denen sich 
bestimmte Berufsgruppen, z. B. Lehrer, jedes Jahr einmal oder 
öfter zu unterziehen haben? Ist dem Bundesinnenministerium 
bekannt, daß es vorkommt, daß amtliche Stellen des Gesund-
heitsdienstes amtliche Anfragen über die Höhe der Strahlen-
belastung bei vorgenommenen Röntgen-Reihenuntersuchungen 
nicht beantworten können, ja daß sie antworten: „Wir wissen 
es nicht."? 

Das Wort hat der Herr Staatssekretär. 
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Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Die Antwort lautet: Der Entwurf 
einer Strahlenschutz-Verordnung wird zur Zeit in 
meinem Hause bearbeitet. Eine Regelung der Rönt-
gen-Reihenuntersuchung kann in dieser Verordnung 
nicht vorgenommen werden, weil die Durchführung 
dieser Maßnahme in die Gesetzgebungskompetenz 
der Länder fällt, von denen sechs seit Jahren die 
obligatorische Teilnahme der Bevölkerung gesetz-
lich festgelegt haben. Die Durchführung von 
Röntgen-Reihenuntersuchungen bestimmter Berufs-
gruppen, vornehmlich der Schulbediensteten, er-
scheint auch unter Berücksichtigung jeder möglichen 
Minderung der Strahlenbelastung im Hinblick auf 
die Notwendigkeit der Tuberkulosebekämpfung und 
-verhütung speziell bei Kindern unabdingbar. 

Es ist möglich, daß einzelne amtliche Stellen des 
Gesundheitsdienstes heute noch keine genauen An-
gaben über die Höhe der Strahlenbelastung bei 
Röntgenaufnahmen machen können, da sie auf die-
sem Gebiet zur Zeit noch nicht über ausreichende 
wissenschaftliche physikalisch-technische Kenntnisse 
verfügen. Aus diesem Grunde werden seit längerer 
Zeit im Rahmen der fachlichen Fortbildung die not-
wendigen Kenntnisse vermittelt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Dr. Bechert zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß das Bayerische Statistische Landesamt 
am 28. April vorigen Jahres bekanntgegeben hat, 
daß die Röntgen-Reihenuntersuchungen „keine 
wesentlichen Verschiebungen im Bestand von 
Tuberkulösen gebracht haben, da mit der Verbesse-
rung der medizinischen, chirurgischen und thera-
peutischen Hilfsmittel die  Behandlung der Tuber-
kulose im allgemeinen erfolgreicher war"?  

Ich darf in diesem Zusammenhang fragen: Ist 
Ihnen deutlich, Herr Staatssekretär, daß das ein glat-
ter Widerspruch zu dem ist, was Sie vorhin über die 
Notwendigkeit der Röntgen-Reihenuntersuchungen 
gesagt haben? 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Abgeordneter, was Sie er-
wähnt haben, ist mir nicht bekannt. Ich werde aber 
der Sache nachgehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Dr. Bechert zu einer weiteren Zusatzfrage! 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß in der amerikanischen Wehrmacht Rönt-
gen-Reihenuntersuchungen nicht zulässig sind? 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Darauf kann ich Ihnen keine Ant-
wort geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Damit ist die Frage 
erledigt. 

Die nächste Frage — des Abgeordneten Simpfen-
dörfer — betrifft die Gebührenordnung für Heb-
ammen: 

Warum konnten die Verhandlungen über die Gebührenordnung 
für Hebammen noch nicht abgeschlossen werden,  und steht ein 
neuer Termin zu Verhandlungen darüber fest? 

Das Wort hat der Herr Staatssekretär. 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: 

Die Antwort lautet: Zur Vorbereitung der ab-
schließenden Verhandlungen über eine Änderung 
der Verordnung über die von den Krankenkassen 
den Hebammen für Hebammenhilfe zu zahlenden 
Gebühren vom 15. Dezember 1956 war es erforder-
lich, die Stellungnahmen der beteiligten Hebammen- 
und Krankenkassenverbände einzuholen. Die letz-
ten Äußerungen sind vor wenigen Tagen eingegan-
gen. Erst auf Grund dieser Stellungnahmen ist es 
möglich, einen Entwurf  für die Änderung der Ver-
ordnung zu erstellen. Es ist beabsichtigt, die Ver-
treter der Krankenkassen- und der Hebammen-
verbände für die zweite Hälfte des Monats Juli zu 
einer Besprechung über den Verordnungsentwurf 
einzuladen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Damit ist die Frage 
erledigt. 

Wir kommen zur Frage des Herrn Abgeordneten 
Pusch betreffend ausgelagerte Bücher der ehemals 
Preußischen Staatsbibliothek in Berlin: 

Wann werden die in Westdeutschland lagernden Bücher der 
ehemals Preußischen Staatsbibliothek wieder nach Berlin ge-
bracht? 

Herr Abgeordneter Pusch? -- Er ist nicht anwe-
send. Die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die nächste Frage — des Herrn Abge-
ordneten Pohle — auf. Sie betrifft die Härteaus-
gleichregelung für den blinden Ohnhänder Herbert 
Schacht aus Heilberscheid: 

Ist der Bundesregierung der Fall des blinden Ohnhänders 
Herbert Schacht aus Heilberscheid über Montabaur bekannt, der 
sich nach seiner Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft zur 
Minensuche zur Verfügung stellte und hierbei seine schweren 
Verletzungen erlitt? 

Hat die Bundesregierung davon Kenntnis erhalten, daß dieser 
Mann im Jahre 1952 zwar mit dem Großen Verdienstkreuz aus-
gezeichnet wurde, aber trotz seiner schweren Beschädigung mit 
seinem neuen Schwerbeschädigtenausweis nicht einmal mehr die 
Vergünstigung in Anspruch nehmen kann, bei der Fahrt mit 
der Bundesbahn mit einem Fahrtausweis zweiter Klasse die 
erste Klasse zu benutzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, da in absehbarer Zeit mit 
einer gesetzlichen Änderung unter den gegebenen Verhältnissen 
zu rechnen keine Aussicht besteht, auf dem Verhandlungsweg 
mit den Ländern und der Deutschen Bundesbahn eine Härte-
ausgleichsregelung wie im genannten Fall anzustreben? 

Das Wort hat der Herr Staatssekretär. 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Die Antwort lautet: 

Der Bundesregierung ist das Anliegen des Herrn 
Schacht bekannt. Er ist sich in mehrfachen Eingaben 
in den Jahren 1958 und 1959 sowohl an den Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wie 
an das Bundesministerium des Innern gewandt. 
Seine Schreiben wurden von meinem Hause als 
dem für das Ausweis- und Vergünstigungswesen 
zuständigen Ressort beantwortet. 
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Staatssekretär Dr. Anders 
Herrn Schacht geht es vor allem um die Be-

nutzung der 1. Wagenklasse mit Fahrtausweis 2. 
Klasse bei Eisenbahnfahrten, wie sie unter weiteren 
Voraussetzungen nur Schwerkriegsbeschädigten mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von wenig-
stens 70 v. H. von der Deutschen Bundesbahn tarif-
lich zugestanden ist. Da Herr Schacht nicht kriegs-
beschädigt ist — er erhält keine Versorgung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, sondern eine Un-
fallrente , kann er diese Vergünstigung der 
Deutschen Bundesbahn nicht in Anspruch nehmen. 
Allerdings stehen ihm als Schwerbeschädigtem im 
Sinne des § 1 des Schwerbeschädigtcngesetzes die 
den Schwerbeschädigten von der Deutschen Bundes-
bahn eingeräumten Vergünstigungen (wie z. B. un-
entgeltliche Beförderung der ständigen Begleitung) 
zu. 

Obwohl ich die besondere Schwere des Schick-
sals des Herrn Schacht nicht verkenne, sehe ich 
zu meinem Bedauern keine Möglichkeit, wie seinem 
Anliegen bei der derzeitigen Rechtslage entspro-
chen werden könnte. Die Tarife der Deutschen 
Bundesbahn, auf denen die von Herrn Schacht be-
gehrte Vergünstigung beruht, sehen eine Härte-
bestimmung nicht vor. 

Wenn sich auch die Deutsche Bundesbahn bisher 
grundsätzlich gegen Ausweitungen der bestehen-
den Vergünstigungen ausgesprochen hat, werde ich 
im Interesse einer befriedigenden Lösung derartiger 
besonderer Härtefälle nochmals an die Deutsche 
Bundesbahn herantreten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich darf dem Hause 
vielleicht mitteilen, daß es sich um einen Mann 
handelt, der sich nach Rückkehr aus Kriegsgefan-
genschaft freiwillig zum Minenräumen zur Ver-
fügung gestellt hat, dabei beide Hände verloren 
hat und blind geworden ist. Wenn jemandem ge-
genüber Verpflichtungen bestehen, dann doch wohl 
solchen Personen gegenüber! 

Wir kommen zur Frage des Abgeordneten 
Maucher betreffend Dauer von Steuerfahndungs-
verfahren: 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, daß Steuerfahn-
dungsverfahren auch .bei kleineren Betrieben mit weniger als 
100 Beschäftigten in manchen Fällen — wie zum Beispiel bei 
einem Betrieb im Bereich der Oberfinanzdirektion Stuttgart — 
mehr als 6 Jahre dauern und daß dadurch den betroffenen Be-
trieben nicht mehr auszugleichende wirtschaftliche Schäden ent-
stehen? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, über das zuständige 
Landesministerium unverzüglich dafür Sorge zu tragen, daß 
Steuerprüfungen und Steuerfahndungen auch zeitlich auf das 
unerläßliche Maß beschränkt werden? 

Ist Herr Maucher anwesend? — Herr Staatssekretär, 
bitte! 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Ich beantworte die Anfrage des 
Abgeordneten Maucher wie folgt: 

Mit den Länderfinanzministerien besteht volles 
Einverständnis darüber, daß Steuerprüfungen, ins-
besondere auch Steuerfahndungsprüfungen, jeweils 
so schnell wie möglich durchgeführt und abgeschlos-
sen werden sollen, damit 'die Steuerpflichtigen durch 
die Prüfungen nicht mehr als nötig belastet werden. 
Es ist aber leider nicht möglich, die Prüfungsdauer  

von vornherein allgemein, etwa nach der Größe der 
Betriebe, auf eine bestimmte Höchstdauer zu be-
schränken, weil die zu ermittelnden Sachverhalte 
sehr verschiedenartig sind und der Umfang der 
Ermittlungen nicht von der Größe ,des Betriebes 
abhängen muß. Auch zieht sich vielfach eine Prü-
fung in die Länge, nur weil der Steuerpflichtige 
selbst nicht genügend zur Aufklärung eines Sach-
verhalts beiträgt. 

Läßt der Steuerpflichtige die Entscheidungen ides 
 Finanzamtes nach der Betriebsprüfung oder der 

Steuerfahndung gerichtlich überprüfen, so kann 
allerdings wegen ,der gegenwärtigen Überlastung 
der Gerichte bis zur letztinstanzlichen Entscheidung 
eine längere Zeit vergehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Zusatzfrage. 

Die nächste Frage — des Herrn Abgeordneten 
Wittrock — betrifft finanziellen Ausgleich an Ge-
meinden, deren Straßen durch Militärfahrzeuge be-
sonders in Anspruch genommen werden: 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß Städten, 
deren Straßennetz durch eine unverhältnismäßig große Zahl 
amerikanischer Militär- und Zivilkraftfahrzeuge belastet ist — 
wie beispielsweise in Wiesbaden —, ein besonderer finanzieller 
Ausgleich zu gewähren ist, um die notwendigen Straßenbaumaß-
nahmen der Stadt finanzieren zu können? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Ich darf die Frage des Herrn 
Abgeordneten Wittrock über die Möglichkeit finan-
zieller Bundeshilfe für Gemeinden mit übermäßiger 
Straßenbenutzung durch Stationierungsmächte wie 
folgt beantworten. 

Wenn die Straßen von Gemeinden durch Fahr-
zeuge der Stationierungsmächte laufend übermäßig 
beschädigt werden, so daß ein verstärkter Ausbau 
der Straßen zum Auffang laufender Reparaturkosten 
notwendig wird, besteht auf Grund eines Erlasses 
des Bundesfinanzministers vom März 1953 die Mög-
lichkeit, den  betreffenden Gemeinden eine Bundes-
finanzhilfe für den verstärkten Ausbau zu geben. 
Diese Bundesfinanzhilfe wird teils in der Form von 
verlorenen Zuschüssen, teils in der Form von Dar-
lehen gewährt. Der Anteil der verlorenen Zuschüsse 
ist erheblich größer als der Anteil der Darlehen, die 
sich meist nur auf 10 bis 15 % des Schadensbetrages 
belaufen. Auf Grund dieses Erlasses konnte bisher 
schon zahlreichen Gemeinden geholfen werden. Ein 
entsprechender Antrag der Stadt Wiesbaden ist uns 
bisher nicht bekanntgeworden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage? 

Wittrock (SPD) : Wird ein derartiger Zuschuß 
auch dann gewährt, wenn .die Beschädigung der 
Straßenfläche nicht im Einzelfalle konkret nachweis-
bar  ist,  wenn sich aber aus dem sehr hohen Anteil 
der amerikanischen Militär- und Zivilfahrzeuge an 
der Zahl der in einer Stadt vorhandenen Kraftfahr-
zeuge doch eine starke Notwendigkeit einer zusätz-
lichen Wartung der Straßen ergibt, wenn sich 
beispielsweise 'daraus die Notwendigkeit zur Schaf-
fung von besonderen Parkplätzen und ähnlichem 
ergibt — also alles zusätzliche Aufwendungen, die 
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Wittrock 
für einzelne Städte im besonderen Maße entstehen? 
Sind Sie ,der Auffassung, daß der von Ihnen er-
wähnte Erlaß auch bei einer derartigen  Sachlage 
Anwendung finden sollte? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, der Erlaß 
aus dem Jahre 1953 sieht eine Bundesfinanzhilfe nur 
in Fällen einer übermäßigen Straßenabnutzung vor, 
die dann zu einem Neubau oder einem verbesserten 
Ausbau der Straßen zwingt. Er sieht nicht vor, daß 
Zuschüsse gegeben werden sollen sozusagen pau-
schal auf Grund von bestimmten Kennziffern des An-
teils der Fahrzeuge von Streitkräften an den Stra-
ßenbenutzern. Eine derartig weitgehende Regelung 
würde nach unserer Meinung auch finanziell nicht 
zu vertreten sein. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine letzte Zusatz-
frage? 

Wittrock (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, die zuletzt angedeutete Auffassung einer 

Überprüfung im Hinblick darauf zu  u nterziehen, daß 

die Fahrzeuge, um die es sich hierbei handelt, nach 
den gegenwärtig geltenden Regelungen bekannter-
maßen keine Steuern erbringen, aber andererseits 
doch erhebliche Mehraufwendungen einer Stadt be-
wirken? Sind Sie bereit, diese Frage zu überprüfen 
und gegebenenfalls bei den Erörterungen etwa über 
die Neufassung des Truppenvertrages die Konse

-

quenzen zu ziehen oder anzuregen? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, der Erlaß 
aus dem Jahre 1953 ist in den Zwischenjahren vom 
Bundesfinanzminister bereits lockerer und weither-
ziger gehandhabt worden, als es nach seinem Wort-
laut ursprünglich beabsichtigt war. Wir werden die-
sen Erlaß auf Grund Ihrer Anregungen und auf Grund 
der zwischenzeitlichen Verwaltungserfahrungen noch 
einmal überprüfen. Wir haben in der Zwischenzeit 
auch den Haushaltsansatz für derartige Bundes-
finanzhilfen im Rechnungsjahr 1960 auf 25 Millionen 
DM erhöht; im Vorjahre betrug er 20 Millionen DM. 

Wittrock (SPD) : Danke sehr! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage des 
Herrn Abgeordneten Bauer (Würzburg) betrifft 

Überbrückungsmaßnahmen für Reparations- und 
Restitutionsgeschädigte: 

Haben die Absichten der Bundesregierung, bis zum Zustande-
kommen eines die Regelung von Reparations- und Restitutions-
schäden im einzelnen erfassenden Gesetzes durch Überbrük-
kungsmaßnahmen zu helfen, zu einem Ergebnis geführt? 

Sind die Beratungen über die in dieser Richtung erwogenen 
Richtlinien abgeschlossen worden, und wann kann gegebenen-
falls die Einreichung diesbezüglicher Anfragen erfolgen? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, die Bundes-
regierüng hat im Mai die Richtlinien über die Ge-
währung von Überbrückungshilfen an Reparations-, 
Restitutions- und Rückerstattungsgeschädigte be-

schlossen und dem Haushaltsausschuß des Bundes-
tages mit der Bitte zugeleitet, die dafür im Haus-
haltsplan vorgesehenen Mittel freizugeben. Der 
Haushaltsausschuß hat die Entscheidung über die 
Freigabe in seiner letzten Sitzung am 23. dieses 
Monats zunächst zurückgestellt. 

Anträge auf Gewährung von Überbrückungshilfen 
können erst gestellt und ihnen kann erst entspro-
chen werden, wenn über die Haushaltsmittel ver-
fügt werden kann. Die Verhandlungen mit den Län-
dern wegen der verwaltungsmäßigen Durchführung 
stehen vor dem Abschluß. Nach der Entsperrung der 
Haushaltsmittel können die Richtlinien unverzüglich 
in Kraft gesetzt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage! 

Bauer (Würzburg) (SPD) : Darf ich, Herr Staats-
sekretär, die Frage an Sie richten, ob die von seiten 
des Bundesfinanzministeriums vorgesehenen Mittel 
ausreichen, um nach dem Umfang der zu erwarten-
den Anträge die Anliegen des hier in Frage stehen-
den Personenkreises in etwa zu befriedigen? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, wir haben 
Schätzungen darüber angestellt, welche Mittel er-
forderlich werden. Wir sind der Auffassung, daß 
der Haushaltsansatz für diese und ähnliche Zwecke, 
der in einem Titel zusammengefaßt ist, im Rech-
nungsjahr 1960 ausreichen wird. 

Bauer (Würzburg) (SPD) : Danke schön! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-
ledigt. 

Die nächste Frage des Herrn Abgeordneten Bauer 
(Würzburg) betrifft Pensionsansprüche der Angehö-
rigen des Deutschen Nachrichtenbüros: 

Wie hoch beziffert sich die heute noch vorhandene Liquida-
tionssumme aus der Abwicklung der GmbH Deutsches Nach-
richtenbüro? 

Welche Stellung bezieht die Bundesregierung zu der Tatsache, 
daß heute über 70jährige Personen, die früher bei dieser Insti-
tution beschaftigt waren, die bereits in der Weimarer Republik 
eine hegründete Anwartschaft auf Altersversorgung hatten, von 
Fürsorgeunterstützung leben müssen? 

Welche Maßnahmen sind beabsichtigt, um in dringendsten 
Notfällen zu helfen? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, der Erlös 
aus der Liquidation des ehemaligen reichseigenen 
„Deutschen Nachrichtenbüros GmbH" ist mit 
289 000 DM im Rechnungsjahr 1957 vom Bund ver-
einnahmt worden. Die Pensionsansprüche von ehe-
maligen Angehörigen des Deutschen Nachrichten-
büros sind von der Liquidatorin nicht als rechtlich 
begründet anerkannt worden. Eine Klage ist bisher 
von keinem der Pensionsberechtigten erhoben wor-
den. 

Die Notlage einiger ehemaliger Angehörigen des 
Deutschen Nachrichtenbüros ist der Bundesregie-
rung bekannt. Sie hat sich deshalb entschlossen, den 
Liquidationserlös ohne Anerkennung einer Rechts- 
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Staatssekretär Dr. Hettlage 
pflicht zur Verfügung zu stellen, um die Zahlung 
von Unterstützungen an ehemalige Bedienstete des 
Deutschen Nachrichtenbüros und deren Angehörige 
in Notfällen zu ermöglichen. Die entsprechenden 
Haushaltsmittel sind im Bundeshaushaltsplan für 
1960 enthalten. Nachdem das Haushaltsgesetz für 
das Rechnungsjahr 1960 verkündet worden ist, kön-
nen nunmehr die erforderlichen Maßnahmen un-
verzüglich eingeleitet werden. Über die Mittel ver-
fügt der Herr Bundesarbeitsminister. Es ist damit 
zu rechnen, daß die Unterstützungen bald ausge-
zahlt werden können. 

Ihre weitere Frage, welche Stellungnahme die 
Bundesregierung zu der Frage bezieht, ob Perso-
nen, die früher beim Deutschen Nachrichtenbüro be-
schäftigt waren, bereits in der Weimarer Republik 
eine Anwartschaft auf Altersversorgung hatten, 
darf ich mit dem Hinweis auf eine Antwort des 
Herrn Bundesinnenministers in der Fragestunde am 
30. April 1958 beantworten. Damals hat der Herr 
Bundesinnenminister ausgeführt, daß Leistungen 
aus dem Gesetz zu Art. 131 des Grundgesetzes an 
Angehörige des Deutschen Nachrichtenbüros nicht 
gewährt werden dürfen, wie allgemein Hilfen auf 
Grund des Gesetzes zu Art. 131 des Grundgesetzes 
nicht an Angehörige von ehemaligen privatrecht-
lichen Reichsgesellschaften gewährt werden kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage! 

Bauer (Würzburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihre Antwort so auffassen, daß — ohne 
Rücksicht auf eine bestehende Rechtsverpflichtung 
— diesbezügliche Anträge an das Bundesarbeits-
ministerium einzureichen wären? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die nächste Frage 
des Herrn Abgeordneten Bauer betrifft die Kraft-
fahrzeugsteuerpflicht für Straßenbahnschienen-Rei-
nigungsgeräte: 

Vertritt das Bundesfinanzministerium in der Tat die Auffas-
sung, daß ein Gerät, das den in Straßenbahnschienen sich ansam-
melnden Schmutz aufklaubt, keine „Arbeitsmaschine" sei, viel-
mehr dem „Gütertransport" diene und damit der Kraftfahr-
zeugsteuer zu unterwerfen sei? 

Wie hoch beziffert sich — exakt oder schätzungsweise — der 
entstehende Steuerausfall, wenn solche fast ausschließlich im 
kommunalen Bereich verwendeten Geräte von der Kraftfahr-
zeugsteuer befreit werden? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Diese etwas technische Frage 
des Herrn Abgeordneten darf ich wie folgt beant-
worten. Nach der Auffassung der Landesfinanzbe-
hörden, die allein für die Verwaltung der  Kraft-
fahrzeugsteuer zuständig sind, fallen die sogenann-
ten Schienenreinigungswagen dann nicht unter die 
Verordnung über die Befreiung von Arbeitsma-
schinen von der Kraftfahrzeugsteuer, wenn sie den 
Schmutz aus den Straßenbahnschienen nicht nur 
entfernen, sondern auch aufnehmen und an einen  

anderen Ort befördern. Die Richtigkeit dieser Auf-
fassung .ist durch ein Urteil des Bundesfinanzhofs 
vom 22. Oktober 1958 bestätigt worden. 

Im übrigen kann eine Steuerbefreiung nach der 
genannten Verordnung nur für solche Fahrzeuge 
gewährt werden, die auch verkehrsrechtlich als 
Arbeitsmaschinen anerkannt und deshalb zulas-
sungsfrei sind. Diese Voraussetzungen sind bei den 
Schienenreinigungswagen verkehrsrechtlich nicht 
erfüllt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage zu 
dieser interessanten Materie? 

Bauer (Würzburg) (SPD) : Billigt das Bundes-
finanzministerium, Herr Staatssekretär, die Auffas-
sung, daß ein unter die Steuerpflicht fallendes Ar-
beitsgerät dann nicht gegeben sei, wenn der 
Schmutz liegen bleibt, also nicht gleichzeitg aufge-
nommen wird, und besteht eine Möglichkeit, das 
Urteil des Bundesfinanzhofs dadurch auszuräumen, 
daß eventuell eine gesetzliche Festlegung getroffen 
würde? Wie steht das Bundesfinanzministerium 
dazu? 

Dr. Hettlage, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, wir bemü-
hen uns um ein möglichst einfaches Steuerrecht. Zu 
diesem Zweck soll die Kraftfahrzeugsteuer nur von 
solchen Fahrzeugen erhoben werden, die auch ver-
kehrsrechtlich zulassungspflichtig sind. Umgekehrt 
sollen Fahrzeuge, die nach dem Verkehrsrecht keiner 
polizeilichen Zulassung bedürfen, automatisch von 
der Kraftfahrzeugsteuer befreit werden. Der Hebel 
ist also nach unserer Auffassung bei den verkehrs-
rechtlichen Regelungen anzusetzen. Dann müßte der 
Kreis der zulassungsfreien Fahrzeuge auf diese 
Arbeitsmaschinen auf Rädern ausgedehnt werden. 
Das scheint mir der richtige Ansatzpunkt zu sein. 
Bis dahin kann der Bundesfinanzhof auf Grund des 
geltenden Rechts keine andere Stellung einnehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage ist er-
ledigt. Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 
Die nicht gestellten und nicht beantworteten Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr werden am 1. Juli aufgerufen werden. Die 
nächste und übernächste Fragestunde werden am 28. 
und 30. September stattfinden. Sperrfrist für die 
Fragen am 28. September ist Freitag, der 23. Sep-
tember, 17 Uhr. Sperrfrist für die Fragen am 30. Sep-
tember ist Montag, der 26. September, 17 Uhr. 

Meine Damen und Herren, es liegen Ihnen die 
im Ältestenrat erarbeiteten Richtlinien für die Neu-
ordnung der Fragestunde gedruckt vor*). Im Älte-
stenrat ist gestern Einverständnis darüber erzielt 
worden, diese Richtlinien, die eine Aktualisierung 
der Fragestunde zum Ziel haben, nach der Sommer-
pause zu erproben, also nicht schon am Freitag, dem 
1. Juli. Ich nehme an, daß das Haus damit einver-
standen ist. — Widerspruch erfolgt nicht. — Dann 
ist so beschlossen. 

') Siehe Anlage 2 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
Ich habe noch für den Herrn Vorsitzenden des 

Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
bekanntzugeben, daß die Ausschußsitzung, die für 
11 Uhr vorgesehen war, erst um 15 Uhr stattfinden 
soll. 

Ich schlage Ihnen nun vor, daß wir zunächst 
Punkt 29 aufrufen, damit der Rechtsausschuß dar-
über beraten kann und damit wir noch heute die 
zweite und dritte Lesung, die wir auf die Tages-
ordnung gesetzt haben, durchführen können: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, DP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über Rechtsverordnun-
gen im Bereich der ordentlichen Gerichtsbar-
keit (Drucksache 1965). 

Wird zur Begründung des Gesetzentwurfs das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. — Die 
Fraktionen sind wohl damit einverstanden, daß die 
Vorlage Drucksache 1965 an den Rechtsausschuß 
und nur an den Rechtsausschuß überwiesen wird. 
Der Rechtsausschuß wird dann so rasch zusammen-
treten müssen, daß die zweite und dritte Beratung 
noch heute nachmittag erledigt werden können. 

Wir kommen z u  Punkt 3 der gedruckten Tages-
ordnung: 

Beratung der Sammelübersicht 22 des Aus-
schusses für Petitionen (2. Ausschuß) über 
Anträge von Ausschüssen des Deutschen Bun-
destages zu Petitionen (Drucksache 1917). 

Die Sammelübersicht liegt Ihnen vor. Der Ausschuß 
beantragt, zu beschließen, die  in der Sammelüber-
sicht enthaltenen Anträge von Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages zu Petitionen anzunehmen. 
Ist das Haus einverstanden? — Kein Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der gedruckten Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Reinhaltung der Bundeswasserstraßen (WStr-
RG) (Drucksache 1959). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Seidl (Dorfen). 
Ich bitte ihn, den Bericht zu erstatten. 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wegen des Wasserstraßen-
reinhaltegesetzes, das der Bundestag am 20. Januar 
1960 nahezu einstimmig verabschiedet hatte, hat der 
Bundesrat am 5. Februar 1960 den Vermittlungsaus-
schuß angerufen, und zwar mit dem Ziel, den Ge-
setzesbeschluß des Bundestages aufzuheben. 

Dieses Verlangen des Bundesrates war in erster 
Linie mit verfassungsrechtlichen Bedenken begrün-
det worden. Der Bundesrat war einmal der Auf-
fassung, daß dem Bund für das genannte Gesetz 
keine Gesetzgebungskompetenz aus Art. 74 Nr. 21 
des Grundgesetzes zustehe, da diese Vorschrift des 
Grundgesetzes nur auf solche Regelungen Anwen-
dung finden könne, die sich auf das Verkehrswesen 
einschließlich des Ausbaus der Wasserstraßen be-

ziehen. Art. 75 Nr. 4 des Grundgesetzes, der dem ( I 
 Bund eine Rahmengesetzgebungskompetenz auf 

dem Gebiete des Wasserhaushalts einräumt, sei im 
Vergleich zu Art. 74 Nr, 21 des Grundgesetzes Lex 
specialis. 

Darüber hinaus war der Bundesrat der Auffas-
sung, daß Art. 89 des Grundgesetzes keine verfas-
sungsrechtliche Grundlage dafür gebe, das Gesetz 
wie vorgesehen in bundeseigener Verwaltung, näm-
lich durch die bundeseigene Wasser- und Schiffahrts-
verwaltung, ausführen zu lassen. Ich darf zur nähe-
ren Begründung auf die Bundestags-Drucksache 1594 
Bezug nehmen. 

Es handelt sich also bei den verschiedenartigen 
Auffassungen des Bundestages und des Bundesrates 
um eine grundsätzliche Meinungsverschiedenheit 
über die richtige Auslegung des Grundgesetzes. 

Zudem machten die Länder, die an sich das sach-
liche Anliegen der Reinhaltung der Bundeswasser-
straßen anerkennen, gerade auch wegen des sach-
lichen Anliegens ernste Bedenken und Sorgen da-
hin gehend geltend, daß durch diese Kompetenz-
regelung eine Aufsplitterung der Verwaltungszu-
siändigkeit und damit eine Gefährdung der Ord-
nung des gesamten Wasserhaushaltes der Länder 
entstehen würde. 

Aus diesen Gründen gestalteten sich die Ver-
handlungen im Vermittlungsausschuß besonders 
schwierig. Der Vermittlungsausschuß hat sich mit 
dem Gesetz erstmals in einer Sitzung am 11. Februar 
1960 befaßt, dann aber die Beratung vertagt. Grund 
dafür war die im Bundesrat von Ministerpräsident 
Kiesinger gegebene Anregung, die erwähnte ver-
fassungsrechtliche Streitfrage zwischen Bundestag 
und Bundesrat dadurch auszuräumen, daß das 
Grundgesetz in der Weise geändert werde, daß die 
verfassungsrechtlichen Bedenken der Länder gegen 
das vorliegende Gesetz entfallen würden. Durch die 
Vertagung sollte Zeit gewonnen werden, um fest-
zustellen, ob über eine solche Grundgesetzänderung 
zwischen beiden Häusern eine Verständigung erzielt 
werden konnte. Aus dem gleichen Grund hat der 
Vermittlungsausschuß sich in seiner Sitzung vom 
6. April 1960 nochmals für eine Vertagung von acht 
Wochen entschieden. 

Für die letzte Sitzung am 24. Juni 1960 war nun 
auch von Länderseite ein Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Grundgesetzes vorgelegt worden, der zwar 
in der Frage der Gesetzgebungskompetenz dem 
Bund entgegenkam, in der Frage der Verwaltungs-
kompetenz, also bei Art. 89 des Grundgesetzes, aber 
eine Entscheidung zugunsten der Länderzuständig-
keit vorsah. Das Wasserstraßenreinhaltegesetz hätte 
dann entsprechend umgestaltet werden müssen. Für 
den Bundestag war eine solche Änderung des 
Grundgesetzes nicht annehmbar. Es zeigte sich 
rasch, daß im Bundestag dafür die notwendige Zwei-
drittelmehrheit nicht zu erlangen gewesen wäre. 
Auch der von Länderseite ventilierte Plan, die frag-
lichen Aufgaben auf dem Gebiet der Bundeswasser-
straßen durch Vereinbarung zwischen Bund und 
Ländern zu regeln, fand keinen Anklang, da solche 
Vertragsverhandlungen sich erfahrungsgemäß lange 
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hinziehen und außerdem zum Abschluß eines sol-
chen Vertrages Einstimmigkeit der Länder erforder-
lich gewesen wäre. 

Nach eingehender Erörterung der verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten hat sich der Vermittlungsaus-
schuß schließlich mit großer Mehrheit dafür entschie-
den, die Bestätigung des Gesetzesbeschlusses des 
Bundestages vorzuschlagen. Dies kommt in dem 
dem Hohen Hause vorliegenden Bericht in der Bun-
destags-Drucksache 1959 dadurch mittelbar zum 
Ausdruck, daß in diesem Bericht lediglich eine Än-
derung des § 47 vorgeschlagen wird, nämlich die, 
als Termin des Inkrafttretens den 1. Oktober 1960 
zu bestimmen. Diese Terminänderung war notwen-
dig, um ein rückwirkendes Inkrafttreten des Geset-
zes zu vermeiden. Aus einer Rückwirkung hätten 
sich unter Umständen Schwierigkeiten für die in der 
Zwischenzeit von den Ländern erlassenen Verwal-
tungsakte ergeben, wenn diesen nachträglich die 
Rechtsgrundlage entzogen worden wäre. 

Namens des Vermittlungsausschusses darf ich dem 
Hohen Hause empfehlen, dem Änderungsvorschlag 
zuzustimmen. Dadurch wird, wie gesagt, der alte 
Gesetzsbeschluß des Bundestages — lediglich mit 
der kleinen Änderung bezüglich des Inkrafttre-
tens — sachlich bestätigt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Meine Damen und Herren, eine Aussprache findet 
nicht statt. Jedoch können Erklärungen der Frak

-

tionen abgegeben werden. Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat der Abgeordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf hier folgendes erklären. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
aufmerksam die Bemühungen verfolgt, die über die-
sen Gesetzentwurf zwischen Bundestag und Bundes-
rat bestehenden verfassungsrechtlichen Meinungs-
verschiedenheiten beizulegen, sei es durch eine Er-
gänzung des Grundgesetzes, sei es durch eine den 
Überlegungen der Länder nahekommende Ände-
rung der im Reinhaltegesetz vorgesehenen Ver-
waltungszuständigkeit. Wir bedauern, daß diese 
Bemühungen ohne Ergebnis geblieben sind, weil 
wir es für eine schlechte Sache halten, die Durch-
führung dieses Gesetzes mit der Möglichkeit eines 
verfassungsrechtlichen Streites zu belasten. 

Der Bundesrat hat die verfassungsrechtliche Zu-
ständigkeit des Bundes zur Regelung der Reinhal-
tung der Bundeswasserstraßen verneint. Die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion bleibt bei ihrer 
gegenteiligen Auffassung. Wir können uns im 
übrigen nicht der von seiten des Bundesrates ge-
machten Einwendung anschließen, das Gesetz zer-
reiße die Einheit wasserwirtschaftlicher Zusammen-
hänge. Hierbei wird nach unserer Auffassung näm-
lich übersehen, daß das Gesetz die zuständigen 
Behörden des Bundes und des jeweiligen Landes 
zur Zusammenarbeit anhält. 

§ 9 a des Gesetzentwurfs, eine für die verwal-
tungsmäßige Durchführung des Gesetzes entschei-

dende Vorschrift, gibt den Landesbehörden zur 
Wahrung der Belange der Wasserwirtschaft und 
der Landeskultur ein klares Einspruchsrecht. Es gibt 
kaum ein stärkeres Mittel zur Koordinierung was-
serwirtschaftlicher Zusamenhänge als eine solche 
Regelung. Im Hinblick hierauf, meine Damen und 
Herren, meint die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion, daß der Streit um dieses Gesetz begraben 
werden sollte. Es ist höchste Zeit, daß alle Beteilig-
ten harmonisch zusammenarbeiten mit dem Ziel, 
einen wirksamen Beitrag zur Reinhaltung der Bun-
deswasserstraßen zu leisten, die in vielfältiger Hin-
sicht Lebensadern unseres Volkes sind. 

Die SPD-Fraktion stimmt ,dem Antrag des Ver-
mittlungsausschusses zu, der inhaltlich eine Bestäti-
gung des Gesetzesbeschlusses des Bundestages 
bedeutet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Werden weitere 
Erklärungen abgegeben? — Das ist nicht der Fall. 
Dann stimmen wir ab. Wer dem Antrag des Ver-
mittlungsausschusses zustimmen will, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Gegen einige Gegenstimmen angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz über 
die Überführung der Anteilsrechte an der 
Volkswagenwerk Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung in private Hand (Drucksache 
1958) . 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hoogen. 
Ich bitte Sie, den Bericht zu erstatten, Herr Abge-
ordneter. 

Hoogen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Im März dieses Jahres hat das 
Hohe Haus den Gesetzentwurf über die Überfüh-
rung der Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung in private Hand 
verabschiedet. Zu diesem Gesetzentwurf hat der 
Bundesrat den Vermittlungsausschuß angerufen 
und auch die von der des Bundestages abweichen-
de Auffassung vertreten, daß der Gesetzentwurf 
seiner Zustimmung bedürfe. Der Bundesrat hat den 
Vermittlungsausschuß gebeten, sich um einen ge-
eigneten Lösungsvorschlag zu bemühen, der den 
Gesetzentwurf in Übereinstimmung mit dem zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land Niedersachsen abgeschlossenen Vertrage vom 
11. November des vergangenen Jahres bringe. 

Sowohl im Bundesrat selbst wie auch im Vermitt-
lungsausschuß wurden gegen diese Art der An-
rufung wegen ihrer Unbestimmtheit Bedenken ge-

äußert. Die ordnungsmäßige Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses wurde in Zweifel gezogen. Auf 
Bitten der Bundesregierung wurden im Vermitt-
lungsausschuß diese Bedenken jedoch zurückge-
stellt, um eine alsbaldige Verabschiedung des Ge-
setzentwurfs und eine gedeihliche Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesregierung und dem Land Nie-
dersachsen zu ermöglichen. 
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Die niedersächsische Landesregierung vertritt den 

Standpunkt, daß der Gesetzentwurf nicht dem Ver-
trage vom 11. November des vergangenen Jahres 
entspreche, daß insbesondere die Stimmrechtsbe-
schränkung und damit auch die für die Dauer von 
5 Jahren vorgesehene Ausnahme hiervon vertrags-
widrig sei. Die Bundesregierung vertritt demge-
genüber den Standpunkt, daß der Vertrag ordnungs-
gemäß und ;in vollem Umfang erfüllt sei. 

Der mehrfach erwähnte Vertrag ist ein Vergleich. 
Er sieht in § 2 vor, daß der Bund und das Land 
Niedersachsen zunächst mit  je  20 v. H. des Grund-
kapitals an der Volkswagenwerk Aktiengesellschaft 
beteiligt bleiben und die restlichen 60 v. H. des 
Grundkapitals in Form von Kleinaktien veräußert 
werden. In § 6 des Vertrages haben sich der Bund 
und das Land Niedersachsen verpflichtet, alle Maß-
nahmen zu treffen, die notwendig und geeignet sind, 
um das mit dem Vertrag angestrebte Ziel zu er-
reichen. 

Zur Erreichung dieses Zieles ist in § 2 Abs. 1 des 
Gesetzes eine unbefristete Stimmrechtbeschränkung 
angeordnet. Für die Dauer von 5 Jahren sah der 
Gesetzentwurf für die Bundesrepublik Deutschland 
und das Land Niedersachsen eine Ausnahme von 
dieser Stimmrechtsbeschränkung vor, allerdings mit 
der Maßgabe, daß diese Frist durch Bundesgesetz 
verlängert werden könne. Aus den Verhandlungen 
des Bundesrates und seines Wirtschaftsausschusses, 
deren Inhalt sich aus dem Sitzungsprotokoll vom 

8. April ergibt, geht hervor, daß Niedersachsen die 
Beseitigung der Befristung auf 5 Jahre verlangt. 

Diesem Verlangen glaubte der Vermittlungsaus-
schuß mit Rücksicht auf den Ausnahmecharakter 
dieser Vorschrift nicht entsprechen zu können. Aus 
dem Wortlaut des Vertrages läßt sich ein Anspruch 
Niedersachsens auf volles Stimmrecht nicht herlei-
ten. Die Ansicht des Landes Niedersachsen, in § 2 
des Vertrages seien zweierlei Aktien vorgesehen, 
nämlich für die öffentliche Hand normale Aktien 
mit vollem Stimmrecht und für die Kleinaktionäre 
Kleinaktien, d. h. Aktien mit Stimmrechtsbeschrän-
kung, geht fehl, da das Höchststimmrecht nicht an 
die Aktie, sondern an die Person des Aktionärs 
gebunden ist. Die in § 2 des Vertrages vorgenom-
mene Aufteilung des Grundkapitals hat lediglich 
die Bedeutung einer Vermögensauseinandersetzung 
zwischen dem Bund und dem Land Niedersachsen. 
Sie läßt keine Rückschlüsse auf eine unterschied-
liche Behandlung hinsichtlich des Stimmrechts zu. 

Um jedoch die Möglichkeit des Sammelns umfas-
sender Erfahrungen in der Übergangszeit zu erwei-
tern, schlägt der Vermittlungsausschuß die Verlän-
gerung dieser Frist von 5 Jahren, in der dem Bund 
und dem Land Niedersachsen das volle Stimmrecht 
zusteht, auf 10 Jahre vor, allerdings unter Wegfall 
der Möglichkeit einer Verlängerung dieser Frist. 

Der Vollständigkeit halber darf ich noch darauf 
hinweisen, daß in § 11 des Gesetzes eine offen-
bare Unrichtigkeit zu berichtigen ist und daß im 
§ 13 die Berlin-Klausel um die Möglichkeit des Er-
lasses von Rechtsverordnungen zu ergänzen ist. 

Namens des Vermittlungsausschusses darf ich Sie 
bitten, seinem Vorschlag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung hat der 
Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU ist 
mit dem Vorschlag, den der Vermittlungsausschuß 
erarbeitet hat, einverstanden. 

Die Fraktion hat sich von Anfang an bemüht, den 
besonderen Wünschen Niedersachsens entgegenzu-
kommen. Es sei erinnert an die Erschwerung der Be-
triebsverlegung, die praktisch ohne Einverständnis 
Niedersachsens nicht durchgeführt werden kann, so-
wie an das Vorzugsrecht in der Besetzung des Auf-
sichtsrats. 

Ein zeitlich unbegrenztes Vorzugsstimmrecht ge-
genüber den Volksaktionären konnte die Fraktion 
dem Lande Niedersachsen nicht zubilligen, da damit 
der Sinn der Privatisierung verfälscht worden wäre. 
Die Fraktion war aber V von Anfang en mit einer 
Übergangsregelung einverstanden und ergänzte 
diese durch eine einmalige Verlängerungsmöglich-
keit. Sie ist aber auch mit dem jetzigen Weg einver-
standen, der dem Lande Niedersachsen für zehn 
Jahre zusammen mit dem Bund eine Sonderstellung 
einräumt. Die neue Regelung, die der Vermittlungs-
ausschuß vorgeschlagen hat, kann möglicherweise 
auch als Verbesserung ausgelegt werden, da die Un-
sicherheit, die aus einer Verlängerungsmöglichkeit 
entstehen könnte, ausgeräumt ist. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt also dem Gesetz 
zu und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß das Volks-
wagengesetz recht bald zur Ausführung kommt. Wir 
haben den Wunsch, daß sich der Bund und das Land 
Niedersachsen über die aufkommenden Fragen rasch 
einigen, damit die großen Vorteile dieses Gesetzes 
sich bald auswirken können. 

Die Ausgabe von Volksaktien sollte in einer Form 
erfolgen, daß der Name Volksaktie gerechtfertigt 
bleibt. Wir haben das Vertrauen zu dem Herrn Bun-
desschatzminister, daß er trotz der unbestreitbar 
vorhandenen Schwierigkeiten die Wege zur Reali-
sierung unserer gemeinsamen Vorstellungen finden 
wird. Die breitere Streuung auch des wirtschaftlichen 
Eigentums wird die CDU/CSU weiterhin mit Nach-
druck und mit allen Kräften fördern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Ab-
gabe einer Erklärung hat der Abgeordnete Dahlgrün. 

Dr. Dahlgrün (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch die Fraktion der Freien De-
mokratischen Partei stimmt dem Antrage des Ver-
mittlungsausschusses zu, weil wir in den Änderun-
gen, die der Vermittlungsausschuß vorschlägt, eine 
wesentliche Verbesserung des Gesetzes erblicken. 
Wir glauben, daß die Verdoppelung der Zeit für die 
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Sonderstimmrechte des Landes Niedersachsen von 
fünf Jahren auf zehn Jahre einen größeren Spiel-
raum gibt, urn Erfahrungen zu sammeln. Wir sind 
der Überzeugung, daß die volle Privatisierung des 
Volkswagenwerkes erst am Ende dieser zehn Jahre 
dadurch richtig erreicht wird, daß der Vermittlungs-
ausschuß vorgeschlagen hat, die Möglichkeit einer 
Verlängerung der Frist nicht zuzulassen. Das Land 
Niedersachsen hat dann nach Ablauf dieser zehn 
Jahre auf Grund von Sonderregelungen des Geset-
zes, solange der Bund oder Niedersachsen auch nur 
eine Aktie halten, immer besondere Rechte, das 
Werk zu überwachen und darauf Einfluß zu nehmen. 

Wir halten also den Vorschlag des Vermittlungs-
ausschusses für gut und werden ihm zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Erklärun-
gen wenden nicht abgegeben. Dann kommen wir 
zur Abstimmung. 

Wir müssen über den Antrag des Vermittlungs-
ausschusses im ganzen ,abstimmen, also nicht nach 
Ziffern. Wer dem Antrag zustimmen will, , der möge 
das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

(Zuruf von der SPD: Nein, es waren einige 
Gegenstimmen! — Weiterer Zuruf von  der 

 SPD: Auch Enthaltungen!) 

Das war von hier aus nicht zu sehen. Ich stelle 
also fest: es gab einige Gegenstimmen, einige Ent-
haltungen. 

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des  Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu ,dem Gesetz über 
das Apothekenwesen (Drucksache 1960). 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Abgeord-
nete Wittrock. 

Wittrock (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf namens Ides  Vermittlungsaus-
schusses als Berichterstatter folgendes vortragen: 

Der Bundesrat hatte wegen des Gesetzes über 
.das Apothekenwesen aus einer Reihe von Gründen 
den Vermittlungsausschuß angerufen. Ich verweise 
hierzu auf die  Drucksache 1869. 

Der Vermittlungsausschuß hat sich in den meisten 
Punkten ganz oder teilweise den Erwägungen des 
Bundesrates angeschlossen und zu einigen weiteren 
Vorschriften redaktionelle Änderungen beschlossen. 

Die wohl wichtigste Änderung ist die  Streichung 
, der §§ 21 bis 24 des vom Bundestag beschlossenen 
Gesetzes. Der Ausschuß ist ,der Meinung, daß es 
sich bei diesen Vorschriften um Regelungen des 
inneren Apothekenbetriebsrechtes im engeren Sinne 
handelt, die zur Entlastung des Gesetzes und aus 
rechtssystematischen Gründen in ,die Apotheken-
betriebsordnung aufzunehmen sind. Hieraus ergibt 
sich 'die Notwendigkeit, § 25 — das ist ,die Vor-
schrift über die Ermächtigung zum Erlaß der 
Apothekenbetriebsordnung — neu zu fassen. 

Eine zweite wichtige Änderung, und zwar in  die-
sem Falle eine rechtspolitisch wichtige Änderung, 
enthält die Ziffer 17 der  Drucksache 1960; ,das ist 
der Antrag des Vermittlungsausschusses. Hierbei 
handelt es sich um die gesetzliche Regelung der 
alten Apothekenbetriebsrechte. Der Bundestag hatte 
es für richtig gehalten, zwar die Erteilung einer 
Erlaubnis im Sinne des Gesetzes für die Inhaber 
alter Rechte anzunehmen — es war hier ja eine 
gesetzliche Fiktion im Gesetz niedergelegt wor-
den —; er hatte sich aber nicht über die Existenz 
oder Nichtexistenz der alten persönlichen oder 
dinglichen Rechte geäußert. Der Vermittlungs-
ausschuß ist dagegen der Auffassung, .daß aus 
Rechtsgründen ,das Verpachtungsrecht der Inhaber 
alter dinglicher Rechte näher zu regeln und im 
übrigen Art und Umfang der früheren Rechte sub-
stantiierter festzulegen ist, als sich das aus dem 
Gesetzesbeschluß des Bundestages ergab. Auch für 
die laufenden Pacht- oder Verwaltungsverträge 
erscheint ,es dem Ausschuß aus dem Gedanken des 
Besitzstandschutzes geboten, diese Rechtsverhält-
nisse von denbesonderen Zulässigkeitsvorausset-
zungen dieses Gesetzes zu befreien. Aus all diesen 
Überlegungen ergibt sich der aus der Drucksache 
ersichtliche Vorschlag zu den §§ 30, 30 a und 30 b. 

In diesem Zusammenhang ist noch zu erwähnen, 
daß nach dem Vorschlag zu § 31 Gesellschaftsver-
träge, die dieses Gesetz für das Betreiben einer 
Apotheke für die Zukunft nicht mehr zuläßt, für 
die bei Inkrafttreten des Gesetzes vorhandenen 
Apotheken erst binnen fünf Jahren — also nicht 
binnen zwei Jahren, wie der Bundestag vorgesehen 
hatte — in eine zugelassene und diesem Gesetz 
entsprechende Rechtsform übergeführt werden müs-
sen. 

Wesentlich ist weiterhin die Frage, für welchen 
Bereich eine Krankenhausapotheke als sogenannte 
Zentralapotheke zuzulassen ist. Es handelt sich da-
bei um § 14 Abs. 1. Ohne den weiter gehenden An-
regungen des Bundesrates zu folgen, hält es der 
Vermittlungsausschuß für richtig, nicht nur für 
einen Gemeindebezirk, sondern wegen des orga-
nischen Zusammenhanges benachbarter Gebiete 
auch für die an den Gemeindebezirk angrenzenden 
Stadt- und Landkreise eine zentrale Apotheke des 
Trägers von Krankenanstalten zuzulassen. Hieraus 
folgt der Vorschlag zu § 14 Abs. 1. 

Zu § 14 Abs. 2 ist der Vermittlungsausschuß der 
Auffassung, daß von einer Krankenhausapotheke 
Medikamente nicht nur an die Insassen der Anstalt 
abzugeben sind, sondern daß auch die dort beschäf-
tigten Personen zum Bezug berechtigt sein sollten. 
Der Vermittlungsausschuß hält ein Verbot zum 
Nachteil der Beschäftigten für oft nicht durchsetzbar 
und in nicht seltenen Fällen sogar für unbillig. 

Eine materielle Änderung wird weiterhin für die 
Bestimmungen vorgeschlagen, die bereits vor Er-
teilen einer Erlaubnis zum Betreiben einer Apo-
theke den Nachweis von Einrichtungen und Gerä-
ten verlangen. Der Ausschuß hält diesen Nachweis 
einmal für unbillig, weil ja die Erlaubnis zum Be-
treiben einer Apotheke aus anderen Gründen ver- 
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sagt werden kann, zum anderen aber auch wegen 
§ 6 des Gesetzes für entbehrlich. Aus diesen Über-
legungen ergeben sich die Änderungsvorschläge zu 
§ 2 Abs. 1 Nr. 6, § 14 Abs. 1 und schließlich § 16. 

Die Erlaubnisvoraussetzungen sind noch in einem 
weiteren Punkt geändert worden, nämlich in § 2 
Abs. 1 Nr. 7. In Anpassung an andere Vorschriften 
erscheint es notwendig, eine Schwäche der körper-
lichen und geistigen Kräfte im Antragsverfahren zu 
berücksichtigen. Der Vorschlag zu § 3 Nr. 3 ist im 
übrigen eine Anpassung an § 2 Abs. 1 Nr. 3. 

Der aus der Vorlage ersichtliche Streichungsvor-
schlag zu § 12 dient der Rechtsklarheit. Die Vor-
aussetzungen für die Nichtigkeit eines Rechtsge-
schäfts müssen klar und eindeutig und nicht nur 
mittelbar feststellbar sein. Auf dieser Erwägung 
beruht der Streichungsvorschlag des Vermittlungs-
ausschusses. 

Die Neufassung des § 13 über das Recht zur 
Verwaltung nach dem Tode eines Apothekers er-
gibt sich aus der Überlegung, daß es ausreicht, dem 
Verwalter und nicht auch den Erben eine Geneh-
migung zur Verwaltung der Apotheke zu erteilen. 

Von Bedeutung ist noch die Einbeziehung  
 der  Be

-

reitschaftspolizei der Länder in den Anwendungs-
bereich des § 26 des Gesetzes. Diese Einbeziehung  
ist unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung  

von Bereitschaftspolizei und Bundesgrenzschutz er-
folgt.  

Bei den Vorschriften über Ordnungswidrigkeiten  
hält der Ausschuß § 29 Abs. 1 Nr. 3 wegen § 136  
StGB für entbehrlich. Die Verletzung einer Schlie-
ßungsverfügung soll nämlich nur dann zu nach-
teiligen Folgen führen, wenn die Schließung mittels  
amtlichen Siegels erfolgt ist.  

Besonders zu erwähnen ist schließlich der Vor-
schlag zu § 31 a, die Hausapotheken von dem Ge-
setz auszunehmen.  

Alle übrigen Vorschläge, meine Damen und Her-
ren, sind entweder eine Folge der erläuterten mate-
riellen Änderungen oder rein redaktioneller Art.  

Das Gesetz soll am 1. Oktober 1960 in Kraft  

treten.  

Ich bitte Sie, dem Antrag des Vermittlungsaus-
schusses zuzustimmen. Der Vermittlungsausschuß  
hat beschlossen, daß über seinen Vorschlag nur ein-
heitlich abgestimmt werden kann.  

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem  
Herrn Berichterstatter. Wird eine Erklärung abge-
geben? — Das ist nicht der Fall. Dann stimmen wir  

ab. Wer dem Antrag des Vermittlungsausschusses  
im ganzen zustimmen will, der gebe das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Bei einigen Gegenstimmen und zahlreichen Enthal-
tungen angenommen.  

Damit ist dieser Punkt erledigt.  

Punkt 7 der Tagesordnung wird erst am 1. Juli  

aufgerufen.  

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung:  

Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs  

eines Gesetzes über eine Rentenversicherung  

der Handwerker (Handwerkerversicherungs-
gesetz — HVG) (Drucksache 993).  

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für So-
zialpolitik (20. Ausschuß) (Drucksache 1379).  
(Erste Beratung 69. Sitzung).  

Ich erteile der Frau Abgeordneten Korspeter als  

Berichterstatterin das Wort.  

Frau Korspeter (SPD) : Herr Präsident! Meine  
Herren und Damen! Mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf wird eine Neuregelung der Altersversor-
gung für das deutsche Handwerk organisatorisch in  
der Richtung angestrebt, daß die Handwerkerver-
sorgung, die seit ihrer Einführung im Jahre 1938  

im wesentlichen von der Rentenversicherung der  

Angestellten durchgeführt wurde, nunmehr in die  

Rentenversicherung der Arbeiter übergeführt wer-
den soll. In meinem ausführlichen Bericht habe ich  
diesen Übergang von einer Institution zur andern  

mit seiner vielfältigen sozialpolitischen und finan-
ziellen Konsequenz eingehend dargestellt. Ich kann 

also im allgemeinen auf diesen Bericht verweisen. 

Nur zu einem Fragenkomplex muß ich noch er-
läuternde Ausführungen machen, da mich der Aus-
schuß hiermit einstimmig beauftragt hat. Das zeigt 
die Bedeutung, die er dieser Frage beigemessen 
hat. Es handelt sich um die finanziellen Auswir-
kungen der beabsichtigten Regelung. Da den Mit-
gliedern des Ausschusses bekannt war, daß sich in 
der Handwerkerversorgung in den Jahren 1957 bis 
1960 bei der Rentenversicherung der Angestellten 
ein Fehlbetrag gezeigt hat, bestand vollste Über-
einstimmung darüber, daß die Neuregelung unter 
gar keinen Umständen zu einer finanziellen Bela-
stung der Rentenversicherung der Arbeiter führen 
dürfe. Die Mitglieder des Ausschusses waren der 
Meinung, daß eine solche finanzielle Belastung den 
Arbeitern nicht zugemutet werden könne und daß 
es auch nicht im. Interesse der Handwerker liege,  
Subventionen aus der Rentenversicherung der Ar-
beiter entgegenzunehmen. Um eine klare Übersicht 
über die jeweilige finanzielle Lage zu haben, wurde 
von den Mitgliedern der CDU im Ausschuß be-
antragt und von allen Mitgliedern des Ausschus-
ses beschlossen, einen § 5b einzuführen, der eine 
getrennte Rechnungslegung vorsieht. 

Weiterhin ergab sich Übereinstimmung darüber, 
daß bei den versicherungstechnischen Bilanzen, die 
gemäß § 1257 RVO zu erstellen sind, über die Fi-
nanzlage der Handwerkerversicherung getrennt be-
richtet werden soll. Dabei wurde besonders her-
vorgehoben, daß in die Berechnungen auch die Bei-
tragsleistungen einbezogen werden sollen, die die 
Handwerker  in Zeiten geleistet haben, in denen sie 
als Lehrlinge oder Gesellen tätig waren, damit das 
Handwerkerleben versicherungstechnisch als Gan-
zes berücksichtigt würde. 

Sodann gab es eine längere Diskussion über ein 
mögliches Defizit in der Handwerkerversicherung. 
Es bestand zwar keine einheitliche Meinung dar- 
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über, ob sich bei der jetzt vorgesehenen Neurege-
lung ein Defizit ergeben würde oder nicht; der 
Ausschuß war aber übereinstimmend der Ansicht, 
daß sich der Gesetzgeber bei einem solchen Defizit 
mit einer gesetzlichen Regelung zur Deckung dieses 
Defizits befassen müsse. Auch hier stand bei der 
Beratung der Gedanke im Vordergrund, eine Be-
lastung der Rentenversicherung der Arbeiter durch 
die Handwerkerversicherung zu vermeiden. 

Schließlich möchte ich noch um Berichtigung 
zweier Druckfehler bitten. Am Schluß des § 10a 
Abs. 2 muß es heißen: „nach diesem Gesetz". In 
§ 10a Abs. 4 ist hinter  dem Wort „Entscheidung" 
einzufügen „über Anträge". Im übrigen verweise 
ich auf meinen Schriftlichen Bericht. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke der 
Frau Berichterstatterin und erteile das Wort zur 
Geschäftsordnung dem Abgeordneten Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Hierren Namens der soziaidemokrati-
schen Fraktion beantrage ich Zuruckverweisung der 
Vorlage an die Ausschusse für Mitteistandsiragen 
-- mitberatend — und für Sozialpolitik — feder-
führend —. Zur Begründung dart ich folgendes 
sagen. Man hat uns gelegentlich hier im Hause den 
Vorwurf gemacht, daß die Sozialpolitiker in diesen 
oder jenen Detailfragen die Ausschußberatungen ins 
Plenum verlegten. Beim Umdruck 674 wird diese 
Praxis aber auf einen ganzen Gesetzentwurf er-
streckt. Zu den 14 Paragraphen des Gesetzentwurfs 
liegen in 12 Punkten — mit verschiedenen Unter-
punkten — Änderungsanträge der Fraktionen der 
Regierungsparteien zu dem Gesetzentwurf der CDU/ 
CSU und zu der Ausschußfassung vor, die auf Grund 
von Anträgen der CDU/CSU einstimmig beschlossen 
wurde. 

Die praktischen Auswirkungen, die sich aus dem 
Änderungsantrag ergeben, lassen sich nicht über-
sehen, weil ein neuartiges System des Beitragsein-
zuges eingeführt werden soll, das in seinen Kon-
sequenzen im Ausschuß bisher überhaupt nicht be-
sprochen wurde. Ferner sollen durch die Ziffern 10 ff. 
des Änderungsantrages die Zuschüsse zu den Ren-
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestell-
ten in einer Weise verändert werden, die jetzt nie-
mand aus dem Handgelenk überprüfen kann. 

Noch etwas! Der Ausschußbericht liegt seit Ende 
Oktober 1959 vor. Er blieb acht Monate lang wegen 
interner Beratungen in den Regierungsparteien zu-
rückgestellt. Jetzt werden wir über Nacht mit einer 
völlig neuartigen Konzeption überrascht. Ich habe 
deshalb die Frage an Sie alle, meine Damen und 
Herren: ist das eine sinnvolle Gestaltung der Aus-
schußarbeiten und der Arbeit im Plenum? 

Noch ein letztes: Das Gesetz soll laut Ziffer 12 des 
Änderungsantrages am 1. Januar 1962 in Kraft 
treten. Damit bringen die Antragsteller selbst zum 
Ausdruck, daß sie die Angelegenheit offenbar nicht 
als besonders eilbedürftig ansehen.  

(Abg. Josten: Sie irren sich gewaltig!)  

Deshalb kann diese Angelegenheit ohne Schaden für 
die Sache nochmals unter Berücksichtigung der uns 
jetzt vorgelegten neuen Konzeption in den Aus-
schüssen beraten werden. Das dient auf lange Sicht 
gesehen auch den wohlverstandenen Interessen der 
Handwerker. Gerade auf dem Gebiete der Hand-
werkerversicherung wurde schon in verschiedener 
Weise experimentiert. Wenn jetzt hier ein neues 
Gesetz geschaffen werden soll, soll dies doch — das 
ist unser gemeinsamer Wille — eine sinnvolle Rege-
lung bringen. Eine solche Regelung muß im Aus-
schuß — das ist der Sinn von Ausschußberatungen 
— gründlich überlegt werden. 

Deshalb beantrage ich Rückverweisung an die 
Ausschüsse, die sicherlich einer sinnvollen Arbeits-
gestaltung in diesem Hause dient. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Ge-
schäftsordnung hat der Abgeordnete Horn. 

Horn (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist richtig, daß die Änderungsan-
träge meiner Fraktion erst gestern den anderen 
Fraktionen zugestellt werden konnten. Das ist ver-
ständlich und beinahe natürlich. Die Zustellung 
konnte nicht erfolgen, bevor nicht die Fraktion sel-
ber diesen Anträgen des Arbeitskreises ihre Zu-
stimmung gegeben hatte. Wir haben dann aber so-
fort für die Zustellung an die anderen Fraktionen 
gesorgt. Die Kollegen, insbesondere auch die sozial-
politischen Experten und Freunde des Herrn Kolle-
gen Schellenberg, sind sicher so lange mit der 
Materie beschäftigt gewesen, daß sie sich auch ohne 
ein tagelanges Studium in Inhalt und Geist unserer 
Änderungsanträge hineinfinden konnten. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Dr. Schellen-
berg: Wozu Sie acht Monate gebraucht 

haben!) 

— Acht Monate haben wir dazu nicht gebraucht. 
Die entscheidenden Beschlüsse sind in allerjüng-
ster Zeit gefaßt worden. — Deshalb ist es keine un-
billige Zumutung, wenn wir so verfahren. 

Auf den Termin 1. Januar 1962 will ich nicht wei-
ter eingehen. Es ist verständlich, daß die Neurege-
lung einer längeren Vorbereitungszeit bedarf, da-
mit sich die beteiligten Versicherungsträger darauf 
einstellen können. 

Ich bedaure sehr, daß wir dem Ansinnen des 
Herrn Schellenberg aus grundsätzlichen Erwägun-
gen nicht zustimmen können, sosehr wir an und 
für sich für eine sachgemäße gründliche Arbeit sind. 
Wir werden deshalb den Antrag auf Rücküberwei-
sung an den Sozialpolitischen Ausschuß ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Ge-
schäftsordnung hat der Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Sosehr die Fraktion 
der Freien Demokraten dem Herrn Kollegen Schel- 
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lenberg in seinen grundsätzlichen Überlegungen 
recht gibt, daß ein so umfangreicher Änderungsan-
trag von 21 Punkten zweckmäßigerweise im Aus-
schuß beraten werden sollte, wird sie dem Antrag 
auf Rücküberweisung nicht zustimmen, weil die be-
antragten Änderungen dem Wortlaut und dem Sinne 
nach mit den Vorschlägen übereinstimmen, die in 
dem FDP-Gesetzentwurf enthalten waren. Wir sind 
daran interessiert, daß der Gesetzentwurf heute 
verabschiedet wird. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Wir stimmen über den 
Antrag auf Rücküberweisung ab. Wer dem Antrag 
des Herrn Kollegen Schellenberg zustimmen will, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Das 
ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

(Zuruf links: Vergewaltigung! —Heiterkeit.) 

— Nach dieser kleinen Heiterkeitspause treten wir 
in die zweite Beratung ein. 

Ich rufe auf § 1. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag Umdruck 687 Ziffer 1 vor. Wird der Antrag 

begründet? — Das Wort zur Begründung hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Fraktion der 

 Freien Demokraten beantragt auf Umdruck 687, in 
§ 1 die Mindestdauer der Versicherungszeit für 
Handwerker auf 15 Jahre festzusetzen. In der Aus-
schußfassung sind 18 Jahre vorgesehen. 

Wir nehmen mit unserem Antrag den  Vorschlag 
wieder auf, der  bereits in unserem Gesetzentwurf 
enthalten gewesen ist. Wir meinen, daß auch im 
Handwerkerversicherungsgesetz ebenso wie im all-
gemeinen bei der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten eine Mindestbeitragszeit von 
15 Jahren festgelegt werden sollte. Mit der Einfüh-
rung von 18 Jahren ,als Mindestpflichtversicherung 
innerhalb der Gesamtversicherung würde wieder 
eine neue Frist geschaffen werden. Wir halten es zur 
einfacheren Handhabung für zweckmäßig, gleiche 
Fristen für alle an der Arbeiterrentenversicherung 
und der Angestelltenversicherung Beteiligten zu 
haben. 

Wir bitten ,deshalb, unserem Antrag, 180 Monate 
festzulegen, zuzustimmen. 

Ich darf zu einem Einwand, der kommen wird, 
schon vorweg etwas sagen. Man erklärt, 'daß 18 
Jahre eine größere Sicherheit böten, (daß auf keinen 
Fall irgendwelche Lücken entstehen könnten, wenn 
(der Handwerker ausscheide, daß er vielleicht durch 
eine Unvorsichtigkeit nicht die 15 Jahre voll habe 
und sein Anspruch dann nicht bestehe. Wir meinen, 
daß der Selbständige, daß 'der Handwerker, wenn 
er nach diesem Gesetz nach 15 Jahren ausscheiden 
kann, so viel Interesse haben wird, seine eigene 
Altersversorgung genau zu überwachen und sicher-
zustellen, daß der  Mindestanspruch auf eine Rente 
nach 15jähriger Beitragszahlung besteht. Mit die-
sem Beschluß wird  ja nicht 'ausgeschlossen, daß sich 
jeder, wie er will, weiterversichern kann. Im Gegen-

teil, wir sind überzeugt, daß sehr viele davon Ge-
brauch machen werden. Wir meinen aber, unter-
schiedliche Fristen in der Pflichtversicherung für 
verschiedene Berufsgruppen sind immer schlecht. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Becker. 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte, den Antrag, 
den der Herr Kollege Mischnick gestellt hat, aus 
folgenden Gründen abzulehnen. Wir sind uns wohl 
alle darüber klar, daß die Möglichkeit der Beitrags-
befreiung nach 15 Jahren für den Handwerker. 
keine besonders hohe Rente begründet. 

(Abg. Mischnick: Nach 18 aber auch nicht!) 

Ja, aber es kommt noch etwas anderes hinzu! — 
Mit diesen 15 Beitragsjahren erwirkt er den An-
spruch auf eine Sockelrente, die bestimmt nicht 
hoch liegt. Rechnen wir, daß der Handwerker im 
Durchschnitt mit 15 Jahren beitragspflichtig wird, 
dann könnte er die Beitragsbefreiung nach 15 Jahren 
schon im Alter von 30 Jahren erreicht haben. 

Darüber hinaus kommt aber noch etwas anderes 
hinzu, Herr Kollege Mischnick, was Sie vielleicht 
nicht beachtet haben. Wir haben ja in dem Renten-
neuregelungsgesetz das System der Zurechnungs-
zeit. Würde jemand mit 30 Jahren ausscheiden und 
sich nicht freiwillig weiterversichern und hätte er 
dann das Unglück, in jungen Jahren arbeitsunfähig 
zu sein, dann bekäme er höchstens eine Zurech-
nungszeit bis zum 45. Lebensjahr. Würde der Vor-
schlag der Ausschusses angenommen, brauchte er 
mindestens 33 Jahre, ehe er sich befreien lassen 
könnte. Rechnet man weitere 18 Jahre hinzu, dann 
hätte er mindestens eine Zurechnungszeit bis zum 
51. Lebensjahr. 

Ich glaube, diese Gründe sollten uns veranlassen, 
den Antrag des Kollegen Mischnick abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wort-
meldungen zu dem Änderungsantrag liegen nicht 
vor. Dann stimmen wir über diesen Antrag — Um-
druck 687 Ziffer 1 — ab. Wer zustimmen will, der 
gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Das letzte 
ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen über § 1 in der Ausschußfassung ab. 
Wer zustimmen will, der gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen einige 
Stimmen angenommen. 

Zu § 2 liegen zwei Änderungsanträge vor, einer 
auf Umdruck 675, der andere auf Umdruck 676; 
beide Anträge sind gleichlautend. Wer begründet? 
— Herr Abgeordneter Lange. Ich erteile Ihnen das 
Wort. 

Lange (Essen) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das Gesetz, das heute zur zwei-
ten und dritten Beratung ansteht, soll für sämtliche 
Handwerker eine einheitliche Regelung treffen. Da 
zu den Handwerkern nach der Handwerksordnung 
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auch die Schornsteinfeger gehören, besteht keine 
Veranlassung, die Schornsteinfeger durch die Be-
stimmung des § 2 Abs. 1 Nr. 6 ausdrücklich auszu-
nehmen. 

Ein weiterer Grund spricht dagegen, diese Aus-
nahme im Gesetz ausdrücklich auszusprechen. Ich 
darf das Haus darauf hinweisen, daß wir im Jahre 
1952 — veröffentlicht mit Datum vom 22. Januar im 
Bundesgesetzblatt — ein Gesetz zur Ordnung des 
Schornsteinfegerwesens geschaffen haben. Bei der 
Verabschiedung dieses Gesetzes ist ausdrücklich 
festgestellt worden — aus dem Text des Gesetzes 
selbst ist das allerdings nicht erkennbar —, daß die 
Hereinnahme des damaligen Versorgungsvereins 
Deutscher Schornsteinfegermeister, der heutigen 
Versorgungsanstalt der Schornsteinfegermeister, in 
diesem Zusammenhang eine vorübergehende Lö-
sung war. Sie wurde deshalb notwendig, weil die 
bayerischen Kaminkehrbezirke auf Lebenszeit ver-
liehen waren. Durch die damalige gesetzliche Rege-
lung sollte erreicht werden, daß die Schornstein-
fegermeister ihre Kehrbezirke spätestens mit Voll-
endung des 70. Lebensjahres wieder abgeben. 

Um hier den Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit der Altersversorgung vorzubeugen, hatte sich 
damals der Gesetzgeber damit einverstanden er-
klärt, vorläufig — bis zu einer endgültigen Rege-
lung der Handwerkerversicherung — den Versor-
gungsverein eintreten zu lassen. 

Ich weise auf diesen Sachverhalt ausdrücklich hin, 
weil, wie ich meine, auch ein Parlament zu seinem 
Worte stehen sollte. Wenn es schon der Meinung 
ist, eine umfassende Regelung für die Handwerker 
schlechthin schaffen zu sollen, sollte es, wenn dann 
bei Teilregelungen auf handwerklichem Gebiete 
vorübergehende Lösungen notwendig werden, im 
Hinblick darauf, daß endgültige Lösungen anstehen, 
vorläufige Lösungen nicht zementieren. Mit der 
Bestimmung des § 2 Abs. 1 Nr. 6 wird die vor-
läufige Lösung unter Umständen zu einer endgül-
tigen Lösung. 

Lassen Sie mich noch ein anderes hinzufügen. Die 
Beiträge, die für die Versorgungsanstalt bis zur 
Pensionierung — wenn dieser Ausdruck erlaubt ist 
— erbracht werden müssen, stehen in keinem Ver-
hältnis zu den Rentenleistungen, die die Versor-
gungsanstalt gegenüber den Rentenberechtigten 
erbringt. Lassen wir also diese Bestimmung Gesetz 
werden, setzen wir uns der Gefahr aus, daß sich 
aus der unterschiedlichen Beitragsleistung gegen-
über der Arbeiterrentenversicherung, die für die 
Handwerker gedacht ist, am Ende unterschiedliche 
Rentenleistungen seitens der Träger gegenüber dem 
Rentenberechtigten ergeben. Wir setzen uns damit 
wiederum der Gefahr einer Verfassungsklage aus. 
Ich glaube, wir haben gar keine Veranlassung, uns 
in Kenntnis des Sachverhaltes leichtfertig für eine 
solche Regelung zu entscheiden. 

Ich weise außerdem darauf hin, daß im ursprüng-
lichen Entwurf der antragstellenden Fraktionen die 
Bestimmung, vermutlich aus den gleichen Erwägun-
gen, die ich hier ausgesprochen habe, nicht enthal-
ten gewesen ist. Meine Bitte ist also, unter Berück-

sichtigung dessen, zu dem sich dieses Haus vor 
Jahren in seiner Gesetzgebungsarbeit selbst be-
kannt hat, Nr. 6 in § 2 Abs. 1 zu streichen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Kollege Lange, Sie 
haben einen großartigen Vortrag gehalten; bloß 
treten die Fälle, zu denen Sie Befürchtungen äußer-
ten. kaum auf. Bevor jemand selbständiger Schorn-
steinfegermeister wird, ist er bestimmt 18 Jahre un-
selbständig tätig gewesen. Auf Grund dieser Über-
legungen werden einige meiner Freunde Ihrem 
Antrag zustimmen, andere ihn ablehnen. Ich glaube 
nicht, daß da große Schwierigkeiten auftreten 
können. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lange. 

Lange (Essen) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Schmücker, das, was 
Sie glauben, mag Ihr Glaube sein; ich teile ihn 
nicht. Ich teile ihn deshalb nicht, weil im § 6 auf 
gesetzgeberische Maßnahmen im Tausendjährigen 
Reich Bezug genommen wird, in denen nämlich 
festgestellt ist, daß jemand nach seiner Bestallung 
zum Bezirksschornsteinfegermeister innerhalb von 
drei Monaten dem Versorgungsverein beitreten 
muß. In diesen heute noch nicht aufgehobenen 
Bestimmungen steht ferner, daß der Nichtbeitritt 
zum Versorgungsverein — heute Versorgungsan-
stalt — den Widerruf der Bestallung zum Bezirks-
schornsteinfegermeister nach sich ziehen kann. Da 
das so  ist,  schaffen wir eine zusätzliche Möglichkeit 
verfassungsrechtlicher Auseinandersetzungen. Das 
wäre nach meiner Überzeugung nicht notwendig. 
Ich weise deshalb auf diesen Umstand hin, damit 
sich nicht jemand, der nach 18 Jahren hier aus-
scheidet, einbildet, er sei frei. Dann kommt näm-
lich die Versorgungsanstalt und verpflichtet ihn so 
oder so, wenn er selbständiger Bezirksschornstein-
fegermeister ist. 

(Abg. Schmücker: Sie heben es doch nicht 
auf, wenn Sie es hier streichen!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe den Ein-
druck, der Glaubenskampf ist abgeschlossen. 

(Heiterkeit.) 

Damit kommen wir zur Abstimmung über die bei-
den gleichlautenden Änderungsanträge Umdrucke 
675 und 676. Wer diesen Anträgen zustimmen will, 
der möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — 
Ich bitte, die Hände wirklich mutig zu erheben. — 

(Heiterkeit.) 

Wir  wollen die Abstimmung durch Erheben von 
den Sitzen wiederholen. Wer den Anträgen auf den 
Umdrucken 675 und 676 zuzustimmen wünscht, 
möge sich erheben. — Gegenprobe! — Das erste 
war die Mehrheit. 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
Wir stimmen nunmehr ab über § 2 in der geän-

derten Fassung sowie über § 3, zu dem kein An-
trag vorliegt. Wer diesen beiden Paragraphen zu-
stimmen will, der gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Zum § 4 liegt ein Änderungsantrag vor, den Sie 
auf Umdruck 674 Ziffer 1 finden. Wer begründet 
ihn? — Das Wort hat der Abgeordnete Becker. 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU) : Herr Präsident, 
es ist vielleicht zweckmäßig, .daß ich unsere An-
träge unter Ziffer 1 Buchstabe a und Buchstabe b 
zusammenfasse. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ja, bitte. 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! § 4 Abs. 5 sieht für zwei 
Kategorien von Handwerkern Beitragserleichterun-
gen vor, und zwar erstens für diejenigen, die sich 
gerade selbständig machen, und zweitens für die 
Handwerker, die allein mit nur einem Lehrling oder 
— wie wir es jetzt beantragen — mit ihrem eigenen 
Sohn tätig sind. 

Ohne Zweifel hat  insbesondere  der  junge Hand-
werksmeister, wenn er sich selbständig macht, 
schwer mit finanziellen Sorgen zu kämpfen. Er 
braucht Geld für alle möglichen Zwecke. Daher 
wind ihm die volle Beitragsleistung oft schwerfallen. 
Deshalb enthält bereits ,der § 4 in der Ausschuß-
fassung 'die Bestimmung, daß dieser Handwerker 
für die Dauer von drei Jahren nur den halben Bei-
trag bezahlen soll. 

Die Ausschußfassung ist aber nach unserer Auf-
fassung etwas unklar ausgefallen. Sie läßt eine 
unterschiedliche Auslegung zu. Auf Grund der Aus-
schußfassung könnte man die Ansicht vertreten, 
daß beispielsweise jemand, der sich im Januar 1960 
selbständig 'gemacht hat, für das Jahr 1960 die 
vollen Beiträge bezahlen muß und die Beitrags-
halbierung erst am 1. Januar 1961 in Kraft tritt. 
Unser Antrag dient also  der  Klarstellung der Aus-
schußvorlage. Wir bitten Sie, ihm zuzustimmen. 

Wir sind weiter der Auffassung, daß wir die Er-
leichterung, 'die wir dem Handwerksmeister zuteil 
werden lassen, der  nur mit einem Lehrling arbeitet, 
auf 'diejenigen Handwerksmeister ausdehnen soll-
ten, die nur mit ihrem Sohn in der Werkstatt tätig 
sind. Dementsprechend beantragen wir unter Zif-
fer 1 Buchstabe b, daß in der Ziffer 2 des § 4 Abs. 5 
hinter dem Wort „Lehrlings" die Worte „oder eines 
Verwandten ersten Grades" eingefügt werden. Sie 
wissen, daß der Sohn, wenn er Geselle ist, renten-
versicherungspflichtig ist. Er lebt aber mit seinem 
Vater viel enger zusammen  als ein fremder Geselle. 
Wenn es in 'der Werkstatt mit dem Geld etwas 
hapert, hapert es auch mit der Vergütung für den 
Sohn. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Deshalb bitten wir, auch denjenigen Handwerks-
meistern, die nur mit ihrem Sohn  zusammen tätig  

sind, 'die Möglichkeit zu geben, nur jeden zweiten 
Monat den vorgeschriebenen Beitrag zu entrichten. 

Ich möchte Sie im Interesse der kleinen Hand-
werker bitten, unseren beiden Anträgen zuzustim-
men. 

(Beifall bei 'der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Wir stimmen über den Än-
derungsantrag auf Umdruck 674 Ziffer 1 Buchstabe a 
ab. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Eine Enthaltung, keine Gegen-
stimmen. Der Antrag ist angenommen. 

Nunmehr stimmen wir ab über den Antrag auf 
Umdruck 674 Ziffer 1 Buchstabe b. Wer ihm zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Eine Gegen-
stimme. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Der 
Antrag ist gegen eine Stimme angenommen. 

Nunmehr lasse 'ich über § 4 in der Ausschuß-
fassung mit den soeben beschlossenen Änderungen 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe.  — Das erste war die Mehrheit; § 4 ist in 
dieser Fassung angenommen. 

Ich komme zu § 5. Zu ihm liegen Änderungs-
anträne auf den Umdrucken 674 Ziffer 2 und 687 
Ziffer 2 vor. 

Das Wort zu dem Antrag auf Umdruck 674 Zif-
fer 2 hat der Abgeordnete Wieninger. 

Wieninger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst darf 
ich eine redaktionelle Verbesserung unseres An-
trages auf Umdruck 674 Ziffer 2 bekanntgeben. Es 
heißt dort jetzt: 

In § 5 werden die Absätze 2, 6 und 7 gestrichen. 
Richtig muß es heißen: 

a) § 5 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz und Satz 2 
sowie Abs. 6 werden gestrichen. 

b) § 5 Abs. 2 erster Halbsatz wird zu § 5 a 
Abs. 4, und § 5 Abs. 7 wird zu § 5 a Abs. 5. 

(Zuruf von der SPD: Das müssen wir doch 
als Vorlage haben!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
diesen Änderungsantrag müssen Sie schriftlich ein-
bringen; sonst kann man darüber nicht abstimmen. 

Wieninger (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, das ist sinngemäß in unserem Antrag enthalten. 
Es heißt hier, daß es gestrichen wird, und es findet 
sich dann später im Text des § 5 a Abs. 5 wieder. 
Das wollte ich nur zur Klarstellung sagen. 

Meine verehrten Damen und Herren, nach § 5 
der Ausschußfassung ist vorgesehen, daß die Ent-
richtung von Beiträgen auf verschiedenen Wegen 
möglich sein soll, 1. durch Einzugsstellen des Trägers 
der Rentenversicherung oder, von diesen beauftragt, 
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durch die allgemeinen Krankenkassen oder die In-
nungskrankenkassen, 2. durch eigene Beitragsmar-
ken und eigene Versicherungskarten, die zusätzliche 
Unterscheidungsmerkmale zu anderen Karten und 
Marken haben sollen. Die beim Rentenversiche-
rungsträger, bei der allgemeinen Krankenkasse oder 
der Innungskrankenkasse eingegangenen Beiträge 
und die Beiträge, die wahlweise auf Sondermarken 
entrichtet wurden, sollen nach § 5 b der Ausschuß-
fassung alle einem gesonderten Rechnungsnachweis 
unterstellt werden. 

Unser Änderungsvorschlag zu § 5 bezweckt be-
deutende Vereinfachungen. Wir schlagen Ihnen vor, 
auf die Einführung eigener Marken und eigener 
Karten überhaupt zu verzichten und den Einzug der 
Beiträge nur über den Träger der Rentenversiche-
rung, also auch über Ortskrankenkassen und In-
nungskrankenkassen vorzunehmen. Wir haben uns 
vergewissert, daß ein solches Verfahren ohne weite-
res möglich ist. Die Verbände der Ortskranken-
kassen, der allgemeinen Krankenkassen und der 
Innungskrankenkassen haben uns erklärt, daß sie 
bereit seien, ein solches Einzugsverfahren reibungs-
los abzuwickeln. 

Wir stellen diesen Antrag aber nicht nur aus 
Gründen der Vereinfachung, sondern auch des-
wegen, weil damit noch andere bedeutende Vor-
teile gegeben sind. Wir kennen 'doch alle, meine 
verehrten Damen und Herren, die Verhältnisse, die 
bei Kleinhandwerkern herrschen, und die Situation 
in der Provinz und auf dem flachen Lande. Haben 
wir denn, wenn wir das Markenklebeverfahren bei

-

behielten, die Garantie, daß die Handwerker die 
richtigen Marken kleben? Hätten wir dann, wenn 
sie nicht die richtigen Marken kleben, die Garan-
tie, daß sie die Beiträge in der richtigen Höhe ein-
zahlen? Das würde Ärger über Ärger geben. 

Ich erinnere Sie an die Situation, die wir in den 
Jahren 1955 und 1956 hatten, als mehr als 180 000 
Handwerker im Beitragsrückstand waren. Damals 
war es nicht klar, ob das Nazigesetz von 1938 noch 
galt. Damals waren noch Währungsschäden vor-
handen, und die Leistungsfähigkeit und die wirt-
schaftliche Beweglichkeit der Handwerker war noch 
nicht so groß wie heute. Bei manchen war es auch 
Schlamperei. Aber wer garantiert uns denn, daß, 
wenn wir das Markenbeitragsverfahren beibehiel-
ten, nicht wiederum Mißstände einreißen? Sie wis-
sen, daß damals ein Bereinigungsgesetz notwendig 
war. Es hat den Bund Opfer gekostet. In dem von 
uns vorgeschlagenen Verfahren des Einzugs durch 
die Kassen wird eine Wiederholung eines solchen 
Durcheinanders einfach nicht möglich sein. Die 
Handwerker werden gehalten sein, ihre Beiträge 
regelmäßig zu zahlen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wieninger, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Frau Abgeordneten Korspeter? 

Frau Korspeter (SPD) : Herr Kollege, ist Ihnen 
die Bestimmung in § 5 entgangen, daß die Beitrags-
entrichtung dem Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter jährlich am Schluß des Kalenderjahres 
nachzuweisen ist? 

Wieninger (CDU/CSU) : Das ist mir sehr wohl 
bekannt, verehrte Frau Abgeordnete Korspeter. 
Aber ich weiß auch, daß derartige gesetzliche Ter-
minfestsetzungen meistens nicht beachtet werden. 
Wir haben für die Einhaltung absolut keine Garan-
tie. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schellenberg.) 

Die Kassen werden im Wege ihres Mahn- und Ein-
zugsverfahrens ohne Zweifel darauf dringen, daß 
die Beiträge fristgerecht eingehen. Durch diesen 
sanften Zwang des Mahn- und Einzugsverfahrens 
werden wir die Gewähr haben, daß die Beiträge 
in voller Höhe und rechtzeitig eingehen. Aus die-
sem Grund werden sich praktisch keine Beitrags-
rückstände ergeben können. Das wird eine schwer-
wiegende Wirkung auf ein unter Umständen mög-
liches Defizit haben. 

Ein weiterer Vorteil beruht darin, daß bei dem 
von uns vorgeschlagenen Einzugsverfahren die 
Kassen jederzeit einen Überblick über den Stand 
der Beitragseingänge haben. Aus diesem Grunde 
wird auch eine Sonderrechnung nach § 5 b entbehr-
lich sein. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Wir haben uns bei diesem Änderungsantrag also 
von wirklichen Zweckmäßigkeitsgründen leiten 
lassen. Zudem — darauf möchte ich noch hin-
weisen — deckt sich diese von uns vorgeschlagene 
Regelung mit den Vorstellungen des Handwerks. 
Gewiß, das Parlament ist in seinen Entscheidungen 
souverän, und es braucht sich nach Vorschlägen, 
die von irgendeiner Seite kommen, durchaus nicht 
zu richten. Aber wenn die Zweckmäßigkeit und 
diejenigen, die von dem Gesetz betroffen werden, 
das gleiche verlangen, dann sollte sich der Bundes-
tag solchen Vorstellungen doch nicht verschließen. 

Wenn wir die Wünsche und die Bitten des Hand-
werks nach Möglichkeit erfüllen, dann wird das 
Handwerk auch freudig zustimmen können. Es kann 
uns nicht gleichgültig sein, ob wir eine Alters-
versicherung für das Handwerk mit dem Handwerk 
oder gegen das Handwerk schaffen, ob unser Ge-
setz, das wir heute zu verabschieden haben, freudig 
hingenommen wird oder auf Widerstand stößt. Ich 
habe die feste Überzeugung, daß die Führung des 
Handwerks, wenn wir so verfahren, alles tun und 
alle organisatorischen Mittel anwenden wird, um 
dem Gesetz auch in seinen Reihen zum Erfolg zu 
verhelfen. Das wird sich insbesondere beim Ein-
tritt in die freiwillige Versicherung auswirken. 
Wenn das ganze Handwerk ja sagt zu der Hand-
werkeraltersversicherung, dann werden — darüber 
kann kein Zweifel bestehen — in der freiwilligen 
Versicherung so viele Beiträge eingehen, daß die 
Handwerker auch zu respektablen Renten gelangen 
werden. 

Das ursprüngliche Gesetz wurde am 21. Dezem-
ber 1938 erlassen. Ich stehe nicht an, zu sagen, daß 
dieses Handwerkeraltersversicherungsgesetz bisher 
überhaupt noch nicht zum Tragen gekommen ist. 
Wie ist es denn gewesen? Ende 1938 wurde das 
Gesetz erlassen. Dann kamen der Krieg und die 
Turbulenz der Nachkriegszeit. Dann standen Re-
formen an, die dem Gesetz zur Altersversorgung 
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des Handwerks den Charakter einer vorläufigen  
Regelung gaben. Seit Jahren wartet das Handwerk  
auf die endgültige Fassung. Damit ist eine Un-
sicherheit ins Handwerk gelangt, die wir heute be-
seitigen sollten. Wenn wir in der Handwerkeral-
tersversorgung Sicherheit und Beständigkeit ein-
ziehen lassen, dann wird die Rentenversicherung  

auch nicht mit einem Defizit zu rechnen haben.  

(Beifall bei Abgeordneten der Mitte und  
rechts.)  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter  
Wieninger, Sie haben eine Änderung Ihres Antrages  
vorgetragen. Diese Änderung müssen Sie mir schrift-
lich heraufgeben, sonst kann ich darüber nicht ab-
stimmen lassen.  

(Abg. Schmücker: Das ist doch überflüssig!)  

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete  

Rohde.  

Rohde (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist sicherlich nicht unbillig, zu erwarten, 
daß die Formulierung des Änderungsantrages, den 
der Kollege von der CDU/CSU-Fraktion hier vorge-
tragen hat, nicht nur dem Herrn Präsidenten vor-
gelegt wird, sondern auch den Abgeordneten dieses 
Hauses, die letztlich darüber entscheiden sollen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Es handelt sich hierbei nicht um eine Nebensächlich-
keit. Alle, die an den Ausschußberatungen teil-
genommen haben, wissen, wie sehr diese organisa-
torischen Details das Funktionieren der Handwerker-
versorgung und ihre Finanzierung auf die Dauer be-
einflussen. Aus diesem Grunde ist es nach unserer 
Auffassung notwendig, die Entscheidung über diesen 
Änderungsantrag vorläufig auszusetzen und ihn der 
Opposition schriftlich vorzulegen, damit sie ihn in 
seinen Auswirkungen übersehen kann. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Sie selber, meine Damen und Herren von der Re-
gierungsmehrheit, haben in den Beratungen des 
Sozialpolitischen Ausschusses darauf hingewiesen, 
daß nach Ihrer Auffassung ein „scharfer Beitrags-
einzug" — Sie haben immer mit der Beitragspeitsche 
geknallt — bei den Handwerkern stattfinden soll, 
um so die Finanzierungsgrundlagen zu sichern. Für 
Sie war das gleichsam ein Zentralpunkt bei der Be-
ratung über die finanziellen Grundlagen dieses Ge-
setzes. Was Sie jetzt an Änderungen dazu bringen, 
müssen Sie uns darum schon konkret auf den Tisch 
legen. 

Der Kollege von der CDU/CSU hat versucht, an 
dieser Stelle auch einige grundsätzliche Bemerkun-
gen über die Handwerkerversicherung zu machen. Ich 
will ihm nicht im ganzen folgen, aber doch einige 
Ausführungen dazu machen. 

Meine Damen und Herren! Wir als Opposition 
brauchen sicherlich keine Belehrung darüber, wie 
notwendig es ist, auch Teile der Selbständigen und 
die freien Berufe in die soziale Sicherung einzu-
beziehen. Das haben wir in dem vergangenen .Jahr 

zehnt mit großem Nachdruck von der Tribüne dieses 
Hauses unterstrichen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Debatten über die soziale Sicherung der Selb-
ständigen haben jedoch jahrelang darunter gelitten, 
daß — man muß es offen sagen — ein Teil der Selb-
ständigen selbst, vor allem aber die politische 
Rechte dieses Hauses, glaubte, die Einbeziehung der 
Selbständigen in die soziale Sicherung sei ein Pro-
zeß der Kollektivierung und der Nivellierung. Von 
ihnen ist nicht gesehen worden, daß eine solche 
soziale Sicherung den sozialen Wandlungen und 
Veränderungen in unserer Industriegesellschaft ent-
spricht, aus denen nun sozialpolitische Konsequen-
zen gezogen werden sollen. Das ist der Grund dafür, 
daß eine so notwendige Sache wie diese soziale 
Sicherung der Selbständigen so lange Zeit geruht 
hat, daß auch die Regierung jahrelang nicht aktiv 
geworden ist und daß schließlich die Handwerker 
selbst in einem Akt der Selbsthilfe gegenüber dem 
Parlament versucht haben, ihre Vorstellungen über 
die Handwerkerversorgung durchzusetzen. Das ist 
der Sachverhalt. 

Ich bitte noch einmal. uns den eingangs erwähnten  
Änderungsantrag schriftlich vorzulegen.  

(Beifall bei der SPD.)  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der  
Abgeordnete Schmücker.  

' Schmücker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine  
Damen und Herren! Ich gebe zu, daß die vom Kol-
legen Wieninger hier angekündigte Änderung sehr  
kompliziert klingt. Sie ist es aber nicht. Herrn  

Wieninger hat man gesagt, man könne nicht etwas  

erst streichen und nachher erneut in den Text hin-
einnehmen. Hier wird vorgeschlagen, die Absätze 2,  

6 und 7 des § 5 zu streichen, und dann wird — un-
ter Ziffer 3 — eine neue Fassung vorgeschlagen.  

Ich finde, das ist ein sehr ordentliches Verfahren,  

und wir sollten bei dem Vorschlag bleiben, so wie  
er hier steht. Ich glaube, man kann nicht zu Recht  

sagen, daß etwas, was gestrichen worden ist, nach-
her nicht wieder hineingesetzt werden könne.  
Warum nicht? Das vermag ich nicht einzusehen.  

Ich würde also vorschlagen, es bei dem Text, wie  

er in Umdruck 674 steht, zu belassen.  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das heißt, Herr Ab-
geordneter Schmücker, der mündlich vorgetragene  

Änderungsantrag ist zurückgezogen, es bleibt bei  

dem Antrag Umdruck 674, der im Hause verteilt ist?  

(Abg. Schmücker: Unter der Voraussetzung,  

daß es nach der Geschäftsordnung möglich  
ist, etwas erst zu streichen und dann wieder  

einzufügen!)  

Herr Abgeordneter Dr. Schellenberg!  

Dr. Schellenberg (SPD) : Das, was Sie sagen,  
führt in der Tat zu einer erstaunlichen Verwirrung.  

Soeben hat der Sprecher der CDU/CSU, der neben 
 Ihren  sitzt. Herr Kollege Schmücker, eine Änderung  
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dieser Fassung beantragt, und jetzt kommen Sie 
herauf und ziehen diesen Antrag wieder zurück. 

(Abg. Wieninger: Es sind doch nur re

-

daktionelle Änderungen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Schellenberg, es 
kommt Ihnen darauf an, daß die Lesung heute nicht 
zu Ende gebracht wird. Das haben Sie mit Ihrem 
Antrag zur Geschäftsordnung zum Ausdruck ge-
bracht. Aber Sie können doch nicht bestreiten, daß 
man sich, nachdem von dem Vorstand gesagt wor-
den ist, man könne nicht erst streichen und dann 
einen neuen Text hineinbringen, in redlicher Weise 
bemühen kann, Ihnen einen neuen Vorschlag zu 
machen. Wir sagen, nach unserer Auffassung ist es 
ohne weiteres möglich, einen Satz zu streichen und 
im nächsten Paragraphen in anderer Form wieder 
aufzunehmen. Das muß man doch einsehen können. 
Ich finde, so kompliziert sind die Dinge auch nicht, 
nicht einmal für einen, der nicht im Sozialpolitischen 
Ausschuß sitzt. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Liegen noch weitere Wortmeldungen zu 
§ 5 und den Änderungsanträgen vor? — Das ist 
nicht der Fall. Wir kommen also zur Abstimmung 
über die Änderungsanträge, und zwar zuerst über 
den Antrag auf Umdruck 674 Ziffer 2. Nach diesem 

I) Antrag sollen in § 5 die Absätze 2, 6 und 7 ge-
strichen werden. 

(Abg. Stingl: Dann bleibt nichts mehr übrig!) 

-- Es bleibt dann noch Absatz 1 übrig. 

(Abg. Stingl. Nein! die übrigbleibenden 
materiellen Bestimmungen kommen in § 5 a 

wieder!) 

— Es sollen einzelne Absätze gestrichen werden, 
und zwar die Absätze 2, 6 und 7. Wer diesem An-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; angenommen. 

Damit ist der Antrag der Fraktion der FDP Um-
druck 687 Ziffer 2 erledigt. 

(Zustimmung bei, der FDP.) 

Das wollte ich nur formell feststellen. 

Somit kommen wir nun zu § 5 mit den beschlos-
senen Änderungen. 

(Zurufe: Es ist keiner mehr da!) 

— Es ist für jemanden, der hier hereinkommt und 
sich sofort an den Vorstandstisch setzt, etwas 
schwer, das festzustellen, zumal wenn er nicht dem 
Sozialpolitischen Ausschuß angehört. 

(Abg. Stingl: Wir helfen gern!) 

Ich kann also feststellen, daß § 5 entfällt, Dar

-

über besteht Einverständnis. 

Wir kommen zu dem Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD 'auf Umdruck 678. Wird hierzu das 
Wort gewünscht? — Bitte, Herr Abgeordneter Killat. 

Killat (Unterbach) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei unserem Antrag Umdruck 
678 handelt es sich um die Regelung des Bundes-
zuschusses für die Handwerker, die früher als 
Lehrlinge und Gesellen der Arbeiterrentenversiche-
rung angehörten und nun aus der BfA, in die sie 
als Meister übergeführt worden waren, wieder in 
die Arbeiterrentenversicherung zurückgeführt wer-
den sollen. 

Ich darf dazu bemerken, daß Herr Wild, der 
Präsident des Zentralverbandes des deutschen 
Handwerks, vor den Ausschüssen für Sozialpolitik 
und .für Mittelstandsfragen bei der Anhörung der 
Sachverständigen über die Handwerkerversicherung 
im April vergangenen Jahres erklärte, es sei allen 
bekannt, daß die BfA seit Jahren den Vorwurf 
erhebe, die Handwerker seien für die Angestellten-
versicherung eine Belastung. Diese Belastung be-
steht in einem von der BfA — nach Auffassung des 
Handwerks allerdings zu Unrecht — errechneten 
Fehlbetrag, der allein für die Jahre 1957, 1958 und 
1959 mit 374 Millionen DM veranschlagt worden 
ist. Herr Oberregierungsrat Schewe vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung kommt 
bei einer Bilanzierung der Handwerkerversorgung 
in der Angestelltenversicherung für den gleichen 
Zeitraum zu einer Mindereinnahme von 124 Mil-
lionen DM. Diese nach gewissen Schätzungen 
errechnete Bilanzierung kommt dem Tatbestand 
sehr nahe, denn das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung weist in den Übersichten über 
die soziale Sicherung in der Bundesrepublik nach 
dem Stand vom 1. April dieses Jahres auf Seite 59 
einen effektiven Fehlbetrag in der Handwerker-
versorgung von 136 Millionen DM aus. 

Ich darf erläuternd dazu sagen, daß trotz der 
großen Differenz zwischen dem von der BfA er-
rechneten Fehlbetrag und den Feststellungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
beide Berechnungen stimmen. Der höhere Fehlbe-
trag, den die BfA ausweist, ergibt sich daraus, daß 
sie die noch nicht erhaltenen Wanderversicherungs-
ausgleichsbeträge, die noch immer offenstehen und 
die auch strittig sind, selbstverständlich nicht ein-
gesetzt hat, weil sie die Beträge noch nicht bekom-
men hat. Ich glaube, an dieser Stelle sollte man auch 
an die Bundesregierung die Frage stellen, wie lange 
die Rentenversicherungsträger noch auf die Rechts-
verordnung warten sollen, die nach den gesetzlichen 
Bestimmungen über die Grundsätze des Wander-
versicherungsausgleichs die entscheidenden Bestim-
mungen zu treffen hat. Diese Rechtsverordnung ist 
trotz einer Zusage des Bundesministers für Arbeit 
in seiner Antwort auf eine Kleine Anfrage bis heute 
nicht erlassen, so daß keine Rentenversicherungs-
anstalt in der Lage ist, eine endgültige Klärung 
herbeizuführen und eindeutig und abschließend zu 
bilanzieren. 

Worin, meine Damen und Herren, liegen nun die 
Ursachen des tatsächlichen Defizits von rund 140 
Millionen DM in den letzten drei Jahren? — Einmal 
darin, daß der Anteil der Handwerksbetriebe stän-
dig sinkt. Von 1949 bis 1956 ging die Zahl der 
Betriebsstätten des Handwerks um 112 000 oder 
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13% zurück. Bei dem bestehenden Umlageverfahren, 
das für die Finanzierung in der Rentenversicherung 
gilt, bedeutet das natürlich, daß ein ständiger Aus-
fall und Schwund an Beitragszahlern eintritt, dem 
auf der anderen Seite eine steigende „alte Last" 
aus früher erworbenen Ansprüchen der Handwer-
kerrentner gegenübersteht. Zwar steigt die Zahl 
der Beschäftigten in der geringeren Zahl von Be-
triebsstätten. Wohl steigt auch der Umsatz. Aber 
diese Tatsachen wirken sich nicht positiv auf die 
Beitragsentwicklung der versicherten selbständigen 
Meister aus. 

Eine zweite entscheidende Ursache für den Fehl-
betrag ist in der Tatsache zu sehen, daß der Anteil 
des Bundeszuschusses zu jeder Rente in der Hand-
werkerversicherung nur 15 %, in der Angestellten-
versicherung aber rund 18 % und in der Arbeiter-
rentenversicherung fast 34 % ausmacht. Allein durch 
die Tatsache, daß ein Geselle nach 12, 15 oder 
18 Versicherungsjahren aus der Arbeiterrentenver-
sicherung ausschied, weil er sich selbständig macht 
und in die Handwerkerversorgung eingegliedert 
wird, sinkt der Zuschuß für ihn bei der Eingliede-
rung in die Arbeiterversicherung um über die 
Hälfte. obwohl bei bei gleich em Einkommen  und  be i 

gleichen Beiträgen und auch nur mit den gleichen 
Leistungen in Zukunft in der Arbeiterrentenver-
sicherung versichert werden soll. Ähnlich verhält es 
sich mit dem Sonderzuschuß für zu geringe Renten. 
Dieser Sonderzuschuß ist für die Handwerker dop-
pelt so hoch wie für die übrigen Versicherten in der 
Angestelltenversicherung. Wir Sozialdemokraten 
sehen in dieser schlechteren Behandlung der Hand-
werker hinsichtlich des Bundeszuschusses keine 
Logik. Man könnte diese Tatsache geradezu als eine 
Diskriminierung der Handwerker gegenüber den 
übrigen Versicherten, den Arbeitern und Angestell-
ten, auffassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Wild hat seinerzeit vor den Bundestags-
ausschüssen erklärt, es sei logisch, daß die Hand-
werker bei der Versorgung bleiben wollten, der sie 
als Lehrlinge und Gesellen angehört hätten. Nach 
unserer Auffassung ist es ebenso zwingend und 
logisch, daß man die Handwerker als Arbeiter

-

rentenversicherte mit dem gleichen Bundeszuschuß 
ausstattet wie die übrigen Versicherten dieser An-
stalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diesem Ziel dient unser Antrag Umdruck 678. 

Wer verhindern will, daß die Handwerker schon 
von vornherein mit einer offensichtlichen finan-
ziellen Unterbilanz in die Arbeiterrentenversiche-
rung überführt werden, muß sich für diesen Antrag 
aussprechen. Ich darf der Erwartung Ausdruck 
geben, daß sich niemand gegen eine solche sozial 
gerechte Behandlung der Handwerkerversicherten 
wendet, und darf um Ihre Zustimmung bitten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsdient Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stingl. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ein schwerer Gang!) 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Sie irren sich, Herr Kollege Schellen-
berg, es ist kein schwerer Gang. 

Die Ausführungen des Herrn Kollegen Killat 
waren außerordentlich interessant. Ich vermag 
ihnen nicht einmal in allen Punkten zu widerspre-
chen, nur ist die Schlußfolgerung, daß wir an dieser 
Stelle einen neuen Paragraphen einfügen müßten, 
falsch. Die Frage des Bundeszuschusses ist generell 
in den Rentenversicherungsneuregelungsgesetzen 
geregelt. Diese Frage ist schon unter Berücksichti-
gung der Tatsache geklärt worden, daß auch die 
Handwerkerversicherten damals bei der BfA mit 
eingeschlossen waren; jetzt kommen sie zu den 
Landesversicherungsanstalten. Das bedeutet, daß 
wir uns allein überlegen müssen, welche Summe 
von der BfA zu den Landesversicherungsanstalten 
überzugehen hat. Deshalb haben Sie unsere An-
träge vorliegen, die später behandelt werden. 

Für diese Frage spielt es natürlich eine Rolle, 
daß wir das Gesetz erst am 1. Januar 1962 in Kraft 
treten lassen wollen. Ich werde das nachher noch 
im einzelnen anführen. Im übrigen darf ich darauf 
hinweisen, daß wir ja auch eine versicherungstech-
nische Bilanz erwarten. Wenn wir dann zu Schlüs-
sen kommen müssen, die uns den Bundeszuschuß 
anders sehen lassen, werden wir diese Schlüsse na-
türlich ziehen. Jetzt, an dieser Stelle sind sie fehl 
am Platze. Wir brauchen diesen Paragraphen nicht 
einzufügen. Ich bitte, den Antrag abzulehnen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nur einige wenige 
Sätze. Die von Herrn Kollegen Killat genannten 
Zahlen bezüglich der Zuschüsse an die verschiede-
nen Versicherungsträger sind natürlich äußerst in-
teressant, und durch ihre Verschiedenheit regen sie 
dazu an, zu überlegen, wie man hier eine Diskri-
minierung vermeiden kann. Aber ich glaube, die 
Zustimmung zu der Streichung des § 5 b ist die 
beste Möglichkeit, jede Diskriminierung einer 
Gruppe, seien es Angestellte, Arbeiter oder Hand-
werker, zu vermeiden. Wir brauchen diese Einfü-
gung hier auf keinen Fall, wenn wir — und hier 
darf ich vorgreifen — den Vorschlägen folgen, die 
die CDU zu den weiteren Paragraphen gemacht hat, 
um einen Ausgleich zu finden, so daß die Arbeiter-
rentenversicherung tatsächlich nicht etwa aus ande-
ren Mitteln Zuschüsse zahlen muß. Deshalb lehnen 
wir auch den § 5 a ab, hoffen aber, daß die SPD die 
Konsequenz zieht und mit uns der Streichung des 
§ 5 b zustimmt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Mischnick, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Killat? 

Killat (Unterbach) (SPD) : Herr Kollege Mischnick! 
Ist Ihnen nicht bekannt, daß in den Beratungen zur 
finanziellen Regelung ,der Überleitung nur die Be- 
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träge in Ansatz gebracht worden sind, die dem 
Anteil der  Handwerkerrentenversicherung in der 
bisherigen Höhe entsprechen, das heißt also, sie 
werden von vornherein mit einem Minderzuschuß 
in  die Arbeiterrentenversicherung eingegliedert, 
und den  Fehlbetrag müssen dann zwangsläufig die 
Landesversicherungsanstalten tragen. 

Mischnick (FDP) : Lieber Herr Kollege Killat, ich 
darf auch hier  auf das verweisen, was  der  Kollege 
Stingl sagte. Wenn wir 'die versicherungstechnische 
Bilanz haben und sich irgendein Betrag heraus

-

steilen sollte, der noch ausgeglichen werden muß, 
werden wir es tun. Allerdings hoffen wir, daß wir 
im Herbst, zum 30. September, wenn der nächste 
Sozialbericht fällig ist, auch die von uns Freien 
Demokraten immer wieder geforderte versiche-
rungstechnische Bilanz haben und diese Dinge mit 
behandeln können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Sie haben hier schon 
das Problem  des  § 5 b aufgeworfen und erklärt, Sie 
seien für die Streichung 'dieser Vorschrift. Erinnern 
Sie sich — jetzt kommt meine Frage — der Aus-
schußberatung vom 15. Oktober, in der unter Ihrer 
Teilnahme § 5 b einstimmig beschlossen wurde? 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Dr. Schellenberg, 
ich erinnere mich noch genau. Aber vergessen Sie 
bitte nicht, daß damals unsere Grundvorstellung in 
unserem Gesetzentwurf bereits festlag. Nachdem 
die CDU sich entschlossen hat, andere Überlegun-
gen anzustellen, kommen wir auf unsere ursprüng-
lichen Vorstellungen wieder zurück. Das ist doch 
nur verständlich. 

(Zuruf von der SPD: Kabolzschießen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Grundsätzlich möchte ich bemerken — das 
ist bitte auf allen Seiten des  Hauses zu beachten —, 
daß jede Zwischenfrage vom ersten Wort an eine 
Frage sein  muß. Anders kann sie hier geschäfts-
ordnungsmäßig nicht zugelassen werden. Das ist 
manchmal etwas schwierig, aber wir werden das im 
Laufe ,der Übung schon alle lernen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Professor Schellenberg, 
Sie werfen Ihren Kollegen vor, daß sie ihre Mei-
nung geändert hätten. Ich muß sagen: Wer seine 
Meinung nie ändert, der steht im Verdacht, über-
haupt  keine Meinung zu haben. Haben Sie Ihre 
Meinung in den letzten Jahren nie geändert? Das 
ist doch kein Argument! Sie können sachlich fragen: 
Warum tun Sie es heute? Aber Sie können doch 
nicht einfach den Vorwurf erheben: Damals haben 
Sie zugestimmt, heute tun Sie es nicht! Dann hat 
diese Beratung überhaupt keinen Sinn! Der Sinn 
der Debatte ist doch der, daß man um Meinungen  

ringt, daß man auch selbst bereit ist, seine Meinung 
zu ändern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte auf das Thema der alten Last nicht ein-
gehen ;  ich gebe gern zu, daß diese Frage hier nicht 
ganz ausdiskutiert ist. Überhaupt ist die Frage, die 
sich bei § 5 a und bei den nachfolgenden Bestim-
mungen stellt, auch innerhalb meines Freundeskrei-
ses noch nicht zu Ende durchgesprochen. Aber, 
Herr Dr. Schellenberg, das ist gar nicht nötig. Wir 
können auch zu einer Regelung kommen, ohne daß 
wir diese Frage jetzt entscheiden. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Ich komme noch darauf. Ich kann doch nicht alles 
auf einmal sagen. Sie können zusammen rufen und 
Ihre Meinungen äußern, ich kann aber nur eine 
Meinung zur gleichen Zeit ausdrücken. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß wir in den etwa zehnjähri-
gen Beratungen über dieses Gesetz eine Fülle von 
Zahlen erhalten haben, die sich kaum in ein oder 
zwei Fällen decken. Man hat uns gesagt, die Hand-
werker-Versorgung sei defizitär; mal hat man uns 
gesagt, es würden Überschüsse erzielt. Ich habe 
mich deshalb nicht mehr sehr viel um diese Zahlen 
gekümmert. 

Ein Zweites. Natürlich ist das Handwerk ein In-
teressent, ein ganz berechtigter Interessent. Aber 
hier steht auch die Rentenversicherung als Interes-
sent. Sie muß daran interessiert sein, daß eine ord-
nungsmäßige Geschäftsführung gewährleistet wird. 
Es handelt sich also nicht um einen übergeordneten 
Gesichtspunkt aus dem sozialen oder politischen 
Raum, sondern um ein ganz legitimes Anliegen der 
Rentenversicherung, für die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung zu sorgen. Hier stehen sich zwei 
Interessenstandpunkte gegenüber. 

Ein Weiteres. Mir scheint — diese Meinung wird 
nicht von meiner Fraktion insgesamt geteilt —, daß 
bei den Trägern der Rentenversicherung ein Trug-
schluß vorliegt. Sie nehmen die Handwerker als 
eine versicherungsmathematische Einheit. Das kön-
nen Sie nach meiner Meinung nicht. Ein SPD-
Sprecher hat gesagt: Die Zahl der Handwerker hat 
sich verringert; dadurch treten Schwierigkeiten auf. 
Wer vermag zu sagen, daß die Zahl der Handwer-
ker weiter fällt? In den letzten Jahren haben wir 
trotz des Abgangs im kleinbäuerlichen Bereich, 
wenn ich recht unterrichtet bin, eine Zunahme an 
selbständigen Existenzen von etwa 50 000 zu ver-
zeichnen. Ich bin davon überzeugt: wenn es uns 
einigermaßen gelingt, in Steuer- und anderen Ge-
setzgebungen die Voraussetzungen zu verbessern, 
kann die Zahl der Handwerker wieder steigen. 
Aber niemand hier im Saale kann sagen: Wir wer-
den in zehn Jahren 500 000, eine Million oder an-
derthalb Millionen Handwerker haben. Allein dar-
aus geht aber schon hervor, daß die Handwerker 
versicherungsmathematisch nicht zu verwerten sind. 
Sie sagen: Nun gut, ob die Zahl steigt oder fällt, 
auf jeden Fall muß der Staat, wenn es innerhalb 
dieses Bereichs teurer wird, zuzahlen. Nehmen wir 
doch einmal die Gesamtgröße. Ich darf übrigens 
sagen, daß im Stand niemals Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer voneinander getrennt werden dürfen, 
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sondern zusammen gesehen werden müssen. Wenn 
die Zahl der Handwerker steigt, muß sich doch die 
Zahl der Arbeitnehmer verringern oder umgekehrt. 
Es gleicht sich also alles aus. Sie können doch die-
sen Vorgang nicht einfach unberücksichtigt lassen 
und sagen: Wenn eine Gruppe etwas zu kurz 
kommt und die andere zwangsläufig den Vorteil 
hat, dann muß der Staat eingreifen. 

Ich gebe zu, daß das alles noch nicht bis zum Ende 
ausdiskutiert ist, aber ich meine, es ist auch nicht 
nötig, diese Fragen heute und hier zu entscheiden. 
Wir wollen über diese Frage gründlich diskutieren. 
Kollegen meiner Fraktion haben schon gesagt, daß 
wir die entsprechenden Bilanzen erwarten. Aber die 
endgültige Lösung, die Sie jetzt hinsichtlich des § 5 a 
vorschlagen, scheint mir nicht richtig und mindestens 
verfrüht zu sein. 

Sie sagen: Das ist eine Diskriminierung. Ich muß 
antworten: Hochachtung vor dem Dreh, mit dem Sie 
das hinbekommen haben! Mit Ihrem Antrag streben 
Sie doch eine Sonderrechnung an, die eben eine 
Sonderstellung und damit eine Diskriminierung be-
deutet. Sie umkleiden es so, als ob die Ablehnung 
Ihrer Regelung eine Benachteiligung des Handwerks 
darstelle. Genau das Gegenteil ist der Fall. 

Darum freue ich mich — ganz abgesehen davon, 
daß wir in der Sache noch nicht zu einem endgülti-
gen Ergebnis gekommen sind; die Frage ist auch 
viel zu schwierig, sie braucht heute auch gar nicht 
gelöst zu werden —, daß meine Freunde Ihrem Vor-
schlag nicht zustimmen. 

(Zuruf von der SPD: Dann hätten Sie dem 
Antrag auf Rücküberweisung an den Aus

-

schuß zustimmen sollen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Rohde. 

Rohde (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Schmücker sagt: Die finan-
ziellen Voraussetzungen und Grundlagen des vor-
liegenden Gesetzentwurfs sind nicht ausreichend er-
örtert und geklärt worden. Dem stimmen wir zu. Der 
Herr Kollege Schmücker hat dabei aber die Tendenz, 
immer wieder in die Nähe seines Satzes zu gelan-
gen, daß man in diesem Parlament auch bei man-
gelndem Sachverständnis und mangelnder Klarheit 
in der Sache Gesetzgebungsakte vollziehen kann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Wir halten das aus einer Reihe von Gründen für 
bedenklich. Einige will ich hier nennen. 

Zunächst zu der Frage nach den finanziellen 
Grundlagen! Die CDU hat dazu im Sozialpolitischen 
Ausschuß insofern eine klare Stellung eingenom-
men, als ihre Vertreter erklärt haben: Grundsätz-
lich keinen Pfennig der Arbeiterrentenversicherung 
für die Altersversorgung des Handwerks." Das kön-
nen Sie in den Protokollen des Sozialpolitischen 
Ausschusses nachlesen. Nun erhebt sich die Frage: 
könnte oder müßte denn ein Pfennig der Arbeiter-
rentenversicherung nach der Konstruktion des vor-
liegenden Gesetzes und unter Berücksichtigung der  

von der CDU vorgebrachten Änderungsanträge für 
die Altersversorgung des Handwerks verwendet 
werden? Dazu muß ich Sie auf eine Ausarbeitung 
des Bundesarbeitsministeriums verweisen, die in 
diesen Tagen erschienen ist. Es handelt sich um ein 
weiteres Heft der „Sozialen Sicherung". In diesem 
Heft wird eine Bilanz der Handwerkerversorgung 
gemacht mit dem Resultat, daß für das Jahr 1959 
an Einnahmen 342 Millionen DM ausgewiesen sind, 
aber an Ausgaben 404 Millionen DM. 

Nun könnten Sie sagen, Herr Schmücker: Gut, das 
ist der Statuts quo, aber wird es dabei bleiben? Da-
zu muß ich wiederum auf die Berechnungen des 
Bundesarbeitsblattes hinweisen, ,das zu dem Schluß 
kommt: Die Tendenz zum Defizit wird nicht ab-
nehmen, sondern in Zukunft zunehmen. Unter die-
sem Gesichtspunkt, Herr Stingl, ist der Gesetzent-
wurf nicht nur ein formaler Übergang der Hand-
werkerversorgung von der Rentenversicherung der 
Angestellten zu der Rentenversicherung der Ar-
beiter, sondern es stecken hinter diesem Übergang 
erhebliche finanzielle Probleme. 

Wenn Sie erklären: Ob es zu einem solchen Defi-
zit kommt, kann durch die versicherungstechnische 
Bilanz ermittelt werden, muß ich dazu die Gegen-
frage stellen: auf welche Weise denn, wenn die ge-
trennte Berechnung für die Handwerkerversorgung 
aufgehoben wird? Auf Grund der Ausschußvorlage 
konnte man noch sagen — so haben wir es ja im 
Sozialpolitischen Ausschuß des Bundestages ein-
stimmig beschlossen —, daß die Handwerkerversor-
gung in der versicherungstechnischen Bilanz ge-
trennt ausgewiesen werden soll. Jetzt aber haben Sie 
diese Konzeption grundsätzlich verlassen. 

Damit komme ich zu einem zweiten Einwand, der 
nach meiner Meinung von erheblicher sozial-
politischer Bedeutung ist und über die Altersver-
sorgung des Handwerks weit hinausgeht. Wir er-
leben in den letzten anderthalb Jahren im wachsen-
den Ausmaße die Tendenz der Regierungsmehrheit, 
die Finanzmasse der Rentenversicherung der Arbei-
ter und der Angestellten auf verschiedenen Wegen 
anzugehen. Ich verweise auf die Art und Weise, 
wie der § 90 — also die Erstattungen des Bundes an 
die Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten — behandelt worden ist. Bekanntlich sollen 
die 200 Millionen DM jährliche Abzahlung nicht in 
bar, sondern als Schuldverschreibungen gegeben 
werden. Ich erinnere Sie ferner daran, daß nach dem 
neuen Fremd- und Auslandsrentengesetz die Mehr-
ausgaben nicht mehr als Kriegsfolgehilfe vom 
Bund, sondern von der Sozialversicherung getragen 
werden sollen. Zu diesen beiden großen Positionen 
kommt jetzt die Altersversorgung des Handwerks 
hinzu. Sie wollen als CDU-Fraktion die Eingliede-
rung der Handwerkerversorgung in die Rentenver-
sicherung der Arbeiter vollziehen, ohne daß das die 
Bundesregierung einen Pfennig kostet. Sie wollen 
das finanzielle Risiko auf die Schultern der Arbeiter 
legen. Das steht im ausgesprochenen Gegensatz zu 
dem, was Sie im Sozialpolitischen Ausschuß erklärt 
und beschlossen haben. 

Die Beeinflussung der Finanzmasse der Renten-
versicherung ist auf die Dauer von erheblichem Be- 
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lang für die Art und Weise, in der sich in der Bun-
desrepublik die Anpassung der Renten an die ver-
änderte wirtschaftliche Entwicklung vollziehen 
kann. Denn zu dieser Rentenanpassung bedarf es 
sicherer finanzieller Grundlagen. Wenn Sie jetzt auf 
verschiedenen Wegen dazu kommen — zunächst 
peripher, aber dann immer mehr zum Kern hin —, 
diese finanziellen Grundlagen zu beeinflussen, brin-
gen Sie die Rentenanpassung in Gefahr. 

Auch unter dem Gesichtspunkt dieses großen Zu-
sammenhanges können wir uns Ihrem Vorgehen 
nicht anschließen, sondern müssen auf unserem An-
trage bestehen, daß ein ausreichender Bundeszu-
schuß für die Eingliederung der Handwerker in die 
Arbeiterrentenversicherung gewährt wird, damit 
sich auch der Bund an dieser sozialen Eingliederung 
angemessen beteiligt und sichere Grundlagen für 
alle schafft, die in der Arbeiterrentenversicherung 
sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU) : Sehr verehrter Herr 
Kollege, es ist uns bisher nicht gelungen, uns über 
die tatsächliche Problematik zu unterhalten. Sie 
haben nach meiner Meinung an den Dingen, so wie 
ich sie sehe, vorbeigeredet und haben dann eine 
recht hübsche Ausflucht genommen, wie Sie sie 
gerne wählen, wenn Sie mich hier oben sehen. Ich 
freue mich stets, wenn in den Ausschüssen von 

I) Ihrer Seite viel derber und deutlicher gesagt wird, 
daß politische Entscheidungen gefällt werden müs-
sen. 

Ich habe mich vorhin gefragt, wo das Schwerge-
wicht Ihrer Ausführungen lag, auf dem Gebiet der 
Sachverständigkeit oder auf dem der Politik. Ich bin 
zu keinem Ergebnis gekommen. Es geht hier doch 
darum, daß wir eine Regelung für die betroffenen 
Menschen schaffen. Sie können sich doch nicht ein-
fach hinstellen und sagen: Der Bund muß irgend 
etwas zahlen. Natürlich, wenn es notwendig wird, 
muß er etwas zahlen. Sie stellten Arbeiter und 
Handwerker gegenüber und tun so, als ob die 
Arbeiter etwas für den Handwerker bezahlen müß-
ten. Das kann doch gar nicht eintreten; 

(Zurufe von der SPD) 

es sei denn, daß Sie einfach die beiden Gruppen als 
unabänderlich feststehende Einheiten nehmen. 

Es gibt keinen Handwerker mehr, der zwangs-
läufig zeitlebens selbständig Handwerker sein müßte. 
Der Beruf ist doch heute etwas völlig anderes als 
früher. Die Selbständigkeit ist doch nur eine Art der 
Berufsausübung. Darum ist es nach meiner Meinung 
gar nicht angängig, hier davon zu sprechen, daß 
Arbeiter für Handwerker oder Handwerker für 
Arbeiter zahlen könnten. Diese Frage stellt sich aus 
der Systematik unserer neuen Rentenversicherung 
überhaupt nicht mehr. Ich habe Ihnen vorhin gesagt: 
wenn die Zahl der Selbständigen steigt, wird die 
der Unselbständigen fallen. So gleicht sich doch alles 

aus. Sie können nach meiner Meinung überhaupt (C) 
nicht sagen, daß hier der eine für den anderen be-
zahlt; denn jeder bekommt nachher seine Rente nach 
der Leistung, die er vorher erbracht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Später wird aus der Solidarleistung einer nächsten 
Generation bezahlt. 

Herr Schellenberg, ich will die Frage einmal etwas 
anders stellen. Angenommen, ich wäre in der Ren-
tenversicherung und leistete meine Beiträge. Später 
würde ich die Rente nur deswegen bekommen, weil 
die nächste Generation bezahlt. Das ist doch klar! 
Die Leistung erfolgt doch nicht mehr aus der Kapi-
taldeckung! Wie soll ich über Generationen eine 
Verantwortlichkeit dafür haben, ob ich selbständig 
oder unselbständig bin? Das ist doch ein, ich möchte 
sagen, ständisches Denken aus dem Mittelalter. Ich 
muß doch dem Menschen die Freiheit lassen, ob er 
selbständig oder unselbständig sein will. Ich weiß 
doch, daß, wenn ein Selbständiger fünf oder sechs 
Kinder hat, diese in der Mehrzahl unselbständig 
sein werden, genauso wie jeder von den Unselb-
ständigen erwarten kann, daß ein Teil ihrer Kinder 
selbständig sein wird. Wie kommen Sie also dazu, 
daß Sie hier eine Berechnung „Selbständig —
Unselbständig" vornehmen?! Nach meiner Meinung 
liegt der Bruch der Überlegung bei Ihnen. 

(Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lange. (D) 

Lange (Essen) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Schmücker, ich habe Ihnen 
eben Beifall gezollt. Das waren ausgezeichnete Aus-
führungen, die Sie zum Schluß gemacht haben. Wir 
werden auf diese Ausführungen zu gegebener Zeit 
zurückkommen. Ich will heute keine Schlußfolgerun-
gen daraus ziehen. Es wäre allerdings reizvoll, sie 
schon jetzt im Zusammenhang mit der Beratung die-
ses Gesetzes zu ziehen. 

Aber ein anderes! Herr Schmücker, Sie wehren 
sich dagegen, daß hier eine Zuschußleistung des 
Bundes gesetzlich festgestellt wird. 

(Abg. Schmücker: Weil damit die Sonder-
rechnung angestrebt wird!) 

Aus welchem Grund wehren Sie sich dagegen? Daß 
dem Grunde nach mit der 18jährigen Pflichtversiche-
rung eine Sonderstellung der selbständigen Hand-
werker in der Arbeiterrentenversicherung erreicht 
wird, ist doch nicht zu bestreiten. Wer strebt denn 
die Sonderstellung an? Doch Sie mit Ihrem Gesetz-
entwurf. Meine Frage ist — sie ist in diesem Zu-
sammenhang vielleicht gar nicht so unwichtig —: 
warum hat sich denn bisher die Bundesregierung 
— sprich: das Arbeitsministerium — nicht zu einer 
entsprechenden gesetzlichen Regelung verstehen 
können? Bisher ist uns das Arbeitsministerium und 
auch die Bundesregierung die Antwort schuldig ge-
blieben. Aber, Herr Schmücker, es hat keinen 
Zweck, wenn Sie einen Initiativentwurf einbringen 
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und als Fraktion etwas ganz Bestimmtes vorhaben, 
so zu tun, als ob mit Ihrer Regelung die völlige 
Gleichstellung der selbständigen Handwerker mit 
den Arbeitern in der Arbeiterrentenversicherung er-
folgte. Das ist eben auf Grund dieser gesetzlichen 
Bestimmungen nicht der Fall. Hier zeigt sich doch 
sehr deutlich, zu welchen Schwierigkeiten es führt, 
wenn in unseren heutigen Sozialversicherungsein-
richtungen abhängig Beschäftigte und selbständig 
Beschäftigte miteinander gekoppelt werden, weil 
wir bei den Selbständigen völlig andere Fakten zu-
grunde zu legen haben als bei Abhängigen. So kom-
men wir aus der Problematik, die auch in dem An-
trag Umdruck 678 steckt und der nur versucht, eine 
Lücke in Ihrem Entwurf zu schließen, nicht heraus. 
Wir müssen effektiv in das Gesetz eine solche Zu-
schußpflicht des Bundes hineinschreiben. 

(Abg. Stingl: Die Zuschußpflicht ist drin, 
mein lieber Herr Lange! Wir haben einen 
Zuschuß auch für die Handwerker drin; 
denn das Gesamtvolumen umfaßt die Hand

-

werker mit! — Abg. Schmücker: Das ist 
doch ganz was anderes!) 

— Ich sage, wir müssen eine Zuschußpflicht für die 

selbständigen Handwerker innerhalb der Arbeiter-
rentenversicherung festlegen; daran kommen wir 
nicht vorbei. Insoweit darf ich noch unterstreichen, 
was meine Kollegen Killat und Rohde ausgeführt 
haben. 

Noch ein Wort, Herr Schmücker, zu einer anderen 
Bemerkung, die Sie gemacht haben. Sie haben er-
klärt, daß man seine Meinung ändern könne. Natür-
lich kann man das! Wenn man aber einen Initiativ-
entwurf einbringt und diesen — nachdem man die 
Ausschußberatungen hinter sich gebracht hat — 
soundso lange schmoren läßt und dann anderen zu-
mutet — ich bezeichne es noch einmal als eine Zu-
mutung —, sich mit einer solchen Fülle von tech-
nischen Einzelheiten hier im Plenum auseinander-
zusetzen und damit praktisch das Plenum zu einem 
Ausschuß zu machen, so ist das eine bitterböse 
Sache. Ich möchte nicht, daß Ihre Bemerkung Schule 
macht und daß wir künftig in jedem Fall Gesetze 
in der Weise wie dieses behandeln und verabschie-
den. Also so möchte ich Sie mit Ihrer Bemerkung: 
„Man kann ja seine Meinung ändern" nicht davon-
kommen lassen. 

Es wäre vielleicht etwas anderes, Herr Kollege 
Franzen — lassen Sie mich diesen Satz noch hinzu-
fügen —, wenn nicht in diesem Initiativentwurf Be-
schlüsse enthalten wären, die mit Ihren Stimmen 
— also einstimmig — im Ausschuß für Sozialpolitik 
zustande gekommen sind. Etwas ganz anderes ist 
es, wenn man sich im Ausschuß mit seiner Auffas-
sung nicht durchsetzen kann und dann Änderungs-
anträge zur zweiten und dritten oder auch nur zur 
zweiten Lesung stellt. Man sollte aber die häßliche 
Form, in der sich diese Beratung vollzieht, nicht 
damit begründen, daß man einmal seine Meinung 
ändern könne. Dann wäre es besser gewesen, Sie 
wären dem Vorschlag des Kollegen Schellenberg 
gefolgt und hätten den ganzen Wust von Ände-
rungswünschen dem Ausschuß überwiesen. Dann 

hätte dort diese Auseinandersetzung über alle tech-
nischen Einzelheiten stattfinden können. 

(Abg. Schmücker: Ohne Erfolg! — Beifall 
bei der SPD. — Abg. Stingl: Das haben wir _ 

im Ausschuß schon behandelt. 

— Nun, Herr Schmücker, dann sagen Sie mir, wie 
mit Ihren Stimmen § 5 b hineingekommen ist! 

Noch eine Bemerkung. Unsere Darstellungen über 
Selbständigkeit und Abhängigkeit nähern sich im-
mer mehr. Sie haben für meine Auffassung durchaus 
zu Recht gesagt, ,daß jemand, der heute ,abhängig 
beschäftigt ist, morgen selbständig beschäftigt sein 
kann, und ,daß derjenige, der heute selbständig be-
schäftigt ist,  morgen .abhängig beschäftigt sein kann, 
so daß sich ein ständiger Wechsel vollzieht. Ich 
möchte das nur unterstreichen. Ich möchte aber 
gleichzeitig sagen, Herr Kollege Schmücker, daß wir 
- vielleicht gemeinsam — aus solchen aus der 
wirtschaftlichen, technischen und auch gesellschafts-
politischen Entwicklung heraus gewonnenen Er-
kenntnissen zu entsprechenden Schlußfolgerungen 
kommen müssen. Vielleicht dient uns in einem be-
stimmten günstigen Sinne der  Bericht über die Lage 
der Mittelschichten, ,den die Bundesregierung bis 
zum 31. März vorlegen sollte, dazu. Ich will das 
jetzt nicht weiter vertiefen. Es wäre aber nur wün-
schenswert, daß man Sie ,an das, was Sie heute ge-
sagt haben, zu gegebener Zeit in positiver Weise 
erinnern könnte. 

Im übrigen kann ich nur sagen: Nehmen Sie un-
seren Antrag an! Dann entheben Sie uns der Not-
wendigkeit, morgen oder übermorgen eine ent-
sprechende gesetzliche Bestimmung zu schaffen, wie 
sie hier Ihr eigener Kollege Stingl angekündigt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort als vor-
läufig letzter Redner hat Herr Abgeordneter Dr. 
Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Welches ist der Sinn unseres 
Antrages und der Sinn der gesamten Auseinander-
setzung? Die Versicherung der Handwerker, die 
heute ein Teil der Rentenversicherung der Ange-
stellten ist und  dabei  rechnungsmäßig gesondert 
geführt wird, soll in die Rentenversicherung der 

 Arbeiter überführt werden. Wir wollen durch den 
Antrag, der hier zur Beratung steht, erreichen, daß 
sich, wenn in der Zukunft die Rentenversicherung 
der Handwerker ein Teil der Rentenversicherung 
der Arbeiter wird, die Zuschußgewährung, die ge-
genwärtig für die Rentenversicherung der Arbeiter 
gilt, auch ,auf die Rentenversicherung der  Hand-
werker erstreckt. 

Nun zu den finanziellen Konsequenzen! Meine 
Damen und Herren, wir brauchen uns hier nicht 
in .allgemeinen Spekulationen zu ergehen, die  keine 
feste Grundlage haben. Ich habe hier die Veröf-
fentlichung des Bundesarbeitsministeriums „Soziale 
Sicherung" — ,sie wurde vorhin schonerwähnt —, 
neuester Stand: 1. April 1960. In dieser Veröffent-
lichung findet sich ein Abschnitt „Altersversor- 
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Dr. Schellenberg 
gung für das Handwerk" mit einer finanziellen 
Übersicht. Wie ist nach den Angaben des Bundes-
arbeitsministeriums für das Jahr 1959 die Finanz-
lage in der Handwerkerversicherung? Die Ausgaben 
im Jahre 1959 haben 404 Millionen DM betragen. 
Diesen Ausgaben stehen Einnahmen aus Beiträgen 
der Handwerker in Höhe von 125 Millionen DM ge-
genüber. Demnach ergibt sich für das Jahr 1959 nach 
den Angaben des Bundesarbeitsministeriums ein zu 
deckender Fehlbetrag von 279 Millionen DM. 

Diese 279 Millionen DM wurden bisher — und das 
ist gerechtfertigt — zu einem Teil aus ,der Wander-
versicherung gedeckt, d. h. aus den Beiträgen, die 
die Handwerker in der Zeit geleistet haben, in der 
sie Arbeiter waren. Hierfür werden nun von  der 

 Arbeiterrentenversicherung auf die Handwerker-
versicherung 157 Millionen DM übertragen. Das 
soll so bleiben. Aber es bleibt bisher ein Fehl-
betrag von 122 Millionen DM. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schellenberg, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Weber? 

Dr. Schellenberg (SPD) : Bitte sehr! 

Weber (Georgenau) (FDP) : Herr Professor Dr. 
Schellenberg, wenn der § 5 b gestrichen wird, kom-
men ndoch ganz von selbst cane  Handwerker — da 
die Lehrlingszeit und die Zeit der  unselbständigen 
Tätigkeit berücksichtigt wird — zu einer Beitrags-
leistung, die das alles deckt. Darf ich die Frage 
stellen: Glauben Sie nicht, daß, wenn der § 5 b ge-
strichen wird, der Bundeszuschuß genauso entspre-
chend Ihrem Antrag gewährt werden wird? 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Weber, 
ich werde Ihnen darauf eine Antwort geben. Ich 
muß Sie wieder daran erinnern — daran habe ich 
auch Herrn Kollegen Mischnick erinnert —, daß 
auch Sie im Ausschuß dafür waren, daß der § 5 b 
eingefügt wird. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Weber 
[Georgenau] : Nein!) 

— Jawohl, ich kann Ihnen das an Hand des Proto-
kolls vorlesen. 

Meine Damen und Herren, weshalb sind wir 
dafür, daß der § 5 b erhalten bleibt? Weil er weiter-
hin eine getrennte Rechnungslegung ermöglicht und 

 weil, wenn ich so sagen darf, bei Fortfall des § 5 b 
gewissermaßen — entschuldigen Sie den harten 
Ausdruck — durch einen finanzpolitischen Trick der 
Defizitbetrag, .der bisher aus den Beiträgen der An-
gestellten gezahlt wunde, nicht mehr erkennbar 
wird. Er wird aus der Rentenversicherung der Ar-
beiter gedeckt, und dagegen wehren wir uns. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Schellenberg, 
des Herrn Abgeordneten Mischnick? 

Dr. Schellenberg (SPD) : Bitte schön, Herr Kol-
lege Mischnick! 

Mischnick (FDP) : Soll das heißen, Herr Kollege 
Professor Schellenberg, daß nach Ihrer Meinung 
eventuell sogar der Zuschuß für die Handwerker 
höher sein müßte als für die  Arbeiterrentenver-
sicherung? Denn nur dann hätte das, was Sie sagen, 
einen Sinn. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Mischnick, 
wir haben die Größenordnung im Ausschuß sehr 
eingehend erörtert. Wenn für die Handwerkerver-
sicherung, die nun in die Rentenversicherung der 
Arbeiter übergeführt wind, der Zuschuß in der 
gleichen Relation gezahlt wird wie für die Renten

-

versicherung der Arbeiter, dann entsteht bis  auf 
weiteres kein Defizit. Das hat uns die Regierung 
in  den  Ausschußberatungen berichtet. Deshalb 
unterstützt unser Antrag die Konzeption, die  Hand-
werkerversicherung zwar zu einem Teil der Ren-
tenversicherung der Arbeiter zu machen, finanziell 
aber nicht zu Lasten der Arbeiter gehen zu lassen. 
Das ist unser Anliegen. Alles andere bedeutet prak-
tisch, ,daß die Rentenversicherung der Arbeiter für 
jetzt schon erkennbare Defizite eintreten soll. Das 
liegt weder im Interesse der Arbeiter noch in dem 
der Handwerker. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich zur Sache einige kurze 
Bemerkungen machen. Zunächst bestreite ich den 
Zusammenhang des einzuführenden § 5 a mit dem 
zu streichenden oder beizubehaltenden § 5 b. Zwei-
tens: der Bund leistet einen einheitlichen Zuschuß 
an die Rentenversicherungen. Dieser wird in unter-
schiedlicher Höhe auf die beiden Versicherungs-
zweige aufgeteilt, damit sie bei gleichen Beiträgen 
in der Lage sind, gleiche Leistungen zu bewirken. 
Diese Regelung haben wir im Jahre 1957 bei den 
Rentenneuregelungsgesetzen beschlossen. Danach 
wurde in den letzten Jahren verfahren. 

Wenn sich herausstellt, daß diese Regelung aus 
verschiedenen Gründen nicht richtig ist, daß wir 
den Bundeszuschuß anders aufteilen müssen — das 
werden wir bei Vorliegen der versicherungstech-

nischen Bilanz sehen , werden wir uns über die 
Neuaufteilung des Bundeszuschusses erneut Gedan-
ken machen müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
darf Sie noch auf einen sehr wichtigen Gesichts-
punkt aufmerksam machen. Der SPD geht es hier 
darum, durch die Schaffung des § 5 a ein Präjudiz 
für die Alterssicherung des Selbständigen in der 
Zukunft zu schaffen. 

(Abg. Schmücker: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Ruf, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schellenberg? 

Ruf (CDU/CSU) : Jawohl. 
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Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Ruf, Sie 
haben soeben erklärt, aus der versicherungstech-
nischen Bilanz werde sich in Zukunft ergeben, ob 
und welche Fehlbeträge entstehen. Ich frage Sie: 
wird dies nicht gerade durch das, was nach . dem 
Antrag Ihrer Fraktion Gesetz werden soll, völlig 
unmöglich gemacht? 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Schellenberg, ein 
Irrtum! Ich habe nicht gesagt, daß sich unter Um-
ständen aus der versicherungstechnischen Bilanz 
Fehlbeträge aus der Handwerkerversicherung er-
geben könnten, sondern ich habe gesagt: wenn sich 
aus der versicherungstechnischen Bilanz ergibt, daß 
wir den Bundeszuschuß neu aufteilen müssen, dann 
werden wir an diese Aufgabe herangehen. 

Nun zu meiner weiteren Bemerkung, bei der Sie 
mich unterbrochen haben. Ich bitte Sie, darauf zu 
achten, daß es der SPD darum geht, jetzt schon die 
Weichen zu stellen, damit auch in Zukunft für die 
Alterssicherung aller Selbständigen ein Bundeszu-
schuß gewährt wird. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rohde. 

Rohde (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es tut mir leid, daß es hier zu Streitgesprä-
chen von langer Dauer kommen muß. Mein Kollege 
Schellenberg hat aber schon zu Beginn dieser De-
batte  darauf hingewiesen, daß es Konsequenzen hat, 
wenn die Mehrheit dieses Hauses das ganze Plenum 
zu Ausschußberatungen benutzt. Wir können hier 
nicht völlig achtlos an den Änderungsanträgen vor-
beigehen, weil hinter diesen scheinbaren Details 
erhebliche Auswirkungen, vor allem finanzieller Art, 
stehen. 

Der Kollege Ruf sagt: Wenn wir aus der ver-
sicherungstechnischen Bilanz ersehen, daß die Dinge 
sich finanziell verschlechtern, müssen wir uns über-
legen, ob wir mit einem erhöhten Bundeszuschuß 
eintreten können oder nicht. Nun kenne ich ja die 
Auffassung des Kollegen Ruf aus den Beratungen 
über die Rentenanpassung. Er sieht es gar nicht so 
ungern, wenn in der versicherungstechnischen Bilanz 
schwierige Zahlen auftauchen, weil das für ihn dann 
ein Anlaß ist, die Dynamik der Rentenanpassung als 
auf die Dauer undurchführbar hinzustellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier schließt sich der Kreis. Die Finanzgrundlage 
der Rentenversicherung wird von Ihnen negativ be-
einflußt, und wenn sich daraus dann bilanztechnische 
Auswirkungen ergeben, wird gesagt, es liegt an der 
Dynamik. Dabei spekuliert man darauf, daß die 
negativen Beeinflussungen inzwischen in Vergessen-
heit geraten sind. 

Der Kollege Schmücker bemerkte noch, ich hätte 
'ihn überhaupt nicht verstanden, als er gemeint 
habe, daß bei dem Zusammenhang zwischen den 
Beitragszahlern und den Rentenbeziehern in der 

Handwerkerversorgung auch der Wechsel von Selb-
ständigen zu. Unselbständigen beachtet werden 
müsse. Ich werde darum aus dem Bundesarbeitsblatt 
eine Betrachtung über die finanziellen Konsequen-
zen der Eingliederung der Handwerkerversorgung 
in die Rentenversicherung der Arbeiter zitieren. Es 
heißt dort: 

Der wirtschaftspolitisch bedingte Rückgang der 
Zahl der Handwerker führt also nicht, wie es 
eigentlich beim Umlageverfahren der Fall sein 
müßte, zu einer Minderung der Leistungen an 
alte Handwerker oder zu einer erhöhten Bei-
tragsbelastung der heutigen Inhaber von Hand-
werksbetrieben, sondern wird von allen Bei-
tragszahlern der Rentenversicherung der Arbei-
ter, praktisch also von der Masse der Arbeiter, 
getragen. 

Eine ähnliche Tendenz wird in den wissenschaft-
lichen Gutachten vertreten, die sich das Ministerium 
zu der Frage der Altersversorgung des Handwerks 
hat erstatten lassen. Unsere finanzpolitischen Beden-
ken beruhen also sämtlich auf den Ausarbeitungen 
des Bundesarbeitsministeriums. — Nun können Sie 

sagen Herr Schmücker „Diese  Zahlen taugen nichts  
Schmücker weiß es besser." Das ist aber kein Argu-
ment.  Dann kann man nur sagen: Na und?, und 
dann ist die Debatte über einen solchen Einwand 
beendet. 

(Beifall bei der SPD.) 

Alles in allem haben wir volles Verständnis für 
den  Wunsch der Handwerker nach einer gesicherten 
Altersversorgung; mehr als das, wir haben sie in 
den letzten Jahrzehnten immer wieder gefordert. 
Jetzt soll diese Alterssicherung in eine Einrich-
tung der sozialen Sicherung eingebaut werden, die 
ursprünglich und ihrem ganzen Wesen nach für Un-
selbständige geschaffen wurde. Weil nun die Lage 
des  selbständigen Handwerkers anders ist. als die 
der Unselbständigen, sollen für die Aufbringung der 
Mittel, die Beitragszahlung, besondere Vorschriften 
gelten, die 'der Lage der Handwerker entsprechen. 
Wenn 'so verfahren wird, muß auch den finanziellen 
Konsequenzen einer solchen. Sonderstellung voll ins 
Auge gesehen werden. Dann muß vor allem der 
Bund bereit sein, seinen Teil zu übernehmen, und 
darf die  Finanzprobleme nicht nur der  Rentenver-
sicherung der Arbeiter überlassen und darf nicht so 
gleichsam eine nach außen allgemein attraktive 
Politik auf fremde Kosten betreiben. 

Herr Kollege Ruf, Sie haben erklärt, hinter unse-
rer Forderung nach dem Bundeszuschuß stehe wohl 
die prinzipielle Auffassung der  SPD, daß hei der 
Sicherung der Selbständigen generell öffentliche 
Mittel mobilisiert werden sollten. Sie hätten das 
gar nicht mit so geheimnisvollem Unterton zu sagen 
brauchen. Sie  finden unsere Überlegungen auch in 
dem Entschließungsantrag, den wir Ihnen vorgelegt 
haben. In der Tat steht doch der Gesetzgeber vor 
der Frage, wie er sich bei der sozialen Sicherung 
der Selbständigen finanziell verhalten will gegen-
über ,der sogenannten „alten Last", die aus den 
laufenden Einnahmen nicht gedeckt werden kann, 

(Beifall bei der SPD) 
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Rohde 
jener Last, die im wesentlichen ein Überbleibsel aus 
den Kriegs- und Nachkriegswirren ist. Das betrifft 
jene Handwerker und. Angehörigen freier Berufe, 
die sich nach 1948 wegen ihres Alters nicht mehr 
durch eigene Arbeitskraft ihren Anteil am sage

-

nannten Wirtschaftswunder schaffen konnten und 
die jetzt auf soziale Hilfe angewiesen sind. Daran 
können Sie doch nicht vorbeigehen. Sonst wird das 
ganze Problem der sozialen Sicherung der Selbstän-
digen nur zu einem Akt der Propaganda. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist grundsätzlich zu bedauern, daß hier  ,ein Bun-
desarbeitsministerium auf der Regierungsbank sitzt, 
das in all den Jahren auf diesem wichtigen Gebiet 
nicht über das Stadium von Denkschriften hinaus-
gekommen ist. 

(Beifall bei  der  SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU) : Verehrter Herr Kollege, 
wenn ich Ihre Grundsatzauffassung anerkennen 
würde, dann würde ich genauso diskutieren wie 
Sie und würde auch die Hilfszahlen des Arbeits-
ministeriums nehmen. Ich habe aber ausdrücklich 
erklärt, daß nach meiner Meinung der Fehler i m 
Ansatz der Überlegungen liegt. Möglicherweise irre 
ich mich , das will ich gern zugestehen. Aber Sie 
müssen doch bitte anhören, worin ich den Unter-
schied sehe. Er besteht darin, daß ich es nicht für 
erlaubt halte, daß man hier eine Gruppe gegen eine 
andere ,ausspielt. Alle stehen zusammen. Wenn ich 
diese Grundsatzüberlegung habe komme ich doch 
zu ganz anderen Konsequenzen als Sie. Es kam 
mir darauf Ian, das darzustellen. Auch Herr Kollege 
Lange  hat  ,das ja haargenau begriffen, und er hat 
es hier unterstützt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege 
Schmücker, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmücker (CDU/CSU) : Ja, aber ich muß erst 
meinen Satz zu Ende führen können. — Ich bin 
dann in den Schlußfolgerungen schließlich dazu ge-
kommen, daß ich Ihnen sagte: Bitte überlegen Sie 

 sich doch einmal den grundsätzlichen Unterschied. 
Wenn .Sie mir  recht geben oder mir auch nur zu

-

daß es  diese Überlegungen gibt, dann kön-
nen Sie doch nicht mit den Argumenten kommen, 
die Sie aus Ihren anderen Überlegungen holen. 
Jedenfalls schiene es mir nicht logisch zu sein. — 
Bitte sehr! 

Rohde (SPD) : Herr Kollege, ich frage nicht rheto-
risch, sondern in vollem Ernst, ob Sie der Auffas-
sung sind, daß man auf der Grundlage eines 
möglichen Irrtums über die finanziellen Auswirkun-
gen einer solchen Maßnahme mit gutem Gewissen 
hier ein solches Gesetz beschließen kann. 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Kollege, das ist 
eine sehr hübsche Frage. Ich will Ihnen darauf ant-
worten, daß es mir darauf ankommt, zunächst 

einmal in der Sache weiterzukommen, und daß die 
Streitfrage, von der ich Ihnen ja gesagt habe, daß 
sie auch bei uns noch nicht ausdiskutiert ist, — — 

(Zuruf des Abgeordneten Rohde.) 

— Verehrter Herr Kollege, wenn Sie mich etwas 
fragen, dann unterstelle ich, daß Sie auch die Ant-
wort hören wollen; also müssen Sie sich schon in 
Geduld fassen und mir zuhören. — Wenn Sie hier 
feststellen, daß eine Frage noch nicht ausdiskutiert 
ist — zum Teil bei Ihnen, zum Teil auch bei uns 
noch nicht —, daß hier aber ein sachlich berechtigtes 
Anliegen besteht, den Menschen zu helfen, dann 
können wir doch ohne weiteres pragmatisch vor-
gehen und die Dinge so behandeln, wie meine 
Kollegen es vorgeschlagen haben. 

Mir kam es darauf an, Ihnen darzustellen, welche 
Auffassung auch bei uns herrscht. Aber Sie können 
doch diese Auffassung nicht mit Argumenten be-
kämpfen, die aus anderen Überlegungen kommen. 
Es tut mir sehr leid, wenn ich Ihnen das nicht 
deutlich machen kann. Aber ich versuche es halt, 
und darum melde ich mich immer wieder zum Wort. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Schmücker (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Rohde (SPD) : Herr Kollege, ich habe Sie wohl 
verstanden und möchte Sie fragen, ob Sie nicht der 
Auffassung sind, daß im Hinblick auf das von Ihnen 
in Aussicht genommene Inkrafttreten des Gesetzes, 
nämlich zum 1. Januar 1962, die von Ihnen selbst 
als noch fraglich angesehene Finanzierungsgrund-
lage noch im Ausschuß behandelt werden könnte. 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Kollege, Ihr Vor-
schlag, der hier vorliegt, ist ja nicht nur ein Vor-
schlag, der im Sinne des — sagen wir: schnellen 
Überlesens etwas entscheidet, sondern er stellt die 
Weichen, wie mein Kollege Ruf gesagt hat. Und 
dafür ist es heute zu früh. Möglicherweise müssen 
wir so verfahren, möglicherweise überzeugen Sie 
mich. Ich will meine Meinung gern ändern, wenn 
ich überzeugt werde. Aber diese Entscheidung heute 
zu fällen, dafür ist es nach meiner Meinung viel zu 
früh. Überlassen Sie das den späteren Erkennt-
nissen! Wir haben ja zehn Jahre an diesem Gesetz 
gearbeitet und sind dann langsam, aber sicher zu 
nach meiner Meinung besseren Erkenntnissen ge-
kommen. Diese Sache heute hier endgültig zu 
erledigen, wäre nach meiner Meinung zu früh. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren, 
hier ist eine Formulierung gebraucht worden, die 
man, glaube ich, doch zurückweisen muß. Herr 
Kollege Rohde meinte, was wir heute hier unter-
nähmen, sei ein Akt der Propaganda. Ich glaube, 
man muß — wenn vorhin Herr Professor Schellen- 
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berg die Broschüre erwähnte, die vom Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung herausgege-
ben worden ist — sich auch die Arbeit machen, 
sich das Altersversorgungsgesetz für das Handwerk 
näher anzusehen. Dann wird man erkennen, daß ja 
die Versicherungspflicht für das Handwerk nun 
einmal besteht und daß es sich daher hier auch um 
die Heimat der Handwerker handelt. — Man muß 
also feststellen: es handelt sich hier nicht um einen 
Akt der Propaganda, sondern um einen Akt der 
Gerechtigkeit, der bereits seit zehn Jahren fällig 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Dann haben Sie sich 
aber lange Zeit gelassen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Meine Damen und Her-
ren, nur eine Bemerkung. Es wird hier in einigen 
Diskussionsbeiträgen so getan, als ob in Kreisen 
der Handwerker besondere Notlagen im Hinblick 
auf die Altersversorgung beständen. Wir haben 
eine grundsätzliche gesetzliche Regelung, und Sie 
selber wollen, daß diese gesetzliche Regelung 
weiter bis zum 31. Dezember 1961 unverändert in 
Wirksamkeit bleibt. Deshalb ist es unbedingt not-
wendig, daß man, wenn man schon Zweifel an den 
Finanzierungsgrundlagen hat, sich die Dinge noch 
sorgfältiger überlegt. Dahin geht der Antrag, den 
wir gestellt haben. Meine Damen und Herren, ich 
bitte Sie herzlich, sich während der Mittagspause 
zu überlegen, ob es nicht doch ratsam ist, der Rück-
überweisung in den Ausschuß zuzustimmen, die wir 
nach der Geschäftsordnung jederzeit vornehmen 
können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor; 
ich kann die Aussprache über den Änderungsantrag 
Umdruck 678 schließen. Wer diesem Antrag der 
Fraktion der SPD auf Einfügung eines Paragraphen 
vor 5 a zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Das zweite war die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zu § 5 a und dem Änderungsantrag 
Umdruck 674 Ziffer 3. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? - Das ist offenbar nicht der Fall. 

(Abg. Stingl: Ist schon begründet worden, 
Herr Präsident!) 

-Ja; ich stelle das hier mit Freude fest, wenn es 
mit der Beratung etwas flüssiger geht. — Wer dem 
Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der DP Umdruck 674 Ziffer 3 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit; der Änderungsantrag ist angenom-
men. 

Wer nunmehr dem § 5 a in der Neufassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ,das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 

— Das erste war die Mehrheit; § 5 a in der neuen 
Fassung ist angenommen. 

Ich rufe § 5 b auf. Dazu liegen die gleichlautenden 
Änderungsanträge der Fraktionen der CDU/CSU 
und der DP — Umdruck 674 Ziffer 4 — und der 
FDP — Umdruck 687 Ziffer 3— vor, § 5 b zu strei-
chen. Ich werde nicht über den Streichungsantrag, 
sondern wie immer, wenn ein ganzer Paragraph 
gestrichen werden soll, über den Paragraphen als 
solchen abstimmen zu lassen; wer ihn zu streichen 
wünscht, kann gegen ihn stimmen. — Wird das 
Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter Killat! Der 
Antrag wird nicht begründet? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist vorhin mit-
begründet worden!) 

— Wenn Sie das zum Anlaß nähmen, sich kurz zu 
fassen, würde sich das Haus freuen. 

Killat (Unterbach) (SPD) : Ich muß Sie, Herr Prä-
sident und meine Damen und Herren, enttäuschen; 
denn der Antrag auf Streichung des § 5 b betrifft, 
glaube ich, die Kernfrage dieses Gesetzentwurfs. 

Bisher haben wir in der Angestelltenversiche-
rung ein Sondervermögen für die Handwerker; wir 
haben die getrennte Rechnungslegung und auch ge-
trennte Versicherungskarten und besondere Ver-
sicherungsmarken. Der Antrag auf Streichung des 
§ 5 b steht völlig im Widerspruch zu dem, was im 
Sozialpolitischen Ausschuß seinerzeit einstimmig 
beschlossen worden ist. 

Worum geht es nun bei dieser Frage der Rech-
nungslegung, die auch im Ausschuß von allen Par-
teien und ihren Vertretern als die Kernfrage dieser 
Vorlage angesehen worden ist? — Ich habe bereits 
in der Begründung des Antrages zur Regelung des 
Bundeszuschusses darauf hingewiesen, daß die 
Handwerkerversorgung nach den vom Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Rechnungsergebnissen defizitär gewesen ist. Bei der 
Beratung im Ausschuß haben alle Parteien aner-
kannt, daß die Handwerker auf Grund der Beson-
derheiten des Handwerks und des sich anbahnenden 
Strukturwandels im Handwerk und auch im Klein-
gewerbe in dem harten Konkurrenzkampf gegen-
über den Großbetrieben Mittel für die Beitragslei-
stung nicht immer in dem Umfang und in der Höhe 
aufbringen können, wie es für eine ausreichende 
Alters- und Hinterbliebenenrente dieser Mittel-
standsunternehmer notwendig wäre. Deshalb hat 
man auch die Versicherungspflicht auf 216 Beitrags-
monate oder 18 Beitragsjahre begrenzt. Dazu hat 
man noch in § 4, dem wir zugestimmt haben, für 
die Junghandwerker und für die Alleinmeister eine 
erleichterte Beitragszahlung vorgesehen, und hin-
sichtlich der Beitragsregelung hat man im Gesetz 
einen Pauschalbeitrag festgesetzt, dem nicht die 
Höhe des jeweiligen Einkommens, sondern nur das 
Durchschnittseinkommen der Arbeiter zugrunde 
liegt;' eine Sonderregelung, die auch hier entspre-
chend gesehen werden muß. Die Arbeiter und auch 
die übrigen pflichtversicherten Selbständigen in der 
Rentenversicherung müssen ihre Beiträge jeweils 
der Höhe ihres tatsächlichen Einkommens entspre-
chend entrichten. 
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Wir waren uns darüber klar, daß diese Maßnah-

men einer finanziell und teilweise auch materiell 
besonderen Gestaltung im Interesse des Handwerks 
getroffen werden sollen. Alle Fachleute auf dem 
Gebiet — ich nenne hier Professor Höffner, Mün-
ster, der schon von dem Kollegen Rohde genannt 
worden ist, und ich nenne Professor Abel, Göttin-
gen, die in einer besonderen Schriftenreihe des 
Bundesministeriums für Arbeit mit einer speziellen 
Abhandlung zur sozialen Sicherung des selbständi-
gen Mittelstandes und zur Handwerkerversorgung 
Stellung genommen haben — haben davor gewarnt, 
Selbständige, insbesondere geschlossene Gruppen 
von Selbständigen, in eine Pflichtversicherung der 
in abhängiger Arbeit Stehenden einzubeziehen. Das 
Sozialkabinett und auch der Beirat für die Neuord-
nung der sozialen Leistungen haben sich 1956 für 
eigenständige Sicherungseinrichtungen der Selb-
ständigen ausgesprochen. 

Wenn wir trotzdem im Ausschuß gemeinsam mit 
allen Fraktionen für die Einbeziehung der Hand-
werker in die Arbeiterrentenversicherung stimmten, 
dann nur, weil man von der Hoffnung ausging, daß 
die Handwerker entgegen der bisherigen Übung 
nach einer Konsolidierung ihres Sozialrechts in der 
Arbeiterrentenversicherung trotz Begrenzung der 
Versicherungspflicht als freiwillig Versicherte in 
wesentlich stärkerem Umfang, als das bisher der 
Fall gewesen ist, laufend Beiträge entrichten wer-
den. Diese freiwillige Solidarhaftung der jungen 
Handwerkergeneration für ihre alten Berufskolle-
gen muß aber erst noch bewiesen und nachgewie

-

sen werden. Deshalb ist § 5 b, der eine getrennte 
Einnahmen- und Ausgabenrechnung vorsieht, ge-
radezu zwingend notwendig. Das Parlament würde 
meines Erachtens geradezu leichtfertig verfahren, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na! Na!) 

wenn es auf Grund der eindeutig vorliegenden Tat-
bestände anders handelte und — auf Hoffnungen 
bauend — einen ungedeckten und nicht einlösbaren 
Wechsel für die Zukunft ausstellte. Was ich hier 
vortrage, war und ist noch, glaube ich — das darf 
ich einmal besonders herausstellen , die Meinung 
aller Sozialpolitiker und auch der Handwerker aller 
Parteien in den zahlreichen und intensiven Bera-
tungen im Sozialpolitischen Ausschuß. 

Nun darf ich auf eine Besonderheit hinweisen. 
§ 5 b stammt ja nicht von uns, von den Sozialdemo-
kraten, sondern geht auf einen Antrag der CDU/ 
CSU-Fraktion zurück, dem wir alle zugestimmt 
haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich darf aus den Ausschußberatungen vielleicht ins 
Gedächtnis rufen, wie wir damals in der Beratung 
zu den einzelnen Fragen diskutiert haben. Unsere 
verehrte Frau Kalinke hat selbst im Ausschuß er-
klärt, sie halte es für unbedingt erforderlich, Be-
stimmungen über eine gesonderte Buchführung und 
Rechnungslegung für die Handwerker aufzunehmen 
— Protokoll vom Oktober, 42. Sitzung. 

(Abg. Frau Kalinke: Wird nicht bestritten!) 

Auch der Kollege Stingl sprach sich nach dem Pro-
tokoll für eine klare Rechnungstrennung aus. Er er- 

klärte weiter, ein entsprechender Änderungsantrag  
werde dem Ausschuß noch vorgelegt werden. Diese 
Kollegen blieben aber nicht allein. In einer weite-
ren Sitzung, in der 44. Sitzung vom 14. Oktober, 
betonte der Herr Kollege Ruf insbesondere, daß 
nach Ansicht seiner Fraktion eine Belastung der 
Arbeiterrentenversicherung bzw. der einzelnen 
Landesversicherungsanstalten zugunsten der Hand-
werker nicht Platz greifen dürfe; die eventuell auf-
tretenden Defizite, über die heute noch nichts Ge-
naues gesagt werden könne, müßten den Gesetz-
geber zu entsprechenden Maßnahmen veranlassen. 

Ich darf noch einmal den Vorsitzenden des Aus-
schusses zitieren, der auf Grund der Beratungen in 
vier verschiedenen Ausschußsitzungen unwider-
sprochen protokollarisch feststellte, daß Überein-
stimmung darüber bestehe, daß nach den zu § 5 er-
folgten Diskussionen und abgegebenen Erklärun-
gen die Neuregelung der Handwerkerversicherung 
zu keiner finanziellen Belastung der Rentenver-
sicherung der Arbeiter führen dürfe. Das könne we-
der den Arbeitern zugemutet werden, noch liege es 
im Interesse des Handwerks, Subventionen aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter entgegenzuneh-
men. Dieser Grundsatz werde durch den § 5 b ver-
wirklicht, der eine klare Übersicht über die jewei-
lige finanzielle Lage der Handwerkerversicherung 
bezwecke. Übereinstimmung ergab sich ferner dar-
über, daß bei den versicherungstechnischen Bilan-
zen gemäß § 1257 RVO über die Finanzlage der 
Handwerkerversicherung gesondert zu berichten 
ist. Nach Klärung dieses Fragenkomplexes wurde 
von der Stellung weiterer Anträge Abstand genom-
men. 

Nun kann ich es auch meinem Kollegen Schüttler 
nicht ersparen, ihn hier zu zitieren, weil nämlich 
die Möglichkeit besteht, daß er als Arbeitsminister 
Baden-Württembergs im Bundesrat mit seiner Aus-
sage konfrontiert wird, falls die Mehrheit dieses 
Hauses unserem Vorschlag auf Annahme des § 5 b 
nicht zustimmt. Kollege Schüttler, der jetzige Ar-
beitsminister von Baden-Württemberg, erklärte: 

Sollte sich bei getrennter Rechnungslegung 
trotzdem ein Fehlbetrag ergeben, so müsse der 
Gesetzgeber initiativ werden, um eine zusätz-
liche finanzielle Belastung der Arbeiterrenten-
versicherung zugunsten der Handwerker zu 
verhindern. 

Meine Damen und Herren! Das waren die Grund-
lagen, die die Sprecher und Sachverständigen aller 
Fraktionen zu der einstimmigen Verabschiedung 
des § 5 b veranlaßt haben. 

Uns allen liegt doch wohl am Herzen, die Hand-
werker und auch die Hinterbliebenen in dem für 
sie zweckmäßigen und notwendigen Umfange für 
das Alter oder eine vorzeitige Berufsunfähigkeit zu 
sichern. Wir wissen, daß auch das deutsche Hand-
werk nicht die Absicht hat — bisher ist nichts Ähn-
liches gesagt worden —, etwa auf Kosten der Ar-
beiter oder gar der eigenen Gesellen eine solche 
Sicherung zu erreichen, wie es heute bereits teil-
weise bei der Beratung dieses Gesetzes an anderer 
Stelle gesagt worden ist. 
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Killat (Unterbach) 
Aus sozialer Verantwortung und zur Wahrung 

der Eigenständigkeit des Handwerks ist es notwen-
dig, die getrennte Rechnungsführung, wie sie der 
Sozialpolitische Ausschuß in § 5 b einstimmig vor-
geschlagen hat, im Gesetz zu belassen. Es kann nicht 
im Interesse des Handwerks liegen, für die Hand-
werker eine ungeklärte Finanzsituation herbeizufüh-
ren. 

Man kommt auch nicht an der Tatsache vorbei, 
daß eine ungeklärte Situation in Zukunft allen Ver-
dächtigungen Tür und Tor öffnen würde. Ich bin fast 
versucht zu sagen: Eine Regelung, wie Sie sie an-
streben, muß geradezu einen Klassenkampf der Ar-
beiter gegen die selbständigen Handwerker in der 
Arbeiterrentenversicherung heraufbeschwören, 

(Widerspruch rechts) 

wobei vielleicht delikaterweise auch die Arbeiter 
in ihren Selbstverwaltungspartnern noch gleichge-
sinnte Verbündete finden könnten. 

Ich kenne nicht die näheren Beweggründe derer, 
die den sachlich und sozialpolitisch einwandfreien 
Gehalt des § 5 b beseitigen wollen. Eines ist gewiß: 
Es sind keine guten Sachwalter einer verantwort-
lichen und sozialpolitisch gerechten Lösung der 
Alterssicherung des deutschen Handwerks, ja, es 
sind, so möchte ich sagen, noch nicht einmal gute 
„Interessenvertreter" im überspitzten Sinne des 
Wortes. Ich glaube, wir sollten gemeinsam zu unse-
rem Wort stehen. Wir sollten verhindern, daß eine 
mögliche einseitige Ausnutzung eintritt, die in kei-
nem Verhältnis zu dem Widerstand der Geschädig-
ten und auch zu der Schädigung des Ansehens des 
Handwerks stehen würde. Wir sollten den Antrag 
auf Streichung des § 5 b gemeinsam zurückweisen. 

Abgesehen von den möglichen verfassungsrecht-
lichen Bedenken, die bereits wegen der Verletzung 
des Gleichheitsgrundsatzes geäußert worden sind, 
sollte sich der Bundestag nicht dazu verleiten lassen, 
einer Regelung zuzustimmen, die der einstimmigen 
Auffassung der Sachkenner, d. h. der Sozialpolitiker, 
widerspricht und nur die Wirkung haben kann, wei-
teren Sprengstoff in die Debatte um die bisher be-
währte deutsche Sozialversicherung zu tragen. 

Im Namen meiner Fraktion, aber auch im Inter-
esse des deutschen Handwerks und einer sozial ge-
rechten Lösung seiner Alterssicherung darf ich Sie 
bitten, den Antrag der Fraktion der CDU/CSU und 
der Fraktion der DP abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Weber! 

Weber (Georgenau) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Leider muß ich 
die Kollegen von der SPD enttäuschen: in  der  Aus-
schußberatung herrschte keine solche Übereinstim-
mung. Wir standen insofern vor einer veränderten 
Lage, als der CDU-Entwurf zur Grundlage genom-
men und die ursprüngliche Fassung — unser An-
trag: 15 statt 18 Jahre — verlassen wurde. 

Ich möchte wiederholen, was ich damals im Aus-
schuß ausgeführt habe: Tatsache ist, daß die Hand-
werker in ihrer Jugend, während der  Zeit ihrer Un-
selbständigkeit Mitglieder der Arbeiterrentenver-
sicherung sind. Dort zahlen sie ihre vollen Beiträge. 
Nachher, wenn sie selbständig werden, tritt die 
Wanderversicherung in Kraft. Bei (der Wanderver-
sicherung begann in der Vergangenheit das Dilem-
ma. Nur der Arbeitnehmeranteil wurde übertragen. 

Ich habe ferner erklärt: Wenn für alle Handwer-
ker eine Sonderrechnung aufgestellt wird — das 
Sondervermögen habe ich im Namen (der FDP kon-
sequent abgelehnt —, in ,der nachgewiesen wird, 
wieviel jeder von Anfang seiner Tätigkeit an auf 
Grund seiner Versicherungszeit an Beiträgen be-
zahlt hat, ,dann wird sich ergeben, daß die Hand-
werker die Rente für Berufsunfähigkeit und Früh-
invalidität viel weniger in Anspruch nehmen. Das 
Durchschnittsalter, bei ,dem die Invalidität eintritt, 
liegt in ,der Sozialversicherung im allgemeinen bei 
57 Jahren, bei den Handwerkern liegt es bei 62 
Jahren. Dieser Faktor konnte seither überhaupt 
nicht gewertet werden. Ich bin der Auffassung — 
und habe nur auf Grund der veränderten Sachlage 
zugestimmt —, daß eine Sonderrechnung — erst in 
Jahrzehnten wird man die Auswirkungen übersehen 
können — genau belegen wird, daß es kein Defizit 
gibt, sondern daß es bei den Handwerkern eher fast 
umgekehrt ist. 

(Zuruf des Abg. Killat [Unterbach].) 

— Entschuldigen Sie, es wäre besser, unsere Sozial-
experten von ,allen Fraktionen würden endlich ein-
mal die  veränderte Situation beim Umlageverfah-
ren konsequent durchdenken und auch entsprechend 
anwenden. 

Ich habe Herrn Professor Schellenberg vorhin die 
Frage gestellt: Habendenn die Handwerker nicht 
ganz von selbst Anteil am Bundeszuschuß, wenn wir 
§ 5 b streichen? Ich glaube, man könnte sich eher 
vorstellen — und ich will es etwas scharf formu-
lieren —: hier geht es 'darum, daß das Handwerk 
nicht entsprechend seiner Leistung und seiner Bei-
tragszeit am Bundeszuschuß partizipieren soll. Dafür 
gibt es verschiedene Gesichtspunkte. Herr Killat, 
Sie haben vorhin das Wort „Klassenkampf" ge-
braucht. Kein schönes Wort. Ich meine: gerade 
wenn wir § 5 b streichen — Sonderrechnung, Son-
dervermögen, Sondermarken, Sonderkarten —, 

schaffen wir die  Voraussetzung dafür, daß es keinen 
Klassenkampf gibt. 

Ich bitte das Hohe Haus, den § 5 b aus den ge-
nannten Gründen abzulehnen; sie sind gewichtig 
genug. 

(Beifall bei (der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mensing. 

Mensing (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen, meine Herren! Wenn ich einige Worte dazu 
spreche, dann tue ich es nur zu einer Klarstellung. 
Ich bin peinlich davon berührt, .daß auf Grund der 
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Reden einiger Sprecher der Eindruck entstehen 
könnte, als ob das Handwerk Nutznießer dieser 
Versicherung sein wolle und wir Kostgänger der 
Arbeiter und unserer Gesellen werden wollten. Das 
stimmt nicht. 

(Wortmeldung des Abg. Lange [Essen].) 

— Ihre Wortmeldung wird sich sicherlich erübrigen, 
Herr Lange, wenn Sie das noch hören, was ich sage. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte auf folgendes hinweisen. Der Gedanke, 
daß der selbständige Handwerksmeister von der 
Altersversicherung Abstand nehmen wird, mag in 
besseren Zeiten möglich gewesen sein. Vergessen 
Sie nicht — das ist für den Umdenkprozeß im Hand-
werk entscheidend —, daß das Handwerk durch den 
Krieg und durch die Abwertung um seine Erspar-
nisse gebracht worden ist und daß heute im Hand-
werk die Angst vorhanden ist, im Alter der Wohl-
fahrt zur Last zu fallen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Unter diesem Gesichtspunkt wird der selbständige 
Handwerksmeister in Zukunft Wert darauf legen, 
noch einen höheren Satz zu kleben. Ich kann Ihnen 
sagen, daß die Handwerksführung bei allen Tagun-
gen und Verhandlungen, wo diese Frage angeschnit-
ten wurde, immer wieder betont hat, daß die 
Organisationen alles tun werden, um die selbstän-
digen Handwerksmeister aufzufordern, für ihr Alter 
etwas zu unternehmen und nicht ihre Versicherung 
stillzulegen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das ist der Standpunkt des Handwerks. 

Um was geht es bei dieser Auseinandersetzung 
in Wirklichkeit? Es geht doch darum: Sie sind ängst-
lich, daß auf Grund der Verschmelzung der Hand-
werker mit der Versicherung die Handwerker einen 
größeren Zuschuß aus dem großen Topf für sich in 
Anspruch nehmen. Wenn dem so ist, dann gestatten 
Sie mir, daß ich Ihnen mit derselben Offenheit, mit 
der ich dieses zum Ausdruck gebracht habe, noch 
folgendes sage. Wenn wir einmal innere Einkehr 
halten und uns die Gesetzgebung der letzten 
10 Jahre anschauen, stellen wir fest, daß das Hand-
werk — ich glaube, das darf ausgesprochen wer-
den — sehr stiefmütterlich behandelt worden ist. 

(Lachen und ironischer Beifall bei der SPD.) 

— Ja, meine Herren, 

(Zurufe von der SPD — Abg. Rohde: Wer 
ist denn dafür verantwortlich?) 

— das hat mit der Mehrheit gar nichts zu tun. Sie 
wissen genau — ich will diese Frage ruhig politisch 
beantworten —, daß in einer Weltanschauungspartei 
von der Größe der CDU verschiedene Richtungen 
vorhanden sind. Diese Richtungen müssen mitein-
ander ringen. Aber unsere Partei hat es immer 
fertiggebracht — ,das ist das Entscheidende und für 
Sie Bedauerliche —, daß sich die verschiedenen 
Richtungen zusammenraufen, um die gute, ge-
sunde mittlere Linie zu finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will am Schluß noch folgendes sagen. Wenn 
dann ein größerer Zuschuß erforderlich ist, kann das 
Handwerk auf Grund seiner großen wirtschaftlichen 
Leistungen und vor allem auch seiner steuerlichen 
Leistung verlangen, daß ebenfalls für diese Kreise 
etwas getan wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Mensing könnten vermuten lassen, die Sozialdemo-
kraten hätten etwas gegen eine Handwerkerver-
sicherung. Im Gegenteil: wir sind sehr dafür, daß 
etwas geschieht. Wir müssen aber damit fertig wer-
den, das nachzuholen, was in 10 Jahren bis jetzt 
versäumt worden ist. Das ist der Sachverhalt, mit 
dem wir uns hier abzugeben haben. Ich bedauere 
außerordentlich, daß sich von der CDU bis jetzt noch 
niemand gemeldet hat, um den Antrag auf Strei-
chung des § 5 b zu begründen. Wir wären sicherlich 
gespannt darauf gewesen, was dazu zu sagen ist, 
nachdem gerade von Ihnen im Ausschuß für Sozial-
politik angeregt worden ist, die getrennte Buch-
führung einzuführen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Dazu kommen dann die anderen in Aussicht gestell-
ten finanziellen Feststellungen. Herr Kollege 
Schmücker, Sie glauben nicht an die Zahlen, die vom 
Arbeitsministerium bekanntgegeben worden sind. 
Das ist dann doch ein Grund mehr, dafür zu sein, 
daß eine echte getrennte Buchführung vorgenommen 
wird, damit man sagen kann, was ist und was wer-
den soll. 

Herr Kollege Mensing, gerade unser Antrag und 
unsere Bestrebungen gehen doch dahin, daß die 
Handwerker unterstützt werden, und zwar sinnge-
mäß so, wie es in der Arbeiter- und in der Ange-
stelltenrentenversicherung geschieht. Wir sind gar 
nicht dagegen, daß auch an den Handwerkern gut-
gemacht wird, was in der Vergangenheit an ihnen 
durch Verhältnisse geschehen ist, 

(Beifall bei der SPD) 

die nun einmal entstanden sind und die sie nicht 
selbst zu verantworten haben. Gerade weil wir nicht 
neben dem Leben stehen, weil wir mitten im Leben 
stehen, weil wir wissen, was sowohl der Hand-
werker als auch der Arbeiter, der Angestellte und 
der kleine Landwirt mitgemacht haben, sind wir 
immer gerade dafür, daß es zu sinnvollen sozialen 
Regelungen kommt. Wir sind aber nicht dafür, daß 
wir hier im Geschwindschritt zu gesetzlichen Be-
stimmungen und zu ganzen Gesetzen mit soviel 
unibekannten Größen unser Jawort geben sollen. 
Es geht uns einzig und allein um die Klarstellung. 
Wir sind aber nicht im Grundsatz dagegen. 

(Beifall bei der SPD.) 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juni 1960 	6985  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der  
Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe in den Ausführungen 
des Sprechers der SPD immer wieder gehört: „Sinn-
volle Regelung, gute Sachwalter" usw. Sie haben 
sehr viele und sehr hübsche Beiworte gebraucht, 
aber im einzelnen keine Begründung gegeben. 

(Lachen bei der SPD.) 

-- Nein, das haben Sie nicht getan. 

Sie haben dann beklagt, daß von unserer Seite 
keine Erläuterung gegeben worden sei. Herr Wie-
ninger hat bei seiner Begründung ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, daß nach dem vorgeschlagenen 
Verfahren durchaus die Möglichkeit bestünde, 
exakte Rechnungen aufzustellen, und erklärt, daß 
er damit nicht die Notwendigkeit einsehe, ein be-
sonderes Markenverfahren einzuführen. Er hat dann 
darauf hingewiesen, wie schwierig es sei, kontinu-
ierlich die Marken zu kleben. Wir wissen doch aus 
den früheren Bereinigungsgesetzen, wie schwierig 
es war. Eine Erläuterung bzw. Begründung ist also 

durchaus gegeben worden  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schmücker, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmücker (CDU/CSU) : Bitte. 

Büttner (SPD) : Herr Kollege Schmücker, darf ich 
Sie einmal folgendes fragen, nachdem Sie mich an-
scheinend nicht verstanden haben: Unser Wunsch, 
die klare, getrennte Buchführung vorzunehmen, ist 
doch von Ihnen durch Ihren Antrag abgelehnt wor-
den. Wir sind doch für die Klarheit. Wir haben doch 
lediglich, wenn ich Sie — —  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Verzeihen Sie, wo 
ist denn eigentlich bei Ihnen ein Fragezeichen zu 
„hören"?  

Schmücker (CDU/CSU) : Ich frage mich im 
Moment mehr, als Herr Büttner mich fragt. 

(Abg. Büttner: Dann verzichte ich auf 
meine Frage!) 

— Aber ich darf vielleicht doch die Antwort dar-
auf geben. Herr Kollege, ich habe vorhin ausdrück-
lich gesagt, daß die Sache bei uns nicht ausdisku-
tiert worden ist. Deshalb wollen wir auch nicht prä-
judiziell wirken. Ich will meine eigene Meinung 
einmal etwas überspitzt darstellen. Nach meiner 
Ansicht können Sie ebensowenig, wie Sie inner-
halb der Arbeiterversicherung zwischen Metallar-
beitern, Buchdruckern oder was weiß ich trennen, 
auf die Dauer zwischen Selbständigen und Unselb-
ständigen unterscheiden. Herr Kollege Lange gibt 
mir darin Recht und sagt: Die Konsequenz daraus 
ist, daß ihr einheitliche Versicherungssätze schaffen 
müßt. Wir haben jetzt bei einem bestimmten Ein-
kommen ein Auslaufen der Pflichtversicherung. Es 
gibt dann die freiwillige Weiterversicherung. Ge

-

nauso gut kann ich die Selbständigkeit als Krite-
rium für das Aufhören der Pflichtversicherung und 
das Hineinwachsen in eine — wie ich meine — er-
schwerte freiwillige Weiterversicherung nehmen. 

Nun errechnet sich die Rente nach der jeweiligen 
Beitragsleistung. Das ist ganz klar. Die Unter-
schiede, die auftreten können, entstehen dadurch, 
daß sich die Zahl der Betroffenen ändern kann. Das 
bestreite ich gar nicht. Aber diese Änderung wird 
doch immer den Verhältnissen bei den Unselbstän-
digen entsprechen. Darum verstehe ich nicht, daß 
Sie mir nichts, dir nichts einen Bundeszuschuß fest-
legen wollen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ja, das ist doch so! Sie können doch nicht be-
streiten, daß hier die einzige Schwierigkeit liegt. 
Diese Schwierigkeit kann aber doch nicht auf die 
Handwerker abgewälzt werden. Das wollen auch 
Sie nicht. Sie wollen sie auf den Bund abwälzen. 
Aber wir haben es doch hier mit einer Einheit aller 
Versicherten zu tun, die auch Sie sehen müssen. 

Wir meinen, Ihrem Vorschlag widersprechen zu 
sollen, und glauben, daß in konsequenter Verfol-
gung dieses Gedankens auch der § 5 b gestrichen 
werden muß. 

Sie fragen nun: Warum ist der Antrag dann über-
haupt gestellt worden? Nun, in unserer Fraktion 
wird offen diskutiert. Einige Kollegen haben ge-
meint, dies sei der richtige Weg. Er entspricht aber 
nicht unserem Initiativentwurf. Wir haben uns in 
der Fraktion ausgesprochen und festgestellt, daß 
unser Initiativentwurf hier wesentlich verändert 
wurde. Aber wir geben nochmals zu, daß das 
Problem nicht ausdiskutiert ist. Wir wollen es 
zu gegebener Zeit auch lösen. Die Unterlagen be-
kommen Sie doch auf Grund der Vorschriften, die 
wir vorhin beschlossen haben. Dann wird es doch 
ohne weiteres möglich, alles auszurechnen. 

Was Sie aber wollen, ist eine klare Sonderstel-
lung und Sonderrechnung, und das lehnen wir ab; 
das möchte ich mit Nachdruck betonen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu diesem Punkt  
liegen noch weitere Wortmeldungen vor. Es ist 
aber inzwischen 13 Uhr geworden. Wir treten in 
die Mittagspause ein. Ich unterbreche bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.03 Uhr 
bis 15.02 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die unter-
brochene Sitzung ist wieder eröffnet. Wir fahren in 
der Tagesordnung fort. 

Meine Damen und Herren, wir sind etwas außer 
der Zeit. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wir können nichts 
dafür! Das liegt an der Mehrheit, Herr Prä-
sident! Wir haben ja Rückverweisung in 
den Ausschuß beantragt, dem kann jederzeit 

entsprochen werden.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier  
— Der Präsident des Hauses ist auch bloß ein 
Mensch und kann die Klagen und Wünsche nur an-
hören. Aber, meine Damen und Herren, wir müssen 
unseren Fahrplan einhalten. Ich wäre dankbar, 
wenn die Herren, die hier argumentieren, darauf 
Rücksicht nähmen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lange. 

Lange (Essen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Mensing hat ge-
glaubt, vor Eintritt in die Mittagspause feststellen 
zu sollen, daß verschiedene Diskussionsbeiträge 
einiger Sprecher dieses Hauses den Eindruck er-
weckten, als ob die Handwerker bewußt Kostgän-
ger der Arbeiterrentenversicherung werden wollten. 
Ich glaube, Herrn Kollegen Mensing kann insoweit 
geholfen werden, als hier eindeutig erklärt wird, 
daß niemand in diesem Hause dem Handwerk so 
etwas unterstellt. Wir sind uns wohl alle miteinan-
der darin einig, daß, welche gesetzliche Regelung 
auch immer angestrebt wird, niemand von dem Ge-
danken ausgeht, irgend etwas auf Kosten einer an-
deren in der Sozialversicherung gesicherten Gruppe 
zu erzielen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das müssen wir hier eindeutig feststellen, damit 
niemand draußen damit hausieren gehen kann. 

(Erneuter Beifall bei der SPD. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Wir sind keine Hausierer! 

— Heiterkeit.) 

— Um so besser, wenn Sie keine sind. Dann sage 
ich es noch deutlicher: damit draußen nicht mit fal-
schen Vorstellungen Propaganda gemacht wird. 

(Wiederholter Beifall bei der SPD.) 

Denn Sie wissen so gut wie wir, daß ab 7. Juli 
der Handwerksrat tagt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das Datum scheint mir nicht ganz unwichtig zu 
sein. Ich möchte verhindern, daß in diesem Zusam-
menhang dort von irgendwelchen Sprechern Be-
hauptungen aufgestellt werden, die nicht den  Tat-
sachen entsprechen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schmücker: 
Besteht die Gefahr bei Ihnen? Dann können 
Sie es verhindern! Bei uns brauchen Sie 

keine Sorge zu haben!) 

Herr Schmücker, Sie fragen mich, ob die Gefahr bei 
uns besteht. Nein! 

(Abg. Schmücker: Bei uns auch nicht!) 

— Sie sagen, sie besteht bei Ihnen nicht, und ich 
setze auch gar keinen Zweifel darein. Aber, Herr 
Schmücker, Sie wissen so gut wie ich, daß mit dem, 
was Kollege Mensing hier vorgetragen hat, eine 
Begründung für eine Regelung der Handwerkerver-
sicherung gegeben ist, die völlig im Gegensatz zu 
Ihren Vorstellungen, einmal zu Ihrem ursprüng-
lichen Entwurf und dann zu den Anträgen, die Sie 
jetzt stellen, steht. 

(Zustimmung bei der SPD.)  

Was  Kollege Mensing vorgetragen hat, hat dem  
Grunde nach seine Konsequenz nämlich darin, daß 
hier erklärt würde: wir wollen die Handwerker 
genauso behandelt wissen wie die übrigen Ver-
sicherten der Arbeiterrentenversicherung und nicht 
anders. Kollege Mensing hat nämlich mit seinen 
Darlegungen unausgesprochen sehr deutlich gegen 
die Begrenzung der Versicherungspflicht Stellung 
genommen. Man muß hier unterstellen, daß sich 
jeder um eine redliche Lösung bemüht und daß das, 
was er will, auch absolut in Ordnung und absolut 
redlich ist. Aber dann darf man nicht solche gesetz-
lichen Bestimmungen schaffen, die die Gefahr her-
aufbeschwören, daß morgen oder übermorgen doch 
wieder Diskussionen um Sachverhalte entstehen, 
Diskussionen, die dann so geführt werden, daß der 
eine behauptet, er sei nicht Kostgänger des anderen, 
und der andere behauptet, er sei nicht Kostgänger 
des einen, daß also Unklarheiten darüber bestehen, 
wer für wen Beiträge leistet, wer wen finanziert. 

Sie haben sich schon gegen den Bundeszuschuß 
gewehrt, der diese Diskussion mit unmöglich 
machen sollte. Dann, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, sollten Sie sich doch sehr genau 
überlegen, inwieweit mit den Bestimmungen Ihres 
Gesetzes und mit der Abwehr, die Sie gegenüber 
dem Bundesfinanzminister hier vornehmen, die 
Gefahr heraufbeschworen wird, daß solche Dis-
kussionen morgen oder übermorgen in der Öffent-
lichkeit entstehen, ohne daß ein einziger unserer 
Kollegen aus dem Hause etwas dazu beiträgt. 

(Abg. Becker [Pirmasens]: Herr Kollege 
Lange, Sie wissen doch wohl, 'daß unser 
Kollege Mensing für seine Person und nicht 
im Auftrage der Fraktion gesprochen hat! 

 — Zurufe von der SPD: Ach! Interessant!) 

— Ausgezeichnet, daß Sie das sagen. 

(Abg. Becker [Pirmasens] : Ganz klar!) 

— So klar — es tut mir leid, das hier sagen zu 
müssen; ich bin im allgemeinen nicht so begriffs-
stutzig —, Herr Kollege Becker, war mir ,das nicht. 
Denn er hat eine Menge Ausführungen gemacht, de 
'aus Ihren Reihen ganz ohne Widerspruch geblieben 
sind. Das mag Höflichkeit sein. Um so besser, wenn 
Sie hier sagen, daß das nicht Ihre Auffassung ist. 
Trotzdem bleibt es dabei, daß wir uns mit Bestim-
mungen, wie 'sie hier in dem Gesetz vorgesehen  

sind, der Gefahr einer solchen Auseinandersetzung  

in der Öffentlichkeit aussetzen und uns als Gesetz-
geber der Verpflichtung entziehen, solche Auseinan-
dersetzungen unmöglich zu machen. Wir können und 
wollen es doch nicht zulassen, daß in  der Öffent-
lichkeit der Vorwurf erhoben werden kann, das 
Handwerk sei Kostgänger der Arbeiterrentenver-
sicherung. Sie haben ursprünglich selber diesen 
sehr vernünftigen Vorschlag gemacht, der seinen 
Niederschlag im Gesetz gefunden hat und der es 
'durchaus ermöglicht, einwandfrei festzustellen, was 
für die Arbeiterrentenversicherung und was für die 
Altersversorgung der Handwerker an Leistungen 
zu erbringen ist. Dabei sollte man auch bleiben. Sie 
müssen sich doch selber einmal dazu äußern, meine 
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Damen und Herren, wie Sie einer solchen Ausein-
andersetzung in ,der Öffentlichkeit entgehen zu 
können glauben. Wir sollten, wenn wir ,dem Kolle-
gen Mensing und uns allen Redlichkeit unterstel-
len, 'die Redlichkeit nicht vor dem Finanzminister 
enden lassen. Dann sollte der Finanzminister, sollte 

,der Bund seinerseits ebenso redlich  diese Dinge ver-
antwortlich gestalten und auch entsprechende finan-
zielle Konsequenzen tragen. 

Damit zeigt sich wiederum, meine Damen und 
Herren, wie notwendig ob dieser Schlußfolgerungen 
aus solchen Vorstellungen, die in Ihren Anträgen 
ihren Niederschlag gefunden haben, eine neuer-
liche Beratung im Ausschuß gewesen wäre — nicht, 
daß hier das Plenum, ich habe es heute schon einmal 
gesagt, praktisch in einen Ausschuß verwandelt 
wird. Wir werden nämlich nicht daran vorbeikom-
men, uns über die Konsequenzen der nur tech-
nisch erscheinenden Bestimmungen sehr genau . 

Klarheit zu verschaffen, um zu wissen, worüber die-
ses Haus entscheidet, und um ,dann auch ,der Öf-
fentlichkeit klarzumachen, worüber entschieden 
worden ist und  was  wir dem Grunde nach wollen. 

Ich würde gern einen Punkt noch einmal auf-
greifen. Herr Kollege Schmücker, Sie haben hier im-
mer von ,dem Ausgleich zwischen den Handwerkern 
als Selbständigen und den Unselbständigen oder 
'den abhängig Beschäftigten, ,den Arbeitern, in der 
Arbeiterrentenversicherung gesprochen. Es wäre 
nützlich, wenn Sie einmal die Grundlage dieser 
Überlegung hier etwas deutlicher machten. Ich habe 
den Eindruck, Herr Schmücker, die Schlußfolgerung, 
die Sie hier ausgesprochen haben, ohne uns  deutlich 
zu sagen, welches ,die Voraussetzungen für Ihre 
Schlußfolgerung sind, beruht, soweit ich ,das zu 
beurteilen vermag, auf einer falschen Einschätzung 
des Verhältnisses von Selbstständigen und Unselb-
ständigen zueinander. Ich kann mich aber dazu jetzt 
nicht weiter äußern; ich kann Ihnen nur die Frage 
stellen und Sie gleichzeitig bitten, Herr Schmücker, 
sich dazu noch einmal im einzelnen zu äußern, damit 
wir wissen, von welchen Voraussetzungen Sie aus-
gehen, und nicht unter Umständen unsererseits — 
oder meinerseits, wie Sie wollen — falsche Schluß-
folgerungen aus Ihren Darlegungen gezogen wer-
den. Ich kann nämlich im Augenblick noch nicht er-
kennen, Herr Kollege Schmücker, daß sich hier 
zwischen Selbständigkeit und Unselbständigkeit  — 
von  ,der Sie ja ausgehen — ein gewissermaßen auto-
matischer Ausgleich für den Rentenversicherungs-
träger ergeben würde. Das vermag ich ohne Kennt-
nis Ihrer Voraussetzungen für diese Schlußfolge-
rung noch nicht zu fassen. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie uns das noch ein wenig erläutern, damit 
wir erkennen können, ob der von Ihnen vermutete 
zwangsläufige Ausgleich wirklich so stattfinden 
kann und wird, wobei ich gegenüber Zwangsläu-
figkeiten immer bestimmte Bedenken habe. Es wäre 
also nützlich, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, wenn Sie sich auch in diesem Zusammen-
hang noch einmal etwas ,deutlicher äußerten und uns 
allen die Konsequenzen dessen, was hier ,gewünscht 
ist, vor Augen stellten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Killat! 

Killat (Unterbach) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Schmücker hat 
hier mehrfach — soweit ich mitzählen konnte, min-
destens dreimal — erklärt, daß überhaupt keine Be-
denken wegen einer Überführung der Handwerker 
in die Arbeiterrentenversicherung zu bestehen 
brauchten, weil ja hier, soweit es die RentenIeistun-
gen angehe, beitragsbezogene Leistungen gewährt 
würden. Hierzu hat in dem Gutachten an das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung Herr 
Höffner u. a. erklärt: 

Auch wenn man von den grundsätzlichen Be-
denken gegen die Eingliederung der Handwer-
ker in die Rentenversicherung der Arbeiter ab-
sieht, sind gegen die Sonderrechte, die der Ent-
wurf den Handwerkern zubilligt, ernste Ein-
wände zu erheben. Es gehört zur Grundkonzep-
tion der neuen Rentengesetze, daß im Umlage-
verfahren ein Ausgleich zwischen der Gene-
ration der Erwerbstätigen und der nicht mehr 
Erwerbstätigen während der Dauer ihres gan-
zen Arbeitslebens erfolgt. Nur auf diese Weise 
ist die Aufbringung der für die Rentenzahlung 
erforderlichen Mittel gesichert. 

Ich darf doch darauf aufmerksam machen, daß wir 
Sozialdemokraten diese auch von dem Sachverstän-
digen vorgebrachten Bedenken hinsichtlich der Son-
derrechte nicht teilen, weil wir bereit sind, dem 
Handwerk in dem notwendigen Umfang und Aus-
maß die Rechte zuzubilligen, die irgendwie infolge 
der eigenständigen Situation des Handwerks im all-
gemeinen Wirtschaftsprozeß nun einmal notwendig 
sind. Aber am Ende steht ja die Frage: wer soll 
das bezahlen? Denn wir haben nicht, wie Sie, Herr 
Kollege Schmücker, hier dauernd, ich möchte fast 
sagen, stereotyp, wiederholten, nur beitragsbezo-
gene Leistungen, sondern in den Renten stecken 
auch ein Teil pauschalierte Leistungen, oder es wer-
den Günstigkeitsregelungen angewandt. 

Solche Regelungen sind, abgestellt auf ein ganzes 
Arbeitsleben, wie beim Arbeiter oder auch beim 
Angestellten, das heißt, auf eine Beitragsleistung 
von 40, 45 oder 50 Jahren, vertretbar. Wenn Sie 
aber, wie vorgesehen, die Handwerker schon nach 
18 Beitragsjahren aus der Pflichtversicherung ent-
lassen wollen und ihnen dazu noch Sonderregelun-
gen — die wir gemeinsam vorgeschlagen haben — 
zubilligen, dann muß man doch erkennen, daß der 
verringerten Zahl und Höhe der Beiträge ein 
wesentlich größerer Günstigkeitsfaktor auf den ver-
schiedensten Leistungsgebieten gegenübersteht. Ich 
darf z. B. hinsichtlich der Manipulierung des Ein-
kommens zur Rentenbemessung darauf aufmerksam 
machen, daß bekanntlich die Versicherten die ersten 
fünf Beitragsjahre bei der Berechnung ihrer Bemes-
sungsgrundlage ausnehmen können, wenn das bei 
der Feststellung des Einkommens für sie günstiger 
ist, also die drei Lehrjahre und die ersten beiden 
Gehilfenjahre oder vielleicht auch Praktikanten-
jahre. Diese fünf Jahre stehen in ihrem Gewicht bei 
18 Jahren Beitragsleistung zu diesen in einem Ver-
hältnis von 1 : 3,6, dagegen, wenn ich 40 oder 45 
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Versicherungsjahre bei den Pflichtversicherten 
unterstelle, zu diesen im Verhältnis 1 : 8 oder 1 : 9. 
Es gibt noch eine Reihe von anderen Ausfall- oder 
Ersatzzeiten, beispielsweise für Schul- und Fach-
schulbesuch. Beim Handwerksmeister ist zu unter-
stellen, daß er wahrscheinlich als herausgehobener 
Kollege seiner Gesellen noch eine Fachschule be-
sucht hat, um die Laufbahn eines Meisters, eines 
selbständigen Handwerkers einzuschlagen. Kommt 
er nun in den Genuß dieser Günstigkeitsklauseln — 
ich könnte die Beispiele hier beliebig erweitern —, 
so stehen diese Günstigkeitsregelungen, diese 
Sonderregelungen in einem viel günstigeren Ver-
hältnis zu den geleisteten Beiträgen als bei den 
übrigen Versicherten, bei denen das Arbeitsleben 
praktisch bis zum 65. Lebensjahr identisch mit der 
Versicherungszeit ist. 

Ein anderes Beispiel. Wie sieht es bei einer 
Berufsunfähigkeit aus? Angenommen, ein Handwer-
ker, wird mit 50 Jahren berufsunfähig. Er hat mit 
dem 33. oder 34. Lebensjahr seine Beitragsleistung 
wegen der Erfüllung der 216 Monatsbeiträge ein-
gestellt. Ihm wird aber eine Zurechnungszeit bis 
zum 55. Lebensjahr zugebilligt, 

(Hört! Hört! bei ,der SPD) 

eine Zurechnungszeit, die mehr als doppelt so lang 
ist wie seine Beitragszeit, während der Arbeiter 
oder der Angestellte in  der  gleichen  Situation, d. h. 
wenn er bis zum 45. oder 50. Lebensjahr gearbeitet 
hat und dann berufsunfähig wird, 30 oder 35 Jahre 
lang ununterbrochen seine Beiträge gezahlt hat. 

Ich glaube, an diesen wenigen Beispielen wird 
erkennbar und muß erkennbar werden, daß die 
finanzielle Lage der Handwerkerversicherung durch 
dieses Neuregelungsgesetz noch ungünstiger gestal-
tet wird, zumal Sie auch noch , den erhöhten und ihr 
zukommenden Bundeszuschuß, den wir vorgeschla-
gen hatten, abgelehnt haben. Es entspricht also  nicht 
den Tatsachen, Herr Kollege Schmücker, daß wir 
nur beitragsbezogene Leistungen haben. 

Ich darf dabei noch auf andere Leistungen hinwei-
sen Der Kinderzuschuß allein beträgt jetzt 42,30 
DM, der Kinderzuschuß zu den Waisenrenten gleich-
falls mehr als 42 DM, der Beitrag zur Rentnerkran-
kenversicherung beträgt fast 20 DM. Wenn Sie diese 
Beträge in Relation setzen zu einer angestrebten 
Grund- oder Sockelrente von 100 oder 120 DM, dann 
müssen Sie zugeben, daß unter Umständen bei zwei 
oder drei Kindern und auf Grund der Rentnerkran-
kenversicherungsbeiträge noch einmal doppelte 
Pauschalleistungen anfallen, die bei anderen Ver-
sicherten mit Renten von 200 oder 300 DM in einem 
anderen Verhältnis stehen wie bei einer verkürzten 
Beitragsleistung für Handwerker. 

Diese Sorge war für mich und unsere Fraktion der 
Anlaß, hier einmal zu erklären, daß man die Augen 
nicht vor den Tatsachen verschließen darf. Es war 
auch der Anlaß, dafür einzutreten, daß in diesem Ge-
setz wie bisher eine Sonderrechnungslegung erfolgt, 
um die tatsächlichen Tatbestände festzuhalten und 
um dann unter Umständen nach einem Kostenträger 
zu suchen. Sind Sie nicht mit uns der Meinung, daß 
dieser Kostenträger dann doch nur im Bund oder in  

der Gemeinschaft zu suchen sein wird und daß nicht 
allein die Beiträge der Arbeiterkollegen zu den er-
höhten Leistungen herangezogen werden können, 
mit denen die Handwerker gemeinschaftlich ver-
sichert sind? 

Der Kollege Mensing hat noch darauf hingewie-
sen, daß die Beitragszahlung vielleicht etwas schlep-
pend gewesen sei; man werde aber dafür sorgen, 
meinte er, daß das in Zukunft gänzlich anders 
werde. Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, 
wie das möglich sein soll. 

(Abg. Mensing: Durch das Einzugsverfahren!) 

--- Herr Kollege, das Einzugsverfahren bezieht sich 
nur auf die 18 Beitragsjahre! Eine weitere Beitrags-
leistung, die eigentlich notwendig wäre, um die 
Leistung in der Solidarhaftung, in der Generationen-
haftung, mitzufinanzieren, können Sie nicht erzwin-
gen. Deshalb hat man nicht von ungefähr nicht nur 
für die in unabhängiger Arbeit Stehenden Pflichtbei-
träge vorgesehen, sondern auch für die in der Ar-
beiter- und Angestelltenversicherung mitversicherten 
Selbständigen wie Küstenschiffer, Küstenfischer, 
Hausgewerbetreibende oder selbständige Lehrer, Er-
zieher, Artisten usw., weil nämlich nur eine Versiche-
rungspflicht die Garantie gibt, daß auch diese Grup-
pen der Selbständigen durch eigene Leistung die 
Last tragen helfen. Das schlagende Beispiel ist doch, 
daß bis zur Überleitung nach dem Sozialversiche-
rungsanpassungsgesetz alle Handwerker pflichtver-
sichert waren. Auch die freiwillige Wahl, eventuell 
einen Lebensversicherungsvertrag abzuschließen, 
war an eine Pflichtbeitragsleistung, eine Pflicht-
prämienleistung, gebunden. Aus dieser Pflicht, für 
ihre Berufskollegen und für sich Vorsorge zu lei-
sten, waren die Handwerker niemals entlassen. 

Mit den Übergangsregelungen 1956/57 hat man 
eine Bestimmung aufgenommen, nach der die Hand-
werker auf Antrag vorübergehend von der Pflicht-
versicherung befreit werden können. Nun ist inter-
essant, festzustellen, daß diese Möglichkeit der Be-
freiung — diese Befreiung tritt nicht etwa automa-
tisch ein, sondern nur auf Antrag — in weitestge-
hendem Umfang ausgenutzt worden ist. Nach den 
Berichten, die vorliegen, haben allein nach 1957 
120 000 Handwerker Anträge auf Befreiung von der 
Versicherungspflicht gestellt. Bei der Feststellung 
über die Höhe ihrer bisherigen Beitragsleistungen 
kommt man zu dem Ergebnis, daß sie im Durch-
schnitt 18,9 Jahre lang Beiträge geleistet haben. Ich 
vermag also nicht zu erkennen, wie mit einer sol-
chen Neuregelung die Möglichkeit gefunden werden 
soll, das gesamte Handwerk in die Solidarhaftung 
einzubeziehen und die Handwerker, auch die nach-
wachsende Handwerkergeneration zu verpflichten, 
für ihre alten Berufskollegen die Lasten mit zu 
tragen.  

Ich muß abschließend noch die Frage an den 
Herrn Kollegen Schmücker stellen, wer denn nach 
seiner Vorstellung das Defizit, das schon nach den 
alten Bestimmungen aufgetreten ist und ,das sich auf 
Grund der Neuregelung, die wir als Sozialdemokra-
ten bejahen, ergeben wird, bezahlen soll. Ich darf 
auch noch einen Wunsch aussprechen. Ich hätte 
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gerne von den verantwortlichen Sozialpolitikern der 
CDU/CSU wie auch der DP, die sich einstimmig zu 
der getrennten Rechnungslegung nach § 5 b bekannt 
haben, gehört, wie sie ihre anscheinend jetzt anders-
artige Haltung zu diesem Antrag begründen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schmücker! 

Schmücker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herrren! Ich will versuchen, in aller 
Kürze die Antworten zu geben. Erstens sind wir der 
Meinung, daß nach den Vorschlägen, wie Kollege 
Wieninger sie begründet hat, eine Separatabrech-
nung durchaus möglich ist. Zweitens nehme ich die 
Bemerkung des Kollegen Weber auf, der gesagt hat, 
wir könnten die Rentenversicherung heute nicht 
mehr so diskutieren, als sei sie noch im alten 
System. Das scheint mir aber immer wieder zu ge-
schehen. 

-Wir haben die Systematik umgestellt, und nun 
müssen wir auch die Konsequenzen daraus ziehen. 
Herr Kollege Lange, ich denke mir die Sache wie 
folgt. Ich nehme für die Arbeiter und Handwerker 
einmal die Gesamtzahl 100. Ob wir nun 5 Selbstän-
dige und 95 Unselbständige haben oder ob sich das 
Verhältnis verschiebt — es gleicht sich immer wie-
der aus. Darum meine Argumentation, daß die 
Selbständigen für sich keine versicherungsmathe-
matische Einheit bilden können, weil man einfach 
nicht absehen kann, ob es in den nächsten 20 Jah-
ren doppelt soviel oder halb soviel Selbständige 
geben wird. Bei der großen Masse der Arbeitneh-
mer ist der Bestand natürlich abzusehen und vor 
allen Dingen auch durchzurechnen. 

Nun hat mein Herr Vorredner natürlich durchaus 
recht: nicht alle Leistungen sind beitragsbezogen, 
es gibt auch andere Leistungen. Das ist also der 
typische soziale Gehalt dieser Versicherung. Aber, 
meine Damen und Herren, Sie müßten mir erst ein-
mal nachweisen, daß dabei ein ganz erheblicher 
Unterschied zwischen den Selbständigen und den 
Unselbständigen entsteht. Wir haben darum auch 
immer gesagt, daß wir diese Handwerkerversorgung 
als eine freiwillige Weiterversicherung unter er-
schwerten Bedingungen ansehen. Das mag von 
Ihrem Standpunkt aus falsch sein. Aber bitte, be-
achten Sie einmal diese Argumentation. Dann wer-
den Sie vielleicht auch unsere anderen Begründun-
gen einsehen. 

Zum Schluß wurde noch etwas über den früheren 
Zustand der allgemeinen Pflichtversicherung gesagt, 
der man dadurch entrinnen konnte, daß man zur 
Lebensversicherung auswich. Da lag ja eigentlich 
die Crux der ganzen Geschichte. Wir haben einge-
sehen, daß das damals so nicht weiterginge. 

Zehn Jahre lang haben die Beratungen gedauert. 
Wir haben fast wie auf der Auktion gefragt: Wie-
viel Jahre müßt ihr nun haben, damit die Sache sich 
trägt. Wir kamen auf die fünfzehn Jahre und sind 
nachher auf die achtzehn Jahre hinaufgegangen, 
weil wir eingesehen hatten, daß die sogenannte 

Wahlfreiheit — an und für sich ein falscher Aus-
druck für den Tatbestand — nicht tragbar ist. Ich 
habe damals den Vorschlag gemacht: wenn man 
auf keinen Fall diese Regelungen will, also diese 
Auflockerung, die wir heute vorschlagen, dann soll 
man doch ein Gesetz machen, in dem steht: Jeder 
Handwerker ist verpflichtet, für sein Alter vorzu-
sorgen. Er muß das tun durch eine Lebensversiche-
rung in Höhe von — sagen wir — 20 000 DM. Frei-
gestellt ist derjenige, der in der Arbeiterrentenver-
sicherung ist. Dann haben Sie auch, was Sie wollen, 
aber nicht mehr die finanzielle Sicherung für die 
Rentenversicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir streiten uns hier über die 
finanziellen Auswirkungen des Gesetzes. Ich habe 
deshalb die Bitte, daß sich die Bundesregierung ein-
mal zu den vermutlichen finanziellen Auswirkun-
gen dieses Gesetzentwurfs äußert. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

(Zurufe von der SPD: Regierung!) 

— Meine Damen und Herren, ich kann niemanden 
zwingen, im Parlament das Wort zu nehmen. Ich 
habe keine Wortmeldung vorliegen. Wir kommen 
zur Abstimmung. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Zur Abstimmung!) 

— Zur Abstimmung, bitte sehr. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich beantrage, über den vorlie-
genden Antrag namentlich abzustimmen, damit die 
Kollegen der CDU Gelegenheit haben, zu ihrem 
eigenen Ausschußantrag hier in namentlicher Ab-
stimmung Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben 
den Antrag gehört. Herr Kollege Schellenberg, die 
SPD unterstützt doch Ihren Antrag? 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ja!) 

— Gut, das füllt das Haus. Der Antrag auf nament-
liche Abstimmung ist also ausreichend unterstützt. 

(Abg. Wieninger: Wie lautet die Frage-
stellung?) 

— Wir stimmen ab über den Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der DP Umdruck 674 
Ziffer 4, den § 5 b zu streichen Er ist gleichlautend 
mit dem Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
Umdruck 687 Ziffer 3. Darüber wird in namentlicher 
Abstimmung abgestimmt. 

(Abg. Wieninger: Muß nicht über den 
Paragraphen abgestimmt werden?) 
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— Nein, zunächst muß ich über den Änderungsan-
trag abstimmen lassen. — Ich habe den Eindruck, 
daß sich das Haus noch nicht im klaren ist, worüber 
abgestimmt wird. Herr Abgeordneter Schellenberg, 
Sie haben namentliche Abstimmung beantragt über 
den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und der DP Umdruck 674 Ziffer 4, den § 5 b zu 
streichen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Jawohl!) 

Er ist gleichlautend mit dem Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP Umdruck 687 Ziffer 3. Wer dieser 
Streichung des § 5 b zustimmen will,  muß jetzt mit 
Ja stimmen; wer dagegen ist, muß mit Nein stim-
men.  — 

Die  Abstimmung ist geschlossen. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung bekannt. Mit Ja haben gestimmt — d. h. für 
die Streichung des § 5 b — 212 Mitglieder des Hau-
ses, 4 Berliner Abgeordnete, mit Nein 138 und 11 
Berliner Abgeordnete; enthalten haben sich 7. Da-
mit ist dieser Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, DP und FDP angenommen. 

Ja 
CDU/CSU 
Frau Ackermann 
Dr. Aigner 
Arndgen 
Baldauf 
Balkenhol 
Dr. Bartels 
Dr. Barzel 
Bauer (Wasserburg) 
Bauereisen 
Bausch 
Dr. Becker (M. Gladbach) 
Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Dr. Bergmeyer 
Dr. Besold 
Frau Dr. Bleyler 
Blöcker 
Frau Blohm 
von Bodelschwingh 
Brand 
Brese 
Brück 
Bühler 
Burgemeister 
Caspers 
Dr. Conring 
Dr. Czaja 
Demmelmeier 
Deringer 
Diebäcker 
Diel 
Dr. Dittrich 
Dr. Dollinger 
Drachsler 
Draeger 
Ehren 
Eichelbaum 
Dr. Elbrächter 
Enk 
Eplée 
Finckh 
Dr. Franz 
Franzen 
Dr. Frey 
Dr. Fritz (Ludwigshafen) 
Fuchs 

Frau Dr. Gantenberg 
Gedat 
Gehring 
Frau Geisendörfer 
Gerns 
D. Dr. Gerstenmaier 
Gewandt 
Giencke 
Dr. Gleissner (München) 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Görgen 
Dr. Götz 
Goldhagen 
Dr. Gossel 
Gottesleben 
Günther 
Hackethal 
Häussler 
Dr. Hahne 
Dr. von Haniel-Niethammer 
Harnischfeger 
Dr. Hauser 
Dr. Heck (Rottweil) 
Dr. Graf Henckel 
Dr. Hesberg 
Hesemann 
Heye 
Hilbert 
Höcherl 
Dr. Höck (Salzgitter) 
Höfler 
Hoogen 
Horn 
Huth 
Jahn (Stuttgart) 
Josten 
Dr. Kanka 
Kirchhoff 
Kisters 
Dr. Kliesing (Honnef) 
Knobloch 
Koch 
Kraft 
Kramel 
Kroll 
Krug 
Frau Dr. Kuchtner 
Kunst 
Kuntscher 

Leicht 
Leonhard 
Lermer 
von Lindeiner-Wildau 
Maucher 
Meis 
Memmel 
Mengelkamp 
Menke 
Mensing 
Meyer (Oppertshofen) 
Muckermann 
Mühlenberg 
Müller-Hermann 
Müser 
Nellen 
Nieberg . 
Dr. Dr. Oberländer 
Oetzel 
Frau Dr. Pannhoff 
Pelster 
Dr. h. c. Pferdmenges 
Dr. Pflaumbaum 
Frau Pitz-Savelsberg 
Rasner 
Frau Dr. Rehling 
Dr. Reinhard 
Riedel (Frankfurt) 
Frau Rösch 
Rösing 
Rollmann 
Dr. Rüdel (Kiel) 
Ruf 
Ruland 
Scheppmann 
Schlee 
Schlick 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schmücker 
Schütz (München) 
Schulze-Pellengahr 
Frau Dr. Schwarzhaupt 
Dr. Schwörer 
Dr. Seffrin 
Seidl (Dorfen) 
Dr. Serres 
Siebel 
Dr. Siemer 
Simpfendörfer 
Solke 
Spies (Brücken) 
Spies (Emmenhausen) 
Stauch 
Dr. Stecker 
Stiller 
Dr. Stoltenberg 
Dr. Storm (Duisburg) 
Storm (Meischenstorf) 
Struve 
Stücklen 
Sühler 
Teriete 
Dr. Toussaint 
Vehar 
Frau Vietje 
Dr. Vogel 
Vogt 
Dr. Weber (Koblenz) 
Wehking 
Frau Welter (Aachen) 
Wendelborn 
Wieninger 
Dr. Willeke 
Windelen 
Winkelheide 
Dr. Winter 
Wittmann 
Wittmer-Eigenbrodt 
Worms 
Dr. Wuermeling 
Wullenhaupt 
Dr. Zimmer  

Berliner Abgeordnete 

Hübner 
Dr. Krone 
Stingl 

FDP 

Dr. Bucher 
Dr. Dehler 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Döring (Düsseldorf) 
Dürr 
Eberhard 
Frau Friese-Korn 
Dr. Hoven 
Dr. Kohut 
Kreitmeyer 
Kühn (Bonn) 
Lenz (Trossingen) 
Mauk 
Dr. Mende 
Dr. Miessner 
Mischnick 
Freiherr von Mühlen 
Murr 
Ramms 
Di Rutschke 
Spitzmüller 
Dr. Starke 
Weber (Georgenau) 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Di. Will 

DP 

Logemann 
Matthes 
Dr. Preiß 
Probst (Freiburg) 
Dr. Ripken 
Dr. Schild 
Schneider  (Bremerhaven) 
Dr. Schneider  (Lollar) 
Dr. Schranz 
Dr. Steinmetz 
Tobaben 

Nein 
CDU/CSU 

Gaßmann 
Heix 
Lulay 
Maier (Mannheim) 
Schneider (Hamburg) 
Weimer 

SPD 

Altmaier 
Dr. Arndt 
Auge 
Bach 
Bäumer 
Bals 
Bauer (Würzburg) 
Baur (Augsburg) 
Bazille 
Dr. Bechert 
Behrendt 
Behrisch 
Frau Bennemann 
Berlin 
Bettgenhäuser 
Frau Beyer (Frankfurt) 
Blachstein 
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Dr. Bleiß 
Börner 
Dr. Brecht 
Bruse 
Büttner 
Cramer 
Dr. Deist 
Dewald 
Diekmann 
Frau Döhring (Stuttgart) 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Erler 
Faller 
Felder 
Folger 
Franke 
Dr. Frede 
Frehsee 
Frenzel 
Geiger (Aalen) 
Geritzmann 
Haage 
Hamacher 
Hansing 
Dr. Harm 
Hauffe 
Heide 
Heiland 
Dr. Dr. Heinemann 
Hellenbrock 
Hermsdorf 
Herold 
Höhmann 
Höhne 
Frau Dr. Hubert 
Hufnagel 
Iven (Düren) 
Jahn (Marburg) 
Jürgensen 
Junghans 
Jungherz 
Frau Keilhack 
Frau Kettig 
Keuning 
Killat (Unterbach) 
Kinat (Spork) 
Frau Kipp-Kaule 
Könen (Düsseldorf) 
Frau Korspeter 
Kraus 
Kriedemann 
Kühn (Köln) 
Kurlbaum 
Lange (Essen) 
Leber 
Lohmar 
Ludwig 
Lücke (Osnabrück) 
Lünenstraß 
Marx 
Matzner 
Meitmann 
Dr. Menzel 
Merten 
Metter 
Dr. Meyer (Frankfurt) 
Meyer (Wanne-Eickel) 
Frau Meyer-Laule 
Dr. Mommer 
Müller (Erbendorf) 
Müller (Ravensburg) 
Müller (Worms) 
Frau Nadig 

Ollenhauer 

Paul 
Peters 
Pöhler 
Prennel 
Priebe 
Pütz 
Pusch 
Rehs 
Reitzner 
Frau Renger 
Rimmelspacher 
Ritzel 
Rhode 
Frau Rudoll 
Ruhnke 
Dr. Schäfer 
Frau Schanzenbach 
Scheuren 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmitt-Vockenhausen 
Schoettle 
Schröder (Osterode) 
Seidel (Fürth) 
Seither 
Frau Seppi 
Seuffert 
Stenger 
Stierle 
Striebeck 
Dr. Tamblé 
Theil (Bremen) 
Theis (Duisburg) 
Wegener 
Welke 
Welslau 
Weltnr-r (Rinteln) 
Wilhelm 
Wischnewski 
Wittrock 
Zühlke 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger-Heise 
Dr. Königswarter 
Frau Krappe 
Mattick 
Neubauer 
Neumann 
Scharnowski 
Dr. Schellenberg 
Schröter (Berlin) 
Schütz (Berlin) 
Dr. Seume 

Enthalten 
CDU/CSU 

Katzer 
Krüger (Neheim) 
Mick 

SPD 

Höcker 
Hörauf 
Regling 

DP 

Frau Kalinke 

§ 5 b ist damit erledigt. 

Ich rufe § 6 auf. Änderungsanträge liegen hierzu 
nicht vor. Wird das Wort dazu gewünscht? — Wer 
dem § 6 zustimmen will, den bitte ich um das Hand

-

zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — § 6  
ist einstimmig angenommen. 

§ 7! Dazu Änderungsantrag auf Umdruck 674 Zif-
fer 5. Das ist ein Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der DP. Zur Begründung Herr 
Abgeordneter Becker. 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach der langen Debatte 
über § 5 kann ich die Begründung für diesen Ände-
rungsantrag kurz machen. Es handelt sich darum, 
für die Witwen und Witwer die Möglichkeit zu 
schaffen, eventuell die Versicherung freiwillig fort-
zusetzen. 

Die Begründung braucht nicht lang zu sein. 
Wenn ein Handwerksmeister allzu früh aus diesem 
Leben abberufen wird, läßt er seine Witwe oft in 
bedrängten wirtschaftlichen Verhältnissen zurück. 
In vielen Fällen sind die Witwen einfach gezwun-
gen, den Handwerksbetrieb aufrechtzuerhalten. Es 
würde aber oft zu großen Härten führen, wenn man 
sie allgemein beitragspflichtig machte. Deshalb hat 
auch schon der Sozialpolitische Ausschuß die allge-
meine Beitragsverpflichtung aufgehoben. Aber ich 
g laube m a n sollte  den  Witwen die es notwendig 

haben und die bisher beitragspflichtig waren, die 
Möglichkeit zur freiwilligen Weiterversicherung 
geben. Denn es ist oft die einzige Möglichkeit einer 
kleinen Alterssicherung. Ich weiß, daß diese Rege-
lung etwas eigenartig ist. Aber Sie wissen, daß die 
Verhältnisse im Handwerk nun einmal so unter-
schiedlich sind. 

Deshalb bitte ich Sie gerade im Interesse der ( 
 Witwen, die davon betroffen würden, unseren An-

trag anzunehmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu 
weiter das Wort gewünscht? — Bitte sehr, Herr 
Abgeordneter Killat. 

Killat (Unterbach) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich muß noch um eine 
aufklärende Auskunft bitten, da wir keine Möglich-
keit gehabt haben, im Ausschuß darüber zu debat-
tieren. Über eine freiwillige Fortsetzung der Ver-
sicherung in diesem Sinne ist nicht gesprochen wor-
den. Ist damit vorgesehen, daß praktisch jede Witwe, 
die entweder sogar keinen Beitrag oder nur ein oder 
zwei oder zehn oder hundert Beiträge gezahlt hat, 
ihre Versicherung freiwillig fortsetzen kann? Sollen 
damit der § 10 des Angestelltenversicherungsgeset -

zes und der entsprechende Paragraph des Arbeiter-
rentenversicherungsgesetzes ausgeschaltet werden, 
wonach für die Fortsetzung der freiwilligen Ver-
sicherung Voraussetzung ist, daß in einem Zeitraum 
von zehn Jahren mindestens 60 Monatsbeiträge auf 
Grund einer Versicherungspflicht geleistet wurden? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-

ordneter Stingl! 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Killat, in der Tat handelt 
es sich um eine leichte Abwandlung der freiwilli- 
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 gen Weiterversicherung, wie sie im Angestellten-
versicherungesetz geregelt ist. Es gibt eine Parallele 
im Arbeiterrentenversicherungsgesetz, in der Be-
stimmung, wonach zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Arbeiterrentenversicherungsneuregelung 
diejenigen Arbeiter, die nur zwei Jahre einer un-
unterbrochenen Versicherung nachweisen konnten 
— im Gegensatz zu dem jetzigen Recht, nach wel-
chem fünf Jahre nachgewiesen werden müssen —, 
die Versicherung in bestimmten Ausnahmefällen 
freiwillig fortsetzen konnten; sie konnten es des-
halb, weil wir sie bis zum Inkrafttreten des Geset-
zes versicherungspflichtig gemacht, aber in dem 
Augenblick des Inkrafttretens aus der Versiche-
rungspflicht herausgenommen hatten, ohne daß sich 
ihr Status geändert hätte. Ihnen wollten wir die 
freiwillige Weiterversicherung gewährleisten. Bei 
den Witwen und Witwern, von denen in Abs. 3 a 
die Rede ist, handelt es sich nur um Witwen und 
Witwer, die zur Zeit kraft Gesetzes versicherungs-
pflichtig sind, aber beim Inkrafttreten dieses Ge-
setzes versicherungsfrei werden. In ihrem eigenen 
Status hat sich nichts geändert; sie bleiben Witwen 
oder Witwer und führen den Handwerksbetrieb 
ihres verstorbenen Ehegatten fort. Da aber jetzt der 
Gesetzgeber ihren Status gegenüber der Rentenver-
sicherung kraft Gesetzes ändert, sie sozusagen aus 
der Pflichtversicherung herausnimmt, ist es recht 
und billig, ihnen zu sagen: „Wir haben dich bisher 
hineingezwungen; jetzt entlassen wir dich wieder, 
doch wollen wir dir die Möglichkeit geben, dich 
wenigstens freiwillig weiterzuversichern." Das gilt 
nicht für diejenigen, die in Zukunft nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes als Witwe einen Hand

-werksbetrieb   übernehmen müssen, sondern für den 
Personenkreis, der jetzt schon diesen Status hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen? — Wir kommen zur Abstim-
mung. Ich lasse abstimmen über den Umdruck 674, 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und DP, Zif-
fer 5. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. Der Abs. 3 a ist damit 
eingefügt. 

Wir stimmen nun ab über den ganzen Paragra-
phen in der so geänderten Fassung. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Wir kommen zu § 8. Dazu liegt vor der Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und DP 
auf Umdruck 674 Ziffer 6. Wird das Wort zur Be-
gründung gewünscht? — Herr Abgeordneter Stingl. 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei den zu § 8 vorgeschlagenen Än-
derungen handelt es sich in beiden Fällen lediglich 
um eine Klarstellung. Die Klarstellung unter a) be-
deutet, daß dieser zweite Halbsatz von Satz 1 sich 
nur auf den Wanderversicherungsausgleich bezieht. 
Die Klarstellung unter b) soll bedeuten, daß die 
letzten Worte von Satz 2 überflüssig sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu 
das Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter Killat. 

Killat (Unterbach) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte an Herrn Kollegen 
Stingl noch einmal eine Frage richten. Ich vermag 
nicht zu erkennen, ab nach dieser Bestimmung für 
die Handwerkerversicherten die Steigerungsbeträge 
aus der Arbeiterrentenversicherung oder aus der 
Angestelltenversicherung fällig werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Stingl. 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ihre Frage, Herr Kollege Killat, ist in-
sofern überholt, als das Gesetz erst am 1. Januar 
1962 in Kraft treten soll. Sie hätte Bedeutung, wenn 
die Vergleichsberechnung beim Inkrafttreten des Ge-
setzes noch eine Rolle spielte. Das Gesetz soll aber 
erst in Kraft treten, nachdem die Vergleichsberech-
nungen abgeschlossen sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer diesem An-
trag Umdruck 674 Ziffer 6 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 8 in der so 
geänderten Fassung. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Angenommen. 

§ 9. Nach dem Änderungsantrag der CDU/CSU 
und der DP auf Umdruck 674 Ziffer 7 soll der Abs. 3 
gestrichen werden. Hierzu hat das Wort Herr Abge-
ordneter Stingl. 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Abs. 3 ist erstens wegen des spä-
teren Inkrafttretens und zweitens wegen des Bei-
tragseinzugsverfahrens, das pflichtmäßig eingeführt 
wird, überflüssig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Ich rufe nicht die einzelnen 
Absätze auf. Es ist einfacher, diesen Änderungsan-
trag zur Abstimmung aufzurufen. Wer ihm zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 9 in der so 
geänderten Fassung. Wer § 9 zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen an-
genommen. 

§ 10. Zur Begründung des Änderungsantrags Um-
druck 674 Ziffer 8 hat das Wort Herr Abgeordneter 
Stingl. 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Unser Antrag unter Ziffer 8 bezieht 
sich auf den § 10. Ich darf die Begründung zu den 
drei Anträgen unter a, b und c zusammenfassen. 
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Stingl 
Nach dem Antrag unter a soll eine Verschiebung 

des Termins erfolgen. Sie ergibt sich aus der Ände-
rung des Termins des Inkrafttretens. Die Worte 
„es sei denn, daß Beiträge auf Grund dieses Geset-
zes entrichtet sind" sind wegen des späteren 
Inkrafttretens ohne Bedeutung, weil bis dahin eine 
Klärung erfolgt sein kann. Daher beantragen wir 
ihre Streichung. 

Nach dem Antrag unter Buchstabe b soll der 
Abs. 3 Satz 2 gestrichen werden, der die Erstattungs-
summe für das Jahr 1960 festlegt. Da das Jahr 1960 
vom Gesetz überhaupt nicht betroffen wird, bedarf 
es dieser Bestimmung nicht. 

Schließlich beantragen wir unter c die Streichung 
des Abs. 4. Hier kann man allerdings verschiedener 
Auffassung sein. Das gebe ich zu. Wir glauben je-
doch, daß infolge des späteren Inkrafttretens ein 
Ausgleich bedeutungslos geworden ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Schellenberg! — Meine Damen und 
Herren, jetzt haben Sie einmal eine klassische 
Debatte, bei der die Redner unablässig hier herauf-
laufen müssen. Da ist ein typischer Fall,  in dem 
hin und  her  diskutiert werden sollte. 

(Zuruf von der SPD: Typische Ausschuß

-

arbeit!) 

— Jedenfalls wäre diese Art von Debatte viel 
leichter, wenn man eine zweckmäßigere Einrichtung 
dafür hätte. 

(Beifall in der Mitte.) 

Dr. Schellenberg (SPD) : Meine Damen und Her-
ren! Sie haben nachher noch Gelegenheit, über un-
seren Antrag auf Rückverweisung an den Ausschuß 
abzustimmen. Aber jetzt zur vorliegenden Frage! 
So ganz leicht dürfen die Dinge nicht beiseite ge-
wischt werden, wie es Herr Kollege Stingl soeben 
versucht hat. Was steht in § 10 Abs. 4, der nach 
Ihrem Antrag gestrichen werden soll? Es steht darin, 
daß zwischen den Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte eine Auseinandersetzung über das 
vorhandene Vermögen aus der Handwerkerver-
sicherung erfolgen soll. Wer diesen Paragraphen 
streichen will, gibt damit praktisch zu, daß die Ren-
tenversicherung der Angestellten im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes über kein Vermö-
gen für die Handwerker-Versicherung mehr verfügt, 
d. h. auf deutsch gesagt, daß die Rentenversicherung 
der Handwerker bis dahin pleite ist. Ich richte noch-
mals an die Bundesregierung die dringende Bitte, 
uns über die finanzielle Seite des Gesetzentwurfes 
Auskunft zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Wir stimmen über den Ände-
rungsantrag auf Umdruck 674 Ziffer 8 ab. Wer ihm 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; der 
Änderungsantrag ist angenommen. 

Wer § 10 in der so geänderten Fassung zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Bei zahlreichen Gegenstimmen an-
genommen. 

Ich rufe auf § 10 a und dazu den Änderungsan-
trag auf Umdruck 674 Ziffer 9. — Herr Abgeordne-
ter Becker! 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Saarland wird im 
Gegensatz zum übrigen Bundesgebiet die Renten-
versicherung für die Handwerker schon jetzt von 
der dort zuständigen Landesversicherungsanstalt 
durchgeführt. Deshalb ist es unseres Erachtens rich

-

tig, daß auch die sogenannten Rehabilitierungsmaß-
nahmen von der zuständigen Landesversicherungs-
anstalt durchgeführt werden. Diese Maßnahmen 
werden nach diesen Bestimmungen in der übrigen 
Bundesrepublik für die Übergangszeit von der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte durchge-
führt. Mehr ist, glaube ich, zu diesem Punkt nicht 
zu sagen. Ich bitte um Annahme unseres Antrages. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

Wir stimmen über den Änderungsantrag auf Um-
druck 674 Ziffer 9 ab. Wer ihm zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wer § 10 a in der so erweiterten Fassung zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Angenommen. 

Ich rufe auf den Ergänzungsantrag auf Um-
druck 674 Ziffer 10, nach dem ein § 10 b eingefügt 
werden soil. Wird das Wort gewünscht? — Herr 
Abgeordneter Stingl! 

Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Unser Antrag unter Ziffer 10, die Ein-
fügung eines § 10 b zu beschließen, besagt, daß der 
Bundeszuschuß, wie er in der Ausschußdrucksache 
vorgesehen ist, geändert werden muß, wenn das 
Gesetz erst am 1. Januar 1962 in Kraft tritt. An sich 
ist das ohne weiteres verständlich. Nur ist die For-
mulierung möglicherweise dazu angetan, Zweifel 
aufkommen zu lassen, weil man .annehmen sollte, 
daß ,die Bundesversicherungsanstalt, wenn auch sie 
in Zukunft zuständig ist, einen Zuschuß mehr be-
kommen müßte. Das ist ,deshalb nicht so, weil die 
Landesversicherungsanstalten den Zuschuß nach dem 
in der Ausschußdrucksache vorgesehenen Verfahren 
zwar bekommen hätten, ihn aber an die BfA für 
die Rentenzahlungen hätten transferieren müssen. 
Da die BfA für die weitere Zahlung jetzt selbst 
zuständig ist, ist die Änderung in der vorgesehenen 
Form notwendig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere 
Wortmeldungen? — Herr Abgeordneter Schellen-
berg! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! All das zeigt, wie unmöglich 
das Verfahren ist, das Sie heute hier durchzusetzen 
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versuchen. Praktisch wird  das Gesetz über Ände-
rung der Bundeszuschüsse zu den Rentenversiche-
rungen der Arbeiter und Angestellten geändert. Ich 
habe in der Begründung von Herrn Kollegen Stingl 
kein Wort darüber vernommen, weshalb sich nun 
der Bundeszuschuß um 7,9 v. H. bei dem einen Ver-
sicherungszweig senken und bei dem anderen erhö-
hen soll. Die Bundesregierung müßte uns doch ein-
mal darlegen, wie der Satz von 7,9 v. H. zu begrün-
den ist und warum nicht 8,5 oder 10,6 v. H. gewählt 
werden. Darüber bitte ich die Bundesregierung um 
Auskunft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

Abstimmung über den Änderungsantrag Umdruck 
674 Ziffer 10 der CDU/CSU und der DP! Wer zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das erste ist die Mehrheit; der An-
trag auf Einfügung eines § 10 b ist angenommen. 

§ 11, Änderungsantrag Umdruck 674 Ziffer 11 der 
CDU/CSU und der DP! Zur Begründung Herr Abge-
ordneter Becker! 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Begründung zu unse-
rem Antrag unter Ziffer 11 zu § 11 ist dieselbe, die 
vorhin Kollege Stingl bei § 10 a gegeben hat. Die Än-
derungen sind wegen des späteren Inkrafttretens 
dieses Gesetzes notwendig. Allein wegen ,der Ände-
rung des Datums der Inkraftsetzung — das dürfte 

 ich dem Kollegen Schellenberg vielleicht noch sagen 
— muß sich auch der Zuschuß an die Bundesver-
sicherungsanstalt für Angestellte und an die einzel-
nen Landesversicherungsanstalten hier  ändern. Die 
Anfügung des Abs. 3 a ist notwendig, um die 
Bestimmungen des Knappschaftsgesetzes den Be-
stimmungen des Arbeiterrentenversicherungsgeset-
zes und des Angestelltenversicherungsgesetzes an-
zugleichen. 

(Abg. Schmücker: Das wußte Herr Schellen

-

berg aber auch vorher!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wortmeldun-
gen? — Herr Abgeordneter Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir befinden uns in einer 
Situation, die wirklich außerordentlich ist. Ich habe 
schon mehrfach die Bundesregierung gebeten, über 
die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes hier 
etwas zu sagen. Der hier anwesende Herr Staats-
sekretär des Bundesarbeitsministeriums hat sich bis-
her noch nicht zu Wort gemeldet, offenbar weil die 
Regierung, wofür ich Verständnis habe, bei der viel-
schichtigen Materie nicht ohne weiteres in der Lage 
ist, hier klare Auskünfte über die finanzielle Lage 
zu geben. 

Ich beantrage namens meiner Fraktion die Her-
beirufung des Herrn Bundesarbeitsministers. Meine 
Damen und Herren, es ist völlig unmöglich, daß 
dem Hause zugemutet wird, nicht nur über dieses 

Gesetz zu beschließen, sondern auch Änderungen I 
hinsichtlich der Gewährung der Bundeszuschüsse 
zur Rentenversicherung der Angestellten und Ar-
beiter in Größenordnungen von ... zig Millionen 
vorzunehmen, ohne daß es eine Auskunft darüber 
erhält, wieso hier in § 11 festgelegt werden soll, 
der Betrag von 172 Millionen DM verringere sich in 
der oder jener Weise. Meine Damen und Herren, 
es ist die Pflicht des ganzen Hauses, die Bundes-
regierung um Auskunft über die finanziellen Zu-
sammenhänge zu ersuchen. Ich bitte Sie deshalb 
sehr, unserem Antrag auf Herbeirufung des Bun-
desministers für Arbeit zu entsprechen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: § 46 der Ge-
schäftsordnung: 30 Mitglieder des Hauses unter-
stützen den Antrag! — Über den Antrag entschei-
det der Bundestag mit einfacher Mehrheit. 

Wer dafür ist, daß dem Antrag stattgegeben 
wird, den Herrn Bundesarbeitsminister herzurufen, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Die Abstimmung muß wiederholt werden. Wer 
für den Antrag des Abgeordneten Dr. Schellenberg 
auf Herbeirufung des Bundesarbeitsministers ist, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Ich muß mit den Schriftführern sagen, daß das Er-
gebnis zweifelhaft ist. 

Wir kommen zum Hammelsprung. Ich bitte, mit 
der Auszählung zu beginnen. —

Ich gebe das Ergebnis der Auszählung bekannt. 
Mit Ja, also für die Herbeirufung des Bundes-
arbeitsministers, haben 148 Mitglieder des Hauses 
gestimmt, mit Nein 121 Mitglieder; enthalten haben 
sich 6 Mitglieder. Dem Begehren auf Herbeirufung 
des Bundesarbeitsministers ist damit entsprochen. 
Ich bitte, die Herbeirufung des Herrn Bundesar-
beitsministers unverzüglich zu veranlassen. 

(Abg. Dr. Mommer: Zur Geschäftsordnung! 
— Abg. Dr. Mommer und Mitglieder ande-
rer Fraktionen begeben sich zum Platz des 

Präsidenten.) 

Ich gebe das Ergebnis dieser im Angesicht des 
Hauses getroffenen interfraktionellen Vereinba-
rung bekannt: Dem Hause wird vorgeschlagen, bis 
der Herr Bundesarbeitsminister hier ist, die Be-
ratung des Punktes 8 zu unterbrechen und mit 
einem anderen, weniger gefährlichen Punkt fortzu-
fahren. — 

(Heiterkeit.) 

Herr Abgeordneter Schellenberg, Sie sind damit 
einverstanden, das Haus ebenfalls; dann wird so 
verfahren. 

(Abg. Ritzel: Wofür gibt es eigentlich 
einen Staatssekretär, wenn der Minister 

nicht da ist?) 

— Muß ich den Herrn Vorsitzenden des Geschäfts-
ordnungsausschusses darauf aufmerksam machen, 
daß der Präsident keine Möglichkeit hat, das Haus 
zu veranlassen, geschweige denn zu zwingen, sich 
mit einem Staatssekretär zu begnügen? Wenn Sie 
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eine entsprechende Einfügung in die Geschäftsord-
nung erwägen wollten, würde ich das im Interesse 
des Hauses begrüßen. 

(Bravo! und Heiterkeit.) 

Die Beratung des Punktes 8 ist also einstweilen 
unterbrochen. Ich rufe auf Punkt 17 der Tagesord-
nung: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ä n-
derung des Gesetzes über Kapitalanlagege-
sellschaften (Drucksache 967 [neu]); 

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) (Drucksache 1909); 

(Erste Beratung 69. Sitzung). 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort zur Berichterstattung wünscht. — Der Herr Be-
richterstatter verzichtet. 

Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — Ein-
leitung und Überschrift. — Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wer den aufgerufenen Paragraphen sowie Einlei-
tung und Überschrift zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Angenommen. Damit ist die zweite Lesung 
dieses Gesetzentwurfs erledigt. 

Wir kommen zur 

dritten Lesung. 

 Allgemeine Aussprache! Wird das Wort gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Ge-
setzentwurf ist in dritter Lesung angenommen. 

Punkt 29 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über Rechts-
verordnungen im Bereich der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit (Drucksache 1965). 

Herr Berichterstatter Dr. Winter! 

Dr. Winter (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der interfrak-
tionelle Entwurf, der Ihrer Beschlußfassung unter-
liegt, enthält keine Begründung. Auch in der ersten 
Lesung ist keine Begründung in diesem Hause ge-
geben worden. Das macht es leider notwendig, daß 
ich Ihnen mit wenigen Sätzen erkläre, worum es 
sich handelt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat kürzlich ent-
schieden, daß der Bundesgesetzgeber Ermächtungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen nur den Landes-
regierungen im ganzen erteilen kann. Diese Ent-
scheidung hat auch auf den Gebieten der ordent-
lichen und der Arbeitsgerichtsbarkeit schwerwie-
gende Fragen aufgeworfen. Hier beruht insbeson-
dere die Zusammenfassung der Zuständigkeiten für 
mehrere Gerichtsbezirke bei einem Gericht auf 

Rechtsverordnungen, die die Landesjustizverwal-
tungen auf Grund von Ermächtigungen erlassen ha-
ben, die ihnen im Gerichtsverfassungsgesetz und in 
anderen Verfahrensgesetzen erteilt sind. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob die Grundsätze der bun-
desverfassungsgerichtlichen Entscheidung auch auf 
diese Ermächtigungen zutreffen. Jedenfalls ist die 
entstandene Ungewißheit so bedrohlich, daß alle 
Parteien des Hohen Hauses sich zu einem klarstel-
lenden Gesetzentwurf entschlossen haben. 

Der Rechtsausschuß hat geprüft, ob es nicht wün-
schenswert wäre, die Klarstellung auch für die Ver-
gangenheit herbeizuführen. Er ist aber zu dem Er-
gebnis gekommen, daß dieses Problem einer sorg-
fältigeren Prüfung bedarf, als sie bei der gebotenen 
Eile möglich ist. Diese Frage und eine etwaige aus-
drückliche Regelung in den einzelnen Verfahrens-
gesetzen werden daher anläßlich der dem Bundestag 
demnächst zugehenden Strafprozeßnovelle weiter 
erörtert werden müssen. 

Im Auftrage des Rechtsausschusses habe ich die 
Ehre, dem Hohen Hause zu empfehlen, den Entwurf 
in der vom Rechtsausschuß beschlossenen Fassung 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Ich rufe auf §§ 1, — 2, — 3, — Einleitung und 
Überschrift. — Wird das Wort gewünscht? — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Das ist einstimmig so beschlos-
sen. 

Dritte Lesung. Allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer zustimmen will,  den  bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ist 
einstimmig angenommen. 

Jetzt, meine Damen und Herren, kehre ich zu den, 
soweit wir annehmen, nicht strittigen Punkten unse-
rer Tagesordnung zurück und rufe zunächst den 
Punkt 11 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von ,der Bun-
desregierung 'eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland (LA- 
EG-Saar) (Drucksache 1744) ; 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für den 
Lastenausgleich (15. Ausschuß) (Drucksache 
1914). 

(Erste Beratung 108. Sitzung) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. 

(Abg. Kuntscher: Ich verweise auf den 
Schriftlichen Bericht!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Ich rufe die 
Paragraphen auf, soweit zu ihnen keine Änderungs-
anträge vorliegen: §§ 1, — 2, — 3, — 4, - 5, — 6, 
— 7, — 8, — 9, — 10, — 11. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
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den aufgerufenen Paragraphen zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu § 12 liegt der Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, Umdruck 682, vor. Wird zur Begründung 
das Wort gewünscht? - Keine Begründung. Wort-
meldungen zum Änderungsantrag Umdruck 682? - 
Keine Wortmeldungen. War  dem Änderungsantrag 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Die Abstimmung muß wiederholt 
werden; bei der Besetzung des Hauses ist das so 
nicht festzustellen. Wer dem Änderungsantrag 682 i 
der Fraktion der FDP zustimmen will, den bitte 
ich, sich zu erheben. - Gegenprobe! - Das ist ,die 
Mehrheit. Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

§ 12. Keine Änderungsanträge. Es wird Annahme 
in der Fassung des Ausschußantrages vorgeschlagen. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ange-
nommen. 

§§ 13, - 14, - 15, - 16, - 17, - 18, - 18 a, -
19, - 20, - 21, - 22, - 23, - 24, - 25, - 26, -
27, - 28, - 29, -30, - 31, - 32, - 33, - 33 a, -
34, - 35, - 36, - 37, - 38, - Einleitung und 
Überschrift. Wird das Wort gewünscht? - Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Lesung. 

Allgemeine Aussprache. Keine Wortmeldungen, 
keine Änderungsanträge. Wer zustimmen will, den 
bitte ich, sich zu erheben. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Angenommen. Damit ist dieser Punkt 
der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu ,dem Abkommen vom 1. August 
1959 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Dänemark über Ar-
beitslosenversicherung (Drucksache 1599); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Ar

-

beit (21. Ausschuß) (Drucksache 1947). 

(Erste Beratung 106. Sitzung). 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. - Der Abgeordnete Bach hat als 
Berichterstatter das Wort. 

Bach (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der 106. Plenarsitzung hat der Bundes-
tag in erster Lesung den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 1. August 1959 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Königreich Däne-
mark über Arbeitslosenversicherung verabschiedet 
und an den Ausschuß für Arbeit zur Beratung über-
wiesen. Dieses zwischenstaatliche Abkommen re-
gelt die gegenseitigen Beziehungen zwischen den 
beiden vorgenannten Staaten auf dem Gebiete der  

sozialen Sicherheit im Falle der Arbeitslosigkeit bei  
Grenzgängern. Das Abkommen schließt sich einer 
Reihe ähnlicher sozialer zwischenstaatlicher Rege-
lungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und anderen Staaten an. Der Ausschuß für Arbeit 
beantragt, den vorliegenden Gesetzentwurf Druck-
sache 1599 unverändert anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter und frage, ob das Wort 
gewünscht wird. --- Das Wort wird nicht gewünscht. 

Ich rufe auf Art. 1, - 2, - 3, - 4, - Einleitung 
und Überschrift. Wer zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Angenommen. 

Dritte Beratung. 

Allgemeine Aussprache! - Keine Wortmeldungen. 
- Wer dem Gesetzentwurf zustimmen will, den 
bitte ich, sich zu erheben. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? -- Der Gesetzentwurf ist angenommen. 

Ich sehe, daß der Herr Bundesarbeitsminister in-
zwischen eingetroffen ist. Ich kehre deshalb zurück 
zu ,dem Tagesordnungspunkt 8, Handwerkerver-
sicherungsgesetz, und dem Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und DP Umdruck 674 
Ziffer 11. Ich frage den Herrn Bundesarbeitsmini-
ster, ob er das Wort wünscht. - Das Wort hat der 
Herr Bundesarbeitsminister. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich habe erfahren, daß Sie beschlossen haben, mich 
herbeizurufen. Ich bin hier. Ich weiß nicht, meine 
Herren von der Opposition, welche Auskünfte Sie 
von mir haben wollen. Soweit ich dazu in der Lage 
bin, will ich sie Ihnen gern geben, wenn Sie mir 
Fragen stellen. Auf diese Bemerkung möchte ich 
mich zunächst beschränken. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Wenn ein 
Gesetz Ihres Ressorts hier beraten wird, 
dann müssen Sie anwesend sein; Sie haben 
aber eine sehr merkwürdige Auffassung!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf die Fragen, die wir 
bezüglich des Finanzproblems dieses Gesetzent-
wurfs an den Herrn Bundesarbeitsminister haben, 
kurz zusammenfassen. Erste Frage: Wie errechnet 
sich in Ziffer 10 des Antrages der CDU/CSU, DP - 
Umdruck 674 - der Satz von 7,9 v. H. des Bundes-
zuschusses, der von einem Versicherungszweig auf 
den andern verlagert werden soll? 

Zweite Frage: Wie errechnet sich in Ziffer 11 
Buchstabe b der Betrag von 172 Millionen? 

Die dritte Frage lautet: Wie wird sich nach den 
bisher zur Verfügung stehenden Unterlagen die 
Finanzgestaltung in der Rentenversicherung der 
Handwerker voraussichtlich weiterentwickeln? 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesarbeitsminister. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Was die beiden ersten Fragen anbetrifft, so lasse 
ich sie gegenwärtig von meinen Mitarbeitern prü-
fen, um Ihnen darauf eine Auskunft zu geben. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Und wir sollen 
beschließen!) 

— Wenn Sie die Auskunft bekommen haben, wer-
den Sie vielleicht entscheiden können, ob Sie 
beschließen können. Aber das zu beurteilen, ist 
nicht meine Sache. Ich gebe hier nach bestem 
Wissen und Gewissen Auskunft. 

Nun zu Ihrer dritten Frage, Herr Professor Schel-
lenberg. Die Zahlenunterlagen, die bei der Behand-
lung des Initiativgesetzentwurfs der CDU/CSU-
Fraktion zu beachten sind, sind ja dem Ausschuß 
vorgelegt worden. Ich darf darauf hinweisen, daß 
die Sonderrechnung für die Handwerker im Rahmen 
der BfA erst im dritten Jahre läuft, so daß end-
gültige Zahlen noch nicht vorliegen und der Aus-
sagewert der derzeit bekannten Zahlen mit einer ge-
wissen Problematik behaftet ist. Die letzten vor-
läufigen Zahlen — aber auch sie beruhen zum Teil 
noch auf Schätzungen — sind Ihnen aus der „So-
zialen Sicherung" bekannt. Ich habe mir soeben be-
richten lassen, Sie hätten diese Schrift heute mehr-
fach zitiert. Weitere Zahlen kann ich Ihnen heute 
und hier leider nicht geben. 

Die zukünftige Entwicklung läßt sich natürlich 
nur sehr schwer abschätzen, aber wenn man die 
letzten, zum Teil auf Schätzung beruhenden Zahlen 
gegeneinanderstellt, dann habe ich keine Ursache, 
Ihnen hier eine bedrohliche Entwicklung an die 
Wand zu malen. Im Augenblick mehr zu sagen, 
wäre nicht zu verantworten. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Könen [Düsseldorf] : Das war doch eine 

Ohrfeige!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat  
der Abgeordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Bundesarbeitsminister 
hat soeben nicht bestreiten können, daß ernsthafte 
Sorgen bezüglich der finanziellen Entwicklung der 
Rentenversicherung der Handwerker bestehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von rechts: „Nicht" hat er gesagt! — Sie 

haben das Wort „nicht" überhört!) 

— Meine Damen und Herren! Der Herr Bundes-
arbeitsminister hat auf die Schrift „Soziale Siche-
rung" verwiesen, aus der sich nach den bisher 
schätzungsweise bekannten Tatbeständen für 1959 
ein Defizit von 62 Millionen DM ergibt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das steht in dieser Schrift des Arbeitsministe-
riums. Der Herr Bundesarbeitsminister hat uns keine 

Hoffnung machen können, daß sich die Finanzlage 
der Rentenversicherung der Handwerker in Zukunft 
günstiger gestalten wird — so darf ich doch wohl 
mit Ihrer Zustimmung formulieren, meine Damen 
und Herren. Und wenn dem so ist, dann ist es not-
wendig, die Finanzprobleme nochmals eingehend zu 
erörtern. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Ich stelle deshalb nochmals den Antrag auf Rück-
verweisung der Vorlage in die Ausschüsse. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen  
und Herren, der Antrag ist zulässig; er geht den  
anderen Anträgen vor. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall.  

Ich lasse abstimmen. Wer dem Antrag auf Rück-
überweisung zustimmen will, den bitte ich um das  
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt.  

Das Wort zum Änderungsantrag Umdruck 674  
Ziffer 11 hat jetzt der Abgeordnete Killat.  

Killat (Unterbach) (SPD) : Herr Präsident! Meine  

Damen und Herren! Da der Herr Bundesminister für  

Arbeit und Sozialordnung im Augenblick noch nicht  
in der Lage ist, konkrete Angaben über die zukünf-
tige Entwicklung in der Handwerkerversicherung zu  

machen, erhebt sich doch die Frage, wie der Sonder-
zuschuß in dem Änderungsantrag Umdruck 674 Zif-
fer 11 zustande gekommen ist. Ich habe in meinen  

Ausführungen darauf abgehoben, daß der Sonder-
zuschuß für Renten, die nicht genügend durch die  
Rentenumstellung erhöht worden sind, bei den  

Handwerkern gegenüber den übrigen Versicherten  

der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in  

doppelter Höhe anfällt. Schon daraus geht der tat-
sächliche Finanzstatus, zumindest die bisherige Ren-
tenlast der Handwerkerversicherung hervor. Ich  
habe deshalb die Frage zu stellen, ob sich die jetzt  
beantragte Quote in Höhe des durchschnittlichen  

Sonderzuschusses für die Handwerkerversicherung  

bewegt oder ob sie, den tatsächlichen Gegebenhei-
ten entsprechend, der doppelten Höhe des Sonder-
zuschusses gerecht wird.  

Den Herrn Bundesarbeitsminister darf ich darauf  

aufmerksam machen, daß nicht nur in dem Sozial-
bericht und in den besonderen Heften, die hier.  
herangezogen wurden, Berechnungen angestellt  
worden sind, sondern auch von der BfA und von  
Versicherungsmathematikern die defizitäre Quote  

nachgewiesen wurde. Der Diplom-Mathematiker  

Giese und die Assistentin Orsinger weisen jetzt  

in einer Vorausberechnung nach, daß zur Aufrecht-
erhaltung der alten Leistung in der Handwerker-
versicherung mindestens ein Beitragssatz von 16 %  

notwendig ist. Ich frage den Herrn Bundesarbeits-
minister, wer die 2 % tragen soll.  

(Beifall bei der SPD.)  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat  
der Herr Bundesarbeitsminister. 
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Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich bin nicht der Meinung, daß sich jetzt im Plenar-
saal noch einmal in allen Einzelheiten das Zahlen-
spiel entwickeln läßt, das Sie in den vielen Aus-
schußberatungen behandelt haben. 

(Zurufe von der SPD: Eben nicht! Stimmt 
ja gar nicht!) 

Ich habe Ihnen eben dargelegt, daß ich eine bedroh-
liche Entwicklung nicht sehe. Herr Schellenberg 
macht daraus prompt, daß ich hier meiner ernsten 
Sorge um die finanzielle Entwicklung Ausdruck ge-
geben hätte. 

(Abg. Rohde: Die haben Sie nicht!) 

Ich habe gesagt: Nach den gegenwärtigen Zahlen, 
allerdings auch unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß es sich zum Teil noch um Schätzungen handelt, 
sehe ich keine bedrohliche Entwicklung. 

Nun haben Sie mir noch zwei präzise Fragen ge-
stellt; auch diese will ich beantworten. Die erste ging 
dahin, wie der Satz von 7,9 % zustande komme. 
Auch darüber wird heute nicht zum erstenmal ge-
sprochen. Es ist ganz einfach der Anteil der Renten-
last der Handwerker an der Gesamtlast der AV für 
1957 nach Rechnung des Bundesversicherungsamtes. 

Die zweite Frage lautete, wie sich die Änderung 
der Sonderzuschüsse erkläre. Diese Änderung ist 
durch die Verschiebung auf das Jahr 1962 bedingt. 

Ich bedauere, Ihnen keine Argumente in Ihrer 
Auseinandersetzung mit der CDU liefern zu können. 

(Zuruf von der SPD. — Wortmeldung des 
Abg. Schoettle.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Halt, wer hat 
gesagt: „Frechheit"? 

(Abg. Könen [Düsseldorf]: Hier!) 

— Herr Abgeordneter Könen, ich erteile Ihnen einen 
Ordnungsruf. 

Bitte, Herr Abgeordneter Schoettle! 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich beantrage die Überweisung dieses 
Antrages entsprechend § 96 an den Haushaltsaus-
schuß. Es ist zweifellos ein selbständiger Antrag 
von Abgeordneten im Sinne der Geschäftsordnung, 
und es handelt sich um eine eindeutige Finanzvor-
lage mit Wirkungen auf den öffentlichen Haushalt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schoettle, Sie stellen Ihren Antrag auf 
Grund von § 96. 

(Abg. Schoettle: Auf Grund von § 96 der 
Geschäftsordnung) 

Was hatten Sie außerdem angeführt? 

Schoettle (SPD) : Ich hatte die Vorlage als eine 
Finanzvorlage und als einen selbständigen Antrag 
nach § 97 der Geschäftsordnung bezeichnet. Wenn 
beide Voraussetzungen zutreffen, muß dieser An-
trag an den Haushaltsausschuß gehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ob es ein 
selbständiger Antrag ist, muß ich erst überlegen. 
Eine Prüfung muß ich mir noch vorbehalten. Aber 
ich bin geneigt, die Einrede wegen § 96 Abs. 2 
gelten zu lassen. 

Zur Abstimmung hat der Abgeordnete Rasner 
das Wort. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bitte, die Abstimmung über 
diesen Geschäftsordnungsantrag für fünf bis zehn 
Minuten zur Prüfung der Frage, ob das eine Vor-
lage nach § 96 ist, auszusetzen. Wenn es eine Vor-
lage nach § 96 ist, kann es keinen Zweifel darüber 
geben, daß dem Antrag des Kollegen Schoettle 
unter allen Umständen stattgegeben werden muß. 
Aber die Frage bedarf einer sorgfältigen Prüfung 
angesichts der Schwierigkeit der Auslegung, die wir 
heute und schon oft genug im Hause gehabt haben. 
Deswegen bitte ich um zehn Minuten Frist für die 
Prüfung dieser Frage. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das paßt mir 
zwar gar nicht angesichts des Zeitdrucks. Aber die 
Bitte 'hat Räson; das muß man gelten lassen. Wieviel 
Minuten wollen Sie? 

(Abg. Rasner: Fünf bis zehn Minuten!) 

— Zehn Minuten! Mehr kann ich nicht konzedieren. 
Jetzt ist es 16.45 Uhr. Ich unterbreche ,die Sitzung 
bis 16.55 Uhr ;  dann geht die Verhandlung pünktlich 
weiter. 

(Unterbrechung der Sitzung von 16.45 Uhr bis 
16.55 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, die Sitzung geht weiter. Wie Sie sehen, 
erfreut sich der Präsident der  Unterstützung des 
Hauses. Er wird von rechts und von links beraten. 
In der Eile ist es ihm aber unmöglich, dem Hause 
einen gerechten oder fairen Vorschlag zu machen. 
Ich hoffe deshalb, daß die Regierung ein klärendes 
und erleuchtendes Wort zu der Angelegenheit sagen 
kann, so daß wir in dieser Sache weiterkommen. 
Ich betrachte — darin stimme ich dem Herrn Abge-
ordneten Schoettle zu — den Antrag unter Ziffer 11 
des Umdrucks 674 in  der  Substanz als einen selb-
ständigen Antrag von Abgeordneten im Sinne des 
§ 97 der Geschäftsordnung, wenn auch der Herr 
Abgeordnete Schoettle gelten lassen muß, daß er 
das der Form nach nicht ist.  Der Form nach ist es 
einfach ein Änderungsantrag zu dieser Vorlage; 
der Substanz nach aber ist es ein selbständiger An-
trag. Im Zweifelsfall würde ich deshalb so entschei-
den. Das ist aber nur die eine Seite des Problems. 
Die andere Seite ist weit wichtiger und stellt uns 
vor die sehr schwierige Frage der Handhabung des 
wichtigen § 96 der  Geschäftsordnung. Ich möchte 
nicht, daß das Haus eine Entscheidung fällt, die 
möglicherweise nicht ganz sachgerecht wäre. Ich 
will deshalb den Versuch unterstützen, über das 
Problem hinwegzukommen. 

Wird von der Regierung das Wort gewünscht? —
Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister. 
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Etzel, Bundesminister der Finanzen: Meine Da-
und Herren! Ich bin gebeten worden, zu dieser Än-
derung des § 11 eine Erklärung abzugeben. Ohne 
daß ich mich mit den Einzelheiten des Antrages be-
fassen will, kann ich sagen, wir haben geprüft und 
festgestellt, daß hier keine zusätzlichen Ausgaben 
entstehen, sondern daß es sich um eine Umschich-
tung handelt, die das Gesamtvolumen des Haus-
halts nicht berührt. In diesem Sinne betrachten wir 
die Vorlage nicht als eine Finanzvorlage gemäß § 96 
der Geschäftsordnung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schoettle, können Sie von Ihrem Antrag 
einstweilen absehen? 

(Abg. Schoettle: Nein, ich bin nicht dazu 
in der Lage!) 

— Meine Damen und Herren, dann muß ich etwas 
tun, was für den § 96 der Geschäftsordnung seiner 
Natur nach gar nicht paßt. Ich muß eine Mehrheits-
entscheidung des Hauses herbeiführen. Ich muß ge-
stehen, daß ich das bei diesem Paragraphen denk-
bar ungern tue. Der § 96 müßte aus sich heraus Tat-
bestände regeln und sie nicht noch zusätzlich dem 
Votum der Mehrheit des Hauses, einer wechseln-
den Mehrheit, unterwerfen. Ich bedauere, daß ich 
nicht in der Lage bin, hier der Sache nach mehr tun 
zu können, als das aufzunehmen, was der Herr 
Bundesfinanzminister gesagt hat. Deshalb bleibt 
mir, wenn der Antrag aufrechterhalten wird, nichts 
anderes übrig, als ihn jetzt der Abstimmung des 
Hauses zu unterwerfen. 

Herr Abgeordneter Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unsere Geschäftsordnung hat 
den Fall vorgesehen, daß man sich nicht im klaren 
darüber ist, ob eine Vorlage eine Finanzvorlage im 
Sinne des § 96 ist. In § 96 heißt es: 

Bei Zweifeln über den Charakter der Vorlage 
erfolgt Prüfung durch den Ausschuß für Ge-
schäftsordnung gemäß § 129. Der Bundestag 
entscheidet über den Antrag des Ausschusses 

— des Geschäftsordnungsausschusses — 

ohne Aussprache. 

Dann gibt es also nachher eine Mehrheitsentschei-
dung. Aber im Zweifel müssen wir zunächst den 

Geschäftsordnungsausschuß befragen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Mommer, das bringt uns auch nicht 

über ,die Schwierigkeiten bei der Beurteilung hin-
weg, ob Abs. 1 oder Abs. 2 des § 96 hier zieht. In 

Abs. 2 ist ein ganz anderes Verfahren vorgesehen. 
Danach berät erst der Präsident mit dem Ältesten-
rat. Und wenn diese über irgend etwas übereinkom-

men oder auch nicht übereinkommen, dann kommt 
wahrscheinlich nicht der Geschäftsordnungsaus

-

schuß, sondern der Haushaltsausschuß zum Zuge. 

Jetzt sind wir mitten drin im Gestrüpp. Das hätte 
ch gern vermieden. Wenn wir jetzt auch noch eine 

falsche Entscheidung treffen, dann haben wir einen 

Präzedenzfall geschaffen, der niemand gut tut, dem 
ganzen Hause nicht. 

Herr Abgeordneter Rasner! 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich stimme darin überein, daß es 
schlecht ist, über die Anwendung oder Nichtanwen-
dung des § 96 im Hause eine Abstimmung mit 
Mehrheit und Minderheit durchzuführen. Aber der 
Finanzminister hat soeben erklärt, daß keine zu-
sätzliche Belastung des Haushalts eintritt. Wenn 
das nicht der Fall ist und wenn Sie die Behauptung 
des Bundesfinanzministers nicht mit Gegengründen 
widerlegen können — niemand auf den Bänken der 
Opposition hat die Behauptung des Finanzministers 
bestritten oder dagegen argumentiert, auch nicht 
der in dieser Frage besonders sachverständige An-
tragsteller, der Kollege Schoettle, ich möchte den 
sehen, der dagegen argumentiert, Herr Kollege 
Schoettle —, dann appelliere ich angesichts der 
großen Bedeutung einer Präjudizierung der Frage, 
ob man über § 96 mit Mehrheit und Minderheit ab-
stimmen kann, an Sie und Ihre Fraktion, Ihren An-
trag zurückzuziehen. 

§ 96 ist für die Opposition wie für die Regie-
rungsmehrheit ein Schutzparagraph, und wir sollten 
die Dinge hier nicht so strapazieren, wie es jetzt 
geschehen kann, es sei denn, Sie wüßten Gründe 
vorzubringen, aus denen hervorgeht, daß das, was 
der Bundesfinanzminister erklärt hat, nicht den  Tat-
sachen entspricht. Wenn das nicht geschehen kann, 
wenn nicht schlüssig bewiesen werden kann, daß 
eine zusätzliche, über das bisherige Maß hinaus-
gehende Belastung des Haushalts dieses oder des 
nächsten Jahres erfolgt, Herr Kollege Schoettle, 
dann appelliere ich angesichts der Bedeutung dieses 
Paragraphen, mit dem sich schon einmal das Bun-
desverfassungsgericht in Karlsruhe befaßt hat, für 
dieses Haus, an Sie, Ihren Antrag zurückzuziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unstrittig findet aber eine Ver-
lagerung in den Ausgaben des Haushaltes statt, 
nämlich von dem Bundeszuschuß zur Rentenver-
sicherung der Angestellten auf den Bundeszuschuß 
zur Rentenversicherung der Arbeiter. Im übrigen 
darf ich darauf hinweisen, daß nach den Rentenver-
sicherungs-Neuregelungsgesetzen in § 1384 eine 
Bundesgarantie für den Fall festgelegt ist, daß die 
Einnahmen zur Deckung der Ausgaben nicht aus-
reichen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schmücker? 

Schmücker (CDU/CSU): Herr Kollege Professor 
Schellenberg, warum haben Sie die Vorlage nicht 
sofort an ,den Haushaltsausschuß überwiesen? Denn 
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Schmücker 
in der Vorlage des Ausschusses sind auch schon 
Bestimmungen von erheblicher finanzieller Aus-
wirkung enthalten. Warum kommen Sie jetzt erst 
auf die Idee, die Vorlage in den Haushaltsausschuß 
zu schicken? 

Dr. Schellenberg (SPD) : Meine Damen und Her-
ren, es mag richtig sein, daß dem Ausschuß ein 
Versäumnis unterlaufen ist. Es ist aber zweifelsfrei, 
daß wir jetzt durch den Hinweis des Herrn Vor-
sitzenden des Haushaltsausschusses mit dem Pro-
blem konfrontiert werden. Deshalb ist es ange-
bracht, daß wir jetzt dieser Anregung entsprechen. 

(Abg. Schmücker: Na, na, na!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte einen kleinen Beitrag zur Be-
griffsklärung leisten und darauf aufmerksam 
machen, daß diese Vorlage meines Wissens bis 
jetzt nicht gemäß § 96 dem Haushaltsausschuß zu-
geleitet worden ist, obwohl die Zuleitung nach § 96 
Abs. 1 und 2 bei dem Charakter der Vorlage eine 
obligatorische Maßnahme des Hauses zu sein hätte. 

Zu dem, was Herr Kollege Rasner gesagt hat, 
möchte ich aus grundsätzlichen Erwägungen, damit 
seine Interpretation nicht im Raum stehen bleibt, 
ohne Widerspruch gefunden zu haben, zur Klarstel-
lung folgendes sagen. Wir nehmen Kenntnis von 
der Erklärung des Herrn Bundesfinanzministers. 

I)  Aber die Bestimmungen des § 96 Abs. 3, die ich 
Ihnen im Wortlaut vorlesen darf, haben einen an-
deren Sinn, als Herr Kollege Rasner hier interpre-
tierte. Es heißt: 

Hat die Vorlage nach seiner Meinung 

— d. h. nach Meinung des Haushaltsausschusses — 

haushaltsmäßige Auswirkungen, legt der Aus-
schuß zugleich mit dem Bericht an den Bundes-
tag einen Vorschlag zur Deckung der Minder-
einnahmen oder Mehrausgaben vor. 

Der Ausschuß muß sich eine Meinung bilden. Er 
kann die Meinung der Regierung akzeptieren; er 
muß es nicht! Er muß eine selbständige, eine eigene 
Meinung haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich habe nicht den Eindruck, daß jetzt 
eine sachgerechte und überprüfte Entscheidung in 
der Sache zu treffen ist. Herr Abgeordneter Weber, 
Sie wollen dazu noch das Wort? — Bitte sehr. 

Weber (Georgenau) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe eine Frage an die 
Fraktion der SPD. Sie selber beantragen auf Um-
druck 678 ebenfalls einen Bundeszuschuß. Zu die-
sem Antrag hätten dieselben Bedenken vorgebracht 
werden müssen. 

(Abg. Rohde: Es gibt ja drei Lesungen! Da

-

zu wäre zwischen der zweiten und dritten 
Lesung Zeit gewesen!) 

Deshalb glaube ich, daß der Bundeszuschuß, so wie 
die Dinge liegen, teilweise schon heute festgelegt 
ist und daß es schwer ist, im einzelnen. aufzuzei-
gen, inwieweit neue Verpflichtungen hinzukom-
men. Ich möchte Ihnen mit Deutlichkeit sagen: 
Wenn die Verabschiedung des Gesetzes verzögert 
wird, — bitte, Sie haben es selbst zu verantworten. 

(Zuruf von der SPD: Es tritt 1962 in Kraft!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich schlage dem Hause zur Vermeidung 
einer nicht zu vertretenden Interpretation des § 96 
vor, unter Berücksichtigung des Tatbestandes, daß 
es sich nach meiner Überzeugung um einen in der 
Substanz selbständigen Antrag handelt, nach § 96 
Abs. 2 zu verfahren, wo es heißt: 

Alle anderen Finanzvorlagen werden ohne 
Beratung im Bundestag vom Präsidenten dem 
Haushaltsausschuß und dem Fachausschuß 
überwiesen. Bei Zweifeln darüber, welcher 
Fachausschuß für die Beratung der Vorlage 
zuständig ist, trifft der Präsident im Beneh-
men mit dem Ältestenrat die Entscheidung. 

Das würde bedeuten, daß wir in der weiteren Bera-
tung dieser Vorlage nicht fortfahren können. Ich 
schlage dem Hause vor, daß unter Bezugnahme auf 
§ 96 Abs. 2 im Ältestenrat darüber verhandelt wird. 
Nach meinem Dafürhalten muß die Angelegenheit 
dann wahrscheinlich erst einmal an den Haushalts-
ausschuß überwiesen werden. Ich kann mir vor-
stellen, daß das keine ideale Lösung ist; aber es 
ist zweifelsohne die korrekteste. Sind Sie damit 
einverstanden? — 

(Widerspruch.) 

—Dann  lasse ich darüber abstimmen. Ich lasse also 
abstimmen über den Antrag des Abgeordneten 
Schoettle. Herr Abgeordneter Schoettle, Sie haben 
Überweisung an den Haushaltsausschuß beantragt. 
Das war Ihr Vorschlag. Mein Vorschlag geht dahin, 
im Ältestenrat darüber zu beraten. Es tut mir leid: 
wenn der Vorschlag des Präsidenten nicht akzep-
tiert wird, m u B ich darüber abstimmen lassen.  — 
Herr  Abgeordneter Rasner. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Vor der Abstimmung über diese 
Frage bitte ich die Sitzung für 15 Minuten zu unter-
brechen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich gebe die-
sem Antrag statt. Wir unterbrechen die Sitzung bis 
17.25 Uhr. 

(Unterbrechung von 17.11 Uhr bis 
17.42 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Die Sitzung geht weiter. Ich bitte, 
Platz zu nehmen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Rasner. 
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Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir beantragen erstens, diesen 
Paragraphen sofort dem Haushaltsausschuß zu über-
weisen. 

Wir beantragen zweitens, daß der Haushaltsaus-
schuß sofort zu einer Beratung dieser Frage zusam-
mentritt. 

Drittens möchten wir, daß die Zeit inzwischen ge-
nutzt wird, indem wir mit der zweiten Lesung des 
Rundfunkgesetzes beginnen. 

Viertens. Unsere Fraktion hat den Eindruck, daß 
hier auch im Hinblick auf den unmittelbar bevor-
stehenden Ferienbeginn operiert wird. Ich erkläre 
ausdrücklich, daß meine Fraktion prüfen wird, ob 
vor dem Hintergrund dessen, was heute hier ge-
schehen ist, nicht noch in der nächsten Woche eine 
Sitzung des Bundestages notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lebhafte Zu

-

rufe von der SPD. — Abg. Behrendt: Kön

-

nen Sie haben!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge

-

ordneter Dr. Mommer! 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD und Ge

-

genrufe von der CDU/CSU. — Unruhe. — 
Glocke des Präsidenten.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte doch, sich zu 
beruhigen. — Herr Kollege, es hat keinen Zweck, 
wenn Sie nicht so laut rufen, daß ich es verstehen 
kann; sonst ist die Sache doch ohne Witz. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Aufregung ist wirklich un-
nötig. Wir stimmen allem zu, was Herr Rasner hier 
beantragt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind auch bereit, Herr Rasner, am Samstag — 
am  Samstag geht es besser als in der nächsten 
Woche —, aber wenn es sein muß, auch in der 
nächsten Woche zu einer Sondersitzung zusammen-
zutreten. Wir wollen diese Sache gut, gründlich und 
geduldig beraten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei der 
CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Welche Über-
einstimmung des Hauses! Der Präsident des Hauses 
begrüßt es im Interesse des Hauses dankbar, daß er 
nicht in eine Kampfabstimmung in Sachen § 96 ein-
treten muß; darüber wären wir also wenigstens hin-
weg. 

Zum zweiten mache ich aber zur Verabschiedung 
des Gesetzes auf folgendes aufmerksam. Da Ände-
rungsanträge in der zweiten Lesung angenommen 
worden sind, kämen wir mit der dritten Lesung am 
Freitag ohnehin in Schwierigkeiten. 

(Abg. Rasner: Falls Fristeinwand gemacht 
wird!) 

— Falls Einwände gemacht werden. Aber ich muß 
darauf gefaßt sein — da es offenbar eine Kampf-
materie ist, worauf ich seelisch nicht vorbereitet 
war —, daß solche Einwände kommen. Ich möchte 
deshalb zu erwägen geben, ob Sie auf einer Verab-
schiedung des Gesetzes in dieser Woche bestehen. 
Dann müßte eine Sondersitzung — frühestens am 
Samstag — stattfinden. 

(Abg. Rasner: Im Ältestenrat hörte man es 
anders!) 

— Es nützt alles nichts: das Haus ist noch über dem 
Ältestenrat; das muß ich sogar sagen. 

(Beifall und Heiterkeit.) 

Jetzt wollen wir also versuchen, die Sache weiter-
zubringen. Ich bin einverstanden, daß der Haus-
haltsausschuß zusammentritt. Ich frage den Herrn 
Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, ob er den 
Ausschuß einberufen will. 

(Abg. Schoettle: Er wird sofort einberufen! 
Ich bitte das als Einberufung zu betrachten!) 

— Gut, der Haushaltsausschuß tritt mit Genehmi-
gung des Präsidenten sofort zusammen und prüft 
die Frage. Herr Abgeordneter Schoettle hat den 
Vorsitz im Haushaltsausschuß. Gegenstand der Be-
ratung ist also Ziffer 11 des Änderungsantrages der 
Fraktionen der CDU/CSU und der DP Umdruck 674. 
Ich setze das Einverständnis des Hauses voraus, 
daß wir solange diesen Tagesordnungspunkt unter-
brechen. 

Ich kehre dann zur Tagesordnung zurück und rufe 
Punkt 9 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Rundfunk (Drucksache 
1434) ; 

Erster Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Kulturpolitik und Publizistik (8. Aus-
schuß) (Drucksache 1956). 

(Erste Beratung 97. Sitzung) 

Ich frage die Frau Berichterstatterin, ob sie das 
Wort wünscht. — Das Wort zur Berichterstattung 
hat Frau Abgeordnete Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte den Schrift-
lichen Bericht nicht mündlich erstatten, sondern nur 
einen sinnentstellenden Druckfehler berichtigen. 
Auf Seite 4 des Schriftlichen Berichts in der rechten 
Spalte, 13. Zeile, muß ein „nicht" eingefügt werden, 
so daß es heißt: „welche nicht die öffentliche Ver-
antwortung der Kirchen betreffen". 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmid.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, daß die allgemeinen Gesichts-
punkte, die geltend gemacht werden müssen und 
vernünftigerweise wohl zu Beginn geltend gemacht 
werden, bei der Diskussion des § 1 vorgetragen 
werden können, den ich hiermit aufrufe. 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
§ 1! Wird das Wort gewünscht? — Das Wort hat 

der Abgeordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu den grundsätzlichen Fragen, die 
wir sicherlich zu Beginn der zweiten Beratung die-
ses Gesetzentwurfs erörtern müssen, gehört vor 
allen Dingen die verfassungsrechtliche Zulässigkeit 
dieses Gesetzentwurfs, und es gehören hierzu auch 
die entscheidenden verfassungspolitischen Gesichts-
punkte. Denn ehe das Haus in eine materielle Ein-
zelberatung eintritt, muß es sich ja die Frage vor-
legen, ob dieses Haus Hürden, die durch die Ver-
fassung errichtet sind, überspringen will. Deshalb 
zu diesem Punkte einige Betrachtungen, wobei ich 
den Kolleginnen und Kollegen des Rechtsausschus-
ses sagen möchte: ich habe natürlich nicht die Ab-
sicht, die sehr ins einzelne gehende Erörterung aus 
den Sitzungen des Rechtsausschusses hier zu wie-
derholen. Das mag auch der Beruhigung des gan-
zen Hauses dienen, denn ich möchte nicht dazu bei-
tragen, daß das Haus etwa nachsitzen muß. Aber 
immerhin, die entscheidenden Gesichtspunkte sind 
wichtig genug, in der gebotenen Kürze vorgetragen 
zu werden, soweit das bei einer Plenarbehandlung 
im Bundestag möglich ist. 

Sie wissen, daß die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion in den bisherigen Erörterungen wieder-
holt zum Ausdruck gebracht hat, daß sie den Bund 
nicht für zuständig hält, die hier in Betracht kom-
mende Materie gesetzlich zu regeln. Das Grund-
gesetz kennt zwar den Begriff des Rundfunks. Die 
Verfassungsgesetzgeber haben also durchaus eine 
Vorstellung darüber gehabt, daß es in der Wirklich-
keit unseres Lebens etwas Derartiges gibt; denn, 
Sie wissen ja, in Art. 5 ist ausdrücklich vom Rund-
funk die Rede. Aber der Verfassungsgesetzgeber 
hat keine ausdrückliche Regelung im Zuständigkeits-
katalog des Grundgesetzes getroffen. Wir finden 
dort den Begriff Rundfunk an keiner einzigen Stelle. 
Wenn man auch zunächst bei einer kritischen Be-
trachtung die Überlegungen derer, die an der Er-
arbeitung des Grundgesetzes mitgewirkt haben, völ-
lig dahingestellt sein läßt — im Grunde kommt es 
gar nicht darauf an —, so ist doch entscheidend, 
daß eben im Zuständigkeitskatalog des Grundgeset-
zes der Begriff Rundfunk nicht aufgeführt ist. Da-
mit ist eigentlich die Rechtsfrage schon beantwortet. 
Für die Regelung des Rundfunkrechts sind die Län-
der zuständig. Dies ergibt sich aus der Regelung 
des Art. i0 des Grundgesetzes. 

Meine Damen und Herren, man hat nun dieser 
Auffassung entgegengehalten, ,es handle sich doch 
um Fernmeldewesen nach Art. 73 Nr. 7. Aber man 
kann wohl nicht dm Ernst behaupten, Rundfunk sei 
Fernmeldewesen. 

(Abg. Dr. Heck [Rottweil] : Das ist in der 
ganzen Welt gesetzgeberisch so!) 

— Herr Kollege Heck, schon der  keineswegs pio-
nierhaft fortschrittliche Reichsfinanzhof hat in einem 
Gutachten vom 8. Juli 1925 unter anderem folgendes 
gesagt — — 

(Zuruf rechts: Das ist schon sehr lange her!) 

— Ich sage ja, das ist schon beinahe zu Olims Zeiten 
gewesen. In dem Gutachten des Reichsfinanzhofs 
hieß es: 

Die Aufgabe, die das Reich bei dem Rundfunk 
übernommen hat 

— damals auf der Basis 'der Weimarer Verfassung, 
sowie diese Verfassung eben offenbar vom Reichs-
finanzhof interpretiert wurde —, 

unterscheidet sich wesentlich 

— d. h. doch: dem Wesen nach — 

von der, die es mit Post, Telegraphie und Fern-
sprecher erfullt. 

Mit anderen Worten, schon 1925 hat man nicht im 
Ernstangenommen, Rundfunk sei Fernmeldewesen. 

(Abg. Dr. Heck [Rottweil]: Wie war es denn 
1928 mit dem Fernmeldegesetz?) 

— Verehrter Herr Kollege Heck, auch das Reichs-
gericht hat zu dieser Zeit dazu Stellung genom-
men und hat — ich bin also leider nun doch gezwun-
gen, auf einige Einzelheiten einzugehen — zum 
Ausdruck gebracht, daß es sich bei dem Rundfunk 
um einbesonderes Phänomen handelt, um eine 
Institution besonderer Art, die nicht in die her-
kömmlichen Rechtsbegriffe des Telegraphenwesens 
oder des Fernmeldewesens 'einzuordnen ist. 

Fernmeldewesen ist eine technisch-physikalische 
Institution, und Rundfunk ist etwas ganz anderes. 
Der Rundfunk ist ein kulturgestaltendes, kultur-
schöpferisches Phänomen oder — wenn Sie so wol-
len eine kulturschöpferische Institution, wobei 
ich den Ausdruck Kultur völlig wertfrei gebrauche. 
Auf alle Fälle — schließlich brauchen wir es uns 
gar nicht so furchtbar schwer zu machen — ist 
Rundfunkrecht etwas ganz anderes als Fernmelde-
recht. Wenn Sie Zweifel und Bedenken in der At-
mosphäre 'dieses Hauses haben, fragen Sie doch ein-
mal die Menschen draußen im Lande, ob sie Rund-
funk für Fernmeldewesen halten und ob sie Fern-
meldewesen als Rundfunk ansehen. Ich glaube, kein 
Mensch wird diese Fragestellung begreifen, und 
jeder Mensch wird Ihnen sofort bei einer — sagen 
wir einmal — natürlichen Betrachtungsweise sagen, 
daß eben der Rundfunk und damit das Rundfunk-
rechte ganz anderes, auf keinen Fall Fernmelde-
wesen ist. Sie sehen also, wenn man die Dinge so 
betrachtet und wenn man außerdem noch die Mate-
rialien ansieht, stellt man fest, daß auch schon in 
der Vergangenheit , sehr wohl der unterschiedliche 
Charakter von Rundfunk und Fernmeldewesen ge-
sehen worden ist. 

Vielleicht setzen hier manche der Kollegen — er-
staunlicherweise offenbar auch aus dem Bereiche 
der CSU — Zweifel in diese Ansicht, daß Rund-
funkrecht etwas anderes als Fernmelderecht und 
Rundfunkwesen etwas anderes als Fernmeldewesen 
sei. Sie sind offenbar dieser natürlichen Betrach-
tungsweise nicht zugänglich. Während der Beratun-
gen des Parlamentarischen Rates hat Carlo Schmid 
einmal gesagt, man könne z. B. ein Geigenkonzert 
nicht als eine Angelegenheit des Geigenbaugewer-
bes ansehen. Dieser Vergleich ist sehr plastisch. 
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Wittrock 
Wenn Sie ihn auf die uns hier beschäftigende 
Materie übertragen, werden Sie, glaube ich, bei 
ruhiger Überlegung der Auffassung zustimmen: 
Rundfunkrecht ist etwas anderes als Fernmelde-
recht. 

Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, daß 
auch die Bundesregierung im Grunde diese Auffas-
sung teilt. Wenn die Bundesregierung den Rund-
funk als Fernmeldewesen ansieht, wäre die Frage 
zu stellen: Wieso ist dann eigentlich der federfüh-
rende Minister nicht der Minister für das Fern-
meldewesen, sondern der Minister des Innern? 
Oder sollte es etwa bezüglich der Ressortverteilung 
im Bundeskabinett so sein, daß der Bundesminister 
des Innern neuerdings auch ein Bundesminister für 
das Fernmeldewesen ist, und gibt es etwa zwei 
Bundesminister für das Fernmeldewesen? Nein, 
nein, die Sachlage ist ganz einfach. Die Bundesregie-
rung ist sehr wohl von der Feststellung ausgegan-
gen, daß es sich hierbei nicht um irgendwelche tech-
nisch-physikalischen Vorgänge handelt, um Vor-
gänge des technisch-physikalischen Bereiches, die 
rechtlich zu regeln sind, sondern daß es sich hierbei 
eben um etwas anderes handelt. Und dieses Anders-
geartete ist im Zuständigkeitskatalog des Grund-
gesetzes nicht vorgesehen. Daher ist die Gesetz-
gebungszuständigkeit des Bundes zu verneinen. 

Lassen Sie mich hier noch einen zweiten Gesichts-
punkt vortragen, einen zwar verfassungsrechtlichen, 
insbesondere aber auch verfassungspolitischen Ge-
sichtspunkt. Das Grundgesetz geht von einem ganz 
bestimmten Prinzip der Machtverteilung aus. Das 
Strukturprinzip des Grundgesetzes ist das Prinzip 
der Dekonzentration und Dezentralisierung von 
Macht, das Prinzip der Auflösung zentralistischer 
Macht. Jede Veränderung der Machtverteilung, wie 
sie durch die Struktur des Grundgesetzes gegeben 
ist, setzt eine Grundsatzentscheidung des Verfas-
sungsgesetzgebers voraus. 

Sie können, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die im Grundgesetz vorbestimmte Macht-
verteilung, die auf dem Prinzip der Dekonzentration 
und der Dezentralisation beruht, nicht dadurch zu 
korrigieren und sich um dieses Strukturprinzip und 
die sich daraus ergehenden Festlegungen herumzu-
mogeln versuchen, daß Sie das Grundgesetz auf 
eine recht eigenwillige, ich möchte sagen, auf eine 
illegale und nicht den Prinzipien der Verfassung 
entsprechende Art und Weise auslegen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na! — 
Weitere Zurufe von CDU/CSU.) 

Es geht hier um Machtverteilung. Das wissen Sie 
ebensogut wie ich, und das wissen auch die Herren 
im Bereich der Bundesregierung. 

Ich kann mich dabei auf einen Staatssekretär be-
ziehen. Er hat in einer kleinen Schrift, „Bundespost 
und Rundfunk", einen sehr interessanten und sehr 
bemerkenswerten Hinweis zu dem Problem der 
Machtverteilung gegeben, so wie es sich hier stellt. 
Er hat nämlich folgendes gesagt: 

Es gibt heute keine umfassendere Möglichkeit, 
Menschenmassen zu interessieren, die allge-
meine Meinungsbildung zu beeinflussen und zu 
gestalten. 

Es gibt keine umfassendere Möglichkeit der 
Meinungsmanipulation, der Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung. — Sie nicken zustimmend; 
ich stelle das mit Interesse fest, Herr Kollege Heck. 
Es ist eine völlig zutreffende Feststellung: es gibt 
keine mächtigere Institution der Meinungsmani-
pulation und -beeinflussung als den Rundfunk. Aus 
diesem Grunde stellt der Rundfunk eine Macht-
institution dar, eine Machtinstitution, die nach den 
vorgezeigten Strukturprinzipien des Grundgesetzes 
aufzulösen ist, nach dem Prinzip der Dezentrali-
sation der Macht zu behandeln ist. 

Daß es hier um Machtausübung geht, ist übrigens 
auch von Ihren Fraktionskollegen bei den Beratun-
gen des Rechtsausschusses eingeräumt worden. Von 
einem Mitglied Ihrer Fraktion ist z. B. klipp und 
klar gesagt worden — dabei ging es um die Frage 
der sogenannten Chancengleichheit —, dieses Prin-
zip gelte zwar bei der Bewerbung um die Macht, 
aber es gelte nicht für die Ausübung der Macht. 
Damit ist also auch aus Ihrem Bereich — wahr-
scheinlich hat sich das herumgesprochen — deutlich 
zum Ausdruck gebracht worden, daß Sie das Rund-
funkrecht letzten Endes unter dem Gesichtspunkt 
der Machtausübung regeln. Dieses Problem kann 
nur in Übereinstimmung mit den Strukturprinzipien 
der Verfassung behandelt werden. 

Meine Damen und Herren, es gibt eine Fülle von 
Äußerungen zu diesem Problem. Eine möchte ich 
Ihnen hier einmal zur Kenntnis geben. Es ist eine 
Äußerung, aus der sich klar ergibt, wie deutlich 
man draußen im Lande die Gefahren sieht, die sich 
aus dieser Art der Machtkonzentration ergeben 
können. Der heutige bayerische Ministerpräsident 
hat am 21. Januar 1959 — damals in seiner Eigen-
schaft als Präsident des Bayerischen Landtages — 
folgendes ausgeführt: 

Wenn der Bund glaubt, für seine besonderen 
Zwecke ohne eine eigene Sendekette nicht aus-
kommen zu können, dann darf man wohl eine 
Besorgnis klar aussprechen. Bei der zunehmen-
den Neigung, zu zentralisieren und zu perfek-
tionieren, zieht damit auch die Gefahr eines 
vom Bunde her gesteuerten zentralen Bundes-
rundfunks herauf, der die unabhängigen Län-
deranstalten nicht mehr lange neben sich dul-
den wird. 

Meine Damen und Herren, damit ist die grund-
sätzliche Bedeutung, auch die präjudizielle Bedeu-
tung der Entscheidung zu dieser Materie aufgezeigt; 
denn es geht im Grunde genommen nicht so sehr 
darum, daß Sie gewisse Rundfunkanstalten als 
solche schaffen wollen, sondern es geht eben darum, 
daß Sie — und ich behaupte: gegen das Grundge-
setz — eine Kompetenz in Anspruch nehmen wol-
len. Wenn Sie diese einmal in Anspruch genommen 
haben, öffnen Sie damit den Weg zur Aushöhlung 
der heute bestehenden Anstalten und zu einer wei-
teren Machtkonzentration mit den Möglichkeiten 
der zentralistischen Meinungsmanipulation. 

(Abg. Deringer: Eine Zwischenfrage!) 

— Bitte schön. 
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Deringer (CDU/CSU) : Herr Kollege Wittrock, 
sind Sie nicht auch der Meinung, daß das von Ihnen 
angeführte Prinzip der Machtverteilung auf jeden 
Fall verhindern muß, daß die bestehenden Anstal-
ten zusätzliche Wellen erhalten? 

Wittrock (SPD) : Herr Kollege Deringer, es geht 
hierbei gar nicht darum, ob und wie zusätzliche 
Wellen verteilt werden sollten — darum geht es in 
gar keiner Weise —, sondern es geht darum — und 
von daher sehe ich die Fragestellung völlig anders 
—, ob Sie sich hier eine Kompetenz anmaßen, was 
dann führen wird, daß Sie die bestehenden Rund-
funkanstalten in ihrer inneren Verfassung aushöh-
len. Das Ergebnis davon wäre letzten Endes, daß 
damit die Möglichkeit eines neuen Reichsrundfunks 
eröffnet würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Ja, verehrter Herr Kollege, das hat der Sprecher 
des Bundesrates seinerzeit in der Sitzung des Bun-
desrates zum Ausdruck gebracht: Wenn sich der 
Bund das Recht nimmt, den Status der heute auf 
Landesebene bestehenden Anstalten irgendwie zu 
regeln — der Entwurf enthält ja eine Vorschrift, 
die den Status der heutigen Rundfunkanstalten an-
spricht — und diesen Status somit als Gesetzgeber 
anzusprechen, dann besteht nur ein quantitativer 
Unterschied zwischen dieser Regelung und der Ent-
scheidung, eines Tages den Schritt zu tun, diesen 
Status auszuhöhlen und damit die Struktur unseres 
Rundfunks mit dem Ergebnis einer Machtzentrali-
sation völlig zu verändern. So müssen Sie die Pro-
blemstellung sehen, und so werden und müssen Sie, 
wenn Sie in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
der Verfassung bleiben wollen, zu einem Ergebnis 
kommen. Das Ergebnis kann nicht sein, daß der 
Bundesgesetzgeber hier eine Entscheidung im Sinne 
dieser Vorlage trifft. Das Ergebnis kann nur darin 
bestehen, daß die Bemühungen fortgesetzt werden, 
in Übereinstimmung mit den Ländern nach den 
Grundsätzen der Dezentralisation der Macht zu 
einer Lösung zu gelangen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Deringer. 

Deringer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem der Rechtsausschuß 
in seiner Sitzung mit Mehrheit die Zuständigkeit 
des Bundes zum Erlaß dieses Gesetzes bejaht hatte, 
gingen wir davon aus, daß wir diese Frage nicht 
mehr im einzelnen zu erörtern brauchten. Da es 
aber für richtig gehalten wird, sie doch noch ein-
mal anzuschneiden, komme ich leider nicht darum 
herum, ein klein wenig mehr darauf einzugehen. 
Denn ganz so einfach, wie es eben dargestellt 
wurde, ist die Frage leider nicht. 

Es ist ein unter Juristen nicht ganz unbeliebter 
Kunstgriff, aus einer gesetzlichen Bestimmung 
einen bestimmten Begriff herauszuziehen, dann die-
sen Begriff nach eigenem Ermessen zu definieren 
und nachher anhand der selbstgeschaffenen Defi-

nition nachzuweisen, daß ein bestimmter konkre-
ter Tatbestand nicht unter das Gesetz fällt. Ich darf 
das einmal an einer Materie deutlich machen, die 
mit dieser nichts zu tun hat, die allerdings insofern 
vielleicht mit ihr zusammenhängt, als auch dieses 
Gesetz sich gegen die Machtkonzentration wendet, 
nämlich an dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen. § 1 dieses Gesetzes untersagt be-
kanntlich Verträge zu einem gemeinsamen Zweck, 
die geeignet sind, durch Beschränkungen des Wett-
bewerbs den Markt zu beeinflussen. Das ist in etwa 
das, was man bisher unter Kartellen verstand. Nun 
gibt es aber Juristen, die sagen: Also sind Kartelle 
verboten. Dann definieren sie Kartelle in der 
Weise, wie sie vielleicht in der Literatur vor etwa 
30 Jahren definiert wurden, und sagen dann: Aha, 
hier liegt kein Kartell vor, Kartelle sind nur solche 
Verträge, die den Markteinfluß bezwecken, — wäh-
rend der Wortlaut des Gesetzes eindeutig sagt: die 
geeignet sind, den Markt zu beeinflussen. Sie sehen 
an diesem Beispiel, wie man mit Begriffsspielerei 
durchaus einen Gesetzeswortlaut umgehen kann. 

Ich habe den Eindruck, verehrter Herr Kollege 
Wittrock, daß das gerade bei der Diskussion um 
das heutige Problem auch in der Literatur und zum 
Teil von nicht unbekannten und von hervorragen-
den Staatsrechtlern und  Juristen getan wird, indem 
man etwa den Begriff der Kulturhoheit herauszieht 
oder indem man, wie ich es gerade in einem Gut-
achten gelesen habe, das für den Norddeutschen 
Rundfunk erstattet wurde, das Fernmeldewesen auf 
das alte Postregal zurückführt, mit dem es gar nichts 
mehr zu tun hat, und dann nachweist, daß das 
natürlich nichts mit dem modernen Rundfunk zu 
tun habe oder daß Rundfunk Kultur sei und infolge-
dessen nicht nach Art. 73 Ziffer 7 des Grundgesetzes 
unter Fernmeldewesen und damit unter die Zustän-
digkeit des Bundes falle. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, so geist-
reich alle diese Konstruktionen sein mögen, so 
wenig erfolgreich sind sie im Ergebnis. Wir müssen 
nun ,einmal von der Tatsache ausgehen, über die 
wir uns ja im Ausschuß einig waren, daß nach 
Art. 70 zunächst einmal die Länder für alles die Zu-
ständigkeit haben und daß der Bund nur für das 
zuständig ist, was ihm im Grundgesetz ausdrück-
lich zugewiesen ist. Da kommt der auch von Ihnen 
vorhin schon zitierte Art. 73 Ziffer 7 in Betracht, der 
ausdrücklich dem Bund die ausschließliche Zustän-
digkeit für das Post- und Fernmeldewesen gibt. Da-
mit hängt natürlich die Entscheidung an der Aus-
legung dieses Begriffes. 

Wir kommen aber, meine Damen und Herren, 
doch nicht darum herum, daß nun einmal in der 
Geschichte, in den Gesetzen bis zum Jahre 1945 
unter ,das Fernmeldewesen immer auch der Rund-
funk fiel. Ich möchte darauf verzichten, Ihnen alle 
diese Gesetze im einzelnen zu zitieren, um die 
Debatte nicht zu verlängern. Das geht aber bis in 
das Fernmeldeanlagengesetz von 1928 hinein, das 
ohne jeden Zweifel bis 1945 gültig war. Bis zum 
Jahre 1945 verstand man also unter Fernmelde-
wesen das, was im Gesetz von 1928 definiert ist. 
Dort wird zwar von „Fernmeldeanlagen" gespro- 
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chen; aber  es ist das Parallele. Es müßte sich dann  
höchstens vom Jahre 1945 bis  zum Jahre 1949 der  
Begriff so grundlegend gewandelt haben, daß im  

Jahre 1949 die Väter des Grundgesetzes damit ganz  

etwas anderes wollten.  

Dazu kommt aber ein Zweites — und darauf sind  

Sie, Herr Kollege Wittrock, gar nicht eingegan-
gen —: daß im Parlamentarischen Rat in den Zu-
ständigen Ausschüssen doch alle bis auf ganz  
wenige tapfere Verfechter des Fäderalismus darin  
einig waren, daß ,der Rundfunk unter den Begriff  
„Fernmeldewesen" in Art. 73 Ziffer 7 fallen sollte,  
mindestens in seinem technischen Teil und dem, was  
dazugehärt.  

Ich möchte auch hier wieder darauf verzichten,  
Ihnen all die Äußerungen Ihrer eigenen Fraktions-
kollegen aus dem Parlamentarischen Rat vorzutra-
gen. Gerade sie waren es ja, ,die diese Frage damals  
so schön herausgearbeitet haben, und wenn ich mich  
recht entsinne, war es sogar der jetzt hier vorsit-
zende Präsident, der nachher im Hauptausschuß bei  

der Abstimmung die Frage ganz klar so formu-
lierte, daß man, nachdem der Antrag des Herrn  

Laforet von der CDU zurückgewiesen war, daraus  

nur schließen konnte, auch der Rundfunk solle min-
destens hinsichtlich des technischen und des dazu-
gehörigen organisatorischen Teils zum Fernmelde-
wesen gehören.  

(Abg. Wittrock: Herr Kollege, das Proto

-

koll ist ebenso auslegungsbedürftig wie  
manches andere, und man muß keineswegs  
zu der Schlußfolgerung kommen, die Sie  

ziehen! Ich halte Ihre Schlußfolgerung nicht  

für zutreffend!)  

— Herr Kollege Wittrock, daß auch Protokolle aus-
legungsbedürftig sind, ist mir klar; aber es wird Ihnen  

nicht ganz unbekannt sein, daß man in der Literatur  

und der Wissenschaft überwiegend — sogar von  
Gutachtern, die sich gegen die Bundeszuständigkeit  

wenden — zu dem Ergebnis kommt, daß jedenfalls  

der technische Teil und das, was an organisatori-
schen Dingen damit zusammenhängt, zur Zuständig-
keit des Bundes gehört. Von dieser Auffassung ist  

Ihre Fraktion, Herr Kollege Wittrock, noch, wenn  

ich mich recht entsinne, im Jahre 1951 oder 1952  
bei der berühmten Interpellation in Sachen Süd-
westfunk ausgegangen, als Ihr Kollege Jacobs die  
Frage stellte, ob der Bund nicht verhindern wolle, daß  
durch den Vertrag über den Südwestfunk nun die  

Bundeszuständigkeit auf diesem Gebiet präjudiziert  

werde.  

Es ist jedenfalls meine Überzeugung und die Über-
zeugung der Mehrheit, und ich meine, auch die Über-
zeugung eines nicht ganz unmaßgeblichen Teiles der  

Wissenschaft, daß man sowohl historisch als auch  

nach den Protokollen davon ausgehen kann, daß  
der Rundfunk zum Begriff „Fernmeldewesen" in  

Art. 73 Nr. 7 gehört. Man kann noch nicht einmal  

sagen, daß sich das seitdem geändert hätte. Denn  

der Begriff „Fernmeldewesen" ist inzwischen in  

einer ganzen Reihe von Bundes- und Ländergeset-
zen im gleichen Sinne gebraucht worden. Ich darf  

Sie hinweisen auf die Welt-Nachrichten-Konferenz  

von Atlantic City vom Jahre 1947, deren Konven-
tion hier in diesem Hause im Jahre 1952 ratifiziert  

wurde und in der die Definition ausdrücklich lautet:  

„Zum Begriff ,Fermeldewesen' gehört auch der  

Rundfunk." Ich darf Sie, sehr verehrter Herr Kol-
lege Wittrock, weiter darauf hinweisen,  

(Abg. Wittrock: Das sind alles rein tech-
nische Regelungen!)  

daß auch die Rundfunkgesetze der Länder den Be-
griff genauso definieren wie im Fernmeldeanlagen-
gesetz, daß auch Sie von den technischen Dingen  
ausgehen, nämlich davon ausgehen, daß es sich beim  
Rundfunk daraum handelt, Nachrichten mit einer be-
stimmten Technik, nämlich mit Wellen, zu verteilen.  

(Abg. Wittrock: Im Fernmeldeanlagenge-
setz steht keine Definition des Begriffs  

„Rundfunk"!)  

— Aber es steht eine Definition des Begriffs „Fern-
meldeanlagen" darin; und darunter fallen die Funk-
anlagen, und auch Rundfunkanlagen sind ja zweifel-
los Funkanlagen.  

Ich bin der Meinung  — um das hier  ganz kurz zu  
sagen, bin aber natürlich auch gern bereit, darauf  

noch näher einzugehen —, daß man sowohl nach  
dem Gebrauch des Begriffs „Fernmeldewesen" bis  
zum Jahre 1949 als auch nach den Protokollen des  

Parlamentarischen Rates als auch nach dem Ge-
brauch des Begriffes nach Inkrafttreten des Grund-
gesetzes davon ausgehen muß, daß der Rundfunk  

zum Fernmeldewesen gehört.  

Nun ist ja in der Literatur — Sie haben das auch  

angedeutet   immer wieder darauf hingewiesen  
worden, daß Rundfunk heute etwas ganz anderes sei,  

daß also der Mann auf der Straße, der Laie draußen,  

unter Rundfunk das versteht, was aus dem Apparat  
herauskommt, und nicht den Apparat selbst und die  
Technik dabei, und daß dieser Begriffswandel seit  

dem Fermeldeanlagengesetz doch entscheidend sei  
für die Auslegung des Art. 73 Nr. 7. Nun, meine  
Damen und Herren, ein in dieser Sache vielleicht  
unverfänglicher Zeuge — — 

(Abg. Wittrock: Hier geht es nicht um die  

Apparate, hier geht es um die Verfassung!  

Um die Rundfunk verfassung! Die  
Rundfunkverfassung ist doch das Wesent-

liche!)  

— Auch darauf kommen wir gleich. — Ein in dieser  

Frage, glaube ich, ganz unverfänglicher Zeuge, näm-
lich der derzeitige Intendant des Süddeutschen  
Rundfunks, der zwar politisch unserer Meinung ist,  
sachlich aber in diesem Punkte, glaube ich, Ihrer  
Meinung ist, hat in seiner Dissertation ganz klar ge-
sagt — ich darf das mit Erlaubnis des Herrn Präsi-
denten kurz zitieren —:  

Es kann keinen Zweifel geben, daß die gesetz-
liche Zuordnung des Rundfunks zur Reichspost-
verwaltung nicht nur in den Gründer- und Kin-
derjahren des Rundfunks unbestritten war, son-
dern auch im Jahre 1927, als niemand die  
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publizistische Auswirkung dieser technischen 
Einrichtung übersehen konnte. 

(Abg. Wittrock: Herr Deringer, wenn in 
einer Dissertation steht: „Es kann kein 
Zweifel bestehen" usw., dann ist das immer 

schlecht!) 

— Herr Kollege Wittrock, wenn es irgendeine Dis-
sertation wäre, würde ich es nicht zitieren. Da es 
aber immerhin ein Mann ist, der in diesem Falle 
durchaus unverdächtig ist, Parteimeinungen zu ver-
treten, da er ja gegen unseren Gesetzentwurf steht, 
kann man, glaube ich, diese Meinung doch zitieren. 

Ich darf nun auf einen zweiten Einwand, der auch 
bei Ihnen durchklang und der in der Literatur ge-
macht wird, eingehen; und damit komme ich zu 
dem, was Ihnen ja viel mehr am Herzen liegt: das 
ist die Frage der Machtverteilung. In einem Gut-
achten von Professor Maunz wird nun — ja, Sie 
winken selber ab; es tut mir leid — im Anschluß 
an Art. 5 des Grundgesetzes gesagt, daß die Rund-
funkfreiheit die ungehinderte Verfügung der Sende-
anstalten über die technischen Anlagen und die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit bedeute, und Herr 
Ministerialdirektor Leusser hat in einem Vortrag in 
Bad Boll vor etwa einem oder zwei Jahren erklärt, 
der Bund sei sogar verpflichtet, alle zur Verfügung 
stehenden Wellen den bestehenden Anstalten zur 
Verfügung zu stellen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, dieses Bei-
spiel macht den Unterschied zwischen anderen Mit-
teln der Information, der Meinungsbildung, und dem 
Rundfunk deutlich. Es wird immer darauf hingewie-
sen, daß man nicht etwa die Presse regeln könne, 
indem man die Druckereianstalten regele. Aber, Zei-
tungen können Sie, das nötige Geld vorausgesetzt, 
einrichten, so viele Sie wollen, denn das ist technisch 
möglich. Andere Nachrichtenmittel können Sie eben-
falls verhältnismäßig beliebig einrichten. Rundfunk-
wellen dagegen gibt es eben nur in ganz begrenzter 
Zahl. Das sind die beiden Kriterien, die uns zwin-
gen, den Rundfunk vom Technischen her auch recht-
lich anders zu sehen. 

Der Rundfunk unterscheidet sich von den übrigen 
Mitteln der Massenunterrichtung einmal durch die 
sogenannte Ubiquität, das heißt also dadurch, daß 
er, unabhängig etwa von einer Zeitungsfrau, über-
all ist, und zum anderen dadurch, daß es nur eine 
begrenzte Zahl von Wellen gibt. Herr Kollege Witt-
rock, hier ist der Punkt, an dem ich mich mit Ihnen 
durchaus in dem Wunsch treffe, die Macht nicht zu 
konzentrieren, sondern zu verteilen und aufzulösen. 
Wenn Ihre Herren Wirtschaftspolitiker hier wären, 

würden sie dem noch ganz besonders zustimmen. Da es 
nämlich nur eine begrenzte Anzahl von Wellen, nur 
eine begrenzte Anzahl von Sendemöglichkeiten 
gibt, ist der Bund nach meiner Auffassung nach 
Art. 5 des Grundgesetzes sogar verpflichtet, so viele 
Informationsquellen wie möglich daraus zu schaffen 
und — das ist eine Form der Machtverteilung, der 
Machtauflösung — etwa neue Wellen neuen Anstal-
ten zuzuweisen. Zwar spielt das bei dem Teil des 
Gesetzes, den wir heute verabschieden, keine Rolle. 
Aber da Sie das Grundproblem angeschnitten haben,  

muß ich diesen Ausblick auf das Fernsehen wohl 
doch kurz bringen. 

Ich bin deshalb der Meinung, daß Art. 5 des 
Grundgesetzes, d. h. die Rundfunkfreiheit, auf kei-
nen Fall zunächst einmal den bestehenden Anstalten 
garantiert, daß nur sie, sie allein, Rundfunk organi-
sieren oder Programmgesellschaften gründen dürfen. 
Ich bin darüber hinaus der Meinung, daß der Bund 
sogar verpflichtet ist, so viele Anstalten wie möglich 
zu schaffen. In einem Büchlein von Profesor Ridder, 
der gegenüber der Bundeszuständigkeit ebenfalls 
sehr skeptisch ist, ist der durchaus diskutable Ge-
danke erwähnt, daß man vielleicht später, wenn sich 
die technische Entwicklung fortsetzt und es technisch 
möglich ist, noch eine ganze Anzahl weiterer Anstal-
ten schaffen könnte. Solange aber die Zahl der An-
stalten begrenzt ist, muß — darin gehe ich mit Ihnen 
völlig einig — innerhalb der einzelnen Anstalt das 
Programm ausgewogen gestaltet sein. Über das 
Stichwort „Ausgewogenheit" haben wir uns ja im 
Rechtsausschuß sehr eingehend unterhalten. Ich bin 
durchaus mit Ihnen der Meinung, daß in einem Pro-
gramm natürlich alle, ich möchte einmal sagen, wich-
tigen Meinungen zum Ausdruck kommen müssen. 
Ich glaube allerdings, daß man sich mit dem allge-
meinen Rundfunkrecht im Ersten Teil des Gesetzent-
wurfs mit Erfolg bemüht, diesem Grundsatz gerecht 
zu werden. 

Nun werden Sie mir vielleicht entgegenhalten, 
daß das alles noch nichts über die Zuständigkeit be-
sage. Sicher, die Zuständigkeit des Bundes ergibt 
sich nicht aus Art. 5 des Grundgesetzes — das ist 
keine Zuständigkeitsbestimmung — sondern aus 
Art. 73 Nr. 7. Aber weil die ganze Wirkung des 
Rundfunks, weil gerade das, was Sie mit Recht als 
die Möglichkeit der Meinungsbildung und der 
Machtbildung bezeichnen, an den technischen Mit-
teln hängt — denn nur weil es eben wenige Wel-
len sind, ist dabei die Gefahr der Machtkonzentra-
tion vorhanden —, fällt auch die Organisation des 
Rundfunks in die Zuständigkeit, zu der die tech-
nische Seite gehört, nämlich in die des Bundes nach 
Art. 73 Nr. 7 GG. Daß das auch durchaus die Ab-
sicht des Parlamentarischen Rates war, sehen Sie 
etwa aus der Äußerung Ihres Fraktionskollegen 
Menzel, der im Zuständigkeitsausschuß gesagt hat: 

Ich meine aber, daß die Hoheit über die tech-
nische Seite und den Aufbau dem Bunde zu-
steht, weil der Rundfunk ein so wesentliches 
Instrument der politischen Willensbildung und 
der politischen Macht darstellt, daß der Bund 
sich insoweit nicht irgendwie von den Ländern 
vorschreiben lassen sollte. 

Ich glaube, daß das durchaus das trifft, was Sie 
heute gesagt haben, nur mit dem einen Unterschied, 
daß Ihr Kollege Menzel daraus seinerzeit die Kon-
sequenz zog, daß der Bund zuständig sein sollte, 
während Sie heute in einer mir nicht ganz einleuch-
tenden Weise daraus die entgegengesetzte Konse-
quenz ziehen. 

Im übrigen haben wir ja auch im Jahre 1951 oder 
1952 einen Vorgang in diesem Hause erlebt, bei 
dem die Frage der Abgrenzung, die Frage, wie weit 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	121. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juni 1960 	7007 

Deringer 
die Zuständigkeit technisch, organisatorisch usw. 
geht, einmal berührt wurde. In der Debatte über die 
Interpellation Ihrer Fraktion im Jahre 1951, glaube 
ich, hat der damalige Bundesinnenminister das be-
rühmte Schreiben der Ministerpräsidenten der Län-
der im Bereich des Südwestfunks zitiert, in dem 
eine ganze Reihe von Aufgaben aufgeführt 
waren, die nach Meinung der Ministerpräsidenten 
der Länder nach Art. 73 Nr. 7 GG zur Zuständigkeit 
des Bundes gehörten. Darunter war die Verteilung 
und Überwachung des Wellenplans und. eine ganze 
Reihe von anderen Dingen, die, wenn man schon 
die technische Seite regeln will, organisatorisch 
unbedingt damit verbunden werden müssen. 

Ich meine deshalb, ohne daß ich diese sehr kurze 
Erwiderung vertiefen will, daß sich aus Art. 73 
Nr. 7 eindeutig historisch, nach den Protokollen und 
nach der Verwendung des Begriffs seit Bestehen des 
Grundgesetzes ergibt, daß zum Fernmeldewesen 
auch der Rundfunk gehört und daß der Bund nach 
Art. 5 des Grundgesetzes verpflichtet ist, etwa vor-
handene Wellen dazu zu benutzen, soviel Anstalten 
wie möglich zu schaffen, daß er weiter diese Wellen 
nur Anstalten zuteilen darf, die ein gewisses Mini-
mum im Hinblick auf Art. 5 des Grundgesetzes er-
füllen — was ja bei den bisherigen Länderanstalten 
durchaus der Fall ist —, und daß er durchaus auch 
die Möglichkeit hätte, solche Wellenlängen weite-
ren, vielleicht sogar privaten Anstalten oder Pro-
grammgesellschaften zuzuteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Menzel. 

Dr. Menzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hatte ursprünglich nicht die Ab-
sicht, mich an dieser Debatte zu beteiligen, weil ich 
meine, daß die Frage, ob dieses Gesetz verfassungs-
widrig ist oder nicht, heute praktisch doch nicht 
mehr zur Entscheidung steht, da die Mehrheit die-
ses Hauses entschlossen ist, und zwar unter Aus-
nutzung ihrer Mehrheit, dieses Gesetz auf alle Fälle 
durchzubringen. Nachdem aber Herr Kollege De-
ringer eine Äußerung von mir im Parlamentarischen 
Rat zitiert hat, möchte ich verhindern, daß Aus-
legung und Ausnutzung dieses Zitats zu Mißver-
ständnissen führen. Ich habe das Zitat in der Kürze 
der Zeit nicht nachprüfen können, aber ich sage 
ausdrücklich: es ist sicherlich richtig. Denn damals, 
Herr Kollege Deringer und meine Damen und Her-
ren, haben uns in der Tat der künftige Aufbau der 
Rundfunkanstalten und die Programmgestaltung 
Sorge gemacht. Die Meinungsbildung des Parlamen-
tarischen Rates und seiner Fraktionen ist im übri-
gen nicht immer nur aus den Protokollen über die 
Plenarsitzungen und über die Sitzungen des Haupt-
ausschusses sowie der Fachausschüsse zu ersehen. 
Die interfraktionellen Besprechungen des Parlamen-
tarischen Rates waren ein sehr wesentliches und 
vielfach entscheidenderes Instrument der politischen 
Meinungsbildung und des Inhalts des künftigen 
Grundgesetzes, als es die Ausschußprotokolle er-
kennen lassen. 

Als meine politischen Freunde und ich seinerzeit 
versuchten, dem künftigen Bund eine stärkere Ein-
wirkung auf die künftige Rundfunkgestaltung zu 
geben, waren es der damalige Präsident des Parla-
mentarischen Rates, der heutige Bundeskanzler 
Dr. Adenauer, der leider so früh verstorbene spä-
tere Bundesinnenminister Dr. Lehr und Herr Laforet, 
die sich mit aller Energie gegen eine Zuständigkeit 
des künftigen Bundes auf dem Gebiet des Rund-
funkwesens gewehrt haben, und zwar mit der Be-
gründung, daß man zwar gewisse technische Fra-
gen — z. B. die Frage der Vertretung der Rund-
funkanstalten bei den internationalen Verhandlun-
gen über die Verteilung der Wellenlängen und die 
Frage der Zahl der Rundfunkanstalten in der künf-
tigen Bundesrepublik — der künftigen Bundesgewalt 
überlassen könne, daß man sich aber entschieden 
dagegen wehre, daß die Trägerschaft künftiger 
Rundfunkanstalten, daß die Rundfunkhoheit, daß 
vor allem aber das Programm der Rundfunkanstal-
ten jemals unter den Einfluß des künftigen Bundes 
geraten dürften. Der föderative Aufbau des künfti-
gen Bundes zwinge, den Ländern die alleinige Ent-
scheidung über die Trägerschaft und über das Pro-
gramm des Rundfunks als Ausfluß ihrer kulturpoli-
tischen Hoheit zu belassen. 

Ich war damals nicht überzeugt, daß diese Poli-
tik richtig sei, Nachdem aber nun einmal das 
Grundgesetz nach dem Willen der damaligen Mehr-
heit den Bund von der Gestaltung des Rundfunks 
ausgeschaltet hat, müssen Sie sich an die Realität 
und an Ihre eigenen Beschlüsse zum Grundgesetz 
halten. Sie können jetzt nicht so tun, als enthalte 
das Grundgesetz etwas anderes. 

Wir haben uns damals auch mit der Frage befaßt, 
ob Art. 73 Ziffer 7 GG, wonach das Post- und  Fern-
meldewesen zur ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes gehört, den Bund legitimieren werde, in die 
Rechte und in die Programme der Rundfunkanstal-
ten einzugreifen. Man war sich darüber klar — und 
zwar einstimmig —, daß die Formulierung des 
Art. 73 Ziffer 7 dem Bunde ein solches Recht nicht 
gebe, daß es sich vielmehr nur um verkehrs- und 
meldetechnische Fragen handle, vor allem auch mit 
Rücksicht auf die Kontakte und die Verbindungen 
mit dem Post- und Fernmeldewesen des Auslandes. 

Ich darf also sagen, meine Damen und Herren, 
daß unsere Bemühungen, die ich wenigstens für 
meine Person gar nicht bestreite, auf dem Gebiete 
des Rundfunkwesens eine gewisse zusammenfas-
sende Kraft zu schaffen, an der Mehrheit derjeni-
gen Parteien gescheitert ist, die sich heute auf den 
Standpunkt stellen, daß der Bund doch zuständig sei. 
Es bestand — ich wiederhole es — eine eindeutige 
Vereinbarung, daß nur für die Zahl der Rundfunk-
anstalten, für den technischen Aufbau der Anstal-
ten und für die Wellenverteilung der Bund viel-
leicht Zuständigkeiten bekommen sollte — auch das 
ist dann nicht aufgenommen worden , niemals 
aber für die Trägerschaft und niemals für das Pro-
gramm. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Heck. 
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Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Menzel, 
im Parlamentarischen Rat ist vieles und vielerlei 
hin und her geredet worden, und sicherlich hat jede 
Seite des Hauses die Möglichkeit, diesen oder 
jenen Satz zu zitieren. Über diese Frage aber ist im 
Parlamentarischen Rat abgestimmt worden, und 
zwar im Hauptausschuß. Der damalige Vorsitzende 
des Ausschusses war Prof. Carlo Schmid. Zur Ab-
stimmung stand die Ausschußvorlage: Art. 73 Ziff. 7 
— Post- und Fernmeldewesen —, und es lag vor 
der Vorschlag des Abgeordneten Laforet, der lau-
tete: Post- und Fernmeldewesen einschließlich des 
technischen Rundfunks. Der Vorsitzende Prof. Carlo 
Schmid ließ abstimen mit den Worten: „Ich lasse 
zunächst über den weitergehenden Antrag abstim-
men", und er ließ abstimmen über „Post- und Fern-
meldewesen". Nun, Herr Kollege Menzel, solange 
zweimal zwei vier ist, geht daraus hervor, daß 
„Post- und Fernmeldewesen", was den Rundfunk 
anlangt, mehr zum Inhalt haben muß, als „Post- 
und Fernmeldewesen einschließlich des technischen 
Rundfunks". 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Bitte. 

Dr. Menzel (SPD) : Herr Kollege Heck, glauben 
Sie wirklich, daß man unter dem Begriff „technischer 
Rundfunk" die  Hoheit, die Trägerschaft der Rund-
funkanstalten und vor allem das gesamte kultur-
politische Programm verstehen kann? Meinen Sie 
wirklich, die Kulturpolitik lasse sich unter den 
technischen Begriff stellen? 

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Menzel, darum handelt es sich in diesem Augen-
blick nicht. Es ist von Herrn Kollegen Wittrock 
geradezu als absurd hingestellt worden, Rundfunk 
irgendwie mit dem Begriff „Fernmeldewesen" zu 
erfassen. Ich stelle fest, daß im Hauptausschuß des 
Parlamentarischen Rats abgestimmt worden ist. Ich 
habe die Folgerung gezogen: „Post- und Fernmelde-
wesen" muß nach dem Willen der Mehrheit des 
Hauptausschusses für den Rundfunk mehr bedeuten 
als „technischer Rundfunk". 

(Abg. Wittrock meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Bitte, Herr Kollege. 

Wittrock (SPD) : Herr Kollege Heck, haben Sie 
dabei berücksichtigt, daß der damalige Abg. Dr. 
Laforet ausschließlich von der Erwägung ausging, 
den Begriff „technischer Rundfunk" zur Legalinter-
pretation in das Grundgesetz aufzunehmen, daß er 
aber dann auf eine Antragstellung zu diesem Punkt 
verzichtete, so daß dann nur über die ursprüng-
liche Vorlage abzustimmen war, ohne daß es in 
der Diskussion möglich war, den Begriffsinhalt 
„Post- und Fernmeldewesen" näher zu klären? 
laben Sie dabei berücksichtigt, daß z. B. in der 

Debatte ausdrücklich gesagt wurde, das Erforder-
liche werde sich in der Abstimmung ergeben? 
Haben Sie dabei weiterhin berücksichtigt, daß dann 
in der Abstimmung kein entsprechender Antrag 
vorlag? 

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Das war eine 
sehr lange Debatte, 

(Zustimmung in der Mitte) 

in der im allgemeinen nur eines zum Ausdruck kam. 
Sie kennen, wie ich sehe, die Protokolle sehr ge-
nau. Dann wissen Sie, daß diese Frage im Zustän-
digkeitsausschuß und im Hauptausschuß sehr sorg-
fältig diskutiert worden ist. Nur die Abgeordneten 
Laforet und Kleindinst haben die Auffassung ver-
treten, daß der Bund mit Rundfunkangelegenheiten 
nichts zu tun haben solle. Nur die Abgeordneten 
Laforet und Kleindinst haben am Schluß versucht, 
die Kompetenz des Bundes auf ,das Technische ein-
zugrenzen. Es ist richtig, daß der Abg. Laforet den 
Antrag zurückgezogen hat. Offensichtlich war es 
aber die Auffassung des amtierenden Vorsitzenden 
— die ohne Widerspruch hingenommen worden 
ist —, daß nach dem Verlauf der Debatte im Zustän-
digkeitsausschuß und im Hauptausschuß die Formu-
lierung „Post- und Fernmeldewesen" weiterging als 
die Formulierung „Post- und Fernmeldewesen ein-
schließlich des technischen Rundfunks". Sonst hätte 
der Vorsitzende nicht nach der Erklärung: „Ich lasse 
zunächst über den weitergehenden Antrag abstim-
men" über „Post- und Fernmeldewesen" abstimmen 
lassen. 

Noch eine kurze Bemerkung. Es wird immer da-
von gesprochen, hier auf dieser Seite des Hauses 
(zur CDU/CSU) und auf der Regierungsbank sitzen 
diejenigen, die Macht skrupellos ausnutzen, und 
auf der Linken sitzen diejenigen, die — ich weiß 
nicht, was ausüben wollen. Glauben S ie nicht, daß 
die Regelung des Auslandfunks, die Regelung des 
Deutschlandfunks politisch so wichtige Aufgaben 
sind, daß .man hier auch von Verantwortung 
sprechen kann und nicht nur von Macht? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge-
ordneten der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über ,den § 1. Ich 
kann wohl über ,die §§ 1, 2 und 3 gemeinsam ab-
stimmen lassen. Ist das Haus einverstanden? — Wer 
diesen Bestimmungen zustimmen will, der gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen ? —
Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

(Abg. Wittrock: Herr Präsident! — Lachen 
und Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Ich weiß nicht, wodurch ich mir Ihren Beifall 
verdient haben könnte. 

(Abg. Wittrock: Hier war die Fragestellung 
nicht klar! — Anhaltende Heiterkeit.) 

— Ich habe gebeten, daß, wer mit den §§ 1, 2 und 3 
einverstanden sei, das Handzeichen geben möge. 

(Abg. Wittrock: Gegenstimmen!) 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
— Eine Gegenstimme. 

(Große Heiterkeit. — Abg. Wittrock: Es wa

-

ren mehrere!) 

— Ich habe keine gesehen. Es tut mir leid, Ihnen 
nicht folgen zu können. Ich habe die Frage gestellt; 
eventuellen Nein-Stimmen wurde kein Ausdruck 
gegeben. 

(Fortgesetzte Heiterkeit und Unruhe.) 

Ich versuche, meine Pflichtredlich zu tun. Ich habe 
jedermann Gelegenheit gegeben, sein „Nein" zum 
Ausdruck zu bringen. Es hat sich jedoch auf meine 
Frage keine Hand erhoben. 

Zu § 4 liegen Änderungsanträge vor, und zwar 
auf Umdruck 688 (neu) Ziff. 1, und Lauf Umdruck 
673. Der Antrag Umdruck 673 betrifft eine Ände-
rung des Textes der Ausschußvorlage, der Antrag 
Umdruck 688 (neu) Ziff. 1 will einen weiteren Ab-
satz hinzufügen. 

Wird ,das Wort gewünscht? — Das Wort hat der 
Abgeordnete Blachstein. 

Blachstein (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst bedauern, daß der 
Herr Bundesinnenminister bei der Verabschiedung 
des Gesetzes nicht anwesend ist. Der Herr Bundes-
postminister saß zeitweise 

(Zurufe von der Mitte: Hier ist er!) 

auf seinem Platz — ja, als Abgeordneter —, 
aber ich entnehme daraus noch nicht, daß 
die Zuständigkeit ganz auf das Ressort Post-
und Fernmeldewesen übergegangen ist. Wie gesagt, 
ich hätte gewünscht, daß der Herr Bundesinnen-
minister selber bei einem so wichtigen Gesetz an-
wesend wäre. 

In ,der ersten Lesung in diesem Hause hat der 
Herr Bundesinnenminister sich sehr entschieden 
dagegen verwahrt, daß die Absichten der Bundes-
regierung bei der Vorlage dieses Gesetzes etwas 
mit Macht oder Machtansprüchen zu tun hätten. 
Auch Herr Kollege Dr. Heck hat eben noch einmal 
so schön an 'die Verantwortung der Regierung er-
innert. Ich möchte wünschen, Herr Dr. Heck, daß 
bei der Anwendung der Macht überhaupt — und 
nicht nur bei dieser Materie — die Regierung sich 
ihrer Verantwortung bewußt ist. In einem demo-
kratischen Staat sollte die Verantwortung zu der 
Anwendung der Macht gehören. Aber damals stellte 
es der Herr Bundesinnenminister so dar, als ginge 
es nur um ein Ordnungsproblem, und er zürnte uns 
sehr, daß wir es überhaupt in einen politischen Zu-
sammenhang gestellt hatten. Ich glaube, das sollte 
man nicht tun. Der Rundfunk ist eine außerordent-
lich politische Angelegenheit, und er ist ein Macht-
instrument ersten Ranges. 

Da es vielleicht schwer ist, in diesem Hause über 
das Problem der Macht miteinander zu reden, 
möchte ich eine Stimme eines Nichtpolitikers, eines 
Juristen zitieren, — ohne auf ,den Juristenstreit 
über die Zuständigkeit weiter eingehen zu wollen; 
denn diese Frage wird in Karlsruhe zu entscheiden 
sein, wenn sie zur Entscheidung gestellt wird, und 

nicht in diesem Hause. Es könnte nützlich sein, da-
mit aufzuhören, so zu tun, als hätten diese Dinge 
nichts mit Macht oder nicht in erster Linie mit Macht 
und Politik zu tun. Lassen Sie mich deshalb einiges 
aus dem Gutachten von Professor Krüger zitieren, 
nämlich das, was er über 'diesen Teil sagt. Ich lasse 
seine Schlußfolgerungen über Zuständigkeiten von 
Bund und Ländern hier aus, weil sie mit ,dem § 4, 
zu dem ich den Änderungsantrag zu begründen 
habe, nicht unmittelbar etwas zu tun haben. Er sagt: 

Macht ist heute mehr denn je nicht eine An-
gelegenheit der äußeren Machtmittel, sondern 
ein . . . psychisches Phänomen. Sie ist die Mög-
lichkeit ihres Trägers, das Denken und Fühlen 
anderer Menschen im eigenen Sinne maßge-
bend zu bestimmen. Die Innehabung und die 
Ausübung einer dergestalt verstandenen Macht 
ist in den letzten Jahrhunderten und Jahrzehn-
ten  durch dreierlei gekennzeichnet: Macht hat 
sich in ihren Mitteln ungemein verfeinert; sie 
hat zweitens verstanden, sich unsichtbar zu 
machen: vor allem aber ist es ihr gelungen, 
ihre durch die beiden ersten Veränderungen 
ohnehin unvergleichlich gesteigerte Wirksam-
keit und Wirkung zudem zu einer vom Adres-
saten unbemerkten zu machen. 

Zweierlei kommt hinzu, um diese Lage zu 
verschärfen: Der moderne Mensch als „außen-
geleiteter" ist für Fremdbestimmung besonders 
empfänglich. Und zweitens: Anders als Kano-
nen, Panzer und dergleichen äußere Machtmit-
tel stehen die verfeinerten, unsichtbaren, un-
merklichen Machtmittel nicht nur dem Staate, 
sondern jedermann, also auch den Kräften der 
Gesellschaft zu Gebote. 

In diesen Zusammenhang muß auch der Rund-
funk und erst recht das Fernsehen gestellt wer-
den: Der Rundfunk muß heute in erster Linie 
als eine unvergleichliche Möglichkeit gewür-
digt werden, Macht zu bilden und Macht aus-
zuüben. 

Dem Staat steht das Monopol der Macht je-
denfalls insoweit zu, als es sich um unwider-
stehliche Macht handelt, wobei Unwidersteh-
lichkeit nicht nach der Art der Mittel, sondern 
nach dem Grad der Wirkung zu bestimmen ist. 
Das Staatsmonopol umfaßt daher auch geistige 
Macht, wenn sie unwiderstehlich wirkt. Un-
merkliche Macht ist ihrer Natur nach als un-
widerstehliche anzusehen, weil ihre Opfer gar 
nicht erst auf den Gedanken kommen, ihr zu 
widerstehen: Sie wollen von vornherein das, 
was der Mächtige will, sie beugen nicht etwa 
erst ihren Willen dem Willen des Mächtigen. 

Das staatliche Monopol auch geistiger Macht 
von Unwiderstehlichkeit braucht dann nicht ak-
tualisiert zu werden, wo mehrere nichtstaat-
liche Mächte dieser Art in wirksamer Konkur-
renz miteinander stehen und ihre Wirkungen 
sich dadurch balancieren und neutralisieren. 
Diese marktwirtschaftliche Art der Paralysie

-

rung von unwiderstehlicher Macht mag für die 
Presse vielleicht wirksam sein. Für den Rund-
funk jedoch besteht diese Möglichkeit nicht. 
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Blachstein 
Unter diesen Umständen fällt der Rundfunk 

in das staatliche Machtmonopol. Hier kann je-
doch dieses Monopol nur in einer ganz beson-
deren Art und Weise verwirklicht werden. 
Denn: zwar darf der Rundfunk nicht in die 
Hände gesellschaftlicher Kräfte fallen. Er darf 
aber auch nicht in unmittelbarer staatlicher 
Verwaltung geführt werden. Er bedarf nämlich 
der Neutralisierung auch gegenüber dem Staat, 
sofern dieser Parteienstaat ist. Diese Neutrali-
sierung des Machtinstruments „Rundfunk" ge-
genüber den gesellschaftlichen Kräften u n d 
gegenüber dem Parteienstaat, die zugleich die 
Möglichkeit einer geordneten und gleichberech-
tigten Nutzung der Sendemöglichkeiten für den 
Staat und diese Kräfte erschließen muß, läßt 
sich schwerlich anders bewirken als durch die 
Schaffung einer abgesetzten Verwaltungsein-
heit, deren Neutralität durch die Heranziehung 
aller Kräfte zur Willensbildung gesichert ist. 

Der Rundfunk ist, politisch-gesellschaftlich ge-
würdigt, ein Machtmittel von breitester und 
stärkster Wirkungskraft. Er ist daher nicht dem 
Postregal, sondern dem Machtregal zuzuord-
nen, der ausschließlich dem Staat, d. h. in der 
Demokratie dem ganzen Volk vorbehaltenen 
Befugnis, unwiderstehliche Macht zu bilden, 
innezuhaben und einzusetzen. 

Meine Damen und Herren, entschuldigen Sie bitte 
das lange Zitat. Aber ich glaube, daß es nützlich 
ist, gegenüber den Versuchen der Verniedlichung 
dessen, was hier geschieht, einfach darauf aufmerk-
sam zu machen, daß politisch etwas sehr Entschei-
dendes mit dieser Gesetzgebung vorgenommen 
wird, was auch nicht dadurch wesentlich verändert 
wird, daß man zunächst ein bißchen begonnen hat. 
Wenn das durchgeht — und dazu wird in der drit-
ten Lesung noch etwas zu sagen sein —, wird der 
Appetit auf der Regierungsbank wachsen und wer-
den wir in den nächsten Jahren neue Vorlagen auf 
dem Wege zu mehr Macht für den Bund bekommen. 

Ich war von den Vorwürfen des Bundesinnen-
ministers bei der ersten Lesung noch tief beein-
druckt, als ich die Äußerungen des Kollegen 
Höcherl  las, der also auch sündig geworden 
ist — wie wir offenbar alle — und die Absichten 
des Bundesinnenministers offenbar gründlich miß-
verstanden hat. Er hat am Sonntag auf einer Veran-
staltung — ich glaube seiner Partei — verkündet, 
es würde nun endlich der Weg dafür geöffnet, daß 
die Leistungen der CDU/CSU im Fernsehen auch 
wirklich zur Geltung kommen und dem erstaunten 
deutschen Publikum nahegebracht werden. 

Man hat versucht, ein bißchen Objektivität da 
hineinzubringen. Ja, wenn die Regierung sich selbst 
darstellt, wird doch niemand daran zweifeln, daß 
das höchst objektiv ist, was sie darstellt. Unsere 
Erfahrungen auf diesem Gebiet sind so, daß wir 
sehr genau wissen, wie und wozu die Instrumente, 
von denen hier die Rede ist — wir wissen das aus 
sehr bitteren Erfahrungen aus der Vergangenheit, 
aus der Gegenwart, aber auch aus unserem eigenen 
Bereich —, verwendet werden können. 

Im übrigen, Herr Kollege Höcherl, klang es von 
der CSU in diesem Hause einmal anders. Ich möchte 
mit einem Wort des letzten sächsischen Königs, es 
etwas abwandelnd, sagen: Ihr seid mir schöne 
Föderalisten! Ich will gar nicht zitieren, was Herr 
Dr. Jaeger damals bei dem Vogelsehen Antrag 
gesagt hat. Sie wissen ja — ob Sie es mit Ihrer 
politischen Überzeugung vereinbaren können, heute 
diesem Gesetz zuzustimmen, ist nicht meine Sorge, 
sondern eher Anlaß zur Heiterkeit —, wie selbst, 
wenn es um die Möglichkeiten der CDU/CSU im 
Wahlkampf geht, die föderalistischen Grundsätze 
ein wenig beiseitegeschoben werden. 

Lassen Sie mich nun zum § 4, zu der merkwür-
digen Formulierung „Mitteilungen von öffentlichem 
Interesse" kommen. Hier wird den Regierungen.—
es geht wohlgemerkt nicht nur um die Bundesregie-
rung, es geht auch um die Landesregierungen — das 
Recht eingeräumt, Gesetze, Verordnungen und Mit-
teilungen von öffentlichem Interesse im Rundfunk 
zu verbreiten. Es ist ihnen dafür unverzüglich 
Sendezeit einzuräumen. 

Was sind eigentlich „Mitteilungen von öffent-
lichem Interesse"? Bestimmt das der Minister? Be-
stimmt das der Ministerpräsident, oder wer? Wer 
sagt uns, was von öffentlichem Interesse ist? Es 
wäre verständlich, wenn Sie neben Gesetzen und 
Verordnungen amtliche Bekanntmachungen oder 
amtliche Mitteilungen vorgesehen hätten. Niemand 
wird etwas dagegen haben, daß im Falle des Ein-
sturzes einer Brücke die Öffentlichkeit aufgefordert 
wird, einen anderen Weg zu wählen, oder bei einer 
Katastrophe irgendwelche notwendige Mitteilungen 
an die Öffentlichkeit ergehen. Aber dafür gibt es 
doch sehr deutliche und sehr präzise Ausdrücke und 
nicht den reichlich verschwommenen, reichlich un-
genauen und, wie ich glaube, mit politischer Ab-
sicht so verschwommen und ungenau formulierten 
Terminus„ Mitteilungen von öffentlichem Interesse". 

Ich hoffe, daß es möglich ist, über diesen Punkt 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Regierungs-
konstellation in Bonn zu reden; denn hier steht: 
Bundesregierung und Landesregierungen. Uns stört 
beides, obwohl es einige Landesregierungen gibt, 
die von Sozialdemokraten geführt werden, und man 
sagen könnte: Ihr könnt also in den Ländern den 
gleichen Brauch oder Mißbrauch — wie Sie wollen 
—praktizieren. 

Wir wollen aber den Rundfunk nicht zu einem 
Instrument der permanenten Regierungspropaganda 
machen, weder in Bonn noch in den Landshaupt-
städten, weder dort, wo die CDU/CSU regiert oder 
führt, noch dort, wo wir es tun. Denn wir glauben, 
daß die Opposition im Bund oder in den Ländern 
im Rundfunk die gleichen Chancen und die gleichen 
Möglichkeiten haben muß wie die Regierung. Jede 
demokratische Kraft in diesem Lande sollte die 
gleichen Rechte und die gleichen Möglichkeiten bei 
der Vertretung ihrer Meinung in der Öffentlichkeit 
und durch den Rundfunk erhalten. 

Mit dieser Kautschukformulierung wird Landes-
regierungen oder der Bundesregierung ein Weg ge-
öffnet, im Rundfunk Mitteilungen von öffentlichem 
Interesse, vielleicht über ein geplantes Gesetz, viel- 
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leicht über geplante Maßnahmen, vielleicht über ir-
gendwelche Absichten an die Öffentlichkeit zu brin-
gen, ohne daß die übrigen demokratischen Kräfte 
die gleiche Möglichkeit haben. 

Wir wenden uns nicht dagegen — das glaubte 
man uns früher einmal vorwerfen zu können —, 
daß die Regierung im Rundfunk spricht. Auch die 
Regierungen müssen die Möglichkeit haben, ihre 
Meinung zu wichtigen Dingen im Rundfunk zum 
Ausdruck zu bringen, aber nicht als Sonderrecht, 
nicht als Privileg, nicht als Vorrecht, für dessen 
Verwirklichung unverzüglich Sendezeit zur Verfü-
gung zu stellen ist, sondern so, daß eine ausgegli-
chene Information der Öffentlichkeit gewährleistet 
ist, indem alle demokratischen Kräfte in gleicher 
Weise ihre Meinungen vertreten können. 

Wenn man hier nicht ein Vorrecht für die Regie-
rung festlegen will, müßte man nach unserer Mei-
nung den § 4 durch einen zweiten Absatz ergänzen. 
Dieser Abs. 2 soll nach unserem Antrag auf Um-
druch 688 (neu) Ziffer 1 folgendermaßen lauten: 

Sprechen Angehörige der Regierung oder ihre 
Beauftragten im Rahmen der den Regierungen 
zur Verfügung gestellten Sendezeiten zu Fra-
gen, die Gegenstand des politischen Meinungs-
streites zwischen den Parteien sind, so haben 
die in § 5 bezeichneten Parteien, die einen 
davon abweichenden Standpunkt vertreten, das 
Recht auf entsprechende Sendezeit zur Darle-
gung ihrer Stellungnahme. 

Mit dieser Formulierung würde, glaube ich, 
sichergestellt, daß alles, was wirklich in die Korn-
petenz der Regierung und in ihren Aufgabenbe-
reich als Exekutive fällt, geschehen kann. Alles, 
was politisch umstritten ist, müßte dagegen unter 
dem gleichen Recht, unter den gleichen Bedingun-
gen, mit den gleichen Chancen für die Regierung 
und die übrigen demokratischen Kräfte in unserem 
Lande im Rundfunk vertreten werden können. 

Wir bitten Sie, unserem Änderungsantrag zuzu-
stimmen. Wir glauben, daß wir damit den Regie-
rungen, der Bundesregierung und den Landesregie-
rungen, das geben, was sie brauchen, daß wir auf 
der anderen Seite wirklich Garantien für eine ob-
jektive Berichterstattung und für eine ausgegli-
chene Meinungsäußerung im Rundfunk auch in der 
Zukunft schaffen. Wir hoffen, daß Sie diesem An-
trag Ihre Zustimmung geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Höcherl. 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Blach-
stein hat mir eine zentralistische Sünde vorgehalten. 
Daher darf ich doch einige Dinge richtigstellen. Hier 
handelt es sich nicht um das Fernsehen — über das 
ich in Erlangen ausschließlich gesprochen habe —, 
sondern wir haben hier über die Deutsche Welle 
und den Deutschlandfunk zu beraten, zwei Gegen-
stände, die rechtlich nicht, wie das bereits gesche-
hen ist, nur unter einem Gesichtspunkt beurteilt  

werden dürfen. Vielmehr spielen hier außenpoli-
tische und gesamtdeutsche Gesichtspunkte eine her-
vorragende Rolle. Diese können durchaus eine an-
dere rechtliche Beurteilung zulassen. In Erlangen 
habe ich vor meiner Partei über Fernsehfragen ge-
sprochen. Ich darf, Herr Blachstein — Sie konnten 
nicht anwesend sein; und wenn man sich nicht ge-
nau infomiert, passiert es häufig, daß man falsch 
zitiert —, kurz noch sagen, was ich da eigentlich 
ausgeführt habe. 

Ich habe in erster Linie von den großen Leistungen 
der CDU/CSU in diesen elf Jahren gesprochen. Ich 
war der Meinung, daß es kaum einen anderen deut-
schen Geschichtsabschnitt gibt, in dem eine solche 
Leistung vollbracht worden ist. Ich nehme an, daß 
das Ihre Zustimmung findet. Sie hatten ja Gelegen-
heit, diese Leistungen vor allem auch durch Wider-
stand zu begleiten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Dann habe ich zum Ausdruck gebracht, daß nach 
meinem Eindruck aus dem Umstand, daß da und 
dort bei Kommunal- und Landtagswahlen das Lager 
der SPD gelegentlich verstärkt worden ist, diese 
Leistungen nicht so dargestellt worden rind,  sie 
das eigentlich verdient hätten; sonst wäre ein sol-
cher Gesinnungswandel absolut unverständlich. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der SPD.) 

Ferner habe ich den Verdacht ausgesprochen, dies 
könne vielleicht daher kommen, daß gewisse Publi-
kationseinrichtungen, sei es auf dem Gebiet der 
Presse, sei es auf dem des Fernsehens oder des 
Rundfunks, ihrer Informationspflicht vielleicht nicht 
ganz so nachkommen, wie es den Leistungen und der 
Objektivität angemessen wäre. 

Ich habe die Hoffnung ausgedrückt, daß wir durch 
das neue, zweite Fernsehprogramm, durch das Kon-
kurrenzprogramm — wir sind doch alle, nachdem 
Sie sich selbst für eine freiheitliche Wirtschaftsauf-
fassung nach einigen Jahren Lehrzeit entschlossen 
haben, der Meinung, daß die Konkurrenz das Ge-
schäft sehr belebt —, auf dem Gebiet der Informa-
tion erhebliche Fortschritte erreichen werden, so daß 
die Dinge dann vielleicht doch so erkannt werden, 
wie sie von Ihnen — das möchte ich Ihnen gar nicht 
zumuten — nicht dargestellt werden, aber vielleicht 
auch nicht mit dem erforderlichen Maße an Objek-
tivität hier zur Geltung gekommen sind. 

Weiter habe ich gesagt, daß es richtig wäre, das 
zweite Fernsehprogramm gemeinsam mit den Län-
dern, und zwar durch Vertragsverhandlungen, zu 
gestalten. Ich glaube durchaus noch im Rahmen des 
Föderalismus zu reden. Sie befinden sich ja zur Zeit 
in einer interessanten Phase des Zweckföderalismus 
im Hinblick auf das Jahr 1961. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daß uns das nicht ganz überzeugt, dürfen Sie uns 
nicht übelnehmen. Ich gehöre der Kommission an, 
die diese Verhandlungen sehr geduldig und schon 
seit geraumer Zeit führt. Ich glaube, daß wir in ab-
sehbarer Zeit zu einer vertraglichen Einigung mit 
den Ländern kommen werden. Es kommt natürlich 
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sehr darauf an, ob Sie dann gerade im Rahmen des 
Zweckföderalismus auf Ihre Länder so viel Einfluß 
besitzen, daß die Vorschläge, die ungefähr diesem 
Gesetz entsprechen, angenommen werden. 

Das habe ich gesagt, und das wußten Sie alles 
nicht genau. Das ist die berühmte Katze aus dem 
Sack. Der Sack war vollkommen leer. Es war über-
haupt keine Katze darin. Ich bin der Meinung, Herr 
Barsig hat Ihnen eine falsche Katze vorgezeigt, und 
darauf sind Sie hereingefallen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU. 
Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Mühlen. 

von Mühlen (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte kurz 
unseren Änderungsantrag zu § 4 begründen und 
dabei darauf verzichten, dies zum Anlaß zu nehmen, 
die Debatte um einen weiteren Beitrag in Sachen 
„Machtpsychologie im Hinblick auf den Rundfunk" 
auszudehnen. Kurz zur Sache! 

Darüber, daß den Regierungen in Bund und Län-
dern ein Recht eingeräumt werden muß, ihre Ge-
setze, Verordnungen usw. auch über den Rundfunk 
möglichst rasch an die Bevölkerung heranzutragen, 
bestand auch im Ausschuß kein Zweifel. Im Aus-
schuß haben wir darüber eingehend diskutiert und 
wir waren uns einig, daß es notwendig ist, dieses 
Recht klar zu umreißen. Vielleicht ist die Formulie-
rung „Mitteilungen von öffentlichem Interesse" — 
diesen Eindruck haben wir damals gewonnen — 
nicht ganz das, was ,den Nagel auf den Kopf trifft. 
Wir Antragsteller glauben deshalb, daß unser Ände-
rungsantrag eine Formulierung vorsieht, die das 
Verlautbarungsrecht der Regierung im Rahmen des 
Gesetzes soweit als möglich klar definiert und ab-
grenzt. Deshalb schlagen wir vor, statt „Mitteilun-
gen von öffentlichem Interesse" die Formulierung 
„Verlautbarungen ihren Aufgaben entsprechend" in 
den § 4 zu übernehmen. Mit dieser Änderung dürfte 
auch der Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
betreffend Anfügung eines Abs. 2 weitgehend hin-
fällig werden. Ich bitte Sie deshalb, unserem Ände-
rungsantrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Staatssekretär Dr. Anders. 

Dr. Anders, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und  Herren! Nur einige wenige 
Worte zu dem Antrag zu § 4 Abs. 2, den Herr Ab-
geordneter Blachstein begründet hat. Ich glaube, 
Herr Abgeordneter Blachstein hat übersehen, was 
in der Begründung der Regierungsvorlage über die 
Bedeutung des § 4 steht. In der Begründung steht 
ausdrücklich, daß § 4 das Verlautbarungsrecht von 
Bundesregierung und Landesregierungen entspre-
chend den Regelungen in den neueren Rundfunk-
gesetzen der Länder behandelt. Es heißt dort weiter: 

Das Recht besteht nur für Verlautbarungen im 
Rahmen der Regierungstätigkeit, nicht dagegen 
für parteipolitische Auseinandersetzungen. 

Ich habe seinerzeit — ich glaube allerdings, Herr 
Abgeordneter Blachstein war in der Sitzung nicht 
zugegen — als Beispiel die hessische Regelung 
zitiert. Da heißt es in dem betreffenden § 3 Abs 5: 

Die Landesregierung hat das Recht, Gesetze, 
Verordnungen und andere wichtige Mitteilun-
gen durch den Rundfunk bekanntzugeben. 

Das ist nichts anderes, als hier in § 4 der Regie-
rungsve rla ge s t eht .  

Man hat im Ausschuß darüber debattiert, ob vor-
zusehen sei, daß zu diesen Erklärungen Stellung ge-
nommen werden könnte, hat dann aber eine solche 
Regelung abgelehnt. Im übrigen hat man zur Ver-
deutlichung beschlossen, hinter „Mitteilungen" ein-
zufügen: „von öffentlichem Interesse". 

Die Fassung, die jetzt seitens der FDP vorge-
schlagen wird, erscheint auch uns annehmbar. Es 
würde dann eine glückliche Übereinstimmung zwi-
schen dem Text und der Überschrift dieses Paragra-
phen bestehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Verlautbarung, die wir soeben 
von dem Herrn Staatssekretär vernommen haben, 
ist sehr interessant. Sie ist im Ausschuß nicht in 
dieser eindeutigen Form erfolgt. Wenn ich den 
Herrn Staatssekretär recht verstanden habe, hat er 
hier als Vertreter des Bundesinnenministers in aller 
Form erklärt, daß die Bundesregierung im Rahmen 
der ihr in § 4 zur Verfügung gestellten Sendezeit 
nicht beansprucht, als Regierung zu kontroversen 
Themen, die im Parteienstreit stehen, Stellung zu 
nehmen. 

Der Ausschuß ging weiter. Der Ausschuß war der 
Auffassung, es ,sei durchaus möglich, daß die Regie-
rung Erklärungen abgebe, die umstritten seien. Was 
mein Kollege Blachstein vorgetragen hat, ist der 
Vorschlag für eine Formulierung, die die Frage 
regelt. wie dann die davon betroffene Seite recht-
lich Anspruch auf Sendezeit erhalten kann. 

Es wäre außerordentlich interessant, wenn wir 
hier in aller Form und verbindlich für die Regierung 
erfahren könnten, daß die Regierung als Ganzes 
oder ein Minister nicht beabsichtigt, in kontroverse, 
in Diskussion befindliche Fragen im Rahmen dieser 
Sendezeit einzugreifen. Dann allerdings ergibt sich 
doch die Notwendigkeit, daß man feststellt — was 
von uns berücksichtigt, aber von der CDU-Mehrheit 
im Ausschuß abgelehnt worden ist Sprechen Mini-
ster zu im Parteienstreit stehenden Fragen in kontro-
verser Weise, dann müssen sie auf die Redezeiten zu-
rückgreifen, die im Rahmen des § 5 den Parteien zur 
Verfügung gestellt werden. Meine Damen und Her-
ren, wir hätten uns viel Ärger und dem Ausschuß 
viel Auseinandersetzung ersparen können, wenn die 
Regierung dort diesen Standpunkt vertreten hätte. 
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Herr Kollege Heck, Sie werden mir zugeben, daß 
das nicht geschehen ist. Wir haben sogar gesagt, 
auch wir als Opposition: Natürlich hat die Regie-
rung das Recht, auch zu im Streit stehenden Fragen 
Stellung zu nehmen; natürlich hat der Herr Bundes-
kanzler als Chef der Bundesregierung das Recht, 
seine Meinung zu sagen, auch in kontroverser 
Form. Wenn wir die Zusicherung bekommen, daß 
der Herr Bundeskanzler und die Mitglieder seines 
Kabinetts dies in den den Parteien im Rahmen des 
§ 5 zustehenden Sendezeiten zu tun beabsichtigen, 
dann ist unser Anliegen erfüllt. Das aber ist im 
Ausschuß niedergestimmt worden. 

Deshalb haben wir gesagt: Da daraus hervorgeht, 
daß die Regierung doch offensichtlich im Rahmen 
des § 4 dazu sprechen will, müssen wir eine Rege-
lung dafür vorsehen, wie die davon betroffenen 
Parteien darauf antworten können. Die Mitglieder 
des Ausschusses werden sich entsinnen, daß, als 
wir sagten, die Minister sollten dann im Rahmen 
ihrer Parteizeit sprechen, der CDU-Minister also 
im Rahmen der der CDU zugebilligten Zeit, im 
Ausschuß sogar der Einwand gemacht wurde, es 
könne ja durchaus die Situation entstehen, daß 
ein Minister eine Auffassung vertrete, die von 
seiner Partei nicht in vollem Umfange geteilt werde, 
daß also nicht nur die Opposition, sondern auch 
eine Regierungspartei das Recht haben müsse, 
darauf zu antworten. Das haben wir in unserem 
Antrag — wenn Sie die Formulierung genau 
durchsehen, werden Sie es feststellen — berück-
sichtigt. 

Wenn also die Bundesregierung hier in verbind-
licher Form erklärt, daß sie beabsichtigt, wenn sie 
zu Streitfragen, zu Fragen, die im innenpolitischen 
und zwischenparteilichen Streit stehen, Stellung 
nimmt, nur im Rahmen des § 5 zu sprechen, dann 
sind wir völlig einig. Das ist leider im Ausschuß 
nicht zu erreichen gewesen, und deshalb ist die 
nicht ganz eindeutige Erklärung des Herrn Staats-
sekretärs einer regierungsoffiziellen Interpretation 
bedürftig. 

Was mich aber veranlaßt hat, mich zum Wort zu 
melden, war das, was Herr Kollege Höcherl ge-
sagt hat. Er meinte, der Sack sei leer. Herr Kollege 
Höcherl, es ist noch etwas im Sack, und ich werde 
Sie auch noch einmal zitieren. Lassen Sie mich aber 
zuvor noch sagen — daran liegt mir sehr —, daß 
es auch heute in den Rundfunkanstalten durchaus 
so ist, daß die Regierungen, auch die Bundesregie-
rung, die Möglichkeit haben, zu politischen Fragen 
zu sprechen, wenn sie es wünschen. Lassen Sie mich 
diesem Hause, das in weiten Teilen einer vorein-
genommenen Meinung zu sein scheint, dieses sta-
tistische Material vorlegen: In den zehn Monaten 
vom 1. Januar 1959 bis zum 3. November 1959 
haben die Mitglieder des Bundeskabinetts — ohne 
die Staatssekretäre zu zählen — in 217 Sendungen 
mit 144 Rundfunkerklärungen zu Fragen Stellung 
genommen. Es ist also nicht etwa so, wie man gele-
gentlich am Rande ein wenig auszustreuen versucht, 
daß sich die bestehenden Rundfunkanstalten den 
sehr legitimen Anliegen der Regierung, sich zu Din-
gen des öffentlichen Interesses zu äußern, ver-
schlössen. 

Worauf es uns ankommt, ist ganz einfach, eine 
Regelung zu sichern, die in ihrem Inhalt derjenigen 
entspricht, die man in England getroffen hat: daß die 
beiden Seiten, die Regierung und die Opposition, 
fair und gleichgewichtig um die Zustimmung des 
Volkes ringen können, nicht nur unmittelbar vor 
den Wahlen in den den Parteien zur Verfügung ge-
stellten Sendezeiten, sondern über die ganze Legis-
laturperiode hinweg. Das wird in England so folge-
richtig betrieben, daß beispielsweise im letzten 
Wahlkampf auf neun Konservativen-Sendungen 
neun Labour-Sendungen kamen und die Minister 
der Regierung im Rahmen der Sendezeit der Kon-
servativen zur Geltung kamen. 

(Abg. Dr. Barzel: Im Wahlkampf!) 

— Im Wahlkampf, aber auch sonst! Lassen Sie mich 
zitieren, was Sir Ivone Kirkpatrick, der ja von Ihnen 
gern zitiert wird, wörtlich erklärt hat: „Selbst wenn 
Macmillan aus den USA kommt und seine Ge-
spräche schildert, erhält die Opposition das Recht 
auf gleiche Zeit." Sie sehen, dort ist es ganz klar, 
daß man fair und gleichgewichtig vorgeht. 

Wir wissen alle, daß das in Deutschland sehr 
viel schwieriger ist, aus zum Teil verh ä ngnisvollen 

Traditionen, aus der Staatsauffassung, die sich bei 
uns in Generationen gebildet hat und die auch in 
der öffentlichen Meinung gelegentlich zu der Auf-
fassung führt, die Opposition sei nicht genauso wie 
die Regierung eine notwendig zur Demokratie ge-
hörende Kraft, sondern etwas Zweitrangiges. Die 
Engländer haben aus dieser Gleichgewichtigkeit, 
aus der heraus allein Demokratie funktionieren 
kann, diese Schlußfolgerungen abgeleitet. 

Aber  nun  zum Herrn Kollegen Höcherl. Herr 
Kollege Höcherl, mein Freund Blachstein hat hier 
etwas an Ihrem Zitat als Beispiel hingestellt. Wir 
haben das Zitat aus ,der Presse genommen. Sie 
haben es hier ein wenig so darzustellen versucht, 
als hätte die Presse Ihre Rede nicht korrekt wieder-
g e geben. Ich habe ein wenig das Gefühl: wenn 
einem eine über die Zunge gerutschte Erklärung 
nachher bei sorgfältiger Überprüfung nicht paßt, 
macht man gern die Berichterstattung verantwort-
lich. Aber nehmen wir diesmal ein paar Zitate, die 
im Wortlaut belegbar sind. 

Da haben wir eine Meldung vom 18. November 
1959 aus den „Düsseldorfer Nachrichten", ,eine von 
dpa im Wortlaut wiedergegebene Äußerung Ihres 
CDU-Kollegen Schneider,  der erklärt hat, dem 
Rundfunk müsse endlich verwehrt werden — und 
jetzt Gänsefüßchen —, „alles das, was die Regie-
rung tut, zu kritisieren." Ich glaube, das geht ein-
fach nicht. Das kann man dem Rundfunk nicht ver-
wehren. Man muß natürlich dafür sorgen, daß es 
nicht nur Kritik gibt; es muß auch die Verteidigung 
geben. Aber es muß eine Gleichgewichtigkeit ,geben. 
Es geht nicht an , zu sagen: Es muß dem Rundfunk 
untersagt werden, das, was die Regierung tut, zu 
kritisieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Alles"!) 

— „Alles" — ja, es muß ihm möglich sein, alles zu 
kritisieren, warum nicht? —, was er als kritisierens-
wert empfindet. Aber es muß eine faire Gleichge- 
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wichtigkeit gegeben sein. Ich glaube, zu jeder Kritik 
gehört dann auch das Recht auf die positive Dar-
stellung. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Sie können mir kein Beispiel nennen, daß, wenn 
die Regierung bei einer der bestehenden Rundfunk-
anstalten Sendezeit beansprucht hätte, sie ihr jemals 
verweigert worden wäre. 

(Zuruf von .der CDU/CSU: Aber es gab noch 
nie eine Kabarettsendung, wo wir hätten 
schreiben können, wir würden für diese 
Kabarettsendung einen Strauß schwarzer 

Nelken schicken!) 

— Das ist ein anderes Problem; wir werden viel-
leicht noch darauf kommen. Ich bin  sicher, daß in 
einem späteren Zeitpunkt auch das Problem „Kaba-
rett" noch aufkommt. Ich habe auch dazu noch eini-
ges zu sagen. — Aber  lassen Sie mich zunächst 
einige dieser Zitate aneinanderreihen. 

Der Kollege Kroll , der sich bei seinen Inter-
ventionen gern der Plattform der Moralischen Auf-
rüstung bedient hat, 

(Abg. Frau Geisendörfer: Das ist unfair!) 

hat im „Rheinischen Merkur" am 6. Februar 1959 
geschrieben: 

Wohl aber dürfte e s eine Selbstverständlich-
keit sein, daß die Informationen und Kommen-
tare mit den politischen Absichten und Zielen 
einer jeweiligen Regierung abgestimmt werden 
müssen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Es ,geht nicht an, in den Sendungen einer sol-
chen Anstalt etwa gegen die Regierung zu 
polemisieren oder durch ungeschickte Nachrich-
ten oder Kommentare politische Verwicklungen 
oder auch nur Verstimmungen im Ausland zu 
erregen. 

Also: „Lex Soraya" und was da alles einmal eine 
Rolle gespielt hat. Meine Damen und Herren, das 
ist völlig unvertretbar, weil das ein Maulkorb-
gesetz provozieren würde, weil das Zensurmaß-
nahmen bedeutet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hat das 
eigentlich mit § 4 zu tun?) 

— Das hat mit § 4 sehr viel zu tun, weil in allen 
diesen Zitaten sichtbar gemacht wird, daß eine Ein-
seitigkeit in der Darstellung, in der Quantität wie 
in der Qualität, gefordert wird. Das ist das, was 
wir vermieden wissen wollen. 

Denken wir doch an eine Geschichte damals, als 
im Fernsehen die Darstellung des Lebens Chru-
schtschows gewagt wurde. Niemand wußte, wie das 
aussehen würde; jeder wußte aber, daß es von 
einem Journalisten gemacht war, der eher der Re-
gierung nahesteht, bei dem man also nicht ver-
muten konnte — das wäre für diesen Mann gewiß 
eine Beleidigung gewesen —, daß er etwa ver-
suchen werde, eine positive Chruschtschow-Illustra-
tion ins Fernsehen zu bringen. Da hat Ihr Kollege 
Riedel  in Frankfurt erklärt, diese Art von Pro-
grammgestaltung, wie sie das Deutsche Fernsehen  

mit der Chruschtschow-Sendung offenbare — sie 
war, wohlgemerkt, noch gar nicht gelaufen, er also 
in völliger Unkenntnis -, fordere die Notwendig-
keit eines privaten Fernsehens gerade heraus. Die 
instinktlose — ich darf weiter zitieren — Zumu-
tung der Chruschtschow-Sendung sei eine Verhöh-
nung der Deutschen in der Sowjetzone. Es sei ein-
fach Heuchelei, wenn unsere Rundfunk- und Fern-
sehkommentatoren sich bei jeder Gelegenheit über 
die deutsche Schuld während der Nazizeit elegisch 
verströmten und zu den Menschenschändungen der 
Sowjets schwiegen. — Es ist einfach eine Beleidi-
gung für die Programmgestaltung in den deut-
schen Rundfunkanstalten und Feinsehanstalten, zu 
behaupten, daß sie über die Menschenschändungen 
der Sowejts schwiegen. Das ist einfach eine bös-
artige Unterstellung! 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist entweder sträfliche Ignoranz, weil dieser 
Kollege eben keinen Apparat besitzt, oder es ist 
noch sträflichere Brunnenvergiftung! Solange die 
17 Millionen in der Sowjetzone unter sowjetischer 
Herrschaft ständen, so führte er weiter aus, sei es 
einfach eine Unmöglichkeit, den bolschewistischen 
Tyrannen in einer Abendsendung würdigen zu wol-
len. Lassen Sie mich ganz ruhig die Frage stellen, 
ob es nicht eigentlich umgekehrt richtig ist: Gerade 
weil 17 Millionen Deutsche noch unter der Sowjet-
gewalt stehen, müssen wir uns ein zutreffendes 
Bild des dort gegen uns operierenden Gegners 
machen, ohne Beschönigungen und ohne Verzerrun-
gen, denn sonst wäre es Selbstbetrug. 

Schauen Sie, war es nicht eine politische Not-
wendigkeit, Chruschtschow in seiner Pariser Presse-
konferenz auch auf die Bildschirme des Fernsehens 
zu bringen? War das nicht durch die Selbstdarstel-
lung, die er gab, eine alle beeindruckende, wach-
rüttelnde Interpretation seiner Politik? Wer hat das 
Recht, zu sagen, das dürfe nicht sein? Gerade weil 
17 Millionen drüben der sowjetischen Herrschaft 
unterworfen sind, haben wir uns damit zu beschäf-
tigen, müssen wir wissen, mit wem wir es zu tun 
haben. 

Herr Kroll hat dann — und darauf bezog sich, 
was ich gesagt habe — auf der Konferenz der Mo-
ralischen Aufrüstung in Caux, auch fernab, ohne 
die ganze Darstellung zu kennen, eine Verlautba-
rung von sich gegeben, die hier uninteressant wäre, 
die ich gar nicht vorzulesen brauchte, wenn sie 
nicht durch die Veröffentlichung im Bulletin der 
Bundesregierung gewissermaßen eine höhere Weihe 
erfahren und damit den Charakter einer regierungs-
offiziösen Stellungnahme bekommen hätte. Darin 
erklärt er wörtlich: 

Objektivität und Information sind in einem 
solchen Falle billige Ausreden von Leuten, die 
schon in das Fangnetz der anderen Ideologie 
geraten sind. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das einem Journalisten gegenüber, ohne die Sen-
dung zu kennen, aber sehr wohl den Mann kennend 
und wissend, daß er nicht uns, sondern in seinen 
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Grundauffassungen Ihnen nahesteht, ist einfach eine 
Haltung, die mir mehr der Aufrüstung als der 'der 
Moral zu entsprechen scheint! 

(Beifall bei 'der SPD.) 

Lassen  Sie  mich zum Abschluß das CDU-Blatt 
„Ruhr-Nachrichten" vom 4. November 1959 zitieren, 
nach 'dem Ministerpräsident Meyers von Nord-
rhein-Westfalen gesagt hat, der Bundesregierung 
komme es auf ein Zweites Programm bestimmter 
Fasson an. Was hier „bestimmter Fasson" heißt, 
wird sich jeder vorstellen können. 

Nun komme ich zu Ihnen, Herr Kollege H ö -
c h e r 1. Die „Frankfurter Rundschau" hat am 21. De-
zember 1959 geschrieben — und das ist von einer 
den Regierungsabsichten nahestehenden Rundfunk-
korrespondenz abgedruckt worden und undemen-
tiert geblieben —, Sie hätten gesagt: 

Wir wollen, •daß eine konservative Gruppe, die 
staatspolitisch richtig liegt, Kontrastprogramme 
machen kann. 

Die staatspolitisch richtig liegt! Das ist nie demen-
tiert worden. 

(Abg. Höcherl: Ich habe es auch nicht gelesen!) 

— Tut mir schrecklich leid, es steht so in der Zei-
tung. Ich bin Ihnen aber dankbar, wenn Sie sagen, 
nichts liege Ihnen ferner als das. 

(Abg. Höcherl: Ich gehöre nicht zu den re

-

gelmäßigen Lesern der „Frankfurter Rund

-

schau"!) 

— Aber vielleicht zu denen der der CDU naheste-
henden Funkkorrespondenzen, wenn Sie sich schon 
mit dieser Frage auf Konferenzen Ihrer Partei be-
schäftigen. 

Auch der von Ihnen eben zitierte Intendant des 
Süddeutschen Rundfunks und ehemalige CDU-Land-
tagsabgeordnete Dr. Bausch hat erklärt, die CDU 
hoffe, mit 'diesem Gesetz -„andere, ihr gewogene 
Kräfte in das publizistische Spiel zu bringen". 
Lassen Sie mich nichts anderes sagen als: in all 
diesen Zitaten wird doch deutlich, daß man in 'den 
Möglichkeiten, dieses Instrument politisch zu ge-
brauchen, einseitige Absichten verfolgt. 

Ganz am Rande noch ein Wort zu einer pikanten 
Einzelheit, die an diese Stelle gehört. Im Rahmen 
der außenpolitischen Debatte hat es damals im 
außerparlamentarischen Raum Fortsetzungen gege-
ben. Dazu gehörte auch ein Schreiben von etwa 
zwei Dutzend der CDU- und CSU-Abgeordneten 
dieses Hauses an den Westdeutschen Rundfunk 
mit der Aufforderung, der Westdeutsche Rundfunk 
solle die Herren Erler und Schlamm zu einer Dis-
kussion herausfordern. Was soll werden, wenn 
das Mode wird, wenn Abgeordnete gruppenweise 
hingehen und von den Rundfunkanstalten verlan-
gen, daß sie bestimmte Partner zu einer Diskussion 
auffordern? Setzen Sie sich mit den Herren zusam-
men und fragen Sie sie, ob sie miteinander disku-
tieren wollen. Auf vielen Wegen, die in diesem 
Hause möglich, sind, kann man versuchen, das zu 
erreichen. Aber man sollte nicht mit Briefen und 

Telegrammen an Rundfunkanstalten operieren und 
sagen: Wir hier — ein paar Dutzend Unterschriften 
—, Abgeordnete, wünschen, 'daß eine Rundfunkan-
stalt spezifisch von uns nominierte Redner zu einer 
Diskussion auffordert. Vielleicht gehört auch das zu 
den Methoden, die Sie verfolgen werden, wenn 
Sie ihre bundesgesetzlichen Regelungen durchbe-
kommen. Ich frage Sie nur: was würden Sie sagen, 
wenn es plötzlich ein paar Dutzend SPD-Abgeord-
neten in den Sinn käme, einer Rundfunkanstalt 
einen Brief zu schreiben, sie möchten Herrn Konrad 
Adenauer und Herrn Erich Kuby zu einer Diskus-
sion auffordern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Heck. 

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zur zweiten 
Lesung zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf für meine Fraktion zu den beiden vorlie-
genden Änderungsanträgen wie folgt Stellung neh-
men. Uns scheint, daß der Antrag der Fraktion der 
FDP Umdruck 673 lediglich eine redaktionelle Än-
derung zum Inhalt hat. Da die Überschrift des Para-
graphen „Verlautbarungsrecht" heißt, ist es unseres 
Erachtens zweckmäßig, diesem Vorschlag zu fol-
gen. Wir sind also bereit, diesem Antrag zuzustim-
men. 

In dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
Umdruck 688 Ziffer 1 ist erneut ein Problem aufge-
griffen worden, das im Ausschuß sehr lange und 
sehr ausführlich erörtert worden ist. Bei der Be-
gründung des Antrages ist erneut auf die Verhält-
nisse in Großbritannien hingewiesen worden. Ich 
meine nun — das ist auch in der Aussprache im 
Ausschuß zum Ausdruck gebracht worden —, daß 
die Verhältnisse in Großbritannien mit unseren 
Verhältnissen nicht recht in Vergleich zu setzen 
sind. Es ist ja auch erstaunlich, daß, wenn man bei-
spielsweise bei der Regelung des zweiten Fernseh-
programms auf die Verhältnisse in Großbritannien 
verweist, von der Opposition aus das gleiche Argu-
ment gebracht wird, das ich jetzt angeführt habe: 
„In Großbritannien sind die Verhältnisse anders." 

Wir haben bei uns nicht d i e Regierungspartei 
und d i e Oppositionspartei, sondern wir haben 
ein Parlament mit Regierungsparteien und mit Op-
positionsparteien, 

(Zuruf von der SPD: Aber wir haben Regie-
rung und Opposition, überall!) 

— Nein, wir haben Regierung und Parlament, und 
im Parlament haben wir Regierungsparteien und 
Oppositionsparteien. 

(Abg. Kühn [Köln] : Das haben Sie auch in 
England; das ist doch kein Unterschied 
gegenüber England! — Abg. Wittrock: Da 
gibt es doch auch Regierung und Parlament!) 
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— Aber Sie haben in England eine Regierungs-
partei und eine Oppositionspartei. Ich komme 
noch auf Ihren Vorschlag zurück. 

Herr Kollege Kühn, ich muß Sie doch in einem 
Punkt korrigieren. Laut Protokoll hat der Staats-
sekretär Anders im Ausschuß erklärt, daß bei § 4 
nur an die Bekanntgabe von Recht, Gesetzen usw. 
der Bundesregierung und der Landesregierungen 
gedacht sei, die nicht kontrovers seien. Diese Er-
klärung ist laut Protokoll in der Ausschußsitzung 
von Herrn Staatssekretär Anders abgegeben wor-
den. Wenn wir Ihrem Vorschlag folgen würden — 
er ist sehr geschickt formuliert —, würde das be-
deuten, daß wir die Oppositionsparteien praktisch 
in die gleiche Situation versetzen würden wie die 
Regierung. 

Da wir grundsätzlich der Auffassung sind, daß 
das falsch ist, daß die Regierung auf der einen Seite 
und das Parlament auf der andern Seite steht und 
daß die Parteien, die im Parlament vertreten sind, 
ihrer Größe nach — wie das bisher praktiziert wor-
den ist — gleiches Recht haben müssen, sehen wir 
keine Möglichkeit, dem Änderungsantrag Umdruck 
688 Ziffer 1 zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Zoglmann. 

(Abg. Zoglmann: Ist erledigt!) 

— Dann liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Wir 
kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst über 
den Antrag Umdruck 673. Wer dem Änderungsan-
trag der Fraktion der FDP auf Umdruck 673 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Ohne Gegenstimmen, ohne Enthaltungen ange-
nommen. 

Ich komme zum Änderungsantrag Umdruck 688 
(neu) Ziffer 1. Dieser Antrag ist von der Fraktion 
der SPD gestellt worden. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Das zweite war die Mehrheit; der Antrag ist abge-
lehnt. 

Ich lasse nunmehr über § 4 in der soeben beschlos-
senen Fassung abstimmen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben, so ist mir 
berichtet worden, eine interfraktionelle Vereinba-
rung, daß die Beratung des Rundfunkgesetzes an 
dieser Stelle unterbrochen werden soll und wir zu 
dem spröderen Stoff der Sozialversicherung zurück-
kehren. Dies hier war dynamischer. Aber wie Sie 
wollen; das ist eine Bewertungsfrage. — Ich sehe, 
daß das Haus damit einverstanden ist, und wir kom-
men damit zu dem nunmehr vorliegenden 

Bericht des Haushaltsausschusses gemäß § 96 
der Geschäftsordnung zu dem von der Frak-
tion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über eine Rentenversicherung 

der Handwerker (Handwerkerversicherungs-
gesetz — HVG). 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Dr. Schä-
fer als Berichterstatter. — Der Herr Abgeordnete 
Dr. Schäfer ist nicht im Saal. 

(Zuruf von der Mitte: Wir verzichten!) 

Der Bericht liegt vor, allerdings als Mündlicher Be-
richt ohne Begründung. Die Frage ist, ob das Haus 
auf einen Bericht verzichtet. 

(Zustimmung. — Abg. Wittrock: Man kann 
ihn doch hereinholen ;  er hat das nicht ge-
wußt und ist sicher zum Abendessen ge-

gangen!) 

— Es liegt nicht in meiner Macht, Abgeordnete zu 
holen! 

Meine Damen und Herren! Es gibt zwei Möglich-
keiten: entweder fahren wir mit der Beratung des 
Rundfunkgesetzes fort, oder Sie verzichten auf den 
Bericht. 

(Abg. Ritzel meldet sich zum Wort.) 

— An Stelle des Herrn Abgeordneten Dr. Schäfer 
übernimmt freundlicherweise der Abgeordnete Rit-
zel den Bericht. 

Ritzel (SPD) : Wer die Sitzung des Haushaltsaus-
schusses mitgemacht hat, kann feststellen, daß es 
ein einstimmiger Beschluß des Haushaltsausschusses 
ist. 

(Lebhaftes Hört! Hört! und Bravo! in der 
Mitte.) 

— Immer Ordnung, meine Herren! Wenn es auch 
schwerfällt 

(Heiterkeit.) 

Der Bericht lautet: 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 29. Juni 1960 festgestellt, daß die Bestim-
mungen der Nrn. 10 und 11 des Änderungsan-
trages — Umdruck 674 — zu dem Gesetzent-
wurf — Drucksachen 993, 1379 — Auswirkungen 
auf den Bundeshaushalt nicht haben werden. 

Nach dieser Feststellung erübrigen sich weitere 
Ausführungen seitens des Haushaltsausschusses. 

(Zuruf rechts: Na also!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Herrn 
Abgeordneten Ritzel, daß er hier eingesprungen ist 
und diesen Bericht erstattet hat. 

Meine Damen und Herren! Über Ziffer 10, über die 
der Ausschuß hier berichtet hat, hat das Hohe Haus 
bereits abgestimmt. Es bleibt also noch Ziffer 11, 
der Änderungsantrag zu § 11. Ist jetzt noch eine 
Aussprache hierzu erforderlich? — Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß in die Erinnerung zu-
rückrufen, daß der Herr Bundesarbeitsminister uns 
noch über die Höhe und das Zustandekommen der 
in dem Änderungsantrag Umdruck 674 Ziffern 10 
und 11 genannten Zahlen berichten wollte. 
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Noch eine Bemerkung zu dem, was der Herr Bun-

desarbeitsminister vorhin erklärt hat. Der Minister 
hat gesagt, es liege keine bedrohliche Entwicklung 
der Finanzlage der Handwerkerversicherung vor. 
Das steht in offenbarem Widerspruch zu dem, was 
das Bundesarbeitsministerium in der heute schon 
wiederholt zitierten Schrift „Soziale Sicherung" mit-
geteilt hat. Nach diesem Bericht haben sich die Fehl-
beträge im Jahre 1958 auf 39 Millionen DM belau-
fen. Sie sind im Jahre 1959 auf 62 Millionen ange-
stiegen. Die Beitragseinnahmen aus der Handwer-
kerversicherung haben — ich zitiere aus dem Bericht 
— im Jahre 1959 125 Millionen DM betragen, denen 
Ausgaben in Höhe von 404 Millionen DM gegen-
übergestanden haben. Bei dieser Sachlage muß man 
leider von einer bedrohlichen finanziellen Entwick-
lung sprechen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
DP Umdruck 674 Ziffer 11. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 

Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 

Wer dem § 11 mit der soeben beschlossenen 
Änderung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das erste war die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf §§ 12 und 13. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmungen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 14. Dazu liegt der Änderungsantrag 
Umdruck 674 Ziffer 12 vor. Wird hierzu das Wort 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Becker! 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir beantragen zu § 14, 
das Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1962 in 
Kraft treten zu lassen. Dieser Antrag wird für die 
Fachleute der Sozialpolitik verständlich sein. Sehr 
viele Kollegen und Kolleginnen aber werden den 
Antrag etwas ungewöhnlich finden. Herr Kollege 
Horn hat darauf schon heute morgen bei der Ge-
schäftsordnungsdebatte mit einigen Worten hinge-
wiesen. Ich möchte noch einiges hinzufügen. 

Entsprechend dem neuen § 5 müssen die Beiträge 
der selbständigen Handwerker durch die LVA bzw. 
durch die Krankenkassen eingezogen werden. Das 
erfordert, daß die zuständige LVA und die einzel-
nen Krankenkassen Kontenkarten für die Hand-
werker anlegen, die zweckmäßigerweise mit den 
Eintragungen in der Handwerkerrolle übereinstim-
men, und das erfordert eine gewisse Zeit. 

Nun könnte es sein, daß man nicht die ganze Zeit 
bis zum Januar 1962 braucht, aber es ist noch etwas 
anderes zu bedenken. Wie Sie wissen, haben wir 
in  'der  Rentenversicherung das System der Mindest-
renten, und zwar bis zum 31. Dezember 1961. Wir  

haben jetzt die Altersversorgung der Handwerker 
von der Angestelltenversicherung auf die Invaliden-
versicherung überführt. Jeder Fachmann in der 
Sozialpolitik weiß, daß die Mindestrenten in der 
Arbeiterrentenversicherung niedriger sind als in 
der Angestelltenversicherung. Um die Handwerker, 
die in diesem oder im kommenden Jahr den Ren-
tenantrag stellen müssen, vor Schaden zu bewah-
ren, haben wir unsern Antrag gestellt. Wir meinen, 
daß dann das Problem ohnehin überholt sein wird. 
Es wäre aber nicht gut, für die letzten zwei, drei 
Monate noch Sonderbestimmungen einzuführen. 
Wir bitten deshalb, unter diesen Umständen mit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. Januar 1962 
einverstanden zu sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ganz haben mich die Ausfüh-
rungen des Herrn Kollegen Becker bezüglich des 
Inkrafttretens des Gesetzes nicht überzeugt. Aber 
was Sie gesagt haben, Herr Kollege Becker, deutet 
darauf hin, daß offenbar ein neuer und nicht uner-
heblicher Verwaltungsaufwand entstehen wird. 
Denn es werden, wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, für 750 000 Handwerker Kontenkarten neu 
angelegt werden müssen. 

Aber worauf es uns bei der Frage des Inkraft-
tretens des Gesetzes ankommt, ist folgendes: Viele 
Damen und Herren werden, wenn sie jetzt vor 
einer Entscheidung über den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens stehen, sich die Frage stellen, ob diejenigen 
wirklich gut beraten waren, die heute mit aller Ge-
walt das Gesetz, das erst in anderthalb Jahren in 
Kraft treten soll, über die Hürden des Parlaments 
bringen wollten. 

(Abg. Becker [Pirmasens] : Herr Kollege 
Schellenberg, die Vorbereitungszeit 

braucht die LVA sowieso!) 

— Aber, hochverehrter Herr Kollege Becker, ich 
möchte Sie an ein anderes Beispiel erinnern: wir 
haben die viel bedeutungsvolleren Rentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetze nachträglich in Kraft 
gesetzt! Heute mußten wir im Galopp ein Gesetz 
beraten, 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU) 

das erst in anderthalb Jahren in Kraft treten soll. 

(Abg. Schmücker: Nach zehnjährigem 
Schneckentempo! — Weitere Zurufe von 

der Mitte. — Glocke des Präsidenten.) 

Ich glaube, jeder, der den Verhandlungen heute ge-
folgt ist, wird das Bewußtsein haben, daß die Be-
handlung ohne weitere Ausschußberatung keine 
gute parlamentarische Arbeit war. 

Noch etwas anderes. Ich glaube, daß durch die 
Art der Beratung in der zweiten Lesung dem be-
rechtigten Anliegen der Handwerker kein sehr 
guter Dienst erwiesen ist. Ich bitte diejenigen, die 
diese Beratung heute durchgesetzt haben, sich das 
bis zur dritten Beratung noch einmal zu überlegen. 
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Zum Schluß der zweiten Lesung erkläre ich, daß 

die Sozialdemokraten — das kommt auch in unse-
rem Entschließungsantrag zum Ausdruck — jede 
Regelung der Alterssicherung für selbständig Er-
werbstätige und Angehörige freier Berufe be-
grüßen und voll bejahen. Sie muß aber folgenden 
Voraussetzungen entsprechen: 1. Im Interesse der 
Gerechtigkeit müssen für die Alterssicherung für 
Angehörige der freien Berufe in der gleichen Weise 
und in dem gleichen Anteil Bundesmittel gewährt 
werden, wie dies für die Rentenversicherung der Ar-
beiter und Angestellten der Fall ist. 2. muß in dem 
gleichen Maße wie für die Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten hinter  der Leistungs-
gewährung für die Alterssicherung der Selbstän-
digen die Bundesgarantie stehen. 3. darf nicht, weil 
es ungerecht wäre, durch eine solche soziale Siche-
rung der Selbständigen eine Lastenverlagerung zu-
ungunsten der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten erfolgen. 

Schließlich noch eine Bitte zur dritten Lesung. Das 
Bundesarbeitsministerium hat die offengebliebenen 
finanziellen Fragen noch nicht beantwortet. Wir er-
warten, daß das Bundesarbeitsministerium dies bei 
der dritten Lesung nachholt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird weiter das Wort begehrt? — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und DP auf Umdruck 
674 Ziffer 12, der eine völlige Neufassung des § 14 
vorsieht. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — . Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Einleitung und Überschrift auf. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun auf in zweiter Beratung den Antrag 
der Fraktion der FDP Drucksache 634. Der Aus-
schuß schlägt Ihnen vor, diesen Entwurf abzuleh-
nen. 

(Zurufe von der FDP und von der CDU/ 
CSU: Ist ja erledigt!) 

— Wir müssen in der Form vorgehen, daß ich die 
einzelnen Paragraphen aufrufe und daß Sie, wenn 
Sie dem Ausschußvorschlag folgen sollten, sie ab-
lehnen. Ich rufe also auf zur zweiten Beratung §§ 1 
bis 29, Einleitung und Überschrift. Wird das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Der Ausschuß 
schlägt Ablehnung vor, wie ich noch einmal bemer-
ken darf. Wer entgegen der Ausschußmeinung zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Niemand.  Wer der Ausschußempfehlung folgen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Enthal-
tungen? — Abgelehnt. Damit ist dieser Gesetzent-
wurf erledigt. 

Meine Damen und Herren, es stellt sich jetzt die 
Frage, ob Sie zur dritten Lesung kommen wollen. 
Hierzu hat das Wort Herr Abgeordneter Dr. Mom-
mer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben die zweite Beratung 
eines Gesetzentwurfs durchgeführt, der von der 
Mehrheitsfraktion eingebracht wurde. Die Frak-
tion, die die Initiative hatte, hat uns heute mit sehr 
zahlreichen Änderungsanträgen überrascht; 

(Abg. Rösing: Von „überrascht" kann 
keine Rede sein!) 

von den 14 Paragraphen des Gesetzes sind 13 ge 
ändert worden. Wir bedauern, jetzt mit der dritten 
Beratung nicht einverstanden sein zu können. Wir 
möchten, so wie es im § 85 der Geschäftsordnung vor-
geschrieben ist, erst die Gegenüberstellung der Be-
schlüsse in der zweiten Beratung haben. Wir wer-
den dann am Freitag die dritte Beratung vorneh-
men können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Einspruch 
gegen die dritte Beratung ist durchschlagend. Es be-
stehen keine Bedenken, sie am Freitag durchzufüh-
ren. 

Wir kommen also wieder zum Rundfunkgesetz. 
Ich rufe auf § 5, Umdruck 677, Ziffer 1 a, Umdruck 
688 (neu) Ziffer 2, Umdruck 677, Ziffer 1 b. 

Meine Damen und Herren, bevor ich das Wort 
erteile, möchte ich Sie auf die Tatsache aufmerk-
sam machen, die mir bisher mitunter nicht beachtet 
zu sein schien, daß es sich um die zweite Beratung, 
also die Einzelberatung, und nicht um eine Grund-
satzdebatte handelt. Wer wünscht jetzt das Wort? 
— Das Wort hat der Abgeordnete Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Die Fraktion der 
CDU/CSU hat Ihnen mit Umdruck 677 einen Ände-
rungsantrag zum § 5 vorgelegt. Dieser Antrag in 
Ziffer 1 steht im Zusammenhang mit Ziffer 3. Ich 
möchte mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
beides zusammen begründen. 

Bevor ich das tue, möchte ich auf einen Druck-
fehler in unserem Umdruck aufmerksam machen. In 
Ziffer 1 ist unter dem Buchstaben b) in der vierten 
Zeile das zweimal vorkommende Wort „den" in 
„die" zu ändern, so daß es heißen muß „die Kirchen 
und die anderen". 

Nun zur Begründung unseres Antrags in Ziffer 1. 
Der Regierungsentwurf sah in § 46 besondere 
Sendezeiten für die Kirchen vor. Der Ausschuß hat 
sich mit dieser Frage befaßt und hier eine Änderung 
vorgeschlagen. Regierungsentwurf wie Ausschuß-
fassung geben dieses Recht den Kirchen jedoch nur 
für die Deutsche Welle und den Deutschlandfunk. 
Die Fraktion der CDU/CSU möchte diese Vorschrift 
in den allgemeinen Teil des Gesetzes vorziehen. 
Daher beantragen wir in Ziffer 3 dieses Umdrucks, 
§ 46 zu streichen und in § 5 einen neuen Abs. 2 a 
einzufügen. Wenn Sie diesem Antrag folgen und 
wenn dieses Gesetz auch im Bundesrat zustande 
kommt, werden die Kirchen künftig im Rundfunk 
generell das Recht haben, angemessene Sendezeiten 
zu erhalten. Diese Sendezeiten sollen nicht nur für 
die Übertragung gottesdienstlicher Handlungen und 
Feierlichkeiten gewährt werden, sondern auch für 
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sonstige religiöse Sendungen, wie es in dem Antrag  

heißt. Sonstige religiöse Sendungen sind auch  
kirchliche Sendungen über Fragen ihrer, nämlich  

der Kirche, öffentlichen Verantwortung. Diese  

Rechte sollen den Kirchen und den anderen über  

das ganze Bundesgebiet verbreiteten Religionsge-
sellschaften wie auch den israelitischen Kultus-
gemeinden gewährt werden. Die CDU/CSU mißt  
dem Antrag grundsätzliche Bedeutung zu. Sie meint,  

es sei an der Zeit, den Kirchen, die im öffentlichen  

Bewußtsein einen hervorragenden Platz eingenom-
men haben, in diesem Gesetz entsprechende Rechte  

einzuräumen.  

Ich bitte Sie daher, unseren Antrag anzunehmen,  

und hoffe, daß sich das ganze Haus — einschließ-
lich der Opposition — imstande sehen wird, diese  
Rechte der Kirchen in dem Gesetz festzulegen. Das  
wäre ein Zeugnis des ganzen Hauses für den  

Primat des Geistes und des Gewissens auch in sol-
chen Fragen.  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird des weiteren  
das Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter Kühn. 

Kühn (Köln) (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In Anbetracht der uns von der 
CDU/CSU vorgelegten Formulierung ziehen wir 
unseren Änderungsantrag auf Umdruck 688 (neu) 
Ziffer 2, der durch die Änderungsvorschläge der 
CDU/CSU überflüssig geworden ist, denen wir zu-
stimmen, zurück. Auch die sozialdemokratische 
Fraktion — darin waren wir uns ja auch im Aus-
schuß völlig einig — ist der Auffassung, daß die 
Kirchen nicht in das Ghetto des Privaten eingesperrt 
und auf die Verkündigung beschränkt werden 
sollen, sondern daß sie die Möglichkeit haben 
müssen, auch im Rundfunk zu religiösen Fragen 
Stellung zu nehmen. Wir sind völlig mit der For-
mulierung einverstanden, daß den Kirchen für 
religiöse Sendungen, auch solcher über Fragen ihrer 
öffentlichen Verantwortung, Sendezeiten gewährt 
werden sollen. Der Ausschuß befand sich in dieser 
Frage in völliger Übereinstimmung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ziffer 2 in Um-
druck 688 (neu) ist also zurückgenommen; außer-
dem ist der Umdruck 677 berichtigt worden, wo ge-
mäß den Ausführungen des Abgeordneten Dr. Bar-
zel zweimal der Artikel „den" durch den Artikel 
„die" ersetzt wird. Wird dazu noch das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Umdruck 677 Ziffer 1 a und b zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Enthaltun-
gen? — Einige Enthaltungen. Angenommen. 

Wer nunmehr § 5 mit den soeben beschlossenen 
Änderungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das erste war 
die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf §§ 6, — 7, — 8 entfällt, — 9, — 10, 
— 11, — 12. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzustimmen  

wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf §§ 13, — 14, — 15, — 16, — 17, 
— 18. — Das Wort wird nicht gewünscht? — Bitte, 
Herr Abgeordneter Kühn! 

Kühn (Köln) (SPD) : Herr Präsident, ich würde 
vorschlagen, über die einzelnen Paragraphen ge-
trennt abstimmen zu lassen, nicht en bloc. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Also fangen wir  
bei § 13 an. Das Wort wird zu den aufgerufenen 
Paragraphen nicht gewünscht. Wer § 13 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Das ist so beschlossen. 

§ 14. Ich bitte um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Es ist so beschlossen. 

§ 15. Ich bitte um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthal-
tungen angenommen. 

§ 16. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen .  — Ich bitte um die Gegenprobe 
— Es ist so beschlossen. 

§ 17! — Ich bitte, diejenigen, die zuzustimmen 
wünschen, um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Mit Mehrheit angenommen. 

§ 18! — Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Mit Mehr-
heit angenommen. 

Ich komme zu § 19 und rufe dazu den Änderungs-
antrag auf Umdruck 688 (neu) Ziffer 3 und den 
Änderungsantrag auf Umdruck 677 Ziffer 2 auf. 
Wird das Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter 
Kühn! 

Kühn (Köln) (SPD) : Meine Damen und Herren! 
Die sozialdemokratische Fraktion hat in der ersten 
Lesung dieses Gesetzentwurfs ihre grundsätzlichen 
Bedenken zum Ausdruck gebracht und gesagt, daß 
sie in dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetz den Versuch erblicke, ein einseitiges politi-
sches Instrument zum Zwecke einseitiger politischer 
Meinungsbildung zu schaffen. Die Beratungen im 
Ausschuß und die Lesung hier im Plenum sollten 
die Berechtigung dieser Auffassung bestätigen oder 
widerlegen. Das ist viel wichtiger als alle verfas-
sungsrechtlichen Dinge, die uns hier beschäftigt 
haben. Denn dieses Haus ist kein Parlament von 
Verfassungsjuristen und Staatsrechtlern. Die Rechts-
frage, ob die Regierung das Recht hat, ist vom 
Rechtsausschuß zwar, wie ich glaube, in einem sehr 
beschleunigten Verfahren bejaht worden; aber das 
ist nicht so sehr die uns beschäftigende Frage. 

Der Streit um die Ordnung des Rundfunks war 
vor allem angesichts der ungewöhnlichen und im-
mer wachsenden Bedeutung des Fernsehens von 
Anfang an ein politischer Streit. Die rechtliche 
Frage hier zu untersuchen, ist sinnlos. Sich durch 
das Gestrüpp der Paragraphen und Gutachten hin-
durchzuwühlen, wird vielleicht Aufgabe des Bun-
desverfassungsgerichts sein. Das wird, soweit es 
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parlamentarisch entschieden wird, im Bundesrat 
entschieden werden. Hier werden die Ministerprä-
sidenten zu beweisen haben, ob sie für die Rechte  

der Länder bis zu allen notwendigen Konsequenzen 
zu streiten bereit sind oder ob sie der von dem 
Herrn Bundeskanzler auf dem rheinischen Parteitag 
der CDU in Düren gegebenen Empfehlung folgen 
und ihre Ministerpräsidentensessel im Museum ab-
liefern wollen. 

Der politische Kern auch und gerade in diesem 
§ 19 wird in der Zusammensetzung der Gremien 
und in der Wahl der Intendanten sichtbar. An zwei 
Stellen wird er sichtbar: im Verlautbarungsrecht, 
das wir eingehend behandelt haben, und an diesem 
Punkt. Wichtiger als alle Reglementierungen über 
Rechte der politischen Meinungsdarstellung ist, das 
wissen wir alle, die Frage der Menschen: Wer hat 
die Leitung eines solchen Organs, und wer hat die 
Kontrolle? 

Hier hat es einen harten Streit gegeben. Unser 
Antrag auf Umdruck 688 (neu) Ziffer 3 beruht auf 
folgender Erwägung. Unserer Ansicht nach ist nur 
so die Gewährleistung einer fairen und nicht ein-
seitigen Konstruktion in der Aufsicht über die 
Rundfunkanstalten zu erreichen. Der Regierungs-
entwurf sieht vor, und die Mehrheit hat diesen 
Standpunkt auch im Ausschuß vertreten — lassen 
Sie mich das mit einer Bemerkung abtun—, daß 
Abgeordnete nicht in den Aufsichtsgremien sitzen 
sollen. Wir haben in der ersten Lesung eingehend 
dargelegt, daß wir das für falsch halten und warum 
wir es für falsch halten. Wir sind zwar der Mei-
nung, daß die Zahl der Abgeordneten in all diesen 
Gremien begrenzt sein sollte, wie das in einer Reihe 
von Rundfunkgesetzen der Länder auch vorgesehen 
ist — nach einem dieser Gesetze sind z. B. von 21 
Mitgliedern nur 4 Abgeordnete, nach einem ande-
ren Gesetz ist das Verhältnis ähnlich —, wir halten 
aber die Forderung nach Ausschließung der Abge-
ordneten von diesen Aufsichtsorganen für nicht 
gerechtfertigt. 

Wenn wir jetzt mit dem Antrag auf Umdruck 688 
(neu) Ziffer 3 unseren Vorschlag noch einmal der 
Abstimmung unterwerfen, wollen wir es der Mehr-
heit erleichtern, diesem Antrag zuzustimmen. Wir 
kommen deshalb auf das Problem, ob Abgeordnete 
in diesen Gremien vertreten sein sollen, nicht mehr 
zurück, obwohl es ganz amüsant wäre, festzustel-
len, wie viele Abgeordnete in all den Gesellschaften 
sitzen, die sich darum bewerben, Lizenzen zu be-
kommen, um Programme zu machen, Programme zu 
kontrollieren, Geld an diesen Programmen zu ver-
dienen. Ich glaube, ich könnte aus diesem Raum 
einige Namen nennen. Aber das ,gehört nicht un-
mittelbar hierher. 

Wir schlagen vor, daß der Rundfunkrat ,aus 36 
Mitgliedern bestehen soll, 15, ,die vom Bundestag 
nach ,dem Verhältniswahlsystem entsandt werden, 
5, die die Bundesregierung entsendet, 11, die von 
den Ländern entsandt werden — so daß jedes Land 
einen Vertreter hat —, 3, die von den Kirchen und 
der jüdischen Gemeinschaft in unserem Land ent-
sandt werden, und einem Vertreter der Arbeitge-
berdachorganisation und einem Vertreter des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes. 

Wenn man — was ja mit einem gewissen Grade 
in seiner Wahrscheinlichkeit erspürbar ist — be-
trachtet, wie die politische Orientierung in einem 
solchen Gremium voraussichtlich aussieht, so wird 
ersichtlich, daß etwa 24 Vertreter, d. h. zwei Drit-
tel, der die Regierung ausübenden Seite und etwa 
12 der die Opposition ausübenden Seite nahestehen 
würden. Ich glaube, das wäre eine faire Repräsen-
tanz der Kräfte, ,die in unserer Gesellschaft und in 
unserem Staate vorhanden sind. Wie sehr dabei 
Einzelfragen eine Rolle spielen, wird gleich noch zu 
behandeln sein. 

Uns liegt ein Antrag der CDU/CSU-Fraktion vor. 
in dem Ausschußentwurf eine Änderung vorzuneh-
men, wonach es künftig nicht heißen soll, daß der 
Deutsche Gewerkschaftsbund, sondern daß die Ge-
werkschaften einen Vertreter entsenden. Lassen Sie 
mich Ihnen, meine verehrten Kollegen von 
der CDU, sagen, daß Sie hier eine unpraktikable 
Vorschrift unterbreiten. 

(Abg. Dr. Heck [Rottweil] : Die gibt es in 
vielen Ländergesetzen!) 

— Die Ländergesetze sind zu einer Zeit gemacht 
worden, als es faktisch nur den Deutschen Gewerk-
schaftsbund gab. Sie wissen, ,daß die Ländergesetze 
samt und sonders vor ,der Gründung der Gruppe 
der christlichen Gewerkschaften entstanden sind und 
daß es in diesen Ländergesetzen ganz selbstver-
ständlich ist, Herr Kollege Heck — da gibt es in 
keinem Land eine Ausnahme —, daß diesen Ver-
treter der Deutsche Gewerkschaftsbund entsendet. 

Wenn das Ihre Absicht wäre, wie einer Ihrer 
prominenten Sprecher mir heute mittag in der Pause 
gesagt hat, dann verstehe ich nicht, warum Sie den 
Text ändern; idann hätte man es auch so lassen 
können. Lassen Sie mich nur sagen: nicht praktika-
bel wird die Vorschrift dadurch, daß keine Instanz 
da ist, die in dem Fall, daß sich diese Organisationen 
nicht einigen, ,darüber entscheidet, wer entsendet. 
Aber das nur am Rande. 

Wir schlagen 36 Mitglieder vor. Ich habe gesagt, 
wie die allgemeine politische Orientierung sein 
würde. Eine solche Bestimmung hat jedoch nur dann 
einen Sinn, wenn sie mit einer Bestimmung über 
die Intendantenwahl gekoppelt ist, nach ,der der 
Intendant mit einer Zweidrittelmehrheit zu wählen 
ist; denn sonst wäre unser Änderungsantrag sinn-
los. Sie haben ein Rundfunkratgremium vorgeschla-
gen.  Wenn man die 21 Mitglieder, die Sie dafür 
vorschlagen, unter denselben Gesichtspunkten beur-
teilt, wie ich es eben mit den 36 Mitgliedern ge-
macht habe, die wir vorschlagen, dann kommt man 
zu dem Ergebnis, daß ,das politische Verhältnis 
17 zu 4, äußerstenfalls 16 zu 5 ist. Sie wollen den 
Intendanten, der ,die Befugnis der Leitung ,der ge-
samten Anstalt hat — Sie wollen seine Befugnisse 
sogar noch verstärken —, mit einfacher Mehrheit 
wählen lassen. Das ist bei 36 Mitgliedern und dem 
Verhältnis 24 zu 12 genauso ungünstig, genauso 
einseitig wie bei 21 Mitgliedern und dem Verhält-
nis 16 zu 5. Deshalb ist unser Vorschlag unlösbar, 
gewissermaßen in einem Junktim mit der Vorschrift 
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über die Wahl des Intendanten verbunden. Die  
CDU-Ministerpräsidenten haben in den Vorgesprä-
chen unseren Vorschlag auf 36 Mitglieder für den  
Rundfunkrat akzeptiert und sich zu eigen gemacht,  

nicht aber geglaubt die Vorschrift für die Inten-
dantenwahl befürworten zu sollen. Es geht uns aber  

darum, angesichts der wichtigen Rolle, die der In-
tendant in einem solchen Hause spielt, in den Be-
stimmungen geradezu eine Verpflichtung vorzuse-
hen, daß man nach einer Persönlichkeit Ausschau  
hält, die nicht einseitigen Interessen ausgesetzt und  

einseitigen Interessenvertretern verpflichtet ist.  

Wenn Sie nach Ihrem Vorschlag über die Zusam-
mensetzung der Gremien den Intendanten mit ein-
facher Mehrheit wählen, wird er ,der Intendant einer  
politisch einseitigen Mehrheit sein.  

Dann ist es — lassen Sie mich das ganz offen  
sagen — eine Farce, wenn Sie in Ihrem Vorschlag  
sagen, im ersten Wahlgang solle man versuchen,  

eine Zweidrittelmehrheit zu finden, im zweiten  

Wahlgang solle man versuchen, eine Zweidrittel-
mehrheit zu finden, und wenn das nicht mög-
lich sei, solle im dritten Wahlgang die Mehr-
heit der Mitglieder entscheiden. Meine Damen  
und Herren, wir wiss en alle, wie so etwas geht.  

Wenn die Bestimmungen besagen, daß man sein 
Ziel mit einfacher Mehrheit erreichen kann, dann 
wird die Seite, die die einfache Mehrheit hat, die 
beiden ersten Wahlgänge passieren lassen. Dann 
sind die Vorschriften, die zwei Wahlgänge mit Zwei-
drittelmehrheit vorschalten — den Versuch dazu 
vorschalten —, einfach eine Farce und überflüssig. 

(Abg. Memmel: Haben Sie schon mal den 
Bundespräsidenten gewählt?) 

— Es gibt eine ganze Reihe von Institutionen, wo 
dies auch sehr gut funktioniert. Es gibt auch Rund-
funkanstalten in unserem Lande, wo der Intendant 
mit Zweidrittelmehrheit von den Aufsichtsgremien 
gewählt wird und wo die Dinge nicht besser und 
nicht schlechter sind als in anderen Anstalten auch. 
Es ist also nicht etwa so, daß hier ein grundsätzlich 
neues Modell vorgetragen wird. Wir wollen auch 
nicht, wie es draußen in der Argumentation heißt, 
eine Sperrminorität geltend machen. Wir wollen das 
Gremium vielmehr lediglich zur Suche nach einer 
möglichst objektiven Persönlichkeit anhalten, die 
nicht der Erfüllungsgehilfe einer politischen Mehr-
heit ist. 

Gewiß gibt es dabei Gefahren, die uns allen be-
wußt sind, Herr Kollege Heck, wo auch immer wir 
über dieses Problem diskutieren. Es besteht hier die 
Gefahr, daß man sich auf ein anpassungsfähiges 
Mittelmaß einigt, was nicht gut wäre. Aber es be-
steht darin auch sehr wohl die große Chance, daß 
man nach einer Persönlichkeit suchen muß, die die 
Überlegenheit in der Sache und den überzeugenden 
Rang der Persönlichkeit hat, die nun einmal die 
Voraussetzungen für eine so ungewöhnlich wichtige 
Funktion sind, wie es die Leitung eines großen 
Funkhauses oder die Leitung des Fernsehens und 
der großen meinungsbildenden Instrumente ist. Las-
sen Sie mich sagen: Ich glaube, daß ein Intendant 
für die Meinungsbildung von einer sehr viel größe-

ren Bedeutung ist als ein Minister in einem Kabi-
nett. Es bedeutet gewiß eine Schwierigkeit, wenn 
eine Zweidrittelmehrheit verpflichtet wird, nach 
einer solchen Persönlichkeit Ausschau zu halten. 
Aber diese Lösung mit den Schwierigkeiten, die dar-
instecken, ist immer noch besser als die denkbar 
schlechteste Lösung, die darin besteht, daß eine 
politisch einseitige Mehrheit eine einseitige Per-
sonallösung findet. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: es ist ein 
großes Stück meiner Sorge, daß die Bundesregierung 
bei all ihren Absichten eben auf solche einseitigen 
Lösungen aus ist. Der Herr Bundesinnenminister, der 
leider nicht hier sein kann — deshalb will ich einiges, 
was ich an seine Adresse sagen wollte, hier nicht 
sagen —, hat neulich erklärt, das zweite Fernsehen 

 — und zwar die „Freie Fernseh"-Gesellschaft, die 
sich seiner besonderen Liebe erfreut — solle die 
Lokomotive sein, die das zweite Programm ziehe. 
Aber wie wird diese Lokomotive bemannt nach all 
dem, was wir bereits heute wissen? Der stellvertre-
tende Generaldirektor ist der Leiter der Pressestelle 
des Bundesverbandes der Industrie. Die oberste 
Programmleitung sollte einem CDU-Professor über-
tra gen werden. Für  den Vorsitzenden den Aufsicht

-rats hat man einen ehemaligen CDU-Finanzminister 
ins Auge gefaßt. Die Mittelstandsgruppe der CDU, 
geleitet von unserem Kollegen Schmücker, soll drei 
Aufsichtsratsmandate bekommen. Der Leiter der 
Abteilung „Information und aktuelles Geschehen" 
ist der Chefredakteur einer CDU-Zeitung, der Leiter 
der Abteilung „Offentlichkeitsarbeit" ist der Presse-
chef der Deutschen Partei. In allen diesen Vorbe-
reitungen wird sichtbar, wie man einseitige Instru-
mente schaffen will, hier wird sichtbar, wo diese 
Lokomotive nach den Absichten der Regierung hin-
führen soll, und das ist das, was wir nicht wollen. 
Verstehen Sie bitte unsere Anträge aus dem Willen, 
nicht Sperrminoritäten zu schaffen, wohl aber ein-
seitige Machtlösungen und einseitige Meinungsbil-
dungen zu verhindern. Deshalb bitten wir um An-
nahme unserer Anträge. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der  
Abgeordnete Dr. Heck.  

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU): Herr Präsident!  

Meine Damen und Herren! Der Kollege Kühn hat  

bei der ersten Lesung ein britisches Sprichwort  

zitiert; er sagte uns damals, in Großbritannien sei  

.der ein Gentleman, der  sein Recht nur zur Hälfte  
in Anspruch nehme.  

(Abg. Kühn [Köln] : Auf die Hälfte habe ich  

mich nicht festgelegt!)  

— Nicht voll in Anspruch nehme! Herr Kollege  
Kühn, wir haben im Ausschuß versucht, Ihrem An-
liegen zur Hälfte entgegenzukommen, und haben  

erwartet, daß Sie uns die andere Hälfte entgegen-
kämen. Wir haben nämlich den Beirat von 15 auf  
21 Mitglieder erweitert; 6 Mitglieder sind vom Par-
lament zu wählen. Wir glaubten, daß wir damit,  
wie gesagt, Ihrem Anliegen wenigstens zur Hälfte  
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Rechnung getragen hätten. Und wir haben bei der 
Wahl des Intendanten Ihren Vorstellungen insofern 
entsprochen, als wir für den ersten und für den 
zweiten Wahlgang ,die Zweidrittelmehrheit verbind-
lich ins Gesetz eingebaut haben. 

Herr Kollege Kühn, es klingt schön, wenn Sie 
sagen, Sie wollten keine Sperrminorität. Aber was 
Sie verlangen, ist eben de facto die Sperrminorität. 
Sie können mir nun sagen: Wir werden die Mög-
lichkeit, daß wir dann über eine Sperrminorität ver-
fügen, nicht mißbrauchen. Einer solchen Erklärung 
gegenüber würde ich sagen: Sie können sich darauf 
verlassen, daß wie die Mehrheit, die wir haben, 
auch nicht mißbrauchen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Kühn 
[Köln] : Es ist ja keine Sperrminorität darin!) 

Aber, Herr Kollege Kühn, wenn Sie davon aus-
gehen, daß die Mitglieder, die Sie zur Regierungs-
seite rechnen, grundsätzlich illoyal und zur Zusam-
menarbeit nicht bereit sind, dann müssen Sie uns 
gestatten, anzunehmen, daß auch das Drittel, das 
Sie als zu Ihrer Seite gehörig rechnen, grundsätz-
lich nicht zur Zusammenarbeit und zur Loyalität 
bereit ist. Man kann nur entweder auf beiden Seiten 
Loyalität, soweit es menschenmöglich ist, — das ist 
ja in der Politik manchmal etwas schwierig — vor-
aussetzen oder auf keiner. Es ist aber nicht richtig, 
zu unterstellen, die eine Seite sei unfair und die 
andere sei fair. 

(Abg. Kühn [Köln] : Aber die Mathematik 
kann manchmal die Loyalität fördern!) 

— Davon bin ich überzeugt, und dem haben wir 
insofern Rechnung getragen, als wir für die ersten 
beiden Wahlgänge die Zweidrittelmehrheit verbind-
lich im Gesetz festgelegt haben. 

Herr Kollege Kühn, bei der neuen Gestaltung der 
Gremien, die hier im Gesetz vorgeschlagen ist, geht 
es uns im Grunde um folgendes: Wir haben gewisse 
Erfahrungen mit ,der Wirksamkeit von Aufsichtsgre-
mien in den Rundfunkanstalten, die nun ja immer-
hin über zehn Jahre tätig sind, gemacht, und ich 
verrate kein Geheimnis, wenn ich sage, daß die 
starke parteipolitische Akzentuierung in der Zu-
sammensetzung der Aufsichtsgremien und zweitens 
die Ausweitung des Rundfunkrates zu einem Gre-
mium, das nahezu aktionsunfähig sein muß, dazu 
geführt haben, daß der Rundfunkrat im allgemeinen 
kaum Entscheidungsbefugnisse hat, die Entschei-
dung auf einen kleinen Verwaltungsrat konzentriert 
wird und dieser kleine Verwaltungsrat dann nur 
noch eine parteipolitische Repräsentanz darstellt. 
Dann geht es bei den Stellenbesetzungen z. B. so: 
den Intendanten hat die CDU vorgeschlagen — ob 
er zu ihr gehört oder nicht, spielt keine Rolle —, 
den Chefredakteur beanspruchen dann Sie, und so 
geht es weiter. 

Ich glaube nicht, daß die Erfahrungen mit diesem 
System so gut gewesen sind, daß hier nicht einmal 
ein anderer Versuch gerechtfertigt wäre. Ich bin 
kein Prophet; aber eins glaube ich Ihnen im voraus 
sagen zu können: Sie würden sich sehr täuschen,  

wenn Sie annähmen, daß die Regierung 5 CDU- 
Funktionäre in die Aufsichtsgremien schicken wird. 

(Abg. Kühn [Köln] : Aber 5 Regierungs-
beauftragte!) 

— Das sind keine Regierungsbeauftragten. Das geht 
aus dem Wortlaut des Gesetzes ganz genau hervor. 
Sie sind in keiner Weise an Weisungen der Regie-
rung gebunden. Es sollen Persönlichkeiten sein, die 
von der Sache etwas verstehen. 

(Zuruf von der SPD: Die so zur Regie-
rung halten!) 

— Sie haben bestimmt Erfahrungen nach der ande-
ren Seite hin, Herr Kollege. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Wir haben die Vorstellung, daß die Regierung er-
fahrene Persönlichkeiten benennt. Wir wünschen, 
daß auch bei uns langsam das wächst, was in Groß-
britannien selbstverständlich ist: die Loyalität ge-
genüber allen Deutschen und allen Parteien. 

Herr Kollege Kühn, Sie haben etwas kritische 
Anmerkungen zu der Tatsache gemacht, daß Abge-
ordnete, Mitglieder der gesetzgebenden Körper-
schaften, Mitglieder der Regierung und weisungs-
gebundene Beamte nicht Mitglieder dieser Gremien 
sein können. Es ist in Großbritannien eine bare 
Selbstverständlichkeit, daß sich Mitglieder der Le-
gislative nicht in die Aufgaben der Exekutive ein-
drängen. 

Ich glaube, daß wir hier einen guten Weg be-
schritten haben. Ich vermag nicht einzusehen, daß 
die Ziffer 3 in Ihrem Antrag Umdruck 688 für die 
weitere Entwicklung des Rundfunkwesens in 
Deutschland, hier speziell für den Deutschlandfunk 
und die Deutsche Welle, eine Verbesserung dar-
stellen würde. Im Gegenteil, ich glaube, daß man 
hier wieder auf Vorstellungen zurückgehen würde, 
die sich, wie ich meine, in den Landesrundfunkan-
stalten wirklich nicht bewährt haben. Ich muß Ihnen 
deswegen für meine Fraktion sagen, daß wir die 
Ziffer 3 des Antrags Umdruck 688 ablehnen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stenger. 

Stenger (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich noch einmal kurz mit 
dem Änderungsantrag Umdruck 677 beschäftigen, 
soweit die CDU/CSU-Fraktion eine Änderung des 
§ 19 Abs. 1 Satz 3 dahingehend wünscht, daß die 
Worte „dem Deutschen Gewerkschaftsbund" durch 
die Worte „den Gewerkschaften" ersetzt werden. 
Ich glaube, der 8. Ausschuß hat bei der Formulie-
rung des Abs. 1 eine feste Absicht bekunden wol-
len, indem er ganz bestimmte Institutionen damit 
beauftragt wissen wollte, Mitglieder in den Rund-
funkrat zu delegieren. Es werden nach dieser For-
mulierung je ein Mitglied der evangelischen Kirche, 
der katholischen Kirche, des Zentralrats der Juden, 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände und schließlich und endlich ein Vertreter 
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aus dem Deutschen Gewerkschaftsbund entsandt. 
Er sagt nicht — um bei den Kirchen zu bleiben —, 
daß auch Mitglieder von Religionsgesellschaften 
entsandt werden können; und ich glaube, Sie sind 
mit mir darin einig, daß es neben unseren beiden 
großen Kirchen eine ganze Anzahl von Religions-
gesellschaften gibt. Der Ausschuß sagt auch nicht, 
daß Handwerkskammern, Handwerksinnungen, 
landwirtschaftliche Verbände dort vertreten sein 
sollen, sondern er sagt ganz einfach: „die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände" 
und nennt schließlich den Deutschen Gewerkschafts-
bund. Er muß dazu ja einen Grund gehabt haben. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund ist wohl — 
darin werden Sie mir zustimmen — die größte 
Organisation, die Arbeitnehmer zu ihren Mitglie-
dern zählt, und zwar mehr als 6 Millionen Arbeit-
nehmer. 

(Zuruf von rechts: Noch!) 

— Hoffentlich werden Sie es noch erleben, daß wir 
sieben erreichen, Herr Kollege! 

(Zuruf von rechts: Ich glaube nicht!) 

— Seien Sie mal nicht so pessimistisch, teilen Sie 
lieber meinen Optimismus. 

Wenn man nun schon von Gewerkschaften spricht 
— ich weiß nicht, ob sich die Formulierer darunter 
etwas Richtiges vorgestellt haben —, dann aber 
nicht in der Richtung, wie Sie es meinen. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund hat 16 Gewerkschaf-
ten. Der Beamtenbund setzt sich aus soundsovielen 
Verbänden zusammen. Daneben gibt es die Deutsche 
Angestelltengewerkschaft und seit einiger Zeit — 
das sage ich zu Ihrer Freude — die christliche Ge-
werkschaft. Daneben gibt es noch Gewerkschaften, 
die keinem der vor mir genannten Verbände ange-
hören, sondern ganz neutral sind. Eine will ich 
Ihnen nennen: die Polizeigewerkschaft. Schließlich 
gibt es — das wissen auch Sie; dieser Tage hat man 
soviel davon gesprochen — eine von Staats wegen 
auf dem Kasernenhof, die sogar, wie man gelesen 
hat, mit Staatsmitteln unterstützt wird. Meinen Sie 
vielleicht auch diese? Wenn dem nicht so ist, dann 
bitte ich doch, zu überlegen, wie denn nun die von 
Ihnen gemeinten Gewerkschaften das eine Mitglied 
in den Verwaltungsrat delegieren sollen. Ich meine, 
es ist Aufgabe des Parlaments, klare Verhältnisse 
zu schaffen, wie es der Ausschuß vorgeschlagen hat. 

Nun sagen Sie: den Gewerkschaften. Sollen die 
sich vielleicht dann in einem großen Saal — es 
werden 100 Personen sein — zusammensetzen und 
sich um das eine Mitglied zusammenraufen? Das 
kann ich mir nur sehr schwer vorstellen. Wenn Sie 
das aber wollen, dann lassen Sie auch die Kirchen 
sich zusammenraufen, dann lassen Sie auch die 
landwirtschaftlichen Verbände und auch die Hand-
werksinnungen zu der großen von Ihnen benannten 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände dazukommen. Wenn Sie das nicht wollen, 
wenn Sie eine Einheitlichkeit in Ihrer Formulierung 
beibehalten wollen, dann können Sie nicht von „den 
Gewerkschaften" reden. Sie haben klar zum Aus-
druck gebracht, daß Sie die großen Institutionen be-
nannt wissen wollen; ihnen soll das Recht zu dele-

gieren zugestanden werden. Dann sollte man aber 
auch bei den freien Verbänden die größte, die weit-
aus größte Organisation benennen, nämlich den 
Deutschen Gewerkschaftsbund, wie es in der Aus-
schußvorlage vorgesehen ist. 

Ich möchte Sie deshalb im Namen meiner Frak-
tion bitten, den Antrag Umdruck 677 unter Ziffer 2 
abzulehnen und es bei der Ausschußfassung zu be-
lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Unserem Antrag unter Zif-
fer 2 im Umdruck 677 ist etwas sehr viel Ehre an-
getan worden, denn die Kollegen Kühn und Stengel 
haben darüber gesprochen, bevor wir Gelegenheit 
hatten, ihn zu begründen. Wir möchten wirklich 
darum bitten, nichts in den Antrag hineinzugeheim-
nissen. Dieser Antrag hat lediglich rechtstechnischen 
Gehalt. Im Hinblick auf die in Art. 9 des Grund-
gesetzes — ich verweise insbesondere auf dessen 
Abs. 3 — garantierte Koalitionsfreiheit ist es in der 
Bundesgesetzgebung üblich, in Gesetzen nicht eine 
bestimmte Gewerkschaft zu nennen und ihr beson-
dere Rechte zu geben, sondern solche Rechte gene-
rell „den Gewerkschaften" zuzusprechen. An dieser 
Übung wollen wir festhalten. Nur dem dient unser 
Antrag. 

Sehen Sie sich einmal an, was dazu in den Ge-
setzen der Länder gesagt ist, was etwa auch in den 
Gesetzen über Post, Bundesbahn usw. steht, die 
dieses Haus verabschiedet hat. Wo immer Vertreter 
von Gewerkschaften zu benennen sind, ist niemals 
eine konkrete Gewerkschaft genannt. Immer wer-
den Sie den Terminus technicus „die Gewerkschaf-
ten" finden. Ich halte das aus rechtstechnischen 
und rechtsgrundsätzlichen Überlegungen im Hin-
blick auf Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes für erfor-
derlich. 

(Beifall rechts. — Zurufe von der SPD: Wie 
soll es denn wirklich durchgeführt werden? 
— Abg. Schmitt-Vockenhausen: Die Haupt-

sache ist, wie das praktiziert wird!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Köln) (SPD) : Herr Kollege Heck, ich will 
nicht auf unsere Kontroverse zurückkommen. Wir 
haben darüber so oft auch im Ausschuß diskutiert, 
und angesichts der fortgeschrittenen Zeit hat es 
sehr wenig Sinn, hier über das mehr oder weniger 
gute Funktionieren der bisherigen Aufsichtsgremien 
zu sprechen. Ich glaube, das sollte einmal gesche-
hen; vielleicht haben wir noch einmal Zeit dazu, 
eine solche Diskussion an Hand von Fakten, Namen 
und Tatsachen zu führen. Das wäre ganz lehrreich 
und würde eine Menge von Illusionen und Fehl-
interpretationen zerstören. 
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Kühn (Köln) 
Was mich heraufgeführt hat, ist nur eine Frage, 

die ich an den Herrn Kollegen Barzel richten möchte. 
In dem Änderungsantrag zu § 19 wird gefordert, 
die Worte „den Deutschen Gewerkschaftsbund" 
durch die Worte „die Gewerkschaften" zu ersetzen. 
Wenn dies nur ein Terminus technicus ist, bleibt 
doch die Frage: was geschieht, wenn nun alle die-
jenigen, die sich zu diesem Kollektivbegriff zählen, 
sich untereinander nicht einigen können. Wer ent-
scheidet dann? Wenn ich den Herrn Kollegen Bar-
zel recht verstanden habe und wenn ich Bezug 
nehme auf das, was auch in Privatgesprächen vor-
her dazu gesagt worden ist. meint die CDU-Frak-
tion, es solle der Vertreter des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes sein. Sie möchte nur eine weitere 
Formulierung hier finden, aber es sei der Wille der 
antragstellenden Fraktion, daß dies der Deutsche 
Gewerkschaftsbund ist. Wenn dies nicht Ihr Wille 
ist, Herr Kollege Heck, dann müssen Sie uns auch 
sagen, wer darüber bestimmt, welche Organisation 
den Vertreter entsendet, falls sie sich nicht unter-
einander einigen können. — Wollen Sie eine Frage 
stellen? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zwischen-
frage der Abgeordnete Dr. Heck. 

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kühn, ich antworte mit einer Gegenfrage: Das Ge-
setz über den Westdeutschen Rundfunk sieht vor, 
daß die Gewerkschaften ein Mitglied in den Pro-
grammbeirat entsenden. Vielleicht können Sie uns 
mitteilen, wie dieses Problem bei dieser Fassung 
des Gesetzes über den Westdeutschen Rundfunk in 
Nordrhein-Westfalen gelöst worden ist. Dann wis-
sen wir, wie man die Frage, die Sie gestellt haben, 
beantworten muß. 

Kühn (Köln) (SPD) : Das ist in den interpretieren-
den Protokollen bei der Verabschiedung dieses Ge-
setzes niedergelegt, daß damit der Deutsche Ge-
werkschaftsbund gemeint sei. Wenn Sie auch hier 
für das Protokoll niederlegen, daß die CDU/CSU-
Fraktion meint, das sei hier lediglich eine rechtliche 
Formulierung, sie wolle aber der Sache nach, daß es 
der Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
sei, werden wir zwar nicht für diese Formulierung 
stimmen, weil wir um der Deutlichkeit willen es 
bei dem belassen wollen, was der Ausschuß ein-
stimmig beschlossen hat, wir würden aber dankbar 
diese protokollarische Fixierung zur Kenntnis 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird weiterhin das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Wo ist denn 
die Erklärung?) 

Das Wort ist nicht gewünscht; ich kann damit die 
Aussprache über diesen Punkt schließen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD Umdruck 688 (neu) Ziffer 3. 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das zweite ist die Mehr-
heit; abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU Umdruck 677 Ziffer 2, 
über den zuletzt diskutiert wurde. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Bei einer Enthaltung mit Mehrheit angenommen. 

Wer dem § 19 in der Ausschußfassung mit der 
soeben beschlossenen Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das ist mit Mehrheit 
so beschlossen. 

Ich rufe auf § 20 und den Änderungsantrag Um-
druck 688 (neu) Ziffer 4. Wird hierzu das Wort ge-
wünscht? — 

(Abg. Kühn [Köln] : Ist bereits begründet!) 

— Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer dem Änderungsantrag Um-
druck 688 (neu) Ziffer 4 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Mit Mehrheit ab-
gelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 20 in der 
Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erste ist die Mehrheit; es ist 
so beschlossen. 

Nunmehr kommt § 26 mit dem Umdruck 688 (neu) 
Ziffer 5. Wird das Wort gewünscht? 

(Abg. Kühn [Köln] : Auch dies ist bereits be-
gründet!) 

— Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Umdruck 688 
(neu) Ziffer 5 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das zweite ist die Mehrheit. Der Antrag 
ist abgelehnt. Wer § 26 in der Ausschußfassung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste ist die Mehrheit. § 26 ist so angenommen. 

Ich rufe auf § 27. — Darf ich mehrere Paragraphen 
zusammen aufrufen, oder wollen Sie Einzelabstim-
mung? 

(Abg. Kühn [Köln] : Nein, wir können den 
ganzen Abschnitt nehmen!) 

— Ich rufe also auf §§ 27, — 28, — 29, — 30 — und 
31. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den auf-
gerufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehr-
heit beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zu § 39 a — Finanzierung 
und Verteilung der Mittel. Wird hierzu das Wort 
gewünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem aufgerufenen § 39 a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
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Vizepräsident Dr. Jaeger  
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehr-
heit ohne Enthaltungen beschlossen.  

Wir kommen zu § 39 b. — Das Wort wird nicht  
gewünscht. Wer dieser Bestimmung zuzustimmen  

wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich  

bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das  
ist mit Mehrheit beschlossen.  

Ich rufe auf § 40 — ich darf wohl fortfahren —,  

(Abg. Kühn [Köln] : Ja!)  

§§ 41, — 42, — 43 entfällt, — 44, — 45. — Das  
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen  

Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich  
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das erste ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen.  

Ich komme nun zu § 46 und dem Umdruck 677  
Ziffer 3. — Wird hierzu das Wort gewünscht?  

(Zuruf: Ist schon begründet!)  

— Das Wort wird nicht gewünscht. Bei dem Um-
druck 677 Ziffer 3 der Fraktion der CDU/CSU han-
delt es sich um einen Streichungsantrag, über den  
als solchen nicht abgestimmt wird, sondern wer ihm  

zustimmen will, der stimmt eben gegen den § 46. Ich  
lasse abstimmen über § 46. Wer § 46 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Das 
ist niemand. 

(Abg. Kühn [Köln] : Der ist schon nach vorn 
genommen und sachlich erledigt!) 

Wer dagegen stimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Enthaltungen? — § 46 ist damit ge-
strichen. 

Ich komme zu §§ 47 und 48. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den beiden Paragraphen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Die Mehr-
heit hat so beschlossen. 

Ich rufe auf § 49. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Die Mehrheit hat es beschlossen! 

Ich komme nunmehr zu §§ 58, — 59, — 59 a, — 60, 
— 61, — 62. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
den aufgerufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das ist mit Mehrheit beschlos-
sen. 

(Zurufe von der SPD: Enthaltungen! — Abg. 
Kühn [Köln] : Die Enthaltungen zählen Sie 

wohl nicht mehr mit, Herr Präsident!) 

— Wenn es so flott vorwärtsgeht! Ich stelle also 
fest: das ist die Mehrheit. Aber wenn Sie Wert dar-
auf legen, stelle ich Ihre Enthaltung gern fest! 

Wir kommen zu § 63. — Wie ich sehe, ist hier der 
Tag für das Inkrafttreten nicht bestimmt. Muß da 
nicht eine Lücke ausgefüllt werden? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das richtet 
sich nach dem Grundgesetz, Herr Präsident! 
— Zuruf von der SPD: Man kann doch kein 

Gesetz mit Pünktchen machen!) 

— Ich bin im Augenblick überfragt, ob es in der 
Macht des Herrn Bundespräsidenten liegt, hier das 
Datum einzufügen, oder ob wir nicht die ganze Be-
stimmung streichen sollten, womit ganz automatisch 
die Bestimmung des Grundgesetzes in Kraft tritt. 

(Zuruf von der Mitte: Selbstverständlich! 
Dann müßte die Zeile gestrichen werden!) 

— Ich würde also vorschlagen, den § 63 zu streichen; 
dann gilt automatisch die Bestimmung des Grund-
gesetzes. Sind wir darüber einig? 

(Zustimmung.) 

— Dann ist § 63 weggefallen. 

Ich komme noch zu Einleitung und Überschrift. 
Wer Einleitung und Überschrift zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
ist mit Mehrheit beschlossen. 

Wir kommen damit zur 

dritten Beratung.  

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Köln) (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen  

und Herren! Die sozialdemokratische Fraktion hat  
das Gesetz in der ersten Lesung grundsätzlich ab-
gelehnt und diese Ablehnung begründet. Sie fühlt  

sich aus verfassungsrechtlichen und verfassungs-
politischen Gründen gezwungen, das vorliegende  

Teilgesetz genauso abzulehnen wie das ursprüng-
lich von der Regierung eingebrachte umfassendere  

Gesamtgesetz. Sie hat das bei der Beratung  

der Einzelbestimmungen in der zweiten Lesung  

wiederholt zum Ausdruck gebracht. Dabei hat  

sich die Überzeugung der sozialdemokratischen  
Fraktion festigen müssen, daß auch mit den neuen  

Formulierungen unverändert die Absicht verfolgt  

wird, ein Instrument einseitiger Meinungsbildung  

zu schaffen.  

Die Verwirklichung dieser Absicht würde nicht  

nur bedauerlich sein, sondern auch gefährliche Kon-
sequenzen haben können. Sie könnte zu einer Be-
einträchtigung der Glaubwürdigkeit unserer demo-
kratischen Lebensordnung führen, die wir in unse-
rem Staate entwickeln wollen. Sie könnte zu einer  
Gefährdung der Tragkraft unserer demokratischen  

Staatsordnung werden; denn zu einer solchen Ge-
fährdung muß alles werden, was wichtige Instru-
mente der Öffentlichkeit zu einseitigen Machtinstru-
menten machen will.  

Wir sind davon überzeugt, daß nicht alle in der  
Regierungsfraktion diese Absicht klar erkennen  

und das auch wollen. Aber eine Partei muß es sich  

gefallen lassen, daß ihre Absichten nach dem deut-
lich erkennbaren Willen derjenigen Kräfte beur-
teilt werden, die dieser Partei ihren Willen auf-
zwingen. Den federführenden Bundesinnenminister  

selbst vermögen wir nicht von dem Vorwurf zu ent-
lasten, daß sein Ziel die Herstellung einer solchen  

Einseitigkeit ist. Wenn er dabei im Auftrag des  
Kabinetts und seines Regierungschefs handelt  — 
was  wir nicht bezweifeln —, können wir nur sagen:  

um so schlimmer.  
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Kühn (Köln) 
Das Schicksal dieses Gesetzes entscheidet sich 

nicht in diesem Hause, nicht in den Beratungen der 
Ausschüsse und auch nicht in der jetzigen dritten 
Lesung. Nunmehr hat der Bundesrat das Wort. Die 
Ministerpräsidenten, die am 18. November diesem 
Gesetzentwurf einhellig ihre Zustimmung versagt 
haben, und zwar aus verfassungsrechtlichen Grün-
den, die sich auch auf den hier vorliegenden Teil 
beziehen, werden nunmehr darüber zu entscheiden 
haben, ob sie gewillt sind, die Rechte der Länder 
bis zu den notwendigen Konsequenzen zu vertreten. 
Der vorliegende Gesetzentwurf unterscheidet sich 
in seiner Problematik in nichts von dem ursprüng-
lich vorgelegten Gesetzentwurf. Hier werden 
organisatorische, rechtliche und finanzielle Fragen 
bundesgesetzlich geordnet, für die die Minister-
präsidenten die Gesetzgebungskompetenz der Län-
der behaupten und die unabhängig von der Gesetz-
gebungskompetenz schon aus sachlichen Gründen in 
einem Vertrag zwischen Bund und Ländern geord-
net werden sollten. 

Wir verstehen sehr wohl, was mit diesem Teil-
gesetz beabsichtigt ist. Wenn das Teilproblem 
der Gebührenverteilung bundesgesetzlich geregelt 
wird, ist es morgen leicht, die gesamte Finanz-
gestaltung der Rundfunkanstalten bundesgesetzlich 
zu ordnen. Wenn eine Mittelwelle bundesgesetzlich 
in Anspruch genommen werden kann, kann morgen 
der gesamte Rundfunk in Organisation, Lenkung und 
Inhalt durch ein Bundesgesetz erfaßt werden. Wenn 
der Hörfunk bundesgesetzlich organisiert werden 
kann, kann es auch das Fernsehen; denn Hörfunk 
und Sehfunk sind die beiden Seiten der Gesamt-
materie Rundfunk wie die beiden Seiten einer 
Münze. Wenn die Ministerpräsidenten dieses Teil-
gesetzes passieren lassen, wird das ganze aus den 
Händen der Länder genommen. Die Hinnahme der 
bundesgesetzlichen Regelung dieses Teils, des Hör-
funks, würde die Preisgabe der bundesgerichtlichen 
Möglichkeit bedeuten, den Zugriff auch auf das 
Fernsehen, das hier zunächst ausgeklammert ist, 
abzuwehren. 

Der Herr Bundesinnenminister Schröder hat 
bereits erklärt, er würde über einen Vertrag zwi-
schen Bund und Ländern erst nach Annahme dieses 
Gesetzes auch im Bundesrat sprechen. Das heißt: 
nach der Selbstentwaffnung des Bundesrats würde 
er die Kapitulation fordern; denn wenn die Länder 
nicht seine Vertragsbedingungen akzeptieren, 
würde er den Weg des Bundesgesetzes beschreiten. 
Die Ministerpräsidenten würden, wenn sie das 
Gesetz im Bundesrat passieren ließen, jede Waffe 
dagegen aus der Hand gegeben haben. Wir wissen, 
welcher Druck auf die CDU-Ministerpräsidenten 
gewirkt hat. Aber sie stehen nun vor der nicht 
ganz uninteressanten Frage, ob sie der Weisung des 
Parteitags von Karlsruhe oder dem Spruch des 
Verfassungsgerichts von Karlsruhe den Vorzug 
geben sollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Der Ministerpräsident Altmeier hat gesagt, wenn 
dieses von der Bundesregierung vorgelegte Gesetz 
angenommen werde, würden die Länder „an ein 
Gängelband gelegte Verwaltungseinheiten" sein. 
Das Wort haben jetzt die Ministerpräsidenten. 

Aber lassen Sie mich noch einen anderen Punkt (I 
 aufgreifen! Sollte sich diese eben charakterisierte 

Spekulation des Herrn Bundesinnenministers nicht 
erfüllen, dann scheinen andere Absichten im Bun-
desministerium des Innern gehegt zu werden. In 
der Presse ist bereits — wie „Die Welt" schrieb: 
aus guten Informationen — berichtet worden, daß 
im Bundesinnenministerium, beim Herrn Bundes-
innenminister die Absicht bestehe, während der 
parlamentarischen Sommerferien eine Sendelizenz 
auf dem Wege einer Verwaltungsanordnung an das 
Freie Fernsehen zu erteilen. Und es hieß in jenem 
Zeitungsbericht weiter: damit sich der erste Sturm 
dann schon gelegt haben wird, wenn die Abgeord-
neten Mitte September wieder hach Bonn zurück-
kehren. 

(Hört! Hört! und Lachen rechts.) 

— Meine Herren, lachen Sie nicht! Es wäre mir und 
meiner Fraktion sehr wichtig, wenn an Stelle Ihres 
Lachens die Bundesregierung eine bündige Antwort 
darauf geben würde, ob sie solche Absichten hegt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es war die Zeitung des Ruhrbischofs, „Das Ruhr-
wort", die unter der Überschrift „Tiefschlag gegen 
Demokratie — Die Abgeordneten dürfen sich keines-
falls ausmanövrieren lassen" diesen Alarmruf der 
Tagespresse aufgegriffen hat. 

Wir bedauern zutiefst, daß der Herr Bundesinnen-
minister bei dieser Vorlage, die ihm so sehr eine 
Herzensangelegenheit ist, 

(Zuruf von der SPD: Der studiert die Ver-
fassung!)  

heute nicht hier ist. Wir würden uns freuen, zu 
dieser Frage, ob das Bundesinnenministerium solche 
Absichten hegt, von ihm eine Erklärung zu bekom-
men. Wir wissen nicht, ob seine Abwesenheit viel-
leicht damit im Zusammenhang steht, solchen Fragen 
auszuweichen. Aber wir wären behelfsweise auch 
für eine Antwort des Herrn Bundespostministers 
dankbar. 

Der Herr Bundesinnenminister steht ja unter 
einigem Druck seiner. Lieblings-Fernsehgesellschaft 
„Freies Fernsehen". In der dieser Gesellschaft nahe-
stehenden Korrespondenz wird ihm schon vorge-
worfen, es sei eine „Schlamperei", daß 'der Bund 
nicht voranmache. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß kommen. Die sozialdemokratische Fraktion 
hat auch an den Bestimmungen dieses Gesetzent-
wurfs sachlich mitgearbeitet. Es  geht uns darum, 
so bald wie möglich, durch Regelung der Gesamt-
materie dazu zu kommen, daß alle Rundfunkfragen 
— die der Deutschen Welle zur Sendung nach Über-
see, die des Deutschlandfunks als gesamtdeutscher 
Welle und die eines zweiten Fernsehprogramms — 
bald  geordnet werden, auf daß dem deutschen 
Zuschauer und Hörer Genüge getan wird und seine 
Interessen erfüllt werden können. 

Wir haben sachlich mitzuarbeiten versucht. Die 
sozialdemokratische Fraktion hat ihr Bestes dazu 
beizusteuern versucht, die so bedeutungsvolle 
Rundfunkfrage nicht im Geiste der parteilichen 
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Kühn (Köln) 
Entzweiung oder einer einseitigen Orientierung, 
sondern im demokratischen Geiste einer Verpflich-
tung auf das Ganze zu lösen. Der Wille der Bundes-
regierung, eine einseitige politische Hilfsinstitution 
aus Hörfunk und Fernsehen zu machen, hat eine 
gemeinsame Lösung unmöglich gemacht. Wir 
bedauern dies. Diesem Gesetze werden wir unsere 
Zustimmung verweigern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Heck. 

Dr. Heck (Rottweil) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Kühn, daß 
Sie den Bundesinnenminister nicht mögen, das ist 
bekannt. 

(Abg. Kühn [Köln] : Das ist gar keine indi

-

viduelle Reaktion, Herr Kollege! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD.) 

— Ach, daß Sie alle ihn nicht mögen, ist auch be-
kannt. Aber, wissen Sie, es ist eine menschliche Er-
fahrung — und jetzt will ich mich etwas zurückhal

-

tend äußern —: Wenn man jemanden nicht leiden I 
mag, wird man ihm kaum gerecht werden können; 
und ich glaube, Sie sollten es unterlassen, dem Ver-
fassungsminister fortlaufend Tiefschläge gegen die 
Demokratie zu unterstellen. Das ist kein guter Stil. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Kühn [Köln] : 
Das war die Zeitung des Ruhr-Bischofs, 

Herr Kollege! — Beifall bei der SPD.) 

Nun verstehe ich nicht ganz, warum Sie aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen dem Gesetz in der 
Fassung, wie es in zweiter Lesung verabschiedet 
worden ist, nicht zustimmen wollen. Sie können 
die Frage, ob Art. 73 Abs. 7 des Grundgesetzes die 
Ordnung des Rundfunkwesens dem Bund zuweist 
oder nicht, bei der verfassungsrechtlichen Beurtei-
lung dieses Gesetzes völlig ausklammern. Die 
Deutsche Welle gehört mit Sicherheit zur auswärti-
gen Kulturpolitik, zu den auswärtigen Angelegen-
heiten; sie gehören nach Art. 73 Abs. 1 zur aus-
schließlichen Gesetzgebungsbefugnis des Bundes. 
Es kann auch nicht in Abrede gestellt werden, daß 
der Deutschlandfunk eine gesamtdeutsche Angele-
genheit ist. Es ist hier oft gesagt worden, über ge-
samtdeutsche Angelegenheiten sei im Grundgesetz 
nichts geregelt; daraus müsse eigentlich der Schluß 
gezogen werden, daß die Länder zuständig seien. In 
unserer Verfassungswirklichkeit aber sind die ge-
samtdeutschen Angelegenheiten bisher unwider-
sprochen ausschließlich vom Bund wahrgenommen 
worden, so daß Sie nur in Übereinstimmung mit 
der Verfassungswirklichkeit handeln, wenn Sie da-
von ausgehen, daß die Regelung des  Deutschland

-

funks  als gesamtdeutsche Angelegenheit unter die 
Zuständigkeit des Bundes fällt. 

Nun wird der Einwand mit der Gebührenrege-
lung gemacht. Herr Kollege Kühn, hier vermag ich 
mich Ihren Folgerungen nicht anzuschließen. Wenn 
ich davon ausgehe, daß die Länder zuständig sind,  

und wir in dem Gesetz bestimmen, daß für die 
Finanzierung der „Deutschen Welle" und des 
Deutschlandfunks 10 der Gebühren zur Verfü-
gung gestellt werden, dann kann ein Land, das 
glaubt, die Länder seien für die Regelung der Ge-
bühren zuständig, das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe anrufen. Wenn dieses Land und damit 
die Länder in Karlsruhe Recht bekommen, ist die 
Frage entschieden, und alle Weiterungen, die Sie 
so beschwörend an die Wand gemalt haben, als Sie 
meinten, was der Bund dann alles tun könne, fal-
len weg. Geht es allerdings umgekehrt, spricht 
Karlsruhe das Gesetzgebungsrecht für den Rund-
funk im allgemeinen dem Bund zu, so wäre rein 
verfassungsrechtlich die Möglichkeit gegeben, daß 
der Bundestag ein Gesetz zur Ordnung des ganzen 
Rundfunkwesens verabschiedet. Ich bin aber der 
Überzeugung, daß sich schon aus der Struktur des 
Grundgesetzes ergibt, daß der Bundesgesetzgeber 
nicht berechtigt wäre, das gesamte Rundfunkwesen 
zentralistisch zu organisieren. 

Ich darf kurz zusammenfassen: Ich verstehe nicht, 
warum Sie aus verfassungsrechtlichen Gründen dem 
Gesetzentwurf, wie er in der zweiten Lesung ver-
abschiedet worden ist, nicht zustimmen. Ich hatte 
die Hoffnung, daß, wenn wir Ihnen die Hälfte des 
Weges entgegengingen, 

(Abg. Kühn [Köln] : Sie haben komische 
Vorstellungen von der Hälfte) 

Sie uns die andere Hälfte entgegenkommen würden; 
dann hätten wir uns in der Mitte getroffen. Die 
Aufgaben, um die es geht, sowohl beim Auslands-
funk wie beim Deutschlandfunk, sind an sich wich-
tig genug, daß man sich so schnell wie möglich 
einigen sollte. 

(Abg. Blachstein: Der Auslandsfunk funk-
tioniert doch auch, wenn wir uns nicht 

einig sind!) 

— Aber entschuldigen Sie, Herr Kollege Blachstein, 
ich glaube, wir sind uns einig, daß der Auslands-
funk erheblich ausgebaut werden muß. 

(Abg. Blachstein: Jawohl! Sehr richtig! Das 
hängt aber nicht von dem Gesetz ab!) 

— Nein, aber davon, daß diese Aufgabe eigenstän-
dig organisiert wird und nicht irgendwo angehängt 
bleibt. Ich möchte wirklich nichts gegen die Lei-
stungen der, Deutschen Welle sagen. Ich bin nur 
der Meinung, sie ist zu schmal angelegt. 

Ich möchte auch der Hoffnung Ausdruck geben, 
daß die Länder, wenn sie am 15. Juli dieses Gesetz 
im Bundesrat zu behandeln haben, zur Kenntnis 
nehmen, daß die Zuständigkeit nach Art. 73 Nr. 7 
des Grundgesetzes gar nicht in Anspruch genom-
men ist und daß sie diesem Gesetz zustimmen kön-
nen, ohne von ihrer bisher vertretenen Rechtsauf-
fassung abgehen zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Zoglmann. 
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Zoglmann (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben in der zweiten Lesung 
praktisch einen Teil dessen vorweggenommen, was 
eigentlich in die dritte Lesung gehört. Ich glaube, 
ich handle im Sinne aller, wenn ich das, was ich für 
meine Fraktion zur dritten Lesung hier zu erklären 
habe, recht kurz fasse. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie verdienen sich 
damit sicher den Dank des Hauses. 

Zoglmann (FDP) : Wir haben uns immer auf den 
Standpunkt gestellt, daß eine gesetzliche Regelung 
aller Rundfunkfragen erfolgen sollte. Ich habe das 
für meine 'Fraktion schon in 'der ersten Lesung er-
klärt. Was jetzt hier vorliegt und was heute von 
dem Haus verabschiedet werden soll, ist—hier kann 
ich dem Kollegen Kühn nicht folgen — durchaus 
nicht 'das, was uns in  der  ersten Lesung vorgelegen 
hat. Ihren Erklärungen, es habe sich nichts geändert, 
muß ich entgegenhalten, daß ich in den Ausschuß-
beratungen eigentlich den  Eindruck hatte, als sei 
nichts mehr kontrovers; denn die Kollegen der 
SPD-Fraktion haben zeitweise jedenfalls den An-
schein erweckt, als ob alles das, was jetzt verab-
schiedet werden soll, sowieso klar sei, wie etwa der 
Deutschlandfunk und die lange Welle. Deshalb kann 
ich wirklich nicht einsehen, weshalb wir nun die 
Dinge plötzlich wieder dorthin zurücktransponieren, 
wo sie nicht hingehören. 

Sie sagen, das Fernsehen sei ausgenommen bzw. 
es sei eine bestimmte Art der Lösung dieses Kom-
plexes bereits jetzt ins Auge gefaßt. Darauf möchte 
ich Ihnen erwidern, ;daß meine Fraktion und ich es 
bedauern, daß das Fernsehen in diese gesetzliche 
Regelung nicht mit eingeschlossen ist. Ich möchte 
im Namen meiner Fraktion erklären, daß bei all 
diesen Überlegungen, was nun auf uns zukommt, 
letzten Endes auch auf den Hörer und auf den Zu-
schauer Rücksicht genommen werden sollte. Der 
Zuschauer hat ein Recht darauf, am 1. Januar 1961 
ein zweites Fernsehprogramm zu empfangen. 

(Beifall bei der FDP und in  der  Mitte.) 

Der Bundespostminister hat erklärt, daß er von der 
technischen Seite her alle Voraussetzungen schaffen 
will, um das zu ermöglichen, und ich glaube, daß 
der Hörer und der Zuschauer ein Anrecht darauf 
haben, daß ihnen am 1. Januar 1961 tatsächlich ein 
zweites Programm zur Verfügung gestellt wird. Ich 
glaube, daß diese Aussage einmal erfolgen mußte. 

Bisher ist von Verhandlungen zwischen Bund und 
Ländern im allgemeinen nicht zuviel spürbar gewe-
sen. Bisher haben nur einige bestimmte Funktions-
träger innerhalb 'der Regierungsparteien mit den 
Ländern verhandelt. Ich möchte wünschen — und 
ich glaube, ich befinde mich da in Übereinstimmung 
mit dem größten Teil der deutschen Öffentlichkeit 
—, ;daß man jetzt die Dinge sehr schnell und ge-
wissenhaft in eine bestimmte Form bringt. Diese 
Form kann nur darin bestehen, ;daß man eine Re-
gelung für 'den Fernsehkomplex schafft, die garan-
tiert, daß ein gutes, unabhängiges und parteiunge-

bundenes Fernsehprogramm gesendet wird. Diese 
Grundsätze müssen gewahrt bleiben. 

Es wurde heute viel davon gesprochen, daß der 
Rundfunk ein Machtinstrument ist. Ich glaube, wer 
die Dinge objektiv prüft, wird zugeben, daß es sich 
tatsächlich um ein sehr eminentes Machtinstrument 
handelt. Aber ich glaube, wenn man das erkennt, 
muß die Schlußfolgerung die sein, daß diese Macht, 
soweit es möglich ist, verteilt und aufgeteilt werden 
muß. Man darf also nicht denen, die diese Macht 
jetzt schon ausüben, neue Macht überantworten, 
sondern muß eine echte Konkurrenz für die jetzigen 
Machtfaktoren schaffen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das möchte ich hier für meine Fraktion erklären. 

Obwohl der Komplex des Fernsehens und der 
Komplex der Gebührenregelung ausgenommen sind, 
werden wir der jetzt vorgesehenen Regelung in 
dritter Lesung unsere Zustimmung erteilen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Besold. 

(Zuruf von der SPD: Welche Fraktion? — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der letzte 

Föderalist!) 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe von hier hinten 

(Zuruf von der Mitte: Von hier vorn! — 
Heiterkeit) 

zuerst gegen den § 39 a und dann auch gegen das 
Gesetz gestimmt. Ich möchte das nicht so ganz heim-
lich und mutlos hier hinten tun, sondern möchte 
öffentlich erklären, daß ich gegen das Gesetz ge-
stimmt habe. Ich bin der Auffassung, es ist notwen-
dig, daß der Bund die Möglichkeit hat, seine Politik 
auf eigener Basis durchzusetzen und in der Öffent-
lichkeit darzulegen. Ich weiß, daß es für einen über-
zeugten Föderalisten, der über seine föderalistische 
Auffassung nicht zur Auflösung und Dezentralisie-
rung der Macht, sondern zur Macht kommen 
möchte, heute schwer ist, seine Meinung zu sagen, 
weil eine gewisse Art von Meinungsbeeinflussung 
von seiten der Rundfunkanstalten die Überzeu-
gungskraft der föderativen Struktur sehr ge-
schwächt hat. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Trotzdem glaube ich, daß das Problem, das eigent-
lich in seiner Gesamtheit gelöst werden sollte — 
das, was uns heute vorliegt, ist leider nur eine 
unvollendete Symphonie —, sehr viele Schwierig-
keiten aufwirft und insbesondere auch Anlaß zu 
vielen verfassungsrechtlichen Bedenken gibt. Ich 
will diese jetzt nicht mehr dartun, sie sind heute 
schon aufgezeigt worden. Ich bin aber der Über-
zeugung, dadurch, daß die Gebührenregelung im 
§ 39 a des Gesetzes und nicht durch eine Verwal-
tungsvereinbarung mit den Ländern getroffen wird, 
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Dr. Besold  
werden den Ländern nicht die ihnen in der Ver-
fassung garantierten Möglichkeiten gegeben. 

Ich habe mich daher entschlossen, bis zu einer 
Regelung zwischen Bund und Ländern gegen dieses 
Gesetz zu stimmen. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen 
in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der  
Abgeordnete Probst.  

Probst (Freiburg) (DP) : Herr Präsident! Meine  

Damen und Herren! Das Gesetz lief zunächst einmal  

Gefahr, sich in juristischen Verklausulierungen zu  

verlieren. Dabei wurde völlig verkannt, daß es  
Notwendigkeiten gibt, denen man sich nicht immer  

unter Berufung auf die Verfassung entgegenstellen  

kann. In solchen Fällen darf man die Verfassung  

nicht spitzfindig nur nach ihrem Wortlaut auslegen,  

sondern muß ihren Sinn ermitteln. Die Regelung,  
die durch dieses Gesetz getroffen wird, verstößt auch  

nach Auffassung der Deutschen Partei keineswegs  

gegen die föderale Ordnung. Denn Föderalismus  
heißt, daß  nach dem  Prinzip der Subsidiarität das,  

was die Länder mangels Kompetenz, mangels Geld 
oder mangels Fähigkeit nicht lösen können, an den 
Bund, an die nächsthöhere Ordnung, abgegeben 
wird. Ohne Zweifel sind doch den beiden Anstalten, 
deren Schaffung nach diesem Gesetz vorgesehen 
ist, Aufgaben gestellt, die den Rahmen der Länder 
weit übersteigen. 

Was wir bedauern, ist, daß nicht zur selben Zeit 
auch das Fernsehproblem geregelt worden ist. Aber 
genau das, was nun die Opposition auf der einen 
Seite befürchtet, daß nämlich mit der Verabschie-
dung dieses Gesetzes das Präjudiz geschaffen wird, 
auch das Fernsehproblem zu regeln, begrüßen wir, 
weil wir wirklich glauben, daß auch das neue Fern-

sehprogramm keine Verzögerung mehr erfahren 
darf, 

(Beifall) 

so wie wir es bei der ersten Lesung des Gesetzes 
schon verlangt haben, daß das zweite Programm in 
möglichst großer Unabhängigkeit und vor allen 
Dingen schnell kommen muß. Um diesem zweiten 
Fernsehprogramm den Weg frei zu machen, stimmen 
wir jetzt diesem Gesetz zu, wenn es, wie gesagt, 
auch nur einen Teil des ganzen Fragenkomplexes 
vorweg regelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und 
der DP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und  
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

(Abg. Wittrock: Es ist noch eine Äuße-
rung der Bundesregierung fällig!) 

Ich kann niemanden zwingen, zu sprechen. Manch-
mal wäre es mir allerdings lieber, ich könnte mal 
jemanden zwingen zu schweigen. Das kann ich auch 
nicht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung der dritten 
Beratung. Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — 

(Beifall bei der SPD.) 

Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Gegen die 
Stimmen der Sozialdemokraten und drei Stimmen 
rechts angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit stehen wir 
pünktlich am Ende der heutigen Tagesordnung. Ich 
berufe die nächste Sitzung auf morgen, Donnerstag, 
den 30. Juni, 10 Uhr, ein. Die Sitzung ist geschlos-
sen. 

(Schluß: 21.02 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Graf Adelmann 2. 7. 
Dr. Becker (Hersfeld) 2. 7. 
Benda 2. 7. 
Bergmann* 2. 7. 
Berkhan* 2. 7. 
Birkelbach* 2. 7. 
Dr. Birrenbach* 2. 7. 
Dr. Böhm 2. 7. 
Frau Brauksiepe 2. 7. 
Brüns 2. 7. 
Dr. Bucerius 29. 6. 
Dr. Burgbacher* 2. 7. 
Corterier 2. 7. 
Dr. Deist* 2. 7. 
Deringer* 2. 7. 
Dopatka 2. 7. 
Dröscher 2. 7. 
Dr. Eckhardt 29. 6. 
Eilers (Oldenburg) 2. 7. 
Eisenmann 2. 7. 
Engelbrecht-Greve* 2. 7. 
Frau Engländer 2. 7. 
Etzenbach 29. 6. 
Even (Köln) 2. 7. 
Dr. Friedensburg* 2. 7. 
Dr. Furler* 2. 7. 
Geiger (München)* 2. 7. 
Dr. Greve 2. 7. 
Hahn* 2. 7. 
Frau Herklotz 30. 6. 
Holla 2. 7. 
Illerhaus* 2. 7. 
Jacobi 29. 6. 
Jahn (Frankfurt) 2. 7. 
Kalbitzer* 2. 7. 
Dr. Kempfler 29. 6. 
Frau Klemmert 2. 7. 
Koenen (Lippstadt) 2. 7. 
Dr. Kohut 29. 6. 
Dr. Kopf* 2. 7. 
Dr. Kreyssig* 2. 7. 
Kühlthau 2. 7. 
Dr. Leiske 29. 6. 
Lenz (Brühl) * 2. 7. 
Dr. Lindenberg* 2. 7. 
Lücker (München)* 2. 7. 
Maier (Freiburg) 2. 7. 
Margulies* 2. 7. 
Metzger* 2. 7. 
Müller-Hermann* 2. 7. 
Odenthal* 2. 7. 
Dr. Philipp* 2. 7. 
Dr. Preusker 2. 7. 
Frau Dr. Probst 2. 7. 
Rademacher 2. 7. 
Rasch 2. 7. 

* für die Teilnahme an der Tagung des Europäischen 
Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Richarts* 2. 7. 
Sander 2. 7. 
Scharnberg 29. 6. 
Scheel* 2. 7. 
Dr. Schild* 2. 7. 
Dr. Schmidt (Gellersen)* 2. 7. 
Schmidt (Hamburg)* 2. 7. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 20. 7. 
Schultz 2. 7. 
Schüttler 2. 7. 
Dr. Starke* 2. 7. 
Storchs  2. 7. 
Sträter* 2. 7. 
Frau Strobel* 2. 7. 
Dr. Wahl 29. 6. 
Frau Dr. h. c. Weber (Essen) 2. 7. 
Weinkamm* 2. 7. 
Frau Wessel 2. 7. 
Frau Wolff 29. 6. 
Dr. Zimmermann 8. 7. 

Anlage 2 

Neugestaltung der Fragestunde 

1. Jeder Abgeordnete ist berechtigt, kurze Münd-
liche Anfragen an die Bundesregierung zu rich-
ten. Die Anfragen sind dem Präsidenten (An-
tragsannahmestelle) in dreifacher Ausfertigung 
einzureichen. 

2. Ein Abgeordneter ,darf zu ,den Fragestunden 
einer Woche nicht mehr als drei Mündliche 
Anfragen einreichen. 

3. Jede Plenarsitzung beginnt mit einer Frage-
stunde. 

Wenn es  die  Zahl der eingegangenen Anfragen 
erfordert, wird auch am Donnerstag jeder Ple-
narwoche eine Fragestunde angesetzt. Der Prä-
sident kann auch in dritten Wochen am Mitt-
woch und Donnerstag jeweils eine Fragestunde 
ansetzen, wenn es die Zahl der vorliegenden 
Anfragen erfordert. Die zusätzlichen Fragestun-
den beginnen jeweils um 14.30 Uhr. 

4. Die Fragestunde darf 60 Minuten nicht über-
schreiten. 

5. Zulässig sind Einzelfragen aus dem Bereich ,der 
Verwaltung, soweit ,die Bundesregierung un-
mittelbar oder mittelbar verantwortlich ist, und 
Einzelfragen aus dem Bereich der  Bundespolitik. 

6. Die Anfragen müssen kurz gefaßt sein und eine 
kurze Beantwortung ermöglichen. 

7. Eine Anfrage darf nur eine konkrete Frage 
enthalten. Sie darf nicht in mehrere Unterfragen 
unterteilt werden. 

8. Anfragen, die den Nummern 1 bis 7 nicht ent-
sprechen, gibt der Präsident zurück. Sie werden 
in die Liste der Anfragen zur Fragestunde erst 
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aufgenommen, wenn  der  Präsident sie für zu-
lässig erklärt hat. 

9. Die Anfragen müssen so rechtzeitig eingereicht 
werden, daß sie der Bundesregierung drei Tage 
vor der Fragestunde, in der die Beantwortung 
stattfinden soll, zugestellt werden können. 

Es müssen somit eingehen 

a) Anfragen, die am Mittwoch oder Donners-
tag beantwortet werden sollen, am voran-
gehenden Freitag bis 17 Uhr, 

b) Anfragen, die am Freitag beantwortet wer-
den sollen, am vorangehenden Montag bis 
17 Uhr. 

Der Präsident kann ausnahmsweise Anfragen 
von offensichtlich dringendem öffentlichem In-
teresse für die Fragestunde zulassen, wenn sie 
spätestens bis 12.00 Uhr mittags am Tag vor 
einer Fragestunde ihm vorgelegt werden. Nr. 2 
bleibt unberührt. 

10. Die Anfragen werden nach Ressorts zusammen-
gestellt. 

11. Der Präsident bestimmt, in welcher Reihenfolge 
die Anfragen aufgerufen werden. 

12. Anfragen, die in den Fragestunden einer Woche 
nicht beantwortet werden, werden von der 
Bundesregierung schriftlich beantwortet. 

13. Jeder Abgeordnete kann bei 'Einreichung seiner 
Anfragen erklären, daß er mit der schriftlichen 
Beantwortung einverstanden ist. Auch dann ist 
er nicht berechtigt, mehr als drei Anfragen zu 
den Fragestunden einer Woche zu stellen. 
Zusatzfragen zu schriftlichen Antworten sind 
nicht zulässig. Es bleibt dem Abgeordneten 
überlassen, diese Fragen als selbständige An-
fragen zur Fragestunde der nächsten Woche 
einzubringen. 

14. Ein Abgeordneter ist berechtigt, wenn die An-
frage mündlich beantwortet wird, bis zu zwei 
Zusatzfragen zu stellen. 

Auch bei den Zusatzfragen darf es sich nur um 
eine einzelne, nicht unterteilte Frage handeln. 

Zusatzfragen dürfen keine Feststellungen oder 
Wertungen enthalten. 

15. Der Präsident kann weitere Zusatzfragen durch 
andere Mitglieder des Hauses zulassen. Sie sol-
len ihm vor Beginn der Fragestunde angekün-
digt werden. Die ordnungsgemäße Abwicklung 
der Fragestunde darf dadurch nicht gefährdet 
werden. 

16. Zusatzfragen müssen in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen. 

17. Der Präsident ruft die Nummer der Anfrage und 
den Namen des anfragenden Abgeordneten auf. 
Anfragen dürfen nur aufgerufen werden, wenn 
der anfragende Abgeordnete anwesend ist oder 
dem Präsidenten mitgeteilt hat, welches Mit-
glied des Hauses ihn vertritt. Ist der Anfra-
gende nicht anwesend und ist auch kein Ver-
treter benannt, wird die Anfrage von der Bun-
desregierung schriftlich beantwortet. 

18. Ist der zuständige Bundesminister oder sein 
Vertreter nicht anwesend, wird die Anfrage zu 
Beginn der Fragestunde aufgerufen, in der er 
oder sein Vertreter anwesend sind. 

19. Anfragen, bei denen sich der Fragesteller mit 
schriftlicher Beantwortung einverstanden er-
klärt hat, werden in den Sitzungsbericht zu-
sammen mit der schriftlich erteilten Antwort 
aufgenommen. Die Anfragen und die schriftlich 
erteilten Antworten erscheinen in dem Sitzungs-
bericht an der Stelle, an der sie erscheinen wür-
den, wenn die Anfrage mündlich beantwortet 
worden wäre. 

Antworten auf Anfragen, die von der Bundes-
regierung wegen Abwesenheit des Fragestellers 
nicht beantwortet werden konnten, werden in 
der Anlage zum Sitzungsbericht abgedruckt. 

Anlage 3 	 Umdruck 673 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des von Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über den Rund-
funk (Drucksachen 1434, 1956). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 4 erhält folgende neue Fassung: 

„§ 4 

Verlautbarungsrecht 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
haben das Recht, Gesetze, Verordnungen und Ver-
lautbarungen ihren Aufgaben entsprechend durch 
den Rundfunk bekanntzugeben. Hierfür ist ihnen die 
erforderliche Sendezeit unverzüglich einzuräumen." 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Zoglmann 
Freiherr von Mühlen 
Dr. Mende und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 674 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP zur zweiten Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über eine Rentenversicherung der Handwerker 
(Handwerkerversicherungsgesetz — HVG) (Druck-
sachen 993, 1379). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 4 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „für die 
Dauer" ersetzt durch die Worte „bis zum 
Ablauf". 

b) In Nummer 2 werden hinter dem Wort „Lehr-
lings" eingefügt die Worte „oder eines Ver-
wandten ersten Grades". 

2. In § 5 werden die Absätze 2, 6 und 7 gestrichen. 
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3. § 5 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Beiträge pflichtversicherter Hand-
werker werden von dem Träger der Renten-
versicherung der Arbeiter eingezogen." 

b) folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Die Beitragsentrichtung hat jeweils 
am Ende jedes Kalendermonats für diesen 
Monat, in den Fällen des § 4 Abs. 5 am Ende 
der Kalendermonate mit gerader Ordnungs-
zahl zu erfolgen. 

(5) Die Handwerkskammern haben den 
Versicherungsträgern und den Einzugsstellen 
Einblick in die Handwerksrolle zu gewähren 
und ihnen die Anmeldungen und Löschungen 
mitzuteilen. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung bestimmt mit Zustim-
mung des Bundesrates Art und Umfang der 
Mitteilungen der Handwerkskammern." 

4. § 5 b wird gestrichen. 

5. In § 7 wird folgender Absatz 3 a eingefügt: 

„(3 a) Witwen und Witwer, die nach dem 
Tode ihres Ehegatten dessen Handwerksbetrieb 
fortführen und nach § 33 Abs. 1 der Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes 
über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk vom 13. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1255) versicherungspflichtig waren, jedoch 
auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 4 dieses Gesetzes 
versicherungsfrei werden, können die Versiche-
rung freiwillig fortsetzen. § 8 Abs. 3 dieses Ge-
setzes gilt." 

6. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden hinter dem Wort „gilt" 
eingefügt die Worte „bei Anwendung des 
§ 1314 der Reichsversicherungsordnung und 
des § 93 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes". 

b) In Satz 2 werden die Worte „oder zu dem 
maßgebenden Zeitpunkt gegolten haben" 
gestrichen. 

7. § 9 Abs. 3 wird gestrichen. 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 tritt an die Stelle des „30. Juni 
1960" der „31. Dezember 1961" und werden 
die Worte „es sei denn, daß Beiträge auf 
Grund dieses Gesetzes entrichtet sind" ge-
strichen. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

9. Dem § 10 a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 tritt 
im Saarland an die Stelle der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte die Landesversiche-
rungsanstalt für das Saarland." 

10. Folgender § 10 b wird eingefügt: 

„§ 10 b 

Der in § 1389 der Reichsversicherungsordnung 
in der Fassung des Gesetzes über Bundes-
zuschüsse und Gemeinlast vom 28. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 199) festgesetzte Bundes-
zuschuß erhöht sich, der in § 116 des Angestell-
tenversicherungsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes über Bundeszuschüsse und Gemein-
last vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S.199) 
festgesetzte Bundeszuschuß ermäßigt sich um 
7,9 vom Hundert des Bundeszuschusses der 
Rentenversicherung der Angestellten im Jahre 
1961." 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 4 und Absatz 2 Nr. 3 werden 
gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,(3) 1. Artikel 2 § 36 Abs. 3 des Arbeiter-
rentenversicherungs - Neuregelungs-
gesetzes in der Fassung des Ge-
setzes über Bundeszuschüsse und 
Gemeinlast vom 28. März 1960 (Bun-
desgesetzbl. I S. 199) erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Von den Aufwendungen für 
den Sonderzuschuß erstattet der Bund 
den Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter im Jahre 1962 den Be-
trag von 172 Millionen Deutsche 
Mark und in den folgenden neun 
Jahren einen Betrag, der jeweils um 
17,2 Millionen Deutsche Mark gerin-
ger ist als im Vorjahr." 

2. Artikel 2 § 35 Abs. 3 des Ange-
stelltenversicherungs - Neuregelungs-
gesetzes in der Fassung des Gesetzes 
über Bundeszuschüsse und Gemein-
last vom 28. März 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 199) erhält folgende 
Fassung: 

„ (3) Von den Aufwendungen für 
den Sonderzuschuß erstattet der Bund 
der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte im Jahre 1962 den Be-
trag von 45 Millionen Deutsche Mark 
und in den folgenden neun Jahren 
einen Betrag, der jeweils um 4,5 Mil-
lionen Deutsche Mark geringer ist als 
im Vorjahr." ' 

c) Als Absatz 3 a wird eingefügt: 

„(3 a) Das Reichsknappschaftsgesetz wird 
wie folgt ergänzt: 

1. In § 30 Abs. 1 Nr. 4 werden ein-
gefügt hinter „Arbeitgeber" die 
Worte „oder eine Nebentätigkeit" 
und angefügt die Worte „oder in 
der Nebentätigkeit". 
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2. In § 104 Abs. 2 wird folgender 
Satz 2 eingefügt: 

„Dabei gelten Beiträge für Zeiten 
vor dem 1. Januar 1923, in denen 
der Versicherte als Angestellter 
beschäftigt war, als Beiträge zur 
Rentenversicherung der Ange-
stellten." 

12. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1962 in Kraft." 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Arndgen und Fraktion 
Frau Kalinke und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 675 

Änderungsantrag der Fraktion der DP zur 
zweiten Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
eine Rentenversicherung der Handwerker (Hand-
werkerversicherungsgesetz — HVG) (Drucksachen 
993, 1379). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 2 Abs. 1 ist die Nr. 6 zu streichen. 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Frau Kalinke und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 676 

Änderungsantrag der Abgeordneten Lange 
(Essen), Frau Döhring, Geiger (Aalen), Killat (Unter-
bach), Frau Strobel und Genossen zur zweiten Be-
ratung des von der Fraktion der CDU/CSU ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über eine Ren-
tenversicherung der Handwerker (Drucksachen 993, 

1379) . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 2 Abs. 1 Nr. 6 wird gestrichen. 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Lange (Essen) 
Frau Döhring 
Geiger (Aalen) 
Killat (Unterbach) 
Frau Strobel 
Börner 
Büttner 
Frau Korspeter 
Rohde 
Frau Schanzenbach 
Scharnowski 

Anlage 7 	 Umdruck 677 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 

zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über den 
Rundfunk (Drucksachen 1434, 1956). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 2 a wird eingefügt: 

„ (2 a) Den Kirchen und den anderen über 
das ganze Bundesgebiet verbreiteten Reli-
gionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
sind auf Wunsch angemessene Sendezeiten 
für die Übertragung gottesdienstlicher Hand-
lungen und Feierlichkeiten sowie sonstiger 
religiöser Sendungen, auch solcher über Fra-
gen ihrer öffentlichen Verantwortung, zu ge-
währen. 

Mit den israelitischen Kultusgemeinden sind 
entsprechende Vereinbarungen zu treffen." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „die 
über das ganze Bundesgebiet verbreiteten 
Kirchen und anderen Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts" ersetzt durch die 
Worte „den Kirchen und ,den anderen über 
das ganze Bundesgebiet verbreiteten Re li-
gionsgesellschaften des öffentlichen Rechts". 

2. In § 19 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund" ersetzt durch die 
Worte „den Gewerkschaften". 

 

3. § 46 wird gestrichen. 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Dr. Krone und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 678 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der CDU/CSU-Fraktion 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über eine 
Rentenversicherung der Handwerker Handwerker-
versicherungsgesetz — HVG) (Drucksachen 993, 
1379) . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Hinter § 5 wird ein neuer § vor 5 a mit folgender 
Fassung eingefügt: 

„§ vor 5 a 

Der Bund leistet zu den Ausgaben der Renten-
versicherung der Handwerker einen Zuschuß. Der 
Zuschuß des Bundes wird für jedes Kalenderjahr 
in der Höhe festgesetzt, daß sein Anteil an den 
Rentenausgaben in der Rentenversicherung der 
Handwerker dem Anteil des Zuschusses des Bundes 
an den Rentenausgaben in der Rentenversicherung 
der Arbeiter entspricht." 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 9 	 Umdruck 682 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Einführung 
von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts Im 
Saarland (LA-EG-Saar) (Drucksachen 1744, 1914). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 12 Abs. 1 wird Satz 2 erster Halbsatz wie folgt 
gefaßt: 

„Bei der Anrechnung auf die Hauptentschädigung 
ist derjenige Teil, der nach saarländischen Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften für Hausratsver-
lusten gewährten Vorauszahlungen, der 3000 Deut-
sche Mark nicht übersteigt, nicht zu berücksichti-
gen;" 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Dr. Rutschke 
Dr. Mende und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 687 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
eine Rentenversicherung der Handwerker (Hand-
werkerversicherungsgesetz — HVG) (Drucksachen 
993,   1379). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 1 Abs. 1 Nummer 1 wird das Wort „zwei-
hundertsechzehn" durch das Wort „einhundert-
achtzig" ersetzt. 

2. § 5 Abs. 2 zweiter Halbsatz und Satz 2 werden 
gestrichen. 

3. § 5 b wird gestrichen. 

Bonn, ,den 28. Juni 1960 

Frau Friese-Korn 
Weber (Georgenau) 
Mischnick und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 688 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über den 
Rundfunk (Drucksachen 1434, 1956) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der bisherige Wortlaut des § 4 erhält die Be-
zeichnung Absatz 1; folgender Absatz 2 wird 
angefügt: 

„(2) Sprechen Angehörige der Regierung oder 
ihre Beauftragten im Rahmen der den Regierun-
gen zur Verfügung gestellten Sendezeiten zu 
Fragen, die Gegenstand des politischen Mei-
nungsstreites zwischen den Parteien sind, so 
haben die in § 5 bezeichneten Parteien, die 
einen davon abweichenden Standpunkt vertre-
ten, das Recht auf entsprechende Sendezeit zur 
Darlegung ihrer Stellungnahme." 

2. In § 5 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Wenn Vertretern der politischen Parteien 
und der verschiedenen religiösen, weltanschau-
lichen und wirtschaftlichen Richtungen ein-
schließlich der Vertreter der Organisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer Gelegenheit zur 
Aussprache gegeben wird, so ist ihnen die Mög-
lichkeit der Rede und Gegenrede unter jeweils 
gleichen Bedingungen zu gewähren. Einen An-
spruch auf Teilnahme an solcher Aussprache 
haben nur die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
politischen Parteien, die Kirchen und die über 
das ganze Bundesgebiet verbreiteten Religions-
gesellschaften des öffentlichen Rechts sowie 
über das ganze Bundesgebiet verbreitete Orga-
nisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer." 

3. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Rundfunkrat besteht aus sechsund-
dreißig Mitgliedern. Fünfzehn Mitglieder wer-
den vom Deutschen Bundestag auf der Grund-
lage der Verhältniswahl für vier Jahre gewählt. 
Fünf Mitglieder werden von der Bundesregie-
rung, elf Mitglieder von den Landesregierungen 
und je ein Mitglied von der evangelischen 
Kirche, der katholischen Kirche, dem Zentralrat 
der Juden in Deutschland, der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund für vier 
Jahre benannt." 

4. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben 
Mitgliedern. Sie werden vom Rundfunkrat mit 
Zweidrittelmehrheit für vier Jahre gewählt" 

5. In § 26 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

Bonn, den 28. Juni 1960 

Ollenhauer und Fraktion 
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